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Stellungnahme zum Entwurf des Zehnten Staatsvertrages 
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
 

Die folgende Stellungnahme unternimmt keine Gesamtbewertung, sondern geht nur auf Punk-
te ein, bei denen aus wissenschaftlicher Perspektive Anregungen gegeben werden können.  

 

1. Plattformbetreiber – Definition und Regelungen  

1.1. Definition, § 2 Abs. 2    
Der Entwurf greift das Phänomen auf, dass sich zwischen die Veranstalter von Rundfunk 
bzw. die Anbieter von Telemedien und die Nutzer zusätzlich zu dem Betrieb von Übertra-
gungswegen in vielen Fällen weitere Dienstleistungen schieben, die mit dem Sammelbegriff 
„Plattformbetrieb“ bezeichnet werden. Sie können Einfluss auf die Chancen haben, dass ein 
Inhalt tatsächlich übertragen wird und sind dementsprechend im Hinblick auf die Regulie-
rungsziele des Rundfunkstaatsvertrags relevant und möglicherweise regulierungsbedürftig.  

Es ist hilfreich, sich die Ziele noch einmal vor Augen zu rufen, um Über- oder Unterregulie-
rung zu verhindern. Dies sind vor allem kommunikative, von Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 
Grundgesetz geprägte Ziele:  

� Kommunikative Chancengerechtigkeit: Es soll möglichst ausgeschlossen werden, dass 
mit der Beherrschung ökonomischer oder technischer Ressourcen Einfluss auf die Kom-
munikationschancen ausgeübt wird.  

� Vielfalt: Die Nutzer sollen auf jedem Übertragungsweg für Rundfunk ein vielfältiges An-
gebot erhalten. Bislang ist das Rundfunkrecht auf die Hauptwege des Zugangs konzent-
riert, da andere bedeutungslos waren. Ob und inwieweit eine Vielfaltpflege für alle denk-
baren Wege sachgerecht ist, wäre zu prüfen; verfassungsrechtlich zulässig dürfte sie sein; 
allerdings ist der Vielfalt nicht gedient, wenn in neue „Plattformen“ nicht investiert wird, 
weil wegen der Vielfaltregulierung nicht genug Spielräume bestehen.   

� Verhinderung vorherrschender Meinungsmacht: Der Einfluss Einzelner auf Kommu-
nikationschancen muss begrenzt bleiben, egal durch welchen Dienst er sich vermittelt 
(nach der derzeitigen Konstruktion besteht dabei die Voraussetzung, dass auch Einfluss 
auf Rundfunk gegeben sein muss, damit die §§ 26 ff. RStV greifen).  

Der Entwurf versucht, für Plattformbetreiber übergreifende Regelungen zu finden. Dies ist 
voraussetzungsvoll, da Plattformbetreiber ganz unterschiedlich strukturiert sein können. Sie 
nutzen unterschiedliche Übertragungswege und unterschiedliche Übertragungsstandards 
(Breitbandkabel, Vermittlungsnetze, Satellit, DVB-T, DVB-H, DMB, IPTV, Webcasting), die 
Plattformen können eine exklusive Stellung haben oder es sind noch andere Angebote auf 
demselben Empfangsweg empfangbar und es können unterschiedliche Dienstleistungen verti-
kal integriert sein wie Netzbetrieb, Zuordnung von Übertragungskapazitäten, technische Bün-
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delung der Programme, Bündelung für die Aufmerksamkeit der Nutzer, gemeinsame Ver-
marktung, Kundenzugang durch Mobilfunk. Schließlich können Plattformen ein Conditonal 
Access System nutzen oder offen sein. 

Der Vorschlag eines Regelungsrahmens, der unterschiedliche Plattformbetreibermodelle in 
gleicher Weise erfasst, unterstellt, dass diese im Hinblick auf die Regelungsziele eher einheit-
lich als unterschiedlich zu regulieren sind. Dies ist zumindest zu hinterfragen. 

Die Einflussmöglichkeiten, die ein Plattformbetreiber auf die kommunikativen Chancen im 
Rundfunkmarkt hat, hängen stark davon ab, ob auf der einen Seite die Veranstalter und An-
bieter und auf der anderen die Nutzer Ausweichmöglichkeiten haben, ob also Plattformwett-
bewerb denkbar erscheint oder nicht. Insofern sind – dies kann man derzeit auch beobachten – 
offene Webcasting-Plattformen in einer völlig anderen Wettbewerbssituation als etwa der 
Betreiber einer Plattform für DVB-H, dem entsprechende Kapazitäten zugewiesen sind (da 
Alternativkapazitäten in naher Aussicht nicht zur Verfügung stehen) und die Mobilfunkanbie-
ter, die den Zugang zu DVB-H-Angeboten vermitteln und dabei über die Möglichkeit der 
Subventionierung von Endgeräten verfügen, wodurch ihre Marktmacht erhöht wird. Anbieter 
von Webcasting-Plattformen werden ohne regulatives Eingreifen in der Bundesrepublik Prob-
leme haben, überhaupt Rundfunkveranstalter oder auch Anbieter von Telemedien zu motivie-
ren, sich über ihre Plattform verbreiten zu lassen. Bei DVB-H haben die Plattformbetreiber 
eine deutlich bessere Verhandlungsposition. 

Jede Plattformregulierung interveniert also in die Marktbeziehungen zwischen Plattforman-
bieter auf der einen und Anbieter von Inhalten auf der anderen Seite, bei ganz unterschiedli-
chen Ausgangspositionen. 

Eine Möglichkeit bestünde darin, bei dieser Ausgangsposition zunächst noch auf eine einheit-
liche Plattformbetreiberregulierung zu verzichten, bis deutlicher wird, an welchen Stellen 
tatsächlich Risiken für die oben genannten Regulierungsziele bestehen. Eine andere wäre, die 
Definition so zuzuschneiden, dass sie möglichst nur die Plattformen erfasst, bei denen tatsäch-
lich Einflusspotential im Hinblick auf die Regulierungsziele gegeben ist. Schließlich ist noch 
eine weite Definition denkbar, die mit Differenzierungen bei den einzelnen Regelungen ver-
bunden ist. 

Betrachtet man die für Plattformen vorgesehenen Regeln, so kann man feststellen, dass sie 
zum Teil auf eine Machtstellung des Plattformbetreibers abstellen: Indem der Plattformbetrei-
ber festlegt, welche Programme und Telemedien über seine Plattform zugänglich sind, hat er 
zum einen Einfluss auf das Angebot, das den Nutzern zur Verfügung steht, und bestimmt zum 
anderen die Konditionen der Verbreitung gegenüber den Programmveranstaltern und den An-
bietern von Telemedien. Auf den ersten Aspekt reagieren die Belegungsvorgaben in § 52b 
und die Vorgabe in § 52c Abs. 1 S. 1. Der zweite Aspekt wird durch die Diskriminierungs-
verbote in § 52a Abs. 3 und § 52c Abs. 1 S. 2 adressiert.  

Allerdings haben nicht alle Plattformbetreiber eine Machtstellung: 

� Inwieweit die Vielfalt der Angebote betroffen ist, die dem Nutzer zur Verfügung steht, 
hängt davon ab, ob und unter welchen Voraussetzungen der Nutzer neben den Angeboten 
auf der Plattform Zugriff auf weitere Plattformen oder Einzelprogramme hat. 

� Die Konditionen der Verbreitung können von den Programmveranstaltern und Anbietern 
von Telemedien mitbestimmt werden, wenn alternative Plattformen in Betracht kommen. 
Neben der Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen Alternativplattformen einen 
Weg darstellen, um die Nutzer zu erreichen, ist hierbei relevant, inwieweit der Plattform-
anbieter marktbeherrschend ist, da in diesem Fall ein Ausweichen für die Programmver-
anstalter und Anbieter von Telemedien nur schwer möglich ist. 
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1.1.1. Anknüpfungspunkt für Belegungsvorgaben 
Für die Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen der Nutzer neben den Angeboten auf 
der Plattform Zugriff auf weitere Plattformen oder Einzelprogramme hat, ist der jeweilige 
Rundfunkempfangsweg zu betrachten. Dabei spielt es zwar – wie in § 52b Abs. 3 vorgesehen 
– eine Rolle, ob weitere Plattformen/Programme über das Endgerät zugänglich sind. Aller-
dings stellt sich zunächst die Frage, auf welches Endgerät abzustellen ist. Das bloße Darstel-
lungsgerät (etwa Fernsehgerät) ist es nicht, da unzweifelhaft Kabel, Satellit und DVB-T un-
terschiedliche Empfangswege darstellen, aber dasselbe Gerät genutzt wird. Außerdem spielen 
Decoder eine wichtige Rolle, allerdings kann es möglich sein, neben den zu decodierenden 
Programmen weitere Programme frei zu empfangen, so dass der Einsatz des Decoders nicht 
zu einer Verknappung des vom Nutzer empfangbaren Gesamtangebots führen muss. Erheb-
lich ist vor allem die benötigte Infrastruktur (Kabel, DSL-Anschluss, Satellitenschüssel). 

Zusätzlich besteht das Problem, dass nicht jede Plattform an konkrete Endgeräte gekoppelt ist. 
So besteht das derzeit diskutierte DVB-H Modell darin, dass der Plattformbetreiber keine di-
rekte Endkundenbeziehung hat, sondern die Programmpakete an Mobilfunkanbieter (auch 
solche ohne eigenes Netz) veräußert, die wiederum den Zugang des Endkunden zu den Pro-
grammen ermöglichen. Es kann daher zu der Situation kommen, dass einige Endgeräte den 
Empfang zusätzlicher Programme ermöglichen und andere nicht. Hier kann daher nicht von 
„dem Endgerät“ gesprochen werden. Außerdem ist die Ausgestaltung des Endgeräts ein pri-
mär telekommunikationsrechtlicher Aspekt (vgl. § 48 TKG; siehe aber auch 1.3.2.).   

Sinnvoller erscheint es, die Betrachtung der Konfiguration der Endgeräte von der Betrachtung 
des grundsätzlich verfügbaren Angebots zu trennen. Must-Carry-Regeln sind dann nicht er-
forderlich, wenn Vielfalt über das verfügbare Gesamtangebot auf einem Empfangsweg ge-
währleistet ist. Können die Nutzer die den Belegungsvorgaben entsprechenden Angebote jen-
seits der Plattform über den jeweiligen Empfangsweg empfangen, bedarf es insoweit nicht in 
gleichem Maß einer Vielfaltsicherung wie beim Hauptempfangsweg. 

Demgegenüber besteht bei Kabelbetreibern die Notwendigkeit einer Vielfaltsicherung, da sie 
im jeweiligen Gebiet eine monopolartige Stellung haben (und Satellit, DVB-H etc. von der 
Kabelverbreitung zu unterscheidende Empfangswege darstellen).  

Bei TV over DSL existieren zwar verschiedene Anbieter (Telekom, Hansenet, Arcor). Aller-
dings ist das TV over DSL-Angebot an das Angebot eines DSL-Zugangs gekoppelt, so dass 
auch hier der Nutzer nicht beliebig wechseln kann. Webcasting-Angebote sind keine Alterna-
tive für den Nutzer, da diese keine TV over DSL vergleichbare Qualität aufweisen. Während 
Webcasting (auch „Internet TV“ genannt“) ein „Best-Effort“-Dienst ist, setzt TV over DSL 
(auch „IPTV“ genannt“) eine  gewisse Dienstgüte voraus, nämlich eine konstante garantierte 
Bitrate.  

Bei offenen Webcasting-Angeboten im Internet (die nach der Definition im Entwurf erfasst 
wären, da auch hier digitale Datenströme existieren) ist eine Vielfaltspflege hingegen nicht 
angezeigt. Da die Nutzer über das Internet (konkurriende Webcasting-Angebote, eigene An-
gebote der Programmveranstalter) weitere Programme empfangen können, bedarf es keiner 
Belegungsregelungen.  

Reine Bouquetbilder (etwa beim Pay-TV) wären ebenfalls nicht in Belegungsregime einzube-
ziehen, da der Nutzer ohne weiteres daneben Free-TV-Angebote und andere Pay-TV-
Angebote empfangen kann. 

Legt man bei den Belegungsvorgaben das Kriterium zugrunde, ob die Nutzer die den Bele-
gungsvorgaben entsprechenden Angebote jenseits der Plattform über den jeweiligen Emp-
fangsweg empfangen können (s. u. 1.2.4), bedarf es in der Definition nicht der Einschränkung 
„Zurverfügungstellung digitaler Übertragungskapazitäten oder digitaler Datenströme“. Diese 
Begrifflichkeiten stellen zu sehr auf aktuelle Phänomene ab (DVB-H und IPTV). Es erscheint 
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besser, eine weite Definition zu wählen und dann bei den jeweiligen Bestimmungen zu diffe-
renzieren. 

1.1.2. Anknüpfungspunkt für die Kontrolle der Konditionen der Verbrei-
tung 
Für das Verhältnis zwischen Plattformbetreibern und Rundfunkveranstaltern und Anbietern 
von Telemedien ist hingegen entscheidend, ob es sich um marktbeherrschende Plattformen 
handelt. Betreiber von Übertragungswegen (Kabelbetreiber, Betreiber drahtloser Übertra-
gungskapazitäten etc.) haben in vielen Fällen eine marktbeherrschende Stellung. Aber auch 
Programmbündler wie Pay-TV-Anbieter können eine marktbeherrschende Stellung inneha-
ben. Daher erscheint es sinnvoll, die Plattformdefinition nicht auf die Zurverfügungstellung 
von Übertragungskapazitäten zu beschränken. Bei der Frage der Marktbeherrschung kann an 
die kartellrechtlich Terminologie angeknüpft werden. 

Allerdings ist nicht bei allen Diskriminierungsverboten auf die Frage der Marktbeherrschung 
abzustellen. Soweit es darum geht, dafür Sorge zu tragen, dass die durch Belegungsregeln 
Begünstigten auch zu nichtdiskriminierenden Bedingungen Zugang zur jeweiligen Plattform 
haben (§ 52a für Abs. 3 S. 2 – 5), kommen als Adressaten von Diskriminierungsverboten nur 
die nach § 52b Verpflichteten in Betracht (unabhängig von der Frage der Marktbeherrschung).  

1.1.3. Definitionsvorschläge 
Um die unter 1) und 2) dargestellten Machtstellungen abbilden zu können, bietet sich eine 
weite Definition an, die eine Differenzierung bei den einzelnen Regelungen ermöglicht. Um 
klarzustellen, dass auch Programmbouquets (Zusammenfassung von Programmen durch einen 
Anbieter, der selbst keine Übertragungskapazitäten zur Verfügung stellt) unter die Plattfor-
men fallen können, sollte der Begriff in Nr. 9, der vor allem für § 19 RStV relevant ist, in 
„Eigenprogrammbouquets“ umgeändert werden. 

Die Wendung „als Gesamtangebot“ sollte gestrichen werden, da die Plattform durch das Kri-
terium der „Zusammenfassung“ hinreichend konturiert wird und bei „klassischen“ Übertra-
gungsplattformen wie der Kabelverbreitung unklar ist, ob hier ein Zugänglichmachen „als 
Gesamtangebot“ erfolgt. 

Der unklare Begriff der „Dienste“ sollte durch den Begriff der vergleichbaren Telemedien 
ersetzt werden. Es bietet sich an, letzteren auch in § 2 zu definieren (wobei es entsprechend 
der Rundfunkdefinition „für die Allgemeinheit bestimmt“ heißen sollte). 

Hieraus ergeben sich folgende Definitionsvorschläge: 

§ 2 

[…] 

9.  Eigenprogrammbouquet eine Zusammenfassung von öffentlich-rechtlichen oder 
eigenen privaten Programmen und Diensten, die in digitaler Technik unter einem e-
lektronischen Programmführer verbreitet werden, 

10. Plattform eine Zusammenfassung auch von Programmen oder dem Rundfunk 
vergleichbaren Telemedien Dritter in digitaler Technik mit dem Ziel, diese ande-
ren zugänglich zu machen, 

11. dem Rundfunk vergleichbare Telemedien solche Telemedien, die für die Allge-
meinheit bestimmt sind, 

12.  Rundfunkveranstalter, wer Rundfunkprogramme unter eigener inhaltlicher Verantwor-
tung anbietet.  
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1.2. Belegungsregeln, § 52b  

1.2.1. Anwendungsbereich 
Bei der Frage, welche Plattformen einbezogen werden können, wenn es um die Auferlegung 
von Übertragungspflichten geht, spielt europarechtlich Art. 31 Universaldienstrichtlinie 
(UDRL) eine Rolle. Unabhängig von den unterschiedlichen Rechtsauffassungen, die die 
Kommission und die Bundesrepublik im Hinblick auf die Anforderungen dieser Vorschrift 
vertreten, und auch unabhängig von dem laufenden Revisionsprozess ist darauf hinzuweisen, 
dass Plattformbetreiber nach der geltenden Regelung nur insofern einbezogen sind, als sie im 
Sinne der Richtlinie „Kommunikationsnetze“ betreiben. Die Vorschrift schließt also Bele-
gungspflichten nicht aus, wenn es lediglich um die Zusammenfassung und Vermarktung von 
Programmen geht. Welche Anforderungen an den Begriff des Betriebes von Kommunikati-
onsnetzen zu stellen sind, kann an dieser Stelle nicht abschließend geklärt werden. Es spricht 
aber einiges dafür, dass im hoch relevanten Fall einer rundfunkrechtlichen Zuweisung von 
Übertragungskapazitäten an einen Plattformbetreiber, der selbst nicht Betreiber der Sendean-
lagen ist, Art. 31 UDRL nicht betroffen ist. 

Folgt man der oben vorgeschlagenen Definition, stünde der Auferlegung von Belegungsvor-
gaben für von den Betreibern der Kapazitäten angebotene Plattformen, die kein Hauptübertra-
gungsmittel sind, Artikel 31 UDRL entgegen. In Bezug auf andere Plattformanbieter, die 
nicht Netzbetreiber sind, ist dies zumindest fraglich. Es gibt aber auch unabhängig von Art. 31 
UDRL Gründe, Übertragungswege, die erst im Entstehen begriffen sind und die von den Nut-
zern nur zusätzlich und nicht alternativ zu Hauptübertragungswegen in Anspruch genommen 
werden, von den Belegungsregeln auszunehmen. Auf neuen Märkten besteht die Besonder-
heit, dass es oftmals ein Machtgefälle zu Lasten von Plattform- und Bouquetanbietern und 
zugunsten der Programmveranstalter gibt. Hier besteht das Problem, dass die Programmver-
anstalter, die durch Belegungsvorgaben privilegiert sind, eventuell gar kein Interesse an einem 
Vertragsschluss mit dem Plattformanbieter haben. Zudem können Belegungsvorgaben verhin-
dern, dass sich neue Empfangswege überhaupt entwickeln.  

Es gibt auch keinen zwingenden Grund, solche Übertragungswege, die keine Hauptübertra-
gungswege sind, den gleichen Regeln zu unterwerfen wie letztere, da die Nutzer bereits über 
den zusätzlich genutzten Hauptübertragungsweg ein vielfältiges Angebot empfangen. Von 
einer Vielfaltsicherung für solche Nebenwege völlig abzusehen, ist allerdings mit Blick auf 
die freie Meinungsbildung problematisch.   

Außerdem dürfen bei der Beantwortung der Frage, wann eine erhebliche Zahl von Endnutzern 
diese Netze als Hauptmittel nutzen, nicht zu hohe Anforderungen gestellt werden. Nutzer, die 
ein Netz als Hauptmittel nutzen (die etwa ihren Kabelanschluss zugunsten von TV over DSL 
abmelden), wären anderenfalls von einem den Belegungsvorgaben entsprechenden Angebot 
ausgeschlossen. Soweit sich Nutzer einem neuen Übertragungsweg nicht nur vereinzelt zu-
wenden, ist die Erheblichkeitsschwelle überschritten.  

Nimmt man die Beschränkungen von Art. 31 UDRL in den deutschen Normtext auf und geht 
davon aus, dass nur Übertragungsplattformen einbezogen werden, die von einer erheblichen 
Zahl von Endnutzern als Hauptmittel zum Empfang von Hörfunk- und Fernsehsendungen 
genutzt werden, entsteht eine gewisse Rechtsunsicherheit, weil sich diese Verhältnisse empi-
risch beständig ändern. Hier könnte es zur Rechtssicherheit beitragen, wenn der Staatsvertrag 
eine Ermächtigung für die Landesmedienanstalten – handelnd durch die ZAK – enthielte. Die 
ZAK könnte in regelmäßigen Abständen etwa in einem Strukturpapier festlegen, für welche 
Empfangswege dies gegeben ist. 

Es wird vorgeschlagen, § 52 Abs. 1, der die Anwendbarkeit der §§ 52 ff. pauschal für alle 
Plattformen normiert, zu streichen.  
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Stattdessen sollte in § 52b der folgende Absatz als Abs. 1 eingefügt werden: 

(1) Die Absätze 2 und 3 gelten für Plattformen, soweit es sich bei dem jeweils zugrunde 
liegenden Übertragungsnetz um ein Hauptmittel zum Empfang von Fernsehprogram-
men für eine nicht unerhebliche Zahl von Endnutzern handelt. Die ZAK legt in einer 
Satzung oder Richtlinie fest, welche Plattformen die Voraussetzungen des Satz 1 erfül-
len, und überprüft diese Satzung oder Richtlinie jährlich. 

Für Plattformen, die kein Hauptmittel zum Empfang darstellen, könnte eine spezielle Rege-
lung getroffen werden: 

(4) Anbieter von Plattformen, die nicht unter Absatz 1 fallen, haben auf einem angemes-
senen Teil der Plattform ein vielfältiges Angebot zu gewährleisten. Dabei ist die Ent-
wicklungsgarantie öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu berücksichtigen. Regionale 
Fernsehprogramme sind zu berücksichtigen, soweit dies zumutbar ist.    

1.2.2. Belegungsregeln (Abs. 1 im Entwurf) 
Bei der Anforderung der Belegung „von höchsten einem Drittel“ bleibt unklar, welche Pro-
gramme entfallen, wenn das Drittel ausgeschöpft ist. Außerdem sind nach dem jetzigen Ent-
wurf sämtliche gebührenfinanzierte öffentlich-rechtliche Angebote zu übertragen und nicht 
nur – wie es die geltende Regelung des § 52 vorsieht – die für das jeweilige Land gesetzlich 
bestimmten Angebote. Für den Fall, dass es sich um bundesweite Plattformen handelt, bedarf 
es in Bezug auf die Dritten Programme und die regionalen und lokalen Fernsehprogramme 
einer Sonderregel, da anderenfalls das Drittel schnell ausgeschöpft ist und Regelungen für 
eine dann erforderliche Auswahl unter den Must-Carry-Angeboten fehlen: 

Anbieter bundesweiter Plattformen haben sicherzustellen, dass Übertragungswege für 
regionale Angebote nach Nr. 1 a), Angebote nach 1 b), die Regionalfenster enthalten, 
und Angebote nach 1 c) zur Verfügung stehen, soweit dies zumutbar ist.  

Unklar ist auch, was mit den „Angeboten“ des öffentlich-rechtlichen Rundfunks gemeint ist. 
Soweit es sich nicht um lineare Angebote handelt, die unter den Begriff des Fernsehpro-
gramms fallen, bedarf es keiner Kapazitätszuteilung (etwa bei Abrufdiensten). Die in der bis-
herigen Fassung des § 52 vorgeschriebene Aufnahme der Programmbouquets sollte hingegen 
beibehalten werden.  

Geändert werden sollte auch die Abhängigkeit der Größe des „Can-Carry“-Bereichs von der 
tatsächlichen Größe des Must-Carry-Bereichs. Welche Programme die Rundfunkanstalten 
nach ihren rechtlichen Grundlagen anbieten dürfen, sollte nicht mit der Größe des Can-Carry-
Bereich verknüpft sein. Hier sollte die alte Regelung beibehalten werden. 

Schließlich wird die Vorgängervorschrift des § 52b Absatz 4 des Entwurfes mit gewisser Be-
rechtigung dahingehend kritisiert, dass die Landesmedienanstalten lediglich die Möglichkeit 
haben, anstelle des Plattformbetreibers voll zu belegen. Normen, bei denen kein abgestuftes 
Instrumentarium zur Verfügung steht, laufen oft leer. Hier könnte eine konkrete Beschwer-
demöglichkeit für Rundfunkveranstalter und Anbieter von Telemedien sinnvoll sein. Auch ist 
derzeit umstritten, inwieweit die bei Vielfaltentscheidungen immer vorhandenen Beurtei-
lungsspielräume im Falle des Can-Carry Bereiches von den Landesmedienanstalten vollstän-
dig ausgeübt werden können oder dem Kabelbetreiber verbleiben. Hier erscheint eine Klar-
stellung in der Begründung zur Norm sinnvoll.   
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(4) Die Entscheidung über die Belegung von Plattformen trifft der Anbieter der Plattform. Der 
Anbieter einer Plattform hat die Belegung von Rundfunkprogrammen oder Telemedien der 
zuständigen Landesmedienanstalt spätestens zwei Monate vor ihrem Beginn anzuzeigen. 
Werden die Voraussetzungen des Absatzes 1 bis 3 nicht erfüllt, erfolgt die Auswahl der zu 
verbreitenden Rundfunkprogramme nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und des Landes-
rechts durch die zuständige Landesmedienanstalt. Zuvor ist dem Anbieter einer Plattform eine 
angemessene Frist zur Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen zu setzen. Bei Änderung 
der Belegungen gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. Auf Beschwerde betroffener Rund-
funkveranstalter und Anbieter von Telemedien kann die zuständige Landesmedienan-
stalt auch gemäß § 38 Absatz 2 die Aufnahme einzelner Programme oder Telemedien 
auf die Plattform und die Bedingungen der Aufnahme festlegen.  

1.2.3. Regeln für „kleine Plattformen“ (Abs. 2 im Entwurf)  
Die Regelung des Abs. 2 ist zu unbestimmt, da nicht klar wird, wie eine den Grundsätzen des 
Absatzes 1 entsprechende Regelung aussehen könnte. Hier wird folgende Regelung vorge-
schlagen (dabei wird die Vorgabe, ein Drittel der Kapazität zur Verfügung zu stellen, ohne 
weitere Prüfung auch für kleinere Anlagen zugrunde gelegt): 

(2) Reichen die Gesamtkapazitäten nicht aus, um innerhalb eines Drittels Kapazitäten 
für die Angebote nach Absatz 1 Nr. 1 zur Verfügung zu stellen, so sind eines der Pro-
gramme nach Nr. 1 b) und zwei  Angebote nach Nr. 1 c) aufzunehmen. Die Anzahl der 
Angebote nach Nr. 1 a) richtet sich nach der verbleibenden Kapazität nach Abzug der in 
Satz 1 genannten Angebote von einem Drittel der Gesamtkapazität. Die für Plattformen 
mit bis zu 20 Fernsehprogrammen geltenden Anforderungen legen die Landesmedien-
anstalten unter Berücksichtigung der Interessen der Plattformbetreiber in Satzungen 
oder Richtlinien fest. 

1.2.4. Regelungen in Abs. 3 im Entwurf 
Aus den unter 1.1.1. genannten Erwägungen sollte die im Entwurf in Abs. 3 vorgesehene Re-
gelung verändert werden (unter Berücksichtigung der hier vorgeschlagenen ergänzenden Ab-
sätze würde dieser Absatz zu Absatz 5):  

Der folgende Normvorschlag reagiert auf den Umstand, dass es für die Herstellung der erfor-
derlichen Vielfalt auf den Empfangsweg insgesamt ankommt. In digitalen Umfeldern ist es 
nicht immer der Fall, dass der Plattformanbieter auch derjenige ist, der den gesamten Emp-
fangsweg kontrolliert. Nach der vorgeschlagenen Vorschrift soll er nur den Belegungsvorga-
ben genügen, wenn entsprechende Angebote nicht ohnehin über den Empfangsweg verfügbar 
sind. Dies ist etwa bei Bouquetanbietern wie beim Pay-TV der Fall: Hier können neben der 
Plattform weitere Programme über denselben Empfangsweg (etwa Breitbandkabel) empfan-
gen werden, so dass insgesamt die Vielfalt gewahrt ist. Belegungsregeln für den Plattforman-
bieter sind daher entbehrlich. Entsprechendes gilt nach dem unter 1.1.1. Gesagten für Anbie-
ter offener Webcasting-Plattformen. 

Ein Sonderfall besteht, wenn grundsätzlich ein vielfältiges Angebot über den jeweiligen Emp-
fangsweg verbreitet wird, einzelne Endgeräte oder andere technische Einrichtungen aber nur 
den Zugriff auf eine Plattform ermöglichen, die allein nicht die Voraussetzungen des § 52b 
erfüllt. Hier stellt sich die Frage, ob den Plattformanbieter Vielfaltsanforderungen auch dann 
treffen sollten, wenn er auf die Endgeräte etc. keinen Einfluss hat. Hier erscheint es sinnvoll, 
zumindest bei Empfangswegen, die keine Hauptempfangswege sind, eine Ausnahme von den 
Belegungsvorgaben vorzusehen. Dies bietet einen Anreiz für Anbieter von Plattformen, alle 
von ihnen kontrollierten Teile der Infrastruktur offen zu halten.  
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Einer Ausnahme von den Belegungsregeln bedarf es schließlich auch für Plattformanbieter, 
die keinen Einfluss auf die Zusammenstellung der Plattform haben. Bei der terrestrischen Ü-
bertragung werden die Frequenzen zugeordnet und zugewiesen. Must-Carry-Regeln für den 
Betreiber der terrestrischen Frequenzen (wie T-Systems) wären mit diesen Regelungen nicht 
vereinbar.  

(5) Die Anforderung nach den Absätzen 2 bis 4 [neue Zählung, s. o.] gelten nicht, soweit  
entsprechende Angebote unabhängig von der Plattform über den jeweiligen Empfangs-
weg von den Nutzern technisch gleichwertig empfangen werden können. Bei der Beur-
teilung, was als ein Empfangsweg anzusehen ist, sind Übertragungswege und -standards 
und Empfangsgeräte einzubeziehen. Satz 1 gilt für die Anforderungen nach Absatz 4 
[neue Zählung, s. o.] auch dann, wenn Endgeräte oder andere technische Einrichtungen 
den Empfang von entsprechenden Angeboten beschränken, soweit der Plattformbetrei-
ber auf diese Endgeräte oder anderen technischen Einrichtungen keinen Einfluss hat.  

Die Anforderungen nach den Absätzen 2 bis 4 [neue Zählung, s.o.] gelten ebenfalls nicht 
für die Betreiber von Anlagen zur drahtlosen Übertragung im Sinne der §§ 51 und 51a. 

1.3. Diskrimierungsverbote 
Der gesamte Regelungskomplex der Plattformen, vor allem aber die Regulierung der Zu-
gangschancen überschneidet sich potentiell mit Regelungen des TKG, des GWB (§§ 19, 20) 
und auch des UrhG (§ 87). Im Rahmen dieser Stellungnahme konnte nicht systematisch ge-
prüft werden, inwieweit es zu Doppelreglungen oder sogar widersprüchlichen Vorgaben 
kommt.   

1.3.1. § 52a Abs. 3 
§ 52a Abs. 3 S. 1 ist am geltenden § 53 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 RStV angelehnt. Nach dem oben 
unter 1.1.2. Gesagten erscheint es sinnvoll, an die Fassung des § 53 vor dem 8. Rundfunkän-
derungstaatsvertrag anzuknüpfen, wonach das Diskriminierungsverbot für Anbieter galt, die 
bei der Bündelung und Vermarktung eine marktbeherrschende Stellung innehaben. Nur so-
weit Plattformbetreiber eine marktbeherrschende Stellung haben, besteht ein Anlass, die 
Marktposition der Programmveranstalter und Anbieter von Telemedien zu stärken. Dabei sind 
Effekte vertikaler Integration zu berücksichtigen.  

Andersherum besteht bei neu entstehenden Plattformen oftmals das Problem, dass die Rund-
funkveranstalter und Anbieter vergleichbarer Telemedien in der deutlich besseren Verhand-
lungsposition sind, da die Plattformbetreiber (etwa Anbieter von offenen Webcasting-
Plattformen) darauf angewiesen sind, ein attraktives Programmangebot zusammenzustellen, 
für die Programmveranstalter und Anbieter vergleichbarer Telemedien aber die neue Platt-
form noch keine große Relevanz aufweist. Eine entsprechende Norm könnte Plattformanbieter 
jenseits der Hauptübertragungswege schützen.  

Aus diesen Überlegungen resultiert der folgende Normvorschlag für Abs. 3 S. 1: 

Plattformanbieter mit marktbeherrschender Stellung dürfen Rundfunkveranstalter und 
Anbieter vergleichbarer Telemedien durch die Ausgestaltung der Entgelte nicht unbillig 
behindern oder gegenüber gleichartigen Veranstaltern oder Anbietern ohne sachlich 
gerechtfertigten Grund unterschiedlich behandeln; Programmveranstalter und Anbie-
ter vergleichbarer Telemedien dürfen Plattformanbieter, die nicht unter § 52b Absatz 1 
[neue Zählung s. o.] fallen, durch die Ausgestaltung der Entgelte nicht unbillig behin-
dern oder gegenüber gleichartigen Anbietern ohne sachlich gerechtfertigten Grund un-
terschiedlich behandeln. 
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Die folgenden Sätze des Abs. 3 betreffen die Umsetzung der Belegungsvorgaben nach § 52b. 
Daher sollte ihr Anwendungsbereich auf die durch § 52b Verpflichteten beschränkt werden. 
Außerdem erscheint S. 2 entbehrlich, da eine entsprechende Regelung bereits in § 87 Abs. 5 
UrhG existiert.    

Sollte an S. 2 festgehalten werden, wäre es sinnvoll, Mechanismen vorzusehen, die im Kon-
fliktfall greifen. Für § 87 UrhG ist dies die Schiedsstelle nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 UrhWG; auch 
dieses Verfahren wird als ausgesprochen langwierig beschrieben, mit der Folge, dass derjeni-
ge Geschäftspartner, der über die größere Marktmacht verfügt, eine Einigung entsprechend 
herauszögern kann. Hier wäre es zum einen denkbar, den zuständigen Landesmedienanstalten 
bzw. der ZAK entsprechend Kompetenzen einzuräumen, etwa verbindlich die „Angemessen-
heit“ von Bedingungen festzustellen. Es wäre auch zu überlegen, ob hier nicht ein „Arbitrati-
on-Verfahren“ der Branche angeregt werden kann, wie es etwa im Bereich internationaler 
Verträge von vielen Unternehmen anerkannt wird und schnell zu Ergebnissen führt. 

1.3.2. § 52c (Zugangsfreiheit) 
Die Vorgängervorschrift des § 52c, der § 53 RStV, ist in verschiedener Hinsicht problema-
tisch. Die Novellierung könnte genutzt werden, neben einer Anpassung an die neue Plattform-
regulierung die Norm weiter zu schärfen. Die Vorschrift hat zentrale Bedeutung zur Kontrolle 
der Risiken, die nicht durch positive Vielfaltpflege (etwa Belegungsregeln) adressiert werden.  

Der erste Kritikpunkt liegt darin, dass § 53 RStV in der geltenden Fassung im Gegensatz zur 
Vorgänger-Norm keine Regelungen im Hinblick auf die Diskriminierung bei Bündelung und 
Vermarktung von Programmen enthält. Diese Kritik ist angesichts der Neukonzeption obsolet.  

Dies gilt allerdings nicht für die Probleme, den Anwendungsbereich von § 53 Absatz 1 Satz 1 
bzw. § 52c Absatz 1 Satz 1 RÄStV-E zu bestimmen. In der vorliegenden Fassung bleibt un-
klar, welche Verpflichtungen sich daraus ergeben. Die Fokussierung auf Plattformbetreiber 
führt außerdem dazu, dass Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen, die nicht auch 
Plattformbetreiber sind, aus der Regulierung heraus fallen. Ebenso fehlen derzeit Eingriffsbe-
fugnisse, dies durchzusetzen.  

Klargestellt werden sollte, dass sich Satz 2 nicht auf Anbieter von Plattformen (bzw. Anbieter 
von Telekommunikationsdiensten) beschränkt, sondern alle, die die in der Aufzählung ge-
nannten Dienste anbieten, verpflichtet sind. Dies könnte durch eine Trennung in Absätze ver-
deutlich und in der Begründung klar gestellt werden. Die derzeitige Satzung der Landesme-
dienanstalten zu § 53 RStV geht zu Recht davon aus, dass jeder, der Einfluss auf die genann-
ten Dienstleistungen hat, Verpflichteter der Norm sein kann.  

Zwar haben sich im Hinblick auf Navigatoren in der Branche Ansätze zur Selbstregulierung 
gezeigt; jedenfalls eine Missbrauchskontrolle durch die Landesmedienanstalten bleibt an die-
ser Stelle aber erforderlich.  

Bislang fehlt ein Bezug auf Rundfunkempfangsgeräte. Es zeigt sich, dass die Freischaltung 
bestimmter Frequenzspektren, die Voreinstellung etc. Diskriminierungspotential besitzen 
können. Vorbehaltlich einer Prüfung, inwieweit Hersteller und Vertreiber in die Rundfunkre-
gulierung einbezogen werden können, sollten sie daher als potentiell diskriminierend berück-
sichtig werden. Besonders bei § 52c RÄStV-E bzw. § 53 RStV zeigt sich wiederum, dass eine 
Abstimmung mit den Regelungen des TKG erforderlich ist. Stellt etwa der § 48 TKG bereits 
sicher, dass alle Rundfunkempfangsgeräte (etwa auch mobile) zur Durchleitung unverschlüs-
selter Signale verpflichtet sind, ist insoweit auch ein rundfunkrechtliches Regulierungsziel 
verwirklicht.  

Die bei § 53 RStV in der geltenden Fassung vermissten Eingriffsbefugnisse sind nun in der 
Generalklausel des § 38 Abs. 2 RStV-E enthalten, so dass die darauf bezogene Kritik gegen-
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standslos wird. Dass weiterhin eine Konkretisierung in Satzungen oder Richtlinien vorgese-
hen ist, erscheint sinnvoll.  

Angesichts der zahlreichen Verpflichteten und Berechtigten und damit möglichen Konfliktla-
gen könnte es sinnvoll sein, ein Beschwerdesystem zu installieren.  

 

§ 52c 

Zugangsfreiheit 

(1) Anbieter von Plattformen und Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen, die 
Rundfunk und vergleichbare Telemedien verbreiten, haben zu gewährleisten, dass die einge-
setzte Technik ein vielfältiges Angebot ermöglicht.  

(2) Zur Sicherung der Meinungsvielfalt dürfen Anbieter von Rundfunk und Telemedien ein-
schließlich elektronischer Programmführer weder unmittelbar noch mittelbar 
 
1. durch Zugangsberechtigungssysteme, 

2. durch Schnittstellen für Anwendungsprogramme oder 

3. durch Benutzeroberflächen, die den ersten Zugriff auf die Angebote herstellen, 

4.  aufgrund der Ausgestaltung von Entgelten 

5.  durch die Rundfunkempfangsgeräte 

bei der Verbreitung ihrer Angebote unbillig behindert oder gegenüber gleichartigen Anbietern 
ohne sachlich gerechtfertigten Grund unterschiedlich behandelt werden. 

(3) Die Verwendung eines Zugangsberechtigungssystems oder eines Systems nach Absatz 1 
Satz 2 Nr. 3 oder einer Schnittstelle für Anwendungsprogramme und die Entgelte hierfür sind 
der zuständigen Landesmedienanstalt unverzüglich anzuzeigen. Satz 1 gilt für Änderungen 
entsprechend. Der zuständigen Landesmedienanstalt sind auf Verlangen die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. 

(3) Die zuständige Landesmedienanstalt trifft gemäß § 38 Absatz 2 die erforderlichen 
Maßnahmen, um die Vorgaben des Absatz 1 und 2 durchzusetzen. Sie wird von Amts-
wegen oder auf Beschwerde der nach Absatz 2 Berechtigten tätig. 

1.4. Anzeigepflicht 
Die Anzeigepflicht dient dazu, den Landesmedienanstalten die Überwachung der Einhaltung 
der Vorgaben für Plattformen zu ermöglichen. Sollten der ZAK wie hier vorgeschlagen Kom-
petenzen zur Festlegung eingeräumt werden, welche Plattformen für eine erhebliche Zahl von 
Endnutzern als Hauptmittel anzusehen sind, stellt sich die Frage, ob es sinnvoll ist, diese Fest-
legung bereits durch Nutzerzahlengrenzen in § 52 zu präjudizieren. Ziel der Regelung sollte 
es sein, den Landesmedienanstalten ein möglichst umfassendes Bild über die existierenden 
Plattformen zu verschaffen. Die Darlegungen zu den Anforderungen der §§ 52a bis 52d (§ 52 
Abs. 4) sind jedoch nur erforderlich, soweit die Plattformbetreiber in den Anwendungsbereich 
dieser Nomen fallen. 

1.5. Verantwortlichkeit 
Bei § 52a Abs. 2 bleibt unklar, wie Plattformanbieter Verfügungen gegen Programme und 
Dienste umsetzen können. Außer der Einstellung der Verbreitung hat der Plattformbetreiber 
wenige Möglichkeiten, auf die Programme einzuwirken; die Einstellung ist aber bereits durch 
S. 3 erfasst. Der Begriff der „Sperrung“ in S. 3 erscheint zu stark an § 59 Abs. 4 RStV ange-
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lehnt. Eventuell könnte hier eher an den Begriff des Zugänglich-Machens aus der Plattform-
definition angeknüpft werden. Optimal wäre es, eine übergreifende Norm aufzunehmen, die 
§ 52 Abs. 2 und §  59 Abs. 4 vereint. 

 

2. Zuordnung und Zuweisung von Kapazitäten  
Das Rundfunkrecht lebt bislang konzeptionell von einer ausgewogenen Verteilung von Privi-
legien und Lasten. Rundfunkveranstalter sind besonderer Regulierung etwa im Hinblick auf 
die Vielfaltsicherung unterworfen, dafür genießen sie auch bestimmte „Privilegien“, etwa als 
Adressaten der telekommunikationsrechtlich für den Rundfunk gewidmeten Frequenzen. Las-
ten und Privilegien stehen zwar logisch nicht in einem Bedingungsverhältnis, da aber beides 
mit der öffentlichen Aufgabe im Kommunikationsprozess korrespondiert, geriete die Kom-
munikationsordnung aus dem Ungleichgewicht, wenn dieses Wechselspiel nicht beachtet 
würde. 

Insofern haben Rundfunkveranstalter mit gewisser Berechtigung deutlich gemacht, dass eine 
Öffnung der Zuweisung von dem Rundfunk gewidmeten Übertragungskapazitäten für Unter-
nehmen, die selbst nicht durch eigene Angebote zur öffentlichen Meinungsbildung beitragen, 
dem bisherigen System eher fremd ist. 

Vor diesem Hintergrund ist jedenfalls anzuraten, die „Privilegierung“ von Plattformbetreibern 
als möglichen Adressaten von Übertragungskapazitäten mit entsprechenden „Lasten“ im Hin-
blick auf die vielfältige Gestaltung dieser Plattformen zu kombinieren. Dies sieht der Entwurf 
auch vor, was insoweit zu begrüßen ist. 

2.1. Zuordnung, § 51 
Die Frage, ob eine bestimmte Kapazität dafür benutzt wird, sie einem Einzelnutzer zur Verfü-
gung zu stellen oder aber eine wie auch immer geartete Plattformlösung vorzusehen, ist eine 
wesentliche Ausgestaltungsentscheidung, für die es eine gesetzliche Grundlage geben sollte. 
Sie könnte der Entscheidungsstufe der Frequenzzuordnung vorgelagert sein, da es durchaus 
denkbar und vielfach auch sinnvoll erscheint, dass auf einer Plattform sowohl öffentlich-
rechtliche als auch private Angebote vertreten sind. Die Einführung einer derartigen Stufe 
hätte aber Folgewirkungen für die weiteren in §§ 51 und 51a vorgesehenen Verfahren. 

Nach den Landesmediengesetzen obliegt die Zuordnung überwiegend den Regierungen und 
nicht den Landesmedienanstalten (Ausnahmen: Berlin-Brandenburg (Zuordnung durch die 
MABB), Baden-Württemberg (Nutzungsplan der LfK) und Mecklenburg-Vorpommern (Nut-
zungsplan der LRZ)). Dies sollte für die bundesweite Zuordnung übernommen werden. 

Um übergreifende Plattformen zu ermöglichen, könnte folgender Absatz eingefügt werden: 

(2a) Die Entscheidung nach Abs. 2 kann auch darin bestehen, dass Übertragungskapazi-
täten für Plattformen genutzt werden, auf denen sowohl Angebote der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten als auch der privaten Anbieter verbreitet werden. Die 
Entscheidung kann bereits enthalten, in welchem Umfang und zu welchen Anteilen An-
gebote der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und der privaten Anbieter über die 
Plattform zugänglich gemacht werden. Die Zuweisung an Plattformbetreiber erfolgt 
durch die Landesmedienanstalten. 
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Die folgenden Absätze könnten entsprechend ergänzt werden: 

(3) Für die Zuordnung gelten insbesondere die folgenden Grundsätze: 

1. Zur Verfügung stehende freie Übertragungskapazitäten sind der ARD, dem ZDF oder 
dem Deutschlandradio und den Landesmedienanstalten bekannt zu machen. 

2. Reichen die Übertragungskapazitäten für den geltend gemachten Bedarf aus, sind die-
se entsprechend zuzuordnen. 

3. Reichen die Übertragungskapazitäten für den geltend gemachten Bedarf nicht aus, 
wirken die Ministerpräsidenten auf eine Verständigung zwischen den Beteiligten hin; 
Beteiligte sind für private Anbieter die Landesmedienanstalten. Die Beteiligten kön-
nen sich auch auf eine gemeinsame Plattform gemäß Absatz 2a einigen. 

4. […] 

Um den Grundsatz der Staatsfreiheit zu stärken, erscheint es sinnvoll, bei fehlender Eini-
gung ein Schiedsverfahren wie in Niedersachsen, Bremen, Hamburg-Schleswig-Holstein 
und Rheinland-Pfalz vorzusehen (§§ 3 Abs. 5 NMedienG, 26 Abs. 4 BremLMG, 22 Abs. 2 
MStV HSH, 28 Abs. 3 LMG Rh-Pf). 

2.2. Zuweisung, § 51a 
Für den Fall, dass bei der Zuordnung eine übergreifende Plattformlösung gewählt wird, er-
scheint es sinnvoll, die Berücksichtigung öffentlich-rechtlichen Rundfunk in die Zuweisungs-
regeln aufzunehmen.  

Im Fall einer Zuordnung gemäß § 51 Abs. 2a [s. o.] sind nur solche Antragsteller zu be-
rücksichtigen, die Angebote der Rundfunkanstalten in angemessenem Umfang aufneh-
men. Enthält die Zuordnung eine Entscheidung nach § 51 Absatz 2a Satz 2, sind Ange-
bote der Rundfunkanstalten entsprechend dieser Entscheidung aufzunehmen. 

Der im Entwurf vorgesehene § 51a Abs. 4 S. 3 wirkt entbehrlich. Zunächst ist seine Stellung 
in der Norm nicht ganz klar. Er ist an die Auswahlkriterien angeschlossen, erscheint seinem 
Inhalt nach (chancengleicher und diskriminierungsfreier Zugang, Zugang zu angemessenen 
Bedingungen) aber als zwingende Voraussetzung. Dies wird dadurch gestützt, dass nach § 38 
Abs. 3 und 4 Rücknahme und Widerruf darauf gestützt werden können, dass den Anforderun-
gen des § 51a Abs. 4 nicht genüge getan ist. Außerdem kommt es zu Dopplungen mit § 52a 
Abs. 3 und § 87 Abs. 5 UrhG.  

Schließlich schließt das Abstellen auf den Zugang von Fernseh- und Hörfunkveranstaltern 
reine Fernseh- oder Hörfunkplattformen aus. Unabhängig davon, ob dies mit Blick auf DVB-
H und DMB sinnvoll ist, sollte die Norm hier mit Blick auf zukünftige Entwicklungen offener 
gestaltet sein. 

 

3. Bundesweite Zulassung, § 20a  
Dass die Zulassung bundesweiter Veranstalter gestützt auf einheitliche Anforderungen durch 
eine länderübergreifende Instanz erfolgt, ist auch in der Wissenschaft oft gefordert worden 
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und zu begrüßen. Bei Erarbeitung der Stellungnahme konnte nicht geprüft werden, ob der 
Verweis in § 20a Abs. 1 Nr. 6 auch auf Landesrecht zu weiterhin unterschiedlichen Anforde-
rungen etwa mit Blick auf Vielfaltvorgaben oder Anforderungen an Eigenproduktion führt 
und ob dies sinnhaft ist.   

Die Regelung des § 20a Abs. 2, die an § 13 Abs. 2 S. 3 des Landesmediengesetzes von Ba-
den-Württemberg angelehnt ist, dient der Transparenz über die Eigentumsverhältnisse, die 
auch für die Konzentrationskontrolle von Bedeutung ist. Allerdings ist die Norm leicht zu 
umgehen, da es sich bei den Veranstaltern meist um Tochterfirmen von Unternehmen handelt 
und diese Töchterfirmen nicht als Aktiengesellschaften ausgestaltet sind. Soll an der Norm 
festgehalten werden, wäre zu überlegen, die Beschränkung auf am Veranstalter im Sinne des 
§ 28 RStV Beteiligte zu erweitern. 

Die Vorschrift des § 20 Abs. 3 sichert, dass dem verfassungsrechtlichen Gebot der Staatsfrei-
heit des Rundfunks Rechnung getragen wird. Dieser Grundsatz ist verfassungsrechtlich nicht 
so konturreich ausgearbeitet, dass ein genauer Schwellenwert festgelegt werden könnte, von 
dem ab staatlicher Einfluss unzulässig wäre.  In Bezug auf Aufsichtsgremien geht das Bun-
desverfassungsgericht davon aus, dass nicht jede Beteiligung von staatlichen Vertretern ver-
fassungsrechtlich unzulässig ist (BVerfGE 73, 118 (165); BVerfGE 83, 238 (330) unter Ver-
weis auf BVerfGE 12, 205 (263)). Unbestritten ist, dass die Zahl der Staatsvertreter jedenfalls 
unterhalb der absoluten Mehrheit liegen muss; zum Teil werden aber auch deutlich darunter 
liegende Anteile gefordert (vgl. Held/Sankol, Staatsfreiheit der Aufsichtsgremien öffentlich-
rechtlichen Rundfunks – Ein Überblick über Rechtsprechung und Literatur, in: Schulz 
(Hrsg.), Staatsferne der Aufsichtsgremien öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten, Hamburg 
2002, S. 15 m.w.N.). 

Die landesgesetzlichen Regelungen legen hier durchaus unterschiedliche Maßstäbe an. Zu 
fordern ist jedenfalls, dass der Wert unter 50 % einer Staatsbeteiligung liegt und dass die Re-
gelung hinreichend klar ist, um an dieser entscheidenden Stelle keine Unsicherheiten auf-
kommen zu lassen. Durch den Verweis von § 15 Aktiengesetz auf § 17 Aktiengesetz kann 
auch eine Minderheitsbeteiligung dazu führen, dass von einem verbundenen Unternehmen 
auszugehen ist. Dies kann etwa der Fall sein, wenn aufgrund der Zusammensetzung des Akti-
onärskreises und der regelmäßigen Präsenz in der Hauptversammlung ein Minderheitsgesell-
schafter faktisch den Einfluss eines Mehrheitsgesellschafters hat. Dies kann – etwa mit Blick 
auf die Telekom – zu Unklarheiten führen. Hier wäre möglicherweise eine Klarstellung anzu-
streben.  

Da es hier wie im Fall der Konzentrationskontrolle um den Durchgriff eines Unternehmens 
auf einen Veranstalter geht, wäre es jedenfalls sinnvoll, auch im Bereich der Beteiligung des 
Staates an einem Unternehmen auf die Zurechnungsnorm des § 28 RStV abzustellen. Auch 
Vetopositionen des Staates können die Meinungsbildung im Rundfunk gefährden. Für die 
mittelbare Beteiligung des Staates würde nach § 28 RStV auch § 15 AktG gelten, so dass sich 
dieselben Fragen stellten wie beim jetzigen Entwurf. Auf den Veranstalter wäre der Einfluss 
aber immer abgeschwächt, weil direkt nur eine 25%ige Beteiligung in Betracht kommt.  

 

4. Regelungen zu den Organisationen, §§ 35 ff. 
Zu den Regeln zu den Organisationen möchten wir folgendes anmerken: 

• Die Zusammensetzung der Prüfausschüsse der ZAK bleibt unklar. 

• Bei der Regelung der Zusammensetzung der GVK (§ 35 Abs. 4) erscheint es sinnvoller, 
nicht auf „plural besetzte Beschlussgremien“ abzustellen, da nach einigen Landesmedien-
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gesetzen die Aufgabe des Hauptorgans durch ein kleineres Expertengremium wahrge-
nommen wird. 

• Bei der Zusammensetzung der GVK ist es sinnvoll, regelmäßig zu evaluieren, ob es durch 
die Zusammensetzung aus den jeweiligen Gremienvorsitzenden zu einer Politisierung des 
Gremiums kommt. 

• Bei der Zusammensetzung der KEK (§ 35 Abs. 5) sollten nicht nur Bedienstete der in Abs. 
5 Genannten, sondern auch dauerhafte Berater ausgeschlossen werden, um Interessenkon-
flikte von vornherein zu vermeiden (hier könnte die Formulierung aus § 43 S. 1 Nr. 3 
MStV HSH übernommen werden). Da auch verwandte Märkte bei der Kontrolle einbezo-
gen werden, sollten auch Unternehmen verwandter Märkte (wie Telemedien) in die Aus-
schlussregeln aufgenommen werden.  

Von der Mitgliedschaft nach Satz 2 ausgeschlossen sind Mitglieder, Bedienstete und in 
sonstiger Weise wirtschaftlich Abhängige der Institutionen der Europäischen Union, der 
Verfassungsorgane des Bundes und der Länder, Gremienmitglieder und Bedienstete und 
in sonstiger Weise wirtschaftlich Abhängige von Landesrundfunkanstalten der ARD, des 
ZDF, des Deutschlandradios, des Europäischen Fernsehkulturkanals "Arte", der Landes-
medienanstalten, der privaten Rundfunkveranstalter, Plattformanbieter und Anbieter auf 
medienrelevanten verwandten Märkten sowie Bedienstete und in sonstiger Weise 
wirtschaftlich Abhängige von an ihnen unmittelbar oder mittelbar im Sinne von § 28 be-
teiligten Unternehmen.  

• Die Vergangenheit zeigt, dass es zwischen den Organen der Landesmedienanstalten zu 
Kompetenzkonflikten kommen kann. Dies wird zwar durch Beteiligung der Direktoren in 
der KEK unwahrscheinlicher. Angesichts der Bedeutung der Entscheidungen sollten aber 
dennoch die Normen oder Normenkomplexe, über die die KEK abschließend entscheidet, 
explizit ausgeführt werden. 

• Sinnvoll erscheint es, klar zu stellen, ob Anhörungen u.ä. auch den Organen KEK, ZAK, 
GVK und KJM als Instrumente offen stehen, oder ob nur die jeweils zuständige Landes-
medienanstalt diese Möglichkeit hat (§ 37 Abs. 4). In § 39a wäre überlegenswert, auch die 
Kommissionen nach § 35 aufzunehmen, um ihnen einen direkten Austausch mit der Bun-
desnetzbehörde und dem Bundeskartellamt zu ermöglichen. 

• In § 35 Absatz 10 ist nicht ganz klar, was „Abstimmung“ mit den anderen Staatskanzleien 
genau bedeutet. 

 

5.  Weiterentwicklung der materiellen Konzentrationskon-
trolle  

Das Anschreiben von Herrn Dr. Drewitz geht explizit auf die Frage ein, ob angesichts der 
Ausweitung auf Unternehmen wie Plattformbetreiber die Regelungen zur Konzentrationskon-
trolle überdacht werden sollten. Das Institut hat bereits Vorschläge dazu unterbreitet 
(Schulz/Held, Die Zukunft der Kontrolle der Meinungsmacht, Berlin 2006). 

Uns erschiene es sinnvoll, jedenfalls die Vorhersehbarkeit von Entscheidungen der KEK in 
diesem Feld zu erhöhen. Dies könnte durch Satzungen oder Richtlinien der KEK geschehen, 
die klar machen, welche anderen Medien und verwandten Märkte einbezogen werden und wie 
diese zu gewichten sind. Dies wäre regelmäßig zu überprüfen. Zudem sollte die Chance einer 
Staatsvertragsänderung genutzt werden, Unklarheiten im Normtext zu beseitigen. Es sollte 
klargestellt werden, ab welcher Schwelle die KEK prüfen kann. 
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Plattformanbieter werden von der KEK bereits bei der Zurechnung nach § 28 Abs. 2 RStV 
berücksichtigt, wenn sie sich im Hinblick auf die verbreiteten Programme eine Veto-
Möglichkeit einräumen lassen. Dies führt allerdings nur zu einer Zurechnung zu einem Unter-
nehmen, wenn an einer Stelle ein Rundfunkveranstalter zugerechnet werden kann; Plattform-
betreiber sind genauso wenig wie andere Unternehmen in diesem Bereich Anknüpfungspunkt 
der Regulierung von § 26 RStV: Anknüpfungspunkt bleibt allein der Rundfunkveranstalter. 
Bei der Frage vorherrschender Meinungsmacht sind Plattformangebote als Aktivitäten auf 
medienrelevanten verwandten Märkten anzusehen. Es erscheint sinnvoll, sie – im Rahmen der 
vorgeschlagenen Satzung oder Richtlinie der KEK – in dem Maße einzubeziehen, wie dem 
Anbieter Spielräume bei der Auswahl von Programmen und Telemedien verbleiben. 

Der Schritt einer systematischen Ausweitung auf Nicht-Rundfunkveranstalter wird an dieser 
Stelle nicht weiter ausgeführt, da dies sicherlich im vorgesehenen Zeitrahmen für den 10. 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag nicht inkorporiert werden kann. 

Es wird daher folgender Normvorschlag für § 26 Abs. 2 unterbreitet:  

(2) Erreichen die einem Unternehmen zurechenbaren Programme im Durchschnitt eines Jah-
res einen Zuschaueranteil von 30 von Hundert, so wird vermutet, dass vorherrschende Mei-
nungsmacht gegeben ist. Gleiches gilt, sofern entweder das Unternehmen einen Zuschau-
eranteil von 25 vom Hundert erreicht und auf einem medienrelevanten verwandten Markt 
eine marktbeherrschende Stellung hat oder eine Gesamtbeurteilung der Aktivitäten des Un-
ternehmens im Fernsehen und auf medienrelevanten verwandten Märkten ergibt, dass der 
dadurch erzielte Meinungseinfluss dem einem Unternehmen mit einem Zuschaueranteil von 
30 von Hundert im Fernsehen entspricht. Die KEK prüft die Voraussetzungen des Satzes 2, 
2. Alternative, wenn ein Unternehmen mit den ihm zurechenbaren Programmen im 
Durchschnitt eines Jahres einen Zuschaueranteil von [x] von Hundert erreicht. Bei der 
Berechnung des nach Satz 2 maßgeblichen Zuschaueranteils kommen vom tatsächlichen Zu-
schaueranteil zwei Prozentpunkte in Abzug, wenn in dem dem Unternehmen zurechenbaren 
Vollprogramm mit dem höchsten Zuschaueranteil Fensterprogramme gemäß § 25 Abs. 4 auf-
genommen sind; bei gleichzeitiger Aufnahme von Sendezeit für Dritte nach Maßgabe des 
Absatzes 5 kommen vom tatsächlichen Zuschaueranteil weitere drei Prozentpunkte in Abzug. 

(2a) Die KEK legt in einer Satzung oder Richtlinie fest, bei welchen Märkten es sich um 
medienrelevante verwandte handelt und in welchem Maße diese medienrelevanten ver-
wandten Märkten bei der Gesamtbeurteilung nach Absatz 2 Satz 2, 2. Alternative einbe-
zogen werden. Die KEK prüft jährlich, inwieweit die Satzung oder Richtlinie alle me-
dienrelevanten verwanden Märkte einbezieht und die angesetzten Vergleichgrößen  
noch angemessen sind.  

 

Schließlich wäre erwägenswert, die Möglichkeit dafür zu schaffen, dass die Entscheidungen 
der KEK und des Bundeskartellamtes in einem koordinierten Verfahren getroffen werden 
können. Hier könnten sich Normen an §§ 49 Abs. 3, 51 Abs. 3 TKG orientieren. 

 

Hamburg, 23. Juli 2007 

 

Dr. Wolfgang Schulz, 

Dr. Thorsten Held,  

Hans-Bredow-Institut  
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Stellungnahme zum Entwurf des 10. RÄStV 

 

 

Die Initiative zur Ergänzung des Rundfunkstaatsvertrags um Re-

gelungen für bundesweite terrestrische Rundfunkprogramme und 

die dazu erforderlichen organisatorischen Regelungen sind aus-

drücklich zu begrüßen. 

 

Damit wird nicht nur den technischen Entwicklungen Rechnung 

getragen, sondern insbesondere dem Hörfunk eine Chance zur 

Beteiligung an der digitalen Entwicklung geöffnet. Während alle 

elektronischen Medien inzwischen wählen können, ob sie lokal, 

regional oder bundesweit ihre Angebote verbreiten, war der Hör-

funk als Begleitmedium auf die lokale und landesweite terrestri-

sche Verbreitung angewiesen. Jetzt werden die Voraussetzungen 

für bundesweite Angebote geschaffen. 

 

Der Entwurf des 10. RÄStV setzt mit der Verwendung des Begriffs 

"Rundfunk" Hörfunk und TV gleich. Er regelt nur Telemedien in 

Einzelfällen gesondert. Damit ignoriert er die Unterschiede des 

Hörfunks zum Fernsehen bei der Verbreitung, den Endgeräten 

und bei der Nutzung. Die scheinbare Gleichbehandlung führt im 

Ergebnis zu einer Benachteiligung des Hörfunks und behindert 

seine Entwicklungsmöglichkeiten. Es besteht die Gefahr, dass der 

Hörfunk dadurch von einer terrestrischen digitalen Verbreitung de 

facto ausgegrenzt wird. 

 

Der 10. RÄStV führt die bisherige Praxis fort, "Rundfunk" zu re-

geln, aber dabei nur das Fernsehen im Blickpunkt zu haben. Um 

den Besonderheiten des Hörfunks Rechnung zu tragen, wäre es 

besser, einen "Hörfunk-Staatsvertrag" zu verabschieden bzw. ei-

nen Hörfunkabschnitt in den 10. RÄStV einzufügen. 
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Die Unterschiede zwischen Radio und Fernsehen zeigen sich z.B 

bei den Plattformen für die terrestrische Verbreitung von TV und 

digitalem Hörfunk. Während Radio auf diesen Weg angewiesen 

ist, ist er beim Fernsehen nur eine Randnutzung. Trotzdem orien-

tieren sich die Regelungen an TV-Plattformen.  

 

Von besonderer Bedeutung ist auch das Verhältnis zwischen dem 

öffentlich-rechtlichen und den privaten Veranstaltern. Die öffent-

lich-rechtlichen Anstalten verfügen bereits über terrestrische Ü-

bertragungskapazitäten, die sie für DVB-T oder DVB-H/DMB/DAB 

nutzen können, während privater Radioveranstalter nur auf Zeit 

eine auf eine Medium begrenzte Lizen erhalten werden, die nur 

für ein Medium gelten wird. 

 

Die schlechten Erfahrungen bei der Einführung von DAB in 

Deutschland und der gleichzeitige Erfolg dieser Technologie in 

Großbritannien müssen bei der Plattformregulierung im Hörfunk 

berücksichtigt werden. Der Analog-Digital-Umstieg wird danach 

nur gelingen, wenn neue Programme angeboten werden, die den 

Hörern einen Anreiz bieten, sich ein neues Radiogerät zu kaufen. 

Dazu müssen für das Digitalradio neue Sendernetze und eine 

neue Sendernetzinfrastruktur aufgebaut werden, die in angemes-

sener Zeit refinanzierbar sind.  

 

Darin unterscheidet sich der Hörfunk von den Kabelnetzen, die 

den Analog-Digital-Umstieg über die laufenden Einahmen aus 

Teilnehmerentgelten finanzieren können. Da die Netze bereits 

aufgebaut sind, können sie schrittweise auf die digitale Verbrei-

tung umstellen.  

 

Die Hörer des Digitalradios erwarten, dass sie ihre neuen Radio-

geräte überall benutzen können. Da Radio über Werbung finan-

ziert wird, erwarten die Werbungtreibenden entsprechende Nut-

zerzahlen, um ihre Spots im Digitalradio zu verbreiten. Deshalb 

muss das Netz von Anfang an verfügbar sein. Dies erfordert hohe 

Investitionen auf Seiten des Netz- und Plattformbetreibers, ohne 
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dass die Einnahmen aus der Nutzung der Plattform verlässlich 

planbar wären, weil die Hörer erst gewonnen werden müssen, 

neue Radiogeräte zu erwerben und die neuen Programme zu hö-

ren. 

 

Vergleichbares gilt auch zwar auch für DVB-T. Die TV-

Veranstalter sind auf diesen Verbreitungsweg aber nicht angewie-

sen, weil der größte Teil der Fernsehnutzung auf Kabel und Satel-

lit entfällt und die terrestrischen Verbreitungskosten für private 

Veranstalter nicht refinanzierbar sind. Plattformregulierungen für 

terrestrisches TV sind deshalb von untergeordneter Bedeutung.  

 

Die nachfolgende Stellungnahme orientiert sich an erforderlichen 

Regelungen für die Infrastruktur des digitalen terrestrischen Hör-

funks. Basis ist der Entwurf des 10. Rundfunkänderungsstaats-

vertrags vom 15. Juni 2007 (RÄStV-E).  

 

Zu Art 1, Nr. 3. a) RÄStV-E  

 

Da der Begriff "Programmbouquet" in den folgenden Bestimmun-

gen des Rundfunksstaatsvertrages nicht aufgegriffen wird, sollte 

er gestrichen werden. Sollte er jedoch im Rundfunksstatvertrag 

verwendet werden, sollten folgende Veränderungen vorgenom-

men werden. 

 

"9. Programmbouquet eine Zusammenstellung von Programmen 

und Diensten, die in digitaler Technik unter einem elektronischen 

Programmführer verbreitet werden." 

 

Der Begriff des Programmbouquets ist in der vorgelegten Form 

unvollständig, weil er nur öffentlich-rechtliche oder eigene private 

Programme umfasst. Er würde danach nicht für fremde private 

Programme gelten.  

 

Da es auch in der analogen Welt Plattformen gibt (z.B. Kabelnet-

ze), könnte man auch auf den Begriff "digital" verzichten. 
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Zu Art 1, Nr. 3. b) RÄStV-E 

 

Beide Alternativen zum Plattformbegriff treffen nicht die tatsäch-

liche Tätigkeit einer Plattform. Die Plattform sollte wie folgt defi-

niert werden:  

 

"Plattform ist die Organisation von Übertragungskapazitäten für 

eigene und fremde Programme und Dienste mit dem Ziel, diese 

ganz oder in Teilen selbst oder durch Dritte zu verbreiten und zu 

vermarkten." 

 

Durch diese Definition wird nicht nur auf die ausschließlich tech-

nische Dienstleistung beim Betrieb eines Multiplexes/Plattform 

abgestellt, sondern an die damit verbundene rechtliche und wirt-

schaftliche Verantwortung für die Auswahl und Zusammenstellung 

der Programme und ihre Vermarktung. Es muss möglich sein, alle 

Programme oder zu Paketen zusammengefasste Programme zu 

vermarkten. Es kann auch keinen Unterschied darstellen, ob es 

sich um fremde oder eigene Programme handelt.  

 

Die Rolle eines Plattformbetreibers ist eine neue Funktion in dem 

Mediengefüge. Sie ergibt sich aus der technischen Notwendigkeit 

zum Aufbau, Organisation und Finanzierung von Multiplexen. Es 

sind nur Regelungen für den rundfunkrechtlich relevanten Teil 

dieser Tätigkeit erforderlich.  

 

Da zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch keine ausreichenden Er-

fahrungen mit Plattformen vorliegen, sollte die Bereitschaft be-

stehen, die Regelungen in den nachfolgenden Änderungsstaats-

verträgen anzupassen. Dies sollte zumindest in der Begründung 

zu §53 a RÄStV-E erwähnt werden. 

 

Unter dem Stichwort "keine vertikale Integration" wird in der all-

gemeinen Diskussion versucht, eine Trennung zwischen der Platt-

form und den Programmen durchzusetzen. Würde eine solche Re-

gelung eingeführt, ist davon auszugehen, dass es keinen Investor 
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für ein digitales Sendernetz im Hörfunk geben wird. Das Risiko 

wäre zu groß, wenn der Plattformbetreiber nicht die Möglichkeit 

der Programmauswahl und -gestaltung hat. Seine Entscheidungen 

orientieren sich ausschließlich an den Interessen der Hörer und 

den Chancen zur Verbreitung von digitalen Radioempfängern. Die 

Erfahrungen bei DAB haben gezeigt, dass private lokale und lan-

desweite Radioveranstalter aus wirtschaftlichen Gründen nicht 

bereit und in der Lage sind, digitale Programme zu gestalten und 

das Marketing für neue Empfangsgeräte zu unterstützen. 

 

In Großbritannien wurde dieses Problem dadurch gelöst, dass 

man Plattformbetreiber zugelassen hat, die nahezu frei über die 

Belegung ihrer Plattform mit eigenen und fremden Programmen 

entscheiden können. Sie nutzen dabei den größten Teil der Kapa-

zitäten für eigene Programme. Im Hinblick auf die Notwendigkeit 

neuer Empfangsgeräte hat sich auch eine Elektromarktkette an 

der Plattformgesellschaft beteiligt. 

 

Die vorgesehenen Regelungen schließen die Möglichkeit einer in-

tegrierten Plattform nicht aus. Daran sollte festgehalten werden. 

In der Begründung sollte klargestellt werden, dass eine solche 

Plattform eine denkbare Alternative für den Hörfunk ist. Versu-

che, eine vertikale Integration im Hörfunk zu verbieten, sollten 

abgewehrt werden, weil sie im Kern darauf abzielen, die digitale 

Verbreitung im Hörfunk zu verhindern und die analoge Verbrei-

tung abzusichern. 

 

In der Praxis sollte man durch die Zuordnung und Zuweisung von 

mehreren Plattformen an einzelnen Programmveranstalter Wett-

bewerb schaffen. Dies erhöht die Programmvielfalt und die Aus-

wahlmöglichkeiten für die Nutzer. Zugleich können die Veranstal-

ter die Plattform auswählen, die ihre Programm am Besten ver-

marktet. 
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Zu Art 1, Nr. 5 RÄStV-E  

 

Die Bestimmung über die Digitalisierung des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks ist unklar. In diesem RÄStV besteht dazu kein Rege-

lungsbedarf. Die Regelung sollte in dem 11. RÄStV aufgenommen 

werden, wenn die Entwicklungsmöglichkeiten des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks geregelt werden. 

 

Unabhängig davon ist der letzte Satz: "Die analoge terrestrische 

Fernsehversorgung … Übertragungsweg gewährleistet ist." ent-

behrlich, weil die Möglichkeit bereits im Satz 2  beschrieben ist. 

 

Zu Art 1, Nr. 11 RÄStV-E 

 

Die neue Organisation der Medienaufsicht für bundesweite Zuwei-

sungen ist in ihrem Ziel zu begrüßen. In der Umsetzung führt sie 

aber kaum zu Veränderungen gegenüber dem bisher geübten Ver-

fahren der Eckpunkte und gemeinsamen Ausschreibung. 

 

Da das vorgeschlagene Verfahren einen Kompromiss der Länder 

darstellt, der nicht mehr abgeändert werden kann, wird auf 

grundlegende Veränderungsvorschläge bei der Organisation ver-

zichtet. 

 

Die neue Bestimmung regelt nur bundesweite Verfahren. Sie be-

trifft nicht Vergabeverfahren von Kapazitäten, die nur in einem 

Teil der Länder verfügbar sind. Zur Vergabe solcher länderüber-

greifenden Kapazitäten sind zusätzliche Staatsverträge erforder-

lich.  

 

Dies bedeutet für den digitalen Hörfunk keine großen Verbesse-

rungen, da es nur wenige bundesweite Multiplexe geben wird, auf 

die die vorgesehene Bestimmung angewendet werden wird. 

 

Die Planungen der Bundesnetzagentur zeigen, dass es zu einer 

effizienten Frequenznutzung erforderlich sein wird, vorwiegend 
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länderübergreifende Zuordnungen und Zuweisungen vorzuneh-

men. Dazu müssten die Länder Teilstaatsverträge abschließen. 

Aufgrund der dazu erforderlichen Gesetzgebungsverfahren ist da-

von auszugehen, dass es solche Verträge nur in Ausnahmefällen 

geben wird. Die unterschiedlichen Verfahren bei der Vergabe der 

TV-Sat-Lizenzen zeigen die Komplexität solcher Länder-

Teilstaatsverträge. 

 

In der Konsequenz wird es bei länderübergreifenden Multiplexen 

bei den getrennten Verfahren in den einzelnen Ländern bleiben, 

die dann wie bisher ein doppeltes/mehrfaches Zuweisungsverfah-

ren erfordern. 

Das Problem könnte dadurch gelöst werden, dass der RÄStV auch 

auf Zuordnungen und Zuweisungen ausgedehnt wird, die nur 

mehrere und nicht alle Länder betreffen. In diesen Fällen sollten 

unter Beibehaltung des Verfahrens dann nur die Länder beteiligt 

sein, die von der Zuordnung bzw. Zuweisung betroffen sind. Da-

mit würden zusätzliche Staatsverträge entbehrlich und eine fle-

xible Reaktion in Hinblick auf verfügbare Frequenzen möglich. 

 

Zu Art 1, Nr. 14, § 51 RÄStV-E  

 

Unter dem Gesichtspunkt der Staatsferne sollten die Landesme-

dienanstalten über die Zuordnung der Übertragungskapazitäten 

entscheiden. Vorbild könnte das Verfahren in Baden-Württemberg 

sein.  

 

Dazu wäre es auch sinnvoll, das System der Frequenzzuteilung in 

den meisten Ländern umzustellen, weil dies in der Regel eine 

Entscheidung der Staatskanzleien vorsieht. 

 

Die Regelung ist unabhängig davon grds. zu begrüßen, weil sie 

die Möglichkeit für die Veranstaltung bundesweiter Programme 

schafft. Sie kollidiert in der Praxis aber mit den Bestimmungen 

zum Plattformbetrieb (§§ 52 ff.), da es auf absehbare Zeit nur 

digitale Übertragungswege geben wird, die über Plattformen ab-
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gewickelt werden, wenn Multiplexe getrennt nach öffentlich-

rechtlichen und privaten Veranstaltern zugeordnet werden.  

 

Die Ministerpräsidenten haben bei ihren Entscheidungen die Ten-

denz, primär Landesinteressen zu vertreten. Aufgrund der hohen 

Abstraktionsebene ihrer Entscheidungen kommen sie zu scheinba-

ren Kompromissen, die oft erhebliche Probleme bei der Umset-

zung verursachen. Jüngstes Beispiel ist die Bedarfsanmeldung bei 

DVB-H, die Versorgungsbedingungen beschreibt, die technisch 

und wirtschaftlich nicht realisierbar sind. Sie wurden von allen 

Beteiligten im Hinblick auf den langen Umsetzungszeitraum ak-

zeptiert, weil sie davon ausgehen, dass bis zur Realisierung neue 

Versorgungsmöglichkeiten bestehen werden.  

 

Trotz der Tendenz von Landesmedienanstalten, standortpolitische 

Überlegungen bei ihren Entscheidungen mit einzubeziehen, sind 

sie eher bereit, bundesweite Aspekte zu berücksichtigen, um eine 

wirtschaftlich vernünftige Rundfunkinfrastruktur zu schaffen. Da 

sie sich anders als die Ministerpräsidenten ständig mit rundfunk-

rechtlichen Fragen beschäftigen, fällt es ihnen leichter, Entschei-

dungen zu treffen, die auch andere Rahmenbedingungen der Me-

dienlandschaft und die konkreten Auswirkungen auf bestehende 

und neue Veranstalter berücksichtigen. 

 

Zu Art 1, Nr. 14, § 51 Abs. 2 und 3 RÄStV-E  

 

Für eine Entscheidung durch die Landesmedienanstalten spricht, 

dass sie flexibler über eine gemeinsame Nutzung von Multiplexen 

durch öffentlich-rechtliche und private Veranstalter entscheiden 

könnten. Dies ist erforderlich, weil eine effektive und wirtschaftli-

che Frequenznutzung nur möglich ist, wenn es gemeinsame Mul-

tiplexe der öffentlich-rechtlichen und der privaten Anbieter gibt. 

Medienrechtlich getrennte Multiplexe führen zu einem erhöhten 

Aufwand beim Netzbetrieb und erfordern mehr Frequenzen. Die 

Zusammenarbeit der öffentlich-rechtlichen Sender mit dem pri-
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vatrechtlichen Plattformbetreiber MFD zeigt, dass eine Zusam-

menarbeit möglich ist. 

 

Zu Art 1, Nr. 14, § 51 Abs. 4 RÄStV-E  

 

Die Zuordnung der Übertragungskapazitäten auf 20 Jahre für den 

öffentlich-rechtlichen Rundfunk benachteiligt die einzelnen priva-

ten Veranstalter und bevorzugt den öffentlich-rechtlichen Rund-

funk. Er erhält damit Planungs- und Investitionssicherheit, wäh-

rend die Zuweisungen der Landesmedienanstalten an die einzel-

nen privaten Veranstalter/Plattformbetreiber nur für zehn Jahre 

erteilt werden. Da der Aufwand für beide Veranstalter gleich ist, 

gibt es keinen sachlichen Grund zur unterschiedlichen Behand-

lung.  

 

Die vergleichbare Vorschrift für die privaten Plattformbetreiber in 

§ 51a Abs. 5 reicht nicht aus, da die Zuweisung für die Dauer von 

zehn Jahren mit einer einmaligen Verlängerung von zehn Jahren 

eine Revisionsmöglichkeit enthält, die es für den öffentlich-

rechtlichen Rundfunk nicht gibt. 

 

Zu Art 1, Nr. 14, § 51a RÄStV-E  

 

Das Verfahren zur Zuweisung der Übertragungskapazitäten ist zu 

kompliziert und keine tatsächliche Verbesserung der aktuellen 

Situation. Bisher verständigen sich die Landesmedienanstalten 

auf gemeinsame Eckpunkte und schreiben dann auf der Basis ih-

rer jeweiligen Mediengesetze aus. Eine Arbeitsgruppe der Direk-

toren erarbeitet danach eine Empfehlung für eine Entscheidung. 

In der Folge führen die Medienanstalten ihre gesetzlich vorgese-

henen Entscheidungsverfahren durch. Gegen jede Entscheidung 

ist dann der Klageweg eröffnet.  

 

Nach dem vorgelegten Entwurf ist es notwendig, bei allen Me-

dienanstalten eine gesonderte Bewerbung einzureichen. Dies er-

fordert einen erheblichen Aufwand, weil viele Medienanstalten 
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nicht nur ein oder zwei Exemplare der Bewerbung verlangen, 

sondern bis zu 35 Exemplare. Allein die Kopierkosten des Antrags 

der MFD im DVB-H Verfahren beliefen sich auf 27.000 € zgl. der 

Kosten für den Kurierversand. 

 

Gemäß § 37 Abs. 1 iVm § 51a Abs. 3 RÄStV-E soll dann die zu-

ständige Landesmedienanstalt das Einigungsverfahren durchfüh-

ren. Da in vielen Fällen zumindest eine Einigung unter den Be-

werbern erreicht wird, kommt einem solchen Verfahren eine gro-

ße Bedeutung zu. Die dafür verantwortliche Landesmedienanstalt 

sollte nicht nach dem "Windhundprinzip" ausgewählt werden. Die 

Landesmedienanstalten sollten vielmehr durch den RÄStV-E er-

mächtigt werden, durch Satzung einen Ausschuss zu bilden, der 

die Einigungsverfahren durchführt. 

 

§ 51a Abs.2 und 3 RÄStV-E enthalten eine Regelungslücke für 

den Fall, dass die Initiative für die Nutzung von Übertragungska-

pazitäten nicht von einem Antragsteller ausgeht (§ 37 Abs. 1 

RÄStV-E), sondern von den Landesmedienanstalten. Dann gibt es 

keine Landesmedienanstalt, die gem. § 37 Abs. 1 iVm § 51a 

Abs.3 RÄStV-E die Verständigung zwischen den Antragstellern 

durchführt. Auch für diesen Fall wäre es transparenter, wenn eine 

Arbeitsgruppe der Medienanstalten eingesetzt und als Ansprech-

partner genannt werden würde. Das Verfahren könnte in einer 

Satzung der Landesmedienanstalten geregelt werden. Die allge-

meine Ermächtigung gem. § 53 RÄStV-E reicht dazu nicht aus, 

weil sie keine neuen Zuständigkeiten begründet. 

 

Zu Art 1, Nr. 14, § 52 RÄStV-E  

 

Im Hinblick auf den digitalen Hörfunk ist § 51a nur in Verbindung 

mit § 52 zu beurteilen, da er nur über digitale Plattformen abge-

wickelt werden kann. Die vorgeschlagenen Bestimmungen orien-

tieren sich an Erfahrungen mit Kabelplattformen für TV, bei de-

nen noch zwischen dem technischen Plattformbetrieb und der 

Programmveranstaltung unterschieden wird. Deshalb werden für 
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die Plattformen geringere Anforderungen gestellt. Dies führt u.a. 

dazu, dass beim Plattformbetrieb der Grundsatz der Staatsfreiheit 

aufgegeben wird, der zu den prägenden Elementen unserer Rund-

funkverfassung zählt. Durch den Verzicht in § 52 Abs. 3 RÄStV-E 

auf einen Verweis auf § 20a Abs. 3 RÄStV-E ist es ausdrücklich 

möglich, dass staatliche Einrichtungen Plattformen betreiben. Ziel 

dieser Regelung ist es, der Deutschen Telekom AG sowie lokalen 

Kabelnetzbetreibern die Betätigung im Kabelmarkt zu ermögli-

chen. Im Bezug auf den digitalen Hörfunk ist dies abzulehnen, da 

ein Plattformbetreiber eine umfassende Dienstleistung erbringt, 

die weit über einen ausschließlich technischen Betrieb hinaus-

geht. Dazu gehört insbesondere die Entscheidung über die Aus-

wahl und Vermarktung der Programme. 

 

Zu Art 1, Nr. 14, § 52c RÄStV-E  

 

Wie bei den Anbietern von Telekommunikationsdienstleistungen, 

die Handys subventionieren und in der Phase der Subventionie-

rung sicherstellen, dass nur ihre Dienste genutzt werden können, 

muss dies auch im Digitalradio möglich sein. Trägt ein Unterneh-

men das Risiko der Finanzierung, muss es auch eine Möglichkeit 

haben, andere Programme von seinen Endgeräten auszuschlie-

ßen. Es darf nicht gezwungen werden, z.B. Übertragungskapazitä-

ten für bereits analog verbreitete Programme zur Verfügung zu 

stellen und damit die Attraktivität seiner Plattform zu schädigen. 

 

Köln, den 22.07.2007 

hgb 
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10. Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

- Entwurf - Stand: 15.06.2007 
 
 
Die Landesmedienanstalten bedanken sich für die Gelegenheit, zum vorliegenden 

Entwurf des 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrages (RÄndStV-E) Stellung nehmen 

zu können. Abhängig von den eingegangenen weiteren Stellungnahmen und dem 

Verlauf der Anhörung behalten wir uns vor, ergänzend vorzutragen. Zu dem 

vorliegenden Entwurf nehmen wir wie folgt Stellung: 

 

 
 
I. Zum 4. Unterabschnitt – Organisation der Medienaufsicht, Finanzierung 
 

Die Landesmedienanstalten begrüßen die Entscheidung der Länder, mit dem 10. 

Rundfunkänderungsstaatsvertrag eine umfangreiche Reform der Zusammenarbeit 

der Landesmedienanstalten in bundesweiten Angelegenheiten vorzunehmen und 

dabei die Grundlagen für bundeseinheitliche, die jeweils zuständige 

Landesmedienanstalt rechtlich bindende, Entscheidungen zu schaffen.  

 

Der vorliegende Entwurf greift die von den Landesmedienanstalten den Ländern 

unterbreiteten Vorschläge zur Strukturreform im Grundsatz auf, auch wenn er die 

Vorschläge modifiziert und in einigen Punkten von ihnen abweicht.  

 

 

1.   Positiv zu bewerten ist, dass der nunmehr vorliegende Entwurf gegenüber der 

ursprünglichen Fassung, die Gegenstand der Erörterungen auf Fachebene am 

29. Mai 2007 gewesen ist, auf einige detaillierte Regelungen verzichtet und 

insbesondere die Besetzung der Kommissionen dem Selbstorganisationsrecht 

der Landesmedienanstalten überlässt. Dies gilt namentlich für die Streichung der 

ursprünglich vorgesehenen Regelung, nach der die Wiederwahl eines Vertreters 

der Landesmedienanstalten zum Mitglied der KEK unzulässig sein sollte. Die 

Landesmedienanstalten verstehen die jetzige Regelung des § 35 Abs. 5, letzter  
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Satz RÄndStV-E dahingehend, dass eine Wiederwahl zulässig ist, da eine 

Beschränkung der Wählbarkeit einer ausdrücklichen Regelung bedürfte. Zu 

Missverständnissen könnte allerdings führen, dass im selben Absatz die 

Möglichkeit der Wiederberufung der externen Sachverständigen als KEK-

Mitglieder ausdrücklich geregelt ist. Es wird daher angeregt, entweder diese 

Regelung zu streichen oder ausdrücklich darzustellen, dass auch für die 

gesetzlichen Vertreter der Landesmedienanstalten in der KEK eine Wiederwahl 

möglich ist. 

 

2. Die öffentlich ausgetragene Diskussion über die künftige Zusammensetzung 

der KEK und insbesondere die von Vertretern der KEK vorgetragenen 

Argumente können hier nicht ohne Widerspruch bleiben. 

 

Die Besetzung der KEK mit sechs internen Sachverständigen und sechs 

Vertretern der Landesmedienanstalten entspricht in den Grundzügen den 

Reformvorstellungen der Landesmedienanstalten. Diese Zusammensetzung 

ermöglicht es, die Überprüfung von KEK-Entscheidungen durch Anrufung der 

„Konferenz der Direktoren der Landesmedienanstalten (KDLM)“ entfallen zu 

lassen und damit eine Verfahrensbeschleunigung zu erreichen. Das 

Argument, dass eine zwölfköpfige Kommission nicht arbeitsfähig sei, wird 

durch die erfolgreiche Arbeit der Kommission für Jugendmedienschutz (KJM), 

die sich ebenfalls sich aus sechs Vertretern der Landesmedienanstalten und 

sechs externen Mitgliedern zusammensetzt, eindrucksvoll widerlegt. Sicherlich 

bedarf es arbeitsfähiger Strukturen, die aber durch die Organisation der 

Verfahrensabläufe durch die Kommission selbst geschaffen werden können. 

 

Zurückzuweisen ist der Vorwurf, die Landesmedienanstalten würden 

ausschließlich Standortinteressen vertreten und ihre Vertreter in der KEK 

könnten daher der wichtigen Aufgabe der Konzentrationskontrolle nicht 

gerecht werden. Das Springer/ProSiebenSat.1-Verfahren aus dem letzten 

Jahr kann für diesen Vorwurf ebenso wenig als Beleg dienen, wie es den 

Vorwurf rechtfertigt, dass die Reformüberlegungen der Länder eine Reaktion 

auf die konkrete Entscheidung der KEK in diesem Verfahren seien. 
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3. Die Verpflichtung der Landesmedienanstalten nach § 35 Abs. 7 RÄndStV-E 

des Entwurfs, für die drei Kommissionen eine gemeinsame Geschäftsstelle zu 

bilden, sichert die Kontinuität der Arbeit der Kommissionen und ihre 

Koordinierung in bundesweiten Angelegenheiten. Eine gemeinsame 

Geschäftsstelle, die von allen Landesmedienanstalten finanziert wird, ist auch 

Grundvoraussetzung, damit alle Landesmedienanstalten unabhängig von ihrer 

Größe und Finanzausstattung entsprechend den föderalen Grundprinzipien in 

die Lage versetzt werden, den Vorsitz einer Kommission zu übernehmen. Die 

Umsetzung dieser Verpflichtung erfordert schwierige Entscheidungen, 

insbesondere hinsichtlich der Integration der bestehenden Geschäftsstellen 

der KJM und der KEK. Konkrete Überlegungen zur Umsetzung dieser 

Verpflichtung sind im Kreise der Landesmedienanstalten noch nicht erfolgt. 

Weitgehende Einigkeit besteht allerdings darin, dass eine gemeinsame 

Geschäftsstelle unter Fortbestand der bestehenden Geschäftsstellen als 

Außenstellen gegenläufig zu den Reformzielen wäre. Im Übrigen spiegelt sich 

die Diskussion unter den Ländern, insbesondere hinsichtlich des Fortbestands 

der KJM-Geschäftsstelle in Erfurt, auch im Kreise der Landesmedienanstalten 

wieder. 

 

4. Zu § 35 Abs. 10 RÄndStV-E wird vorgeschlagen, die beiden letzten Sätze 

dieses Absatzes ersatzlos zu streichen. Es besteht kein sachlicher Grund 

dafür, dass im Unterschied zur bestehenden Rechtslage künftig die 

Wirtschaftspläne für die beiden Kommissionen KEK und ZAK der 

Genehmigung durch die Staats- und Senatskanzleien unterliegen sollen. Der 

Genehmigungsvorbehalt lässt sich insbesondere nicht mit der in § 14 Abs. 9 

Jugendmedienschutz-Staatsvertrag enthaltenen Regelungen bezüglich des 

Wirtschaftsplans der KJM rechtfertigen. Diese Regelung findet ihren 

sachlichen Grund in der Finanzierung der Aufsicht über Telemedien aus 

allgemeinen Haushaltsmitteln der Länder, die in den Wirtschaftsplan der KJM 

einfließen. Der Wirtschaftsplan der KJM unterliegt zudem der Genehmigung 

der Staats- und Senatskanzleien nur, soweit er die Verwendung der 

allgemeinen Haushaltsmittel der Länder betrifft. Dieser Sachverhalt ist damit 

mit den Wirtschaftsplänen von KEK und ZAK nicht vergleichbar.  
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5. Die Regelung über die Bildung der neuen „Kommission für Zulassung und 

Aufsicht“ in bundesweiten Angelegenheiten beschränkt die Mitwirkung der 

Gremien in § 36 Abs. 3 RÄndStV-E auf die Auswahlentscheidung bei 

Zuweisung von Übertragungskapazitäten auf die Entscheidung über die 

Belegung von Plattformen. Entsprechend dieser Zuständigkeit der 

Gremienvorsitzendenkonferenz sollte zunächst aus redaktionellen Gründen in 

§ 35 Abs. 2 Nr. 2 RÄndStV-E entweder die Zuständigkeit für die Belegung 

von Plattformen neben der Zuständigkeit der Auswahlentscheidungen erwähnt 

werden oder - alternativ dazu - in § 35 Abs. 2 Nr. 2 RÄndStV-E die 

Zuständigkeit der Gremienvorsitzendenkonferenz nicht näher beschrieben 

werden; denn die konkrete Zuständigkeit ergibt sich ebenso wie bei den  § 35 
Abs. 2 Nr. 1 und 3 RÄndStV-E erwähnten Kommissionen aus den 

nachfolgenden Bestimmungen. Angeregt wird ferner, dass der 

Gremienvorsitzendenkonferenz auch die Entscheidung über die Rücknahme 

oder den Widerruf der Zuweisung von bundesweiten Übertragungskapazitäten 

übertragen wird. Diese Zuständigkeit liegt nach der vorgesehenen Fassung 

des § 36 Abs. 2 Nr. 3 RÄndStV-E bei der ZAK, so dass die Zuständigkeit für 

die Ausgangs-entscheidung und für deren Aufhebung von unter- 

schiedlichen Gremien zu treffen wäre. 

 

Die genannten Zuständigkeiten und die in § 36 Abs. 3 Satz 2 RÄndStV-E 
geregelte Verpflichtung der ZAK, die Gremienvorsitzendenkonferenz 

fortlaufend über ihre Tätigkeit zu unterrichten, sichert die Mitwirkung der 

Gremien der Landesmedienanstalten bei den Entscheidungen in 

bundesweiten Angelegenheiten nur eingeschränkt. Die genannte 

Unterrichtungspflicht sollte vielmehr um eine dem § 15 Abs. 1 Satz 2 JMStV 

entsprechende Verpflichtung ergänzt werden, nach der die 

Gremienvorsitzendenkonferenz in grundsätzlichen Angelegenheiten, 

insbesondere bei der Erstellung von Satzungs- und Richtlinienentwürfen, 

einzubeziehen ist. 
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II. Gewinnspielregelungen 

 

Die Landesmedienanstalten sind der Auffassung, dass im Rundfunkstaatsvertrag 

konkrete Vorgaben für die Durchführung von Gewinnspielen im Rundfunk 

verankert werden sollen, die zusammen mit einer Satzungsermächtigung und 

einem entsprechenden Ordnungswidrigkeiten-Tatbestand eine sichere Grundlage 

für Beanstandungsmaßnahmen bieten. Nach der bestehenden Rechtslage ist ein 

Einschreiten gegen unlautere Praktiken bei der Durchführung von Gewinnspielen 

nur über die „Hilfskonstruktion“ eines angenommenen Verstoßes gegen die 

allgemeinen Gesetze (§ 51 RStV) in Verbindung mit dem Gesetz gegen den 

unlauteren Wettbewerb (UWG) möglich. 

  
 

Wir regen daher an, folgenden neuen § 45 c einzufügen: 
 

§ 45c  

Gewinnspiele 

 

(1) 1Gewinnspiele sind in den Programmen zulässig. 2Sie unterliegen dem Gebot der 

Transparenz und des Teilnehmerschutzes. 3Sie dürfen nicht irreführen und den Interessen 

der Teilnehmer nicht schaden. 4Insbesondere ist im Programm über die Kosten der 

Teilnahme, die Teilnahmeberechtigung, die Spielgestaltung sowie über die Auflösung der 

gestellten Aufgabe zu informieren. 5Für die Teilnahme darf nur ein unerhebliches Entgelt 

verlangt werden. 6Die Teilnahme Minderjähriger ist unzulässig.  

 

(2) Der Veranstalter hat der zuständigen Landesmedienanstalt die Unterlagen vorzulegen 

und Auskünfte zu erteilen, die zur Überprüfung der ordnungsgemäßen Durchführung der 

Gewinnspiele erforderlich sind. 

 

(3) Die Landesmedienanstalten regeln durch übereinstimmende Satzungen Einzelheiten 

zur Konkretisierung der Absätze 1 und 2. 
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§ 49 

Ordnungswidrigkeiten 

 

18. (neu) Ordnungswidrig handelt, wer als Veranstalter von bundesweit verbreitetem 

privaten Rundfunk vorsätzlich oder fahrlässig  

…  

gegen Bestimmungen der gemäß § 45c Abs. 3 erlassenen übereinstimmenden Satzungen 

verstößt.  

… 

 

 

III. Zum V. Abschnitt – Plattformen, Übertragungskapazitäten 
 
  
Die vorgesehene Neufassung dieses Abschnittes erweitert die Vorschriften über die 

Zuordnung von Satellitenkanälen und terrestrischen Übertragungskapazitäten und 

schafft zudem eine technologieneutrale Plattformregulierung. Die 

Landesmedienanstalten sprechen sich dafür aus, diese grundsätzlich 

begrüßenswerten Ansätze zu überdenken. Es fehlen derzeit für eine umfassende 

Plattformregulierung wesentliche, notwendige Voraussetzungen, insbesondere 

medienkonzentrationsrechtliche Grundlagen sowie eine Konkretisierung des 

Auftrages des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Da diese für den 11. 

Rundfunkänderungsstaatsvertrag vorgesehen sind, erscheint eine gemeinsame 

Regelung dort sinnvoller. Dabei sollte auch noch einmal überdacht werden, ob die 

Zusammenfassung der verschiedenen Typen von Plattformen unter einem 

Oberbegriff sachgerecht ist und ob nicht unterschiedliche Erscheinungstypen auch 

differenzierterer Regelungen bedürfen. 

 

 

1. zu §§ 51; 51 a RÄndStV-E - Zuordnung und Zuweisung von drahtlosen 
Übertragungskapazitäten  
 

Die vorliegenden Regelungsvorschläge gehen von dem Ansatz aus, dass es 

insbesondere für bundesweiten digitalen Hörfunk wie für bundesweites Mobile-TV 
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einer rechtlichen Grundlage bedarf, die die Frequenzverteilung und das 

Zuordnungsverfahren regelt. 

Dass es einer Neuordnung dieses Bereiches bedarf, ist unbestritten. Auch die 

Landesmedienanstalten haben wiederholt eine entsprechende Regelung im 

Rundfunkstaatsvertrag gefordert, um für die anstehenden bundesweiten 

Zuweisungen eine stabile Rechtgrundlage zu haben.  

Der vorliegende Entwurf trifft Festlegungen zur Frequenzordnung und damit 

auch zur Verteilung der Ressourcen zwischen öffentlich-rechtlichem und 

privatem Rundfunk. So wird etwa durch die Formulierung in § 51 Abs. 3 Nr. 4 a 
RÄndStV-E dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk pauschal die „Teilhabe an 

neuen Techniken und Programmformen“ zugesprochen, ohne dass die 

erforderliche Definition des öffentlich-rechtlichen Auftrages erfolgt ist.  

Gerade die Teilhabe im Bereich des mobilen Fernsehens steht inmitten der 

laufenden verfassungs- und europarechtlichen Verfahren. Eine gesetzgeberische 

Definition der Aufgaben des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, auch im Bereich 

des mobilen Fernsehens, verbunden mit einer entsprechenden 

Frequenzausstattung und Aussagen zur Finanzierung ist erst daher für den 11. 

Rundfunkänderungsstaatsvertrag eingeplant.  

 

Hinsichtlich des Hörfunks sind die technischen und planerischen Überlegungen  

soweit, dass ein „Neu“-Start des digitalen Hörfunks mit bundesweit verbreiteten 

Angeboten realistisch erscheint. Die Zuweisungsentscheidungen müssen bei 

dieser zeitlichen Perspektive in der zweiten Hälfte des kommenden Jahres 

getroffen werden. Die Landesmedienanstalten machen daher, insbesondere im 

Hinblick auf die von der ARD im Juni 2007 beschlossene Digitalstrategie („ARD 

in der digitalen Medienwelt“) darauf aufmerksam, dass es zeitgerechter 

Grundsatzentscheidungen der Länder über die Zulässigkeit bundesweiter 

terrestrischer Verbreitung von ARD-Höfrunkprogrammen bedarf. Angesichts des 

genannten Zeitplans können diese Entscheidungen nicht für den 11. 

Rundfunkänderungsstaatsvertrag zurückgestellt werden.    

 
Unbeschadet dessen erscheint es unter dem Gesichtspunkt notwendiger 

Staatsferne des Rundfunks problematisch, die Zuordnung terrestrischer 

Übertragungskapazitäten für bundesweite Versorgungsbedarfe der Zuständigkeit  
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der Ministerpräsidenten vorzubehalten. Die in § 51 Abs. 3 Nr. 4 RÄndStV-E 
geregelten Vergabekriterien eröffnen programmbezogene Handlungs- und 

Bewertungsspielräume („größtmögliche Vielfalt“, „Grundversorgung“, „Teilhabe“). 

Derartige Handlungs- und Wertungsspielräume dürfen staatlichen Stellen nicht 

eingeräumt werden (vgl. BVerfGE 73, 118 [182 f.]; 83, 238 [323]; 90, 60 [88]). 

Daher wird dafür plädiert, die Entscheidung über die Zuordnung von 

Übertragungskapazitäten für bundesweite Versorgungsbedarfe in die Hände der 

Landesmedienanstalten zu legen. 

 

 

2. §§ 52 ff. RÄndStV-E - Technologieneutrale Plattformregulierung  
 

Der vorliegende Ansatz einer technologieneutralen Plattformregulierung ist 

sicher zukunftsweisend. Er nimmt den auch in der europäischen Medienpolitik 

vertretenen Gedanken der Konvergenz der Medien und Netze auf. 

 

Wir sehen derzeit jedoch keine Notwendigkeit, alle Netze den gleichen 

Regularien zu unterwerfen. Einheitliche Regularien für die verschiedenen 

Übertragungswege werden zumindest in der vorgeschlagenen Form deren 

spezifischen Besonderheiten und Anforderungen nicht gerecht.  

 

Auch in rechtlicher Hinsicht begegnet der Entwurf Bedenken. Eine derartige 

Regelung bedürfte schon aus Verhältnismäßigkeitserwägungen vor dem 

Hintergrund von Art. 31 Universaldiensterichtlinie einer Differenzierung nach der 

jeweiligen Regulierungsbedürftigkeit und einer klaren rundfunkrechtlichen 

Grundlage, die auch die bislang ausgeklammerten medien-

konzentrationsrechtlichen Fragen behandelt. Denn danach soll eben gerade 

nicht jedes Netz den gleichen Rundfunkregeln unterworfen werden, sondern nur 

die Netze, die eine gewisse Bedeutung für die Verbreitung von Hörfunk- und 

Fernsehprogrammen und damit für die Meinungsbildung haben. Gerade diese 

Aspekte aber werden im vorliegenden RÄndStV-E ausgeklammert.  
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Zwar greift die Satzungsermächtigung in § 53 RÄndStV-E diese bereits in § 1 

Abs. 2 Zugangssatzung enthaltenen Fragen auf. Jedoch genügt es aus unserer 

Sicht nicht den verfassungsrechtlichen Vorgaben, wenn derart wesentliche 

Fragen weiterhin einer untergesetzlichen Norm überlassen bleiben. Daher 

regen wir an, die derzeitige Systematik beizubehalten. Terrestrische und 

leitungsgebundene Netze folgen unterschiedlichen Regeln auf der faktischen 

Ebene; dementsprechend ist eine Differenzierung auf der rechtlichen Ebene 

weiterhin durchaus angemessen. Der Kreis der Adressaten bestimmt sich nach 

den jeweiligen rechtlichen Anforderungen und kann dort konkret bestimmt 

werden.  

 

Bei dem unter dem Begriff der Plattformregulierung zusammengefassten 

Regelwerk handelt sich um regulierende Vorgaben für drei unterschiedliche 

Regelungszusammenhänge. Dies sind einerseits der Zugang zu technischen 

Übertragungsnetzen, andererseits Fragen der Bündelung und Vermarktung von 

Programmen und drittens der Bereich der digitalen Zusatzdienstleistungen wie 

Navigation, Verschlüsselungssysteme und Anwendungs-

programmschnittstellen.  

Eine Bestimmung der Adressaten kann daher kaum einheitlich, sondern muss 

vielmehr differenziert nach dem Regelungssubjekt getroffen werden. So richten 

sich Belegungsvorgaben regelmäßig an die Betreiber von 

Telekommunikationsnetzen. Vermarktungsplattformen hingegen sind 

regelmäßig auf einen Zugang zu fremden Netzen angewiesen, d.h. selbst 

Nachfrager nach entsprechendem Zugang zu Übertragungsnetzen, und können 

daher nur schwerlich die Verantwortung für den Netzzugang Dritter tragen. 

Ähnliches gilt allerdings in umgekehrter Richtung für die Betreiber reiner 

Übertragungsnetze, die nach dem bisherigen Transportmodell vorgehen und 

dementsprechend gelegentlich nicht einmal die technischen Voraussetzungen 

besitzen, um Änderungen am angelieferten Datenstrom, der lediglich 

weitergeleitet wird, vorzunehmen. Die mit der digitalen Übertragung 

verbundenen technischen Dienstleistungen schließlich, die heute in § 53 RStV 

geregelt sind, werden von verschiedenen Dienstleistern erbracht und sollten 

daher im Adressatenkreis auch nicht unnötig eingeschränkt werden. 
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Weitere Regulierungsaspekte können sich ergeben, wenn ein Unternehmen 

mehrere der vorgenannten Elemente anbietet, also ein Netzbetreiber auch 

bündelt und vermarktet oder eine Vermarktungsplattform auch einen Navigator 

betreibt. Zu diesem Punkt verweisen wir auf die weiteren Ausführungen. 

 

 

 2.1  Anpassungsvorschläge  
 

Entsprechend den obigen Ausführungen beschränken sich die folgenden 

konkreten Anpassungsvorschläge auf die aus unserer Sicht wesentlichen 

Aspekte. Sie knüpfen dabei an dem derzeit geltenden Text des RStV sowie den 

vorliegenden RÄndStV-E an. Entsprechend dem zuvor Ausgeführten können 

die folgenden Änderungsvorschläge aus Artikel 1 RÄndStV-E entfallen: 

 

a) Ziffer 3: Begriffsdefinitionen 

Die Definition des Programmbouquets in § 2 Abs. 2 Nr. 9 RStV kann 

beibehalten werden. Einer Plattformdefinition bedarf es nicht. 

 

b) Ziffer 14:  Plattformen, Übertragungskapazitäten 

§§ 51; 51 a für das drahtlose Zuordnungsverfahren und §§ 52; 53 b für die 

Plattformregulierung können entfallen.  

 

Im Zusammenhang mit § 52 Abs. 2 RÄndStV-E stellt sich die Frage, ob danach 

nur die Anzeigepflicht oder die Anwendung der nachfolgenden 

Plattformregelungen entfallen soll. Auch ist nicht verständlich, warum 

hinsichtlich Internet-Plattformen eine andere de-minimis-Grenze gelten soll als 

bei Kabelplattformen.  

 

2.2 § 51 b Absatz 2 RÄndStV-E - Weiterverbreitung 
 

Wir begrüßen die systematische Trennung der Weiterverbreitungsvorschriften 

von Belegungsregeln, wie sie in § 51 b RÄndStV-E vorgesehen ist. Es könnte  
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jedoch noch klargestellt werden, auf welche Übertragungswege sich die 

Regelung konkret bezieht. 

 

Zu Absatz 2 wird vorgeschlagen, die vorgesehene Zulassung durch eine 

Anzeige zu ersetzen. Programmanbieter, die außerhalb des Geltungsbereiches 

des Europäischen Fernsehübereinkommens ihren Sitz haben, werden sich 

regelmäßig schwer tun, die jeweiligen landesrechtlichen Zulassungs-

voraussetzungen (etwa Sitz in der EU oder Staatsferne) zu erfüllen. Letztlich 

kommt es für diese Programme, die das Gesamtangebot bereichern und damit 

auch für Kabelnetzbetreiber einen wichtigen Vermarktungsaspekt für das digitale 

Kabel darstellen, darauf an, dass inhaltlich die Voraussetzungen des deutschen 

Medienrechts gewährleistet bleiben. Hierfür genügt eine qualifizierte Anzeige, die 

einen Ansprechpartner (Programmverantwortlichen) benennt, eine Beschreibung 

des Programms beinhaltet und die Vorlage einer Lizenz oder eines 

vergleichbaren Dokuments aus dem Ursprunglands des Programms umfasst. 

Bisher regelt jede Landesmedienanstalt die Frage der Weiterverbreitung 

derartiger Programme nach ihrem jeweiligen Landesrecht. Mit der materiellen 

Vereinheitlichung sollte daher auch eine Zentralisierung der Zuständigkeit für die 

Behandlung der Anzeige der Weiterverbreitung sowie der Voraussetzungen, 

unter denen die Weiterverbreitung untersagt werden kann, einhergehen. 

 

Die zeitversetzte Weiterverbreitung kann der zeitgleichen gleichgestellt werden. 

Auch die teilweise Weiterverbreitung eines Programms begegnet keinen 

medienrechtlichen Bedenken. Urheberrechtliche Fragen können außerhalb des 

medienrechtlichen Verfahrens zwischen den Beteiligten geklärt werden. Nur die 

inhaltlich unveränderte Weiterverbreitung ist weiterhin zu fordern. 

 

Die Landesmedienanstalten stellen mit Bedauern fest, dass offenbar keine 

Bereitschaft besteht, die Fragen der analogen Kabelbelegung über die 

übernommene Vorschrift in § 51b Abs. 3 hinaus bundeseinheitlich zu regeln.  
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Wir regen demgegenüber an, § 51 b RÄndStV-E wie folgt neu zu fassen: 
 

 

§ 51 b  

Weiterverbreitung 

 

(1) Die zeitgleiche und  inhaltlich unveränderte Weiterverbreitung von bundesweit 

empfangbaren Fernsehprogrammen, die in Europa in rechtlich zulässiger Weise und 

entsprechend den Bestimmungen des Europäischen Übereinkommens über das 

grenzüberschreitende Fernsehen veranstaltet werden, ist zulässig. Die 

Weiterverbreitung von Fernsehprogrammen kann unter Beachtung europäischer 

rundfunkrechtlicher Regelungen ausgesetzt werden.  

 

(2) Veranstalter anderer als die in Absatz 1 genannten Fernsehprogramme haben die 

Weiterverbreitung bei der Landesmedienanstalt anzuzeigen, in deren Geltungsbereich 

die Programme verbreitet werden sollen.  Die Anzeige kann auch der 

Kabelanlagenbetreiber vornehmen. Die Anzeige muss die Nennung eines 

Programmverantwortlichen, eine Beschreibung des Programms und die Vorlage einer 

Zulassung oder eines vergleichbaren Dokuments beinhalten.  Die Weiterverbreitung ist 

dem Betreiber der Kabelanlage zu untersagen, wenn die Rundfunkprogramme nicht den 

Anforderungen des § 3 und des Jugendmedienschutzstaatsvertrags entsprechen oder 

wenn der Veranstalter nach dem geltenden Recht des Ursprungslandes zur 

Veranstaltung von Rundfunk nicht befugt ist oder wenn das Programm nicht inhaltlich 

unverändert verbreitet wird.   

 

(3) Landesrechtliche Regelungen zur analogen Kanalbelegung für Rundfunk sind 

zulässig, soweit sie zur Erreichung klar umrissener Ziele von allgemeinem Interesse 

erforderlich sind. Sie können insbesondere zur Sicherung einer pluralistischen, am 

Gebot der Meinungsvielfalt orientierten Medienordnung getroffen werden. Einzelheiten, 

insbesondere die Rangfolge bei der Belegung der Kabelkanäle, regelt das Landesrecht. 
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2.3    Digitale Kanalbelegung 
 

Wie oben dargestellt, halten wir einen vollkommen technologieneutralen Ansatz, 

wie er etwa in § 52 Abs. 1 RÄndStV-E enthalten ist, derzeit für nicht notwendig 

und rechtlich bedenklich. Allerdings erscheint uns in Bezug auf 

leitungsgebundene Netze eine Klarstellung geboten, dass auch sog. DSL-TV, 

bei dem über ein DSL-Netz im IP-Standard ein dezidiertes Programmangebot 

vertrieben wird, erfasst wird.  

 

§ 52 Abs. 2 RStV in seiner heute gültigen Fassung beschränkt die 

Belegungsvorgaben auf „Kabelanlagen“. Zwar ist der Begriff im Gesetz selbst 

nicht definiert, doch wird man schon aus der historischen Perspektive sagen 

können, dass hier die klassischen Breitbandkabelnetze gemeint sind. 

DSL-TV steht in seiner Struktur dem Fernsehangebot über das Breitbandkabel 

gleich und befindet sich mit diesem im Wettbewerb um die Endkunden. Auch 

aus Sicht eines Rundfunkveranstalters kann die Verbreitung über ein BK-Netz 

dem über ein DSL-TV-Netz gleichgesetzt werden. 

Einziger Unterschied ist heute noch die Reichweite: Während das digitale Kabel 

von rund 8 Prozent der Fernsehhaushalte genutzt wird, sind es bei DSL-TV erst 

rund 0,3 Prozent. Alle Prognosen gehen aber davon aus, dass dieser Anteil 

rasch steigen wird. Damit ist eine Gleichbehandlung beider Netze geboten, die 

sich auch im Gesetzestext niederschlagen muss. Es wird daher angeregt, den 

Begriff „Kabelanlage“ durch den neuen Begriff „leitungsgebundene 

Telekommunikations-Netze“ zu ersetzen. 

 

Sofern es um Kabelbelegungsvorgaben geht, ist Adressat immer der Betreiber 

des Netzes. Anders als bei Mobile-TV angedacht, liegt hier Netzbetrieb im 

telekommunikationsrechtlichen Sinne und Vermarktung des Netzanschlusses 

immer in einer Hand. Dies ändert sich auch dann nicht, wenn für die 

Vermarktung, insbesondere die Vermarktung einzelner Programmbouquets, 

Sub-Gesellschaften gegründet werden. Verantwortlicher für das Netz und die 

darüber verbreiteten Inhalte ist der Netzbetreiber. Gegebenenfalls ließe sich 

über Zurechnungsregeln nachdenken. Umgekehrt besteht derzeit keine Veran- 
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lassung, Anbieter von Programmbouquets Belegungsvorgaben zu unterwerfen. 

Dies gilt jedenfalls dann, wenn es für Rundfunkprogramme daneben immer 

noch die Möglichkeit gibt, unmittelbar über das Netz verbreitet zu werden. 

 

Die – ohnehin in der Auswirkung sehr beschränkten – Belegungsvorgaben 

sollten grundsätzlich für alle leitungsgebundenen Netze gelten. Es handelt sich 

hier um vielfaltssichernde Maßnahmen nach Art. 5 GG, für die die Größe des 

Netzes keinen Unterschied macht.  

Aus praktischen Erwägungen kann jedoch die Anzeigepflicht, die heute in § 52 

Abs. 5 RStV geregelt ist, auf Netze mit mehr als 500 angeschlossenen 

Haushalten beschränkt werden. Unterhalb dieser Größe ist jedenfalls nach den 

Ausführungen der BNetzA in ihren Betrachtungen der 

Rundfunkübertragungsmärkte davon auszugehen, dass der Netzbetreiber keine 

eigene Signalaufbereitung vornimmt, also gewöhnlich das Gesamtangebot der 

Netzebene 3 lediglich durchleitet.  

 

Wie im RÄndStV-E vorgeschlagen, begrüßen wir die systematische Trennung 

von Belegungsregeln (§ 52 b RÄndStV-E) und –konditionen (§ 52 a RÄndStV-
E). Dementsprechend kann bei § 52 Abs. 4 Nr. 2 RStV die Bestimmung zu 

Entgelten und Tarifen entfallen und wird im neuen § 52 a RÄndStV-E erfasst. 

 

Für die Must-Carry-Programme sollte keine im Umfang abstrakte technische 

Übertragungskapazität benannt werden, da diese mit dem Fortschritt der 

Technik entbehrlich sein könnte. Notwendig ist vielmehr, dass für die konkrete 

Zahl vorrangig zu berücksichtigender Programme Übertragungskapazität nach 

dem jeweiligen technischen Standard - vergleichbar zu im Übrigen 

eingespeisten Programmen - zur Verfügung steht. 

 

Hinzuweisen ist, dass nach der Formulierung in § 52 b Abs. 1 Nr. 1 a RÄndStV-
E auch die landesfremden Dritten Programme des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks bei der Belegung von Plattformen Vorrang hätten, da die 

Formulierung im Entwurf lautet: „gebührenfinanzierte...“. Insofern sollte auf jeden 
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Fall die geltende Formulierung „für das jeweilige Land gesetzlich bestimmte...“ 

beibehalten werden. 

 

In § 52 b Abs. 1 Nr. 1 c RÄndStV-E erscheint eine weitere Bezugnahme auf 

„analoge Fernsehkanäle“ nicht mehr zeitgemäß und kann daher, wie bereits im 

Entwurf durch den Klammerzusatz angedeutet, entfallen. Im Übrigen kann auch  

die Anzeigepflicht des Netzbetreibers auf einen Monat reduziert werden. 

 

 

§ 52 RStV sollte daher wie folgt neu gefasst werden: 
 

§ 52 

Belegung von leitungsgebundenen Telekommunikationsnetzen 

 

(1) Werden in einer Kabelanlage einem leitungsgebundenen Telekommunikationsnetz 

Fernsehprogramme oder vergleichbare Telemedien zusätzlich oder ausschließlich 

digital verbreitet, gelten für digital genutzte Kapazitäten die Bestimmungen der 

nachfolgenden Absätze 3 bis 5. 

 

(2) Der Betreiber einer Kabelanlage eines leitungsgebundenen 

Telekommunikationsnetzes hat sicherzustellen, dass  

1. die erforderlichen Übertragungskapazitäten für die für das jeweilige Land gesetzlich 

bestimmten Fernsehprogramme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks einschließlich 

seiner Programmbouquets zur Verfügung stehen, 

2. Übertragungskapazitäten für die privaten Rundfunkprogramme, die Regionalfenster 

gemäß § 25 enthalten, zur Verfügung stehen, 

3. die Übertragungskapazitäten eines analogen Fernsehkanals für die im jeweiligen 

Land zugelassenen regionalen und lokalen Fernsehprogramme sowie die Offenen 

Kanäle zur Verfügung stehen; soweit diese Übertragungskapazität danach nicht 

ausgeschöpft ist, richtet sich die Belegung nach Landesrecht;  

4. die landesrechtlichen Sondervorschriften für Offene Kanäle und vergleichbare 

Angebote bleiben unberührt,  
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5. die technischen Übertragungskapazitäten nach Nummern 1 bis 3 im Verhältnis zu 

den digitalen Übertragungskapazitäten anderer Rundfunkprogramme technisch 

gleichwertig sind. 

6. Entgelte und Tarife für die Programme nach Nummern 1 bis 3 offengelegt werden; 

Entgelte und Tarife sind im Rahmen des Telekommunikationsgesetzes so zu 

gestalten, dass auch regionale und lokale Angebote zu angemessenen und 

chancengleichen Bedingungen verbreitet werden können; die landesrechtlichen 

Sondervorschriften für Offene Kanäle und vergleichbare Angebote bleiben 

unberührt. 

 

(3) Die Entscheidung über die nach Absatz 3 2 hinausgehende Belegung mit in digitaler 

Technik verbreiteten Fernsehprogrammen und Telemedien trifft der Betreiber  

1. innerhalb einer weiteren Übertragungskapazität im Umfang von einem Drittel der 

für die digitale Verbreitung zur Verfügung stehenden Gesamtkapazität, soweit er 

darin unter Berücksichtigung der Interessen der angeschlossenen Teilnehmer eine 

Vielzahl von Programmveranstaltern sowie ein vielfältiges Programmangebot an 

Vollprogrammen, nicht entgeltfinanzierten Programmen, Spartenprogrammen und 

Fremdsprachenprogrammen einbezieht sowie Telemedien angemessen 

berücksichtigt,  

2. innerhalb darüber hinausgehender Übertragungskapazitäten allein nach Maßgabe 

der allgemeinen Gesetze. 

 

(4) Der Betreiber einer Kabelanlage eines leitungsgebundenen 

Telekommunikationsnetzes mit mehr als 500 angeschlossenen Wohneinheiten hat die 

Weiterverbreitung von Fernsehprogrammen oder Telemedien der zuständigen 

Landesmedienanstalt mindestens einen Monate vor ihrem Beginn unter Vorlage eines 

Belegungsplanes sowie in den Fällen des Absatzes 3 seiner Vertragsbedingungen 

anzuzeigen. Werden die Voraussetzungen des Absatzes 3 2 und des Absatzes 4 3 Nr. 1 

durch den Betreiber einer Kabelanlage eines leitungsgebundenen 

Telekommunikationsnetzes nicht erfüllt, erfolgt die Auswahl der weiterverbreiteten 

digitalen Fernsehprogramme und die Belegung der digitalen Kanäle nach Maßgabe 

dieses Staatsvertrages und des Landesrechts durch die zuständige Landesmedienanstalt. 

Zuvor ist dem Betreiber einer Kabelanlage eine angemessene Frist zur Erfüllung der  
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gesetzlichen Voraussetzungen zu setzen. Bei Änderungen der Belegung gelten die Sätze 

1 bis 3 entsprechend. 

 

(5) Die Belegung einer Kabelanlage eines leitungsgebundenen 

Telekommunikationsnetzes mit Hörfunkprogrammen richtet sich nach Landesrecht. 

 

 

 

3. § 52 Abs. 3 Nr. 5 RStV; § 52 a RÄndStV-E - Rahmenbedingungen der 
Belegung 
 
Wie dargestellt, ist die neu geschaffene Bestimmung des § 52 a RÄndStV-E zu 

den Regelungen für Plattformen grundsätzlich zu begrüßen. Dort sind 

Regelungen zur Verantwortlichkeit für die im Kabel verbreiteten Programme 

enthalten, zur Entgeltregulierung sowie zur Programmautonomie. Aus unserer 

Sicht können die Bestimmungen mit kleineren Änderungen übernommen 

werden.  

 

3.1   Die Feststellung in Absatz 1 wiederholt u.E. eine Selbstverständlichkeit und ist 

daher entbehrlich. Sinnvoll erscheint insbesondere bei Programmen, die aus 

Ländern außerhalb des Geltungsbereiches des Europäischen Fernseh-

übereinkommens in Kabelnetzen verbreitet werden, ein System abgestufter 

Verantwortlichkeit. Dass die Anbieter von Programmen für diese verantwortlich 

sind, ergibt sich schon aus den lizenzrechtlichen Bestimmungen, die auch 

gelten, wenn ein Netzbetreiber eine Zulassung beantragt. Dies bedarf hier 

keiner Wiederholung. 

Im System gestufter Verantwortung steht der Veranstalter des Programmes 

immer an erster Stelle. Erst im zweiten Schritt können Verfügungen, die 

gegenüber den Veranstaltern erlassen wurden, aber aus tatsächlichen Gründen  
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diesen gegenüber nicht durchsetzbar sind, gegenüber den Netzbetreibern 

geltend gemacht werden. 

 

 

3.2   Angesichts der unserer Ansicht nach unklaren Verweisung in Absatz 3 stellt 

sich die Frage, auf welche Angebote sich die dort genannten Anforderungen 

beziehen. Richtigerweise müssen für alle Angebote die Entgelte offen gelegt 

werden, um eine Vergleichbarkeit gewährleisten zu können.  

 

Da die Verbreitung von Rundfunkprogrammen insbesondere bei 

Vermarktungsmodellen nicht von Einspeiseentgelten allein beeinflusst wird, 

bedarf es einer stärkeren Transparenz hinsichtlich aller wirtschaftlichen 

Verbreitungsparameter. Zumindest bei den Netzen, die die Haushalte mit den 

reichweitenstärksten Programmen versorgen, kann sich die Aufsicht über den 

chancengleichen Zugang der Veranstalter daher nicht auf eine Anknüpfung an 

die telekommunikationsrechtliche Entgeltregulierung beschränken, sondern 

muss eine umfassende Kontrolle der Bedingungen ermöglichen. 

 

Besondere Vorkehrungen sind zugunsten der regionalen und lokalen 

Veranstalter sowie der Fernsehprogramme mit Regionalfenstern nach § 25 

notwendig. Wie bereits vorgeschlagen, sind Kosten für die Heranführung 

digitaler Programme an die jeweiligen Netze Teil der Gesamtkosten und 

entsprechend auf alle umzulegen. Dies kommt durch die Formulierung des 
Absatz 3 Satz 4 unserer Einschätzung nach noch nicht hinreichend zum 

Ausdruck. 

Im Übrigen fasst dieser Absatz  die bisherigen in § 52 und § 53 RStV genannten 

Entgeltbestimmungen zusammen. Dadurch stehen verschiedene 

Begrifflichkeiten und damit Anforderungen an die Entgelte nebeneinander. Wir 

regen hier eine Vereinheitlichung der Terminologie an. 
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3.3 Das in Absatz 4 vorgeschlagene Veränderungsverbot ist bereits über 

urheberrechtliche Regelungen erfasst. Insoweit kann die vorgeschlagene 

rundfunkrechtliche Regelung der Klarstellung dienen, dass ein notwendiger 

technischer Eingriff in den Programmdatenstrom dann möglich ist, wenn er 

ohne (sichtbare) Auswirkungen auf das Programm bleibt. 

 

Was die Einbindung in Vermarktungspakete anlangt, gilt hier ebenfalls das 

urheberrechtliche Primat.  

 

Der hier nicht geregelte Fall eines Entbündelungsverbotes sollte unseres 

Erachtens noch weiter geprüft werden. Der Fall von PREMIERE hat gezeigt, 

dass der Kabelanlagenbetreiber seine Marktmacht ausnutzen und die 

Einspeisung von der Entbündelung des externen Programmbouquets abhängig 

machen kann. Insoweit könnte ein Zusatz aufgenommen werden, wonach eine 

Verweigerung der Aufnahme in netzabhängige Programmbouquets nicht zu 

einer Versagung des Abschlusses eines Einspeisevertrages führen darf.  

Allerdings besteht dabei die Gefahr, dass die begünstigten Veranstalter – und 

dazu würde eben nicht nur PREMIERE sondern auch ARD, ZDF, RTL Group 

oder ProSiebenSat.1 Media AG zählen - dieses Entbündelungsverbot zu ihren 

Gunsten ausdehnen und so den Wettbewerb der Programme, aber auch die 

Vermarktungsmöglichkeiten von Netzbetreibern einschränken. Diese Gefahr 

besteht insbesondere, wenn nicht zugleich eine Definition erfolgt, was denn Teil 

des Bouquets ist. Zudem sind auch Bouquets nicht schutzlos, da auch hier 

Urheberrecht Anwendung findet. 

 

 

3.4 Die Vermarktung von Programmbouquets ist unter wirtschaftlichen Gesichts-

punkten der zentrale Aspekt. Dabei steht die Endkundenbeziehung im 

Mittelpunkt des Interesses. Diese hat nicht nur Einfluss auf die Bewertung des 

Unternehmens an den Finanzmärkten. Wer die Endkundenbeziehung selbst 

steuern kann, hat auch den wirtschaftlichen Erfolg seines Bouquets in der Hand. 
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Dabei ist aber nicht ausgeschlossen, dass einzelne Bouquetanbieter es für 

sinnvoller erachten, ihr Angebot durch Dritte vermarkten zu lassen und sog. 

Wholesale-Verträge abschließen (s. etwa die früheren Vereinbarungen 

zwischen Arena und Premiere). 

Die Freiheit der Vertragswahl wird gefährdet, wenn das 

Verhandlungsgleichgewicht gestört ist. Dies ist etwa der Fall, wenn dem 

Bouquet-Anbieter Netzbetreiber gegenüberstehen, deren technische Reichweite 

für den Erfolg des Angebotes unverzichtbar ist. Dies ist vor allem der Fall, wenn 

der Netzbetreiber nicht nur den Netzanschluss selbst, sondern auch eigene 

Inhalte und Inhalte Dritter selbst vermarktet. 

Eine Monopolisierung der Endkundenbeziehungen hat nicht nur zur Folge, dass 

netzunabhängige Vermarktungsplattformen vom Markt verschwinden, sie kann 

auch zur Folge haben, dass Programmangebote verschwinden. Damit hat 

dieser Aspekt nicht nur kartellrechtliche Bezüge, sondern auch Relevanz für die 

Meinungsvielfalt. 

 

§ 14 Abs. 1 Zugangssatzung enthält eine Art Must-Carry-Bestimmung für 

Programmplattformen. Diese gilt für Netzbetreiber, die selbst auch Programme 

bündeln und vermarkten. Die Must-Carry-Vorgabe ist hier noch vorsichtig als 

Prüfoption formuliert. Es ist bislang noch nicht zu einer Anwendung dieser 

Vorschrift gekommen. 

 

Als abstrakte Zielvorgabe ließe sich künftig formulieren, dass ein Wettbewerb 

der Vermarktungsplattformen angestrebt wird. Nur solange und soweit dieser 

nicht erreicht ist, greifen besondere Vorgaben. 
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§ 52 a RÄndStV-E könnte daher wie folgt geändert werden: 
 

 

§ 52a   

 Regelungen für leitungsgebundene Telekommunikationsnetze

 

(1) Für die Angebote in Plattformen gilt die verfassungsmäßige Ordnung. Die 

Vorschriften der allgemeinen Gesetze und die gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz 

der persönlichen Ehre sind einzuhalten. 

 

(2) Plattformanbieter sind für eigene Programme und Dienste verantwortlich. Bei 

Verfügungen der Aufsichtsbehörden gegen Programme und Dienste Dritter, die über 

die Plattform ein leitungsgebundenes Telekommunikationsnetz verbreitet werden, sind 

sie diese zur Umsetzung dieser Verfügung verpflichtet. Sind Maßnahmen gegenüber 

dem Verantwortlichen von Programmen und Diensten nach Satz 2 nicht durchführbar 

oder nicht Erfolg versprechend, können Maßnahmen zur Sperrung von Programmen 

und Diensten auch gegen den Plattformanbieter Betreiber des leitungsgebundenen 

Telekommunikationsnetzes gerichtet werden, sofern eine Sperrung technisch möglich 

und zumutbar ist. 

 

(3) Anbieter von Programmen und Diensten dürfen durch die Ausgestaltung der 

Entgelte nicht unbillig behindert oder gegenüber gleichartigen Anbietern ohne 

sachlich gerechtfertigten Grund unterschiedlich behandelt werden. Die Verbreitung 

von Angeboten nach § 52b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 und 3 hat zu angemessenen 

Bedingungen zu erfolgen. Entgelte und Tarife für Angebote nach § 52b Abs. 1 Satz 1 

oder Abs. 2 und 3 sind offen zu legen. Entgelte und Tarife sind im Rahmen des 

Telekommunikationsgesetzes so zu gestalten, dass auch regionale und lokale Angebote 

sowie private Fernsehprogramme, die Regionalfenster nach § 25 enthalten, zu 

angemessenen und chancengleichen Bedingungen verbreitet werden können und ihnen 

durch überregionale Netzstrukturen keine zusätzlichen Belastungen gegenüber 

bundesweit verbreiteten Rundfunkprogrammen entstehen. Die landesrechtlichen 

Sondervorschriften für offene Kanäle und vergleichbare Angebote bleiben unberührt. 
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(4) Der Anbieter einer Plattform darf ohne Zustimmung des jeweiligen 

Rundfunkveranstalters dessen Programme und Dienste (inhaltlich) nicht verändern 

sowie einzelne Rundfunkprogramme oder Inhalte nicht in Programmpakete aufnehmen 

oder in anderer Weise entgeltlich oder unentgeltlich vermarkten. 

 

(5) Wer als Netzbetreiber eine marktbeherrschende Stellung hat, oder selbst Anbieter 

von Programmbouquets ist, muss Anbietern von Programmbouquets den Zugang zu 

seinen intern genutzten oder am Markt angebotenen Leistungen zu gleichen 

Bedingungen anbieten, wie sich selbst. 

 

 

4.      Zugangsoffenheit 
 

Wie bereits zum 8. Rundfunkstaatsvertrag vorgetragen, halten die 

Landesmedienanstalten die Eingrenzung des Anwendungsbereiches von § 53 

RStV auf Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen, also auf 

Netzbetreiber, für verfehlt. Der vorliegende Entwurf beschränkt die 

Anwendung auf Anbieter von Plattformen, was die beschriebenen Probleme 

bei der Begriffsdefinition überträgt. 

 

Die Landesmedienanstalten schlagen daher vor, grundsätzlich jeden, der 

einen der genannten Zugangsdienste verwendet oder verbreitet, in den Kreis 

der Verpflichteten zunehmen.  

 

Zur Frage der Navigatoren verweisen wir auf unsere jüngst verabschiedeten 

Eckpunkte (Anlage). 

Der vorliegende Entwurf bezieht sich auf Benutzeroberflächen, die „den ersten 

Zugriff“ auf Angebote herstellen. Hier fehlt es an Klarheit, was mit erstem 

Zugriff gemeint ist, warum danach Benutzeroberflächen, die eine die 

Chancengleichheit beeinträchtigende Gestaltung aufweisen oder gar 

diskriminierend arbeiten, zulässig sein sollen, und an dem entscheidenden 

Hinweis, dass es vorliegend um ein System zur Programmauswahl geht.  
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Wir regen daher dringend an, die bisherige Formulierung beizubehalten und 

damit alle Steuerungssysteme zu erfassen. Eine von Seiten der Veranstalter 

immer wieder erhobene Forderung nach einer Trennung zwischen Basis-

Navigator und elektronischen Programmführern ist schon begrifflich schwer 

abzugrenzen und trifft nach unseren Erkenntnissen auch nicht die bestehende 

Marktsituation.  

Im Übrigen sind wir der Auffassung, dass es hinreichend ist, wenn im 

Rundfunkstaatsvertrag abstrakt die Vorgaben für Navigatoren und andere 

Systeme benannt werden und das Weitere in einer Satzung ausgeführt wird. 

 

 

Wir regen daher an, die Formulierung von § 52 c Absatz 1 RÄndStV-E wie 
folgt zu fassen: 
 

§ 52c   

Zugangsfreiheit 

 

(1) Wer für die Verbreitung von Rundfunk und vergleichbaren Telemedien 

einschließlich elektronischer Programmführer  

1. Zugangsberechtigungssysteme, 

2. Schnittstellen für Anwendungsprogramme oder 

3. Systeme, die auch die Auswahl von Fernsehprogrammen steuern und die als 

übergeordnete Benutzeroberfläche für alle über das System angebotenen Dienste 

verwendet werden,  

verwendet, hat zu gewährleisten, dass die eingesetzte Technik ein vielfältiges 

Angebot ermöglicht. Zur Sicherung der Meinungsvielfalt dürfen Anbieter von 

Rundfunk und Telemedien einschließlich elektronischer Programmführer weder 

unmittelbar noch mittelbar bei der Verbreitung ihrer Angebote unbillig behindert 

oder gegenüber gleichartigen Anbietern ohne sachlich gerechtfertigten Grund 

unterschiedlich behandelt werden. 

 

(2) Die Verwendung eines Zugangsberechtigungssystems oder eines Systems nach 

Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 oder einer Schnittstelle für Anwendungsprogramme und die  
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Entgelte hierfür sind der zuständigen Landesmedienanstalt unverzüglich anzuzeigen. 

Satz 1 gilt für Änderungen entsprechend. Der zuständigen Landesmedienanstalt sind 

auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Posit ionen des Deutschen Kabelverbandes e .V.   

zur 
Evaluierung der §§ 52 und 53 des Rundfunkstaatsvertrages 

 

Der Deutsche Kabelverband bedankt sich für die Gelegenheit, seine Anmerkungen zu einigen zent-
ralen Fragen einer zukünftigen Medienordnung im Rahmen der Anhörung zu den §§ 52 und 53 
Rundfunkstaatsvertrag (RStV) darlegen zu können. Der Deutsche Kabelverband gibt seiner Hoffnung 
Ausdruck, dass diese Anhörung den Auftakt zu einem intensiven Dialog zwischen den Ländern und 
den von diesen Regelungen besonders betroffenen Marktteilnehmern bildet. 

Die Mitglieder des Deutschen Kabelverbandes, Kabel Baden-Württemberg (Kabel BW), Kabel 
Deutschland (KDG) und Unity Media (Unity), sehen sich durch die Digitalisierung und die Konver-
genz von Netzen und Inhalten in den vergangenen Jahren bedeutenden Veränderungen im Verhältnis 
zu anderen Infrastrukturen ausgesetzt und haben sich selbst auch in ihrer Aufstellung verändert. 
Ebenso gibt es europarechtliche Entwicklungen, die den Rundfunkbereich betreffen. Die Mitglieder 
des Deutschen Kabelverbandes werden im Zeitraum 2006 bis 2008 insgesamt ca. 1 Milliarde Euro in 
den Ausbau ihrer Netze für neue digitale Inhalte, Internet und Telefonie investieren und daher einen 
wesentlichen Beitrag zur Weiterentwicklung und Innovation der deutschen Medienlandschaft leisten. 
All dies erfordert eine Anpassung der regulatorischen Rahmenbedingungen, insbesondere der §§ 52, 
53 RStV. Diese Überarbeitung muss sich dabei an folgenden Grundsätzen orientieren: 

• Die Digitalisierung und der Wettbewerb der Infrastrukturen sichert die Meinungsvielfalt  

Das Ende der knappen Übertragungskapazitäten durch die Digitalisierung und der Druck durch 
den Wettbewerb der Infrastrukturen führt dazu, dass im digitalen Kabel so viel Vielfalt wie 
noch nie zuvor herrscht. 

• Sicherstellung eines Level Playing Field der konkurrierenden Infrastrukturen 

Nur ein funktionsfähiger Wettbewerb der Infrastrukturen wird weiterhin gewährleisten, dass die 
Interessen der Vielfaltsicherung weitgehend ohne regulatorische Auflagen sichergestellt werden 
können. Die Gleichbehandlung der Infrastrukturen dient somit direkt der Vielfaltsicherung. 

• Abbau unzeitgemäßer und Zurückhaltung bei der Einführung neuer Regulierungstatbe-
stände 

Das existierende umfangreiche Regulierungsregime aus Kartell-, Wettbewerbs-, Telekommuni-
kations- und Medienrecht gibt heute bereits mehr als ausreichende Möglichkeiten der Regulie-
rung. Ein Schwerpunkt der Anpassung muss daher auf die Vermeidung von Doppelzuständig-
keiten und Anpassung an die Technologieneutralität gelegt werden. 

Nachfolgend nehmen wir im Einzelnen zu den aus Sicht des Kabelverbandes relevanten Aspekten 
Stellung.  
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I. Der Wettbewerb der digitalisierten Infrastrukturen sichert Meinungsvielfalt 

Die Digitalisierung, d. h. die Übermittlung jeder Art von medialen Inhalten in Form von Daten, ist 
zur Triebfeder einer fundamentalen Veränderung der Medienbranche geworden. Sie führt, zu-
sammen mit anderen Fortschritten in der Nachrichtentechnik, zu einer Konvergenz der ehemals 
getrennten Netze für die Übertragung von Telekommunikation und Rundfunk.  

Im Mittelpunkt dieser technologiegetriebenen Neuordnung des Medienmarktes stehen diejenigen 
Unternehmen, die den Transport von Rundfunkangeboten und Telekommunikationsdienstleistungen 
zum Endkunden übernehmen. Dazu zählen neben den Kabelnetzbetreibern Infrastrukturunterneh-
men wie Satellit, Breitband/DSL-Netzanbieter, Betreiber von DVB-T-Netzen, Mobilfunknetzen und 
andere. Alle diese Unternehmen sind heute oder in naher Zukunft in der Lage, dieselbe Art von me-
dialen Angeboten zum Endverbraucher zu transportieren. Neben einer Verschärfung des bereits 
massiven Wettbewerbs zwischen Kabel, Terrestrik und Satellit ist das Resultat ein erstmals ent-
standener Wettbewerb zwischen den Kabelnetzbetreibern und den traditionellen Telekommunika-
tionsanbietern. Prognosen gehen davon aus, dass bis zum Jahr 2010 rund 1,3 Mio. Haushalte Fernse-
hen über das Internet-Protokoll (IPTV) empfangen werden.1 Die Deutsche Telekom geht nach eige-
nen Angaben davon aus, im Jahre 2007 in den 12 Großstädten, in denen sie mit der V-DSL-
Aufrüstung begonnen hat, 6 Mio. Haushalte erreichen zu können. Darüber plant die Deutsche Tele-
kom nach Presseberichten die Ausweitung der IP-TV Angebote auf alle DSL-Gebiete (heute bereits 
über 90 % aller Haushalte) mit ADSL 2+. Dieser Infrastrukturwettbewerb hat schon heute deutliche 
und, gemessen am rundfunkrechtlichen Ziel der Vielfaltssicherung, überaus positive Auswirkungen 
auf die Verfügbarkeit von Rundfunkinhalten in der Bevölkerung. Denn vor allem auf dem Rund-
funkmarkt hat dieser Wettbewerb zu einer quantitativen und qualitativen Vervielfältigung und 
Ausdifferenzierung der Rundfunkangebote geführt. Besonders die Kabelindustrie hat durch In-
vestitionen und Fortentwicklung ihrer Geschäftsmodelle den Boden für eine Fülle von neuen Pro-
dukten und Dienstleistungen bereitet.  

KDG, Kabel BW und Unity investieren bis 2008/2009 ein Volumen von rund 1 Milliarde Euro in die 
Aufrüstung ihrer Netze für neue Rundfunkangebote und digitale Dienste sowie Internet und Telefo-
nie. Im Bereich des digitalen Fernsehens reicht die Palette der neuen Angebote von digitalen Video-
recordern, interaktiven Programmführern und Fernsehdiensten bis zu einer stetig wachsenden Zahl 
von unterschiedlichsten Inhalten, sei es linear oder on demand. Die effizientere Nutzung digitaler 
Übertragungskapazitäten durch neue Enkodierungstechniken und die Umstellung von der 64 QAM 
Modulation auf 256 QAM haben Kapazitäten für zahlreiche digitale Sender geschaffen. Die aus der 
analogen Übertragung bekannte Knappheit an Übertragungskapazitäten gibt es im digitalen Kabel 
nicht mehr. So umfasst z. B. das Angebot der KDG derzeit über 210 TV-Programme der unter-
schiedlichsten Interessenbereiche. Ca. 180 Programme sind digital davon 76 frei empfangbar, die 
übrigen enthalten in Programmpaketen gegen zusätzliches Entgelt. Allein für das Jahr 2007 ist bei 
den digitalen Programmen der KDG ein Zuwachs von ca. 40 – 50 Programmen zu erwarten. Kabel 
                                                           
1 Quelle: Goldmedia-Studie „IPTV 2010. Marktpotenziale für internetbasiertes Fernsehen in Deutsch-
land“, März 2006 
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BW wiederum bietet im Ausbaugebiet heute bereits mehr als 240 frei empfangbare digitale Pro-
gramme sowie weitere Programmpakete gegen zusätzliches Entgelt. Bemerkenswert ist, dass viele 
der Programme und Angebote erstmals und nur durch die erfolgreichen Vermarktungsanstren-
gungen der Kabelnetzbetreiber auf den deutschen Markt gekommen. Darunter sind hochwertige 
Dokumentationsprogramme wie der „History Channel“ oder „National Geographic“ sowie qualitativ 
hochwertige Kinder- und Familienprogramme. Solche Programme leisten ihren besonderen Viel-
faltsbeitrag. 

Ebenso hat die Digitalisierung, zusammen mit den massiven Investitionen der Kabelnetzbetreiber, 
erhebliche Auswirkungen auf den Märkten für Telekommunikationsdienste, was sich vor allem in 
einer ständig steigenden Verfügbarkeit von Breitbandanschlüssen zeigt. Die Bündelung von 
Fernsehen, Telefonie und Internet zu sog. Triple Play-Produkten beinhaltet einen echten Mehrwert 
für Konsumenten. Damit leistet die Kabelbranche einen wichtigen Beitrag für die Versorgung der 
Bevölkerung mit breitbandigen Internetanschlüssen, nicht zuletzt auch in ländlichen, strukturschwa-
chen Regionen. Der internationale Vergleich zeigt, dass der Infrastrukturwettbewerb wesentlicher 
Treiber sowohl für die Verbreitung von Breitbandanschlüssen als auch die Weiterentwicklung der 
Medienlandschaft ist. In Ländern mit überdurchschnittlicher Breitbandpenetration existiert in der 
Regel ein intensiver Wettbewerb zwischen DSL- und Kabelinfrastrukturen. Im internationalen Ver-
gleich bildet Deutschland bei der Zahl der Breitbandanschlüsse eines der Schlusslichter.2 Durch die 
Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen, zu denen in Deutschland insbesondere auch der Bereich 
der Rundfunkregulierung für Infrastrukturanbieter gehört, kann dieser Rückstand verringert werden. 

Der Kabelverband gibt zu bedenken, dass der Erfolg eines Infrastrukturanbieters in Zukunft auch 
und gerade dadurch entschieden werden wird, wie attraktiv und exklusiv sein Programmangebot im 
Vergleich zu seinen Wettbewerbern ist. 

Die aktuelle Marktentwicklung und erst recht die Zukunftsprognosen erlauben den Schluss: „So viel 
Vielfalt war nie“. Damit verändern sich die Anforderungen an die Vielfaltssicherung. In einer Viel-
kanalwelt sollte die Regulierung sehr viel stärker darauf ausgerichtet sein, strukturelle Sicherungen 
für Programme bereitzustellen, die durch ihre besondere inhaltliche Ausrichtung oder Qualität eine 
Komplementärfunktion zu nicht bereits am Markt verfügbaren Programmen darstellen. Wachsende 
Bedeutung kommt dagegen der Vermittlung von Medienkompetenz zu. Selbstverständlich behalten 
Fragen des Jugendschutzes und der Medienkonzentrationskontrolle (Verhinderung vorherrschender 
Meinungsmacht) ihre Relevanz. 

 

II. Anforderungen an rundfunkrechtliche Infrastrukturregulierung in einer modernen Me-
dienordnung 

Eine moderne Medienregulierung muss mit den geschilderten Marktveränderungen gleichziehen 
und einen entwicklungsoffenen, allgemeinen Rahmen bilden, innerhalb dessen sich die Marktteil-
nehmer im Wettbewerb miteinander messen können. Eine Neuausrichtung der rundfunkrechtlichen 
                                                           
2 OECD Breitbandstatistik, G 7-Länder, Stand Juni 2006 
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Regulierung sollte zum Ziel haben, eine nachfrageorientierte Digitalisierung zu fördern, indem den 
Kabelunternehmen diejenigen Handlungsspielräume und Geschäftsmodelle ermöglicht wer-
den, die eine ständige Fortentwicklung des Angebots zulassen. Der nachfrageorientierte Umstieg 
von analogem auf digitalen Programmempfang im Kabel ist eine große Herausforderung, der sich 
die Kabelnetzbetreiber stellen und für dessen Erfolg sie auch auf die Unterstützung der Politik und 
der Regulierung angewiesen sind. Aus den skizzierten Vorteilen der Digitalisierung ergeben sich 
notwendige Konsequenzen für die Ausgestaltung einer modernen Rundfunk- und Telekommu-
nikationsordnung. Dazu gehören die Schaffung eines einheitlichen technologieneutralen Rechts-
rahmens für sämtliche Infrastrukturbetreiber (Level Playing Field), ein maßvoller Abbau nicht 
mehr zeitgemäßer Regulierung und Zurückhaltung bei der Einführung neuer Regulierungsgegens-
tände, sowie die dringend erforderliche Neuordnung und Verschlankung der regulatorischen Or-
ganisations- und Aufsichtsstrukturen. Wünschenswert ist darüber hinaus die Verankerung einer 
Förderung der Digitalisierung aller Infrastrukturen auf Ebene des Rundfunkstaatsvertrages.   

 

1. Level Playing Field – Technologieneutrale Regulierung 

Der Kabelverband appelliert an Gesetzgeber und Regulierungsbehörden, bei den anstehenden Novel-
lierungen die gesetzlichen Rahmenbedingungen gerade auch im Interesse der Vielfaltssicherung 
am Ziel eines funktionsfähigen Wettbewerbs der Infrastrukturen auszurichten und deshalb vor 
allem die Gleichbehandlung sicherzustellen. Die in Deutschland historisch einseitig auf dem Kabel 
lastende Regulierung muss daher in einen technologieneutralen Rechtsrahmen überführt werden. 
Gerade im Wettbewerb zum Satelliten, der nach wie vor in Deutschland faktisch völlig unreguliert 
ist, entstehen den hoch regulierten Kabelunternehmen deutliche Nachteile. Der Rundfunkstaatsver-
trag muss daher in dem für die Weiterverbreitung von Rundfunkangeboten relevanten Teil, insbe-
sondere der Netzbelegung und der damit zusammenhängen Verfahrenvorschriften infrastruktur-
neutral ausgestaltet werden. Alle Anbieter von Rundfunkangeboten sollten, unabhängig von der 
dafür eingesetzten Infrastruktur (Kabel, Satellit, DSL, Terrestrik, Mobilfunk), im Interesse der mög-
lichst vielfältigen Versorgung von Endkunden einem einheitlichen Regulierungsstandard unterwor-
fen werden. Kabelnetzbetreiber können den Übergang von analoger zu digitaler Verbreitung nur 
dann gestalten und im Wettbewerb der Infrastrukturen bestehen, wenn ihnen das notwendige Maß 
an Entscheidungsfreiheit über die Nutzung ihres Kabels und die Gestaltung ihrer Produkte 
und Dienstleistungen eingeräumt wird (vgl. im Einzelnen dazu unten II. 4.).  

 

2. Abbau unzeitgemäßer und Zurückhaltung bei der Einführung neuer Regulierungsgegen-
stände 

Große Zurückhaltung ist nach Auffassung der Mitglieder des Kabelverbandes bei der vorschnellen 
Einführung neuer Regulierungsgegenstände (etwa in § 53 RStV) geboten. Die aktuellen Diskussio-
nen kreisen um Begriffe wie „Plattformen“ und „vertikale Integration“, hinter denen sich nur ver-
meintlich neue Gefährdungslagen für die Meinungs- und Vielfaltssicherung verbergen. Schließt man 
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sich der weiter unten vorgeschlagenen differenzierten funktionalen Betrachtungsweise an, sind die 
zugrundeliegenden Sachverhalte im Grundsatz unbedenklich oder bereits heute durch gesetzliche 
Regelungen innerhalb oder außerhalb des Rundfunkrechts gedeckt. Neben dem Rundfunkrecht 
steht vor allem im Telekommunikationsrecht und im allgemeinen Wettbewerbsrecht ein Instrumen-
tarium zur Verhinderung von möglichem Missbrauch bereit, das gerade auch  auf den Rundfunkbe-
reich anwendbar ist. Einer Einführung zusätzlicher Regulierungsgegenstände im Rahmen einer rund-
funkrechtlichen Sonderregulierung bedarf es nicht. Ebenso sollte § 53 RStV auf rundfunkspezifi-
sche Aspekte beschränkt werden und die Fragen, die schwerpunktmäßig eher technischer Natur 
sind, ausschließlich im Telekommunikationsrecht geregelt werden (vgl. dazu unten 3.). 

 

a)  Plattformregulierung? 

Abzulehnen ist die Einführung eines so schillernden Begriffs wie „Plattform“ als Anknüpfungs-
punkt für Regulierung. Die jüngste Diskussion offenbart eine gewisse Ratlosigkeit sowohl in der 
Definition als auch in den Folgen. Der Kabelverband bezweifelt, dass die Verwendung des Platt-
formbegriffs anstelle der etablierten Begriffe wie „Netzbetreiber“ oder „Veranstalter“ einen Gewinn 
an Rechtssicherheit bringen würde. Besser zu handhaben ist eine differenzierte funktionale Be-
trachtungsweise der Aktivitäten der Teilnehmer auf den Rundfunk- und Telekommunikationsmärk-
ten (etwa technischer Betrieb des Netzes, Verwendung von Zugangsberechtigungssystemen) danach, 
wo sich spezifische Gefährdungspotenziale etwa für die Zielsetzungen des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG 
ergeben und welche Art der Intervention gegebenenfalls angemessen ist (vgl. hierzu im Einzelnen 
unsere Anmerkungen zum Novellierungsbedarf von § 53 RStV unter 3.a).  

b)  Vertikale Integration? 

Ähnliches gilt für die Frage, ob und inwieweit „vertikale Integration“, konkret also die gegenseiti-
ge Verflechtung eines Inhabers von Inhalten (Veranstalter) mit einem Infrastrukturunternehmen 
(Netzbetreiber), Anlass zur Besorgnis geben muss. Nüchtern betrachtet handelt es sich dabei zu-
nächst nur um das Ergebnis unternehmerischer Entscheidungen, das nicht per se als wettbewerbs- 
oder vielfaltschädigend zu betrachten ist. Formen von vertikaler Integration sind kein neues oder 
medienspezifisches Phänomen und im internationalen Vergleich gang und gäbe. In den USA, die 
einen der wettbewerbsintensivsten Medienmärkte aufweisen, investiert die Kabelindustrie jährlich 
zweistellige Milliardenbeträge in Programminhalte; etwas mehr als 20% der Programmveranstalter 
sind mit Kabelnetzbetreibern (oder Satellitenbetreibern) in der einen oder anderen Form vertikal 
integriert.3 In den Niederlanden und Belgien, wo mehr als 90% der Haushalte über das Kabel ver-
sorgt werden, wurden schon vor Jahren frühere Einschränkungen der Beteiligung zwischen Kabel-
netzbetreibern und Programmanbietern ganz aufgehoben bzw. stark reduziert und in erster Linie 
durch Maßnahmen zur Erhöhung der Transparenz (etwa jährliche Berichtspflicht über die Konzent-

                                                           
3 Federal Communications Commission (FCC), 12th Annual Assessment of the Status of Competition in 
the Market for the Delivery of Video Programming, No. 157, 161. 
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rationsentwicklungen) ersetzt.4 Daran zu erinnern ist, dass in Deutschland die öffentlich-rechtlichen 
Sender WDR, HR und NDR seit jeher über eigene terrestrische und mittlerweile in Teilen auch lei-
tungsgestützte Sendernetze verfügen, über die sie ausschließlich eigene Programme und Programme 
ihrer Schwesteranstalten übertragen.  

Prominentester Anschauungsfall von Prozessen vertikaler Integration sind hierzulande die Fußball-
bundesligarechte. Der Mobilfunkbetreiber Vodafone hat die Mobil-TV-Rechte erworben, bestimmte 
IP-TV-Rechte liegen bei der Deutschen Telekom. Inhaber der TV-Rechte war in der Vergangenheit 
Premiere, die ehemals auch eine eigene technische Plattform betrieben hatte. Die Vergabe der Rech-
te an die Unity-Tochter Arena im Jahr 2006 hat erstmals zu Wettbewerb in dem zuvor ausschließ-
lich von Premiere dominierten Premium-Pay-TV Markt geführt. Die jüngste Entwicklung zwischen 
Unity/Arena und Premiere hat die Verhältnisse erneut geändert und zeigt, dass Kooperationsformen 
zwischen Inhalteanbietern und Netzbetreibern davon bestimmt sind, eine möglichst große Verbrei-
tung der Inhalte über alle Vertriebswege hinweg sicherzustellen. Nicht vergessen werden darf, dass 
gerade die Fußballrechte ein gutes Beispiel für die positiven Auswirkungen bereits existierender 
wettbewerbs- und vielfaltsfördernder Regelungen und Mechanismen sind. Die Europäische Kom-
mission hat, gestützt auf ihre wettbewerbsrechtlichen Kompetenzen, mit den Inhabern bzw. Ver-
marktern dieser Rechte (in Deutschland die DFL) Vereinbarungen über die Art und Weise der Ver-
gabe der Rechte getroffen, um die neuen Märkte zu öffnen und Wettbewerbsnachteile zu verhindern. 
Deshalb wurden die Rechte für die verschiedenen Verbreitungswege sowohl getrennt ausgeschrieben 
und vergeben als auch zeitlich auf drei Jahre begrenzt. Aspekte vertikaler Integration spielten dabei 
keine Rolle.  

Im Ergebnis ist festzustellen, dass es sich bei der vertikalen Integration von Netz und Inhalt inner-
halb der deutschen Rundfunklandschaft um ein Randphänomen handelt, das weder negative Auswir-
kungen auf die Meinungsvielfalt zeitigt noch ein erkennbares Diskriminierungspotenzial gegenüber 
Programmanbietern darstellt. 

Der Kabelverband lehnt daher die Einführung einer besonderen rundfunkrechtlichen Regulierung 
von Phänomenen „vertikaler Integration“ ab.  

 

3. Abbau von Doppelzuständigkeiten, Konzentration von Aufsicht und Verfahren, („Better 
regulation“) 

Im Sinne einer „better regulation“ gehört zur Modernisierung des Rundfunkrechts auch eine teil-
weise Reform der im Rundfunkstaatsvertrag geregelten Zuständigkeiten und Verfahren. Dies gilt 
sowohl für eine organisations- und verfahrensrechtliche Trennung der Rundfunk- und Telekom-
munikationsregulierung als auch für die Organisation der Landesmedienanstalten untereinan-
der. 

                                                           
4 Vgl. Fernsehen im Breitbandkabel – Ein Rechtsvergleich, Gutachten im Auftrag der KEK, Schriftenrei-
he der Landesmedienanstalten, Band 27, 2003. S 91 ff, 159 ff. 
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a) Novellierung des § 53 RStV 

Während die vielfaltsrelevanten Fragen des Zugangs zu Übertragungswegen durch § 52 RStV in 
umfassender Weise geregelt sind, muss sich der Anwendungsbereich von § 53 RStV nach richtigem 
Verständnis darauf beschränken, die Meinungsvielfalt vor unmittelbarer oder mittelbarer Diskrimi-
nierung zu sichern5. Wie dargelegt, kann eine solche Regulierung nicht an einem konturlosen Begriff 
wie dem der „Plattform“ festgemacht werden, sondern sollte, wie bei § 53 RStV g.F., auch künftig 
lediglich an solchen konkreten Funktionen und Sachverhalten anknüpfen, für die ein konkretes 
Gefährdungspotential für Meinungsvielfalt festgestellt werden kann. Soweit § 53 RStV aller-
dings Fragen der Zugangsberechtigungssysteme, Schnittstellen für Anwendungsprogramme oder die 
Frage der Ausgestaltung von Entgelten regelt, sind diese von ihrem Schwerpunkt her telekommuni-
kationsrechtlich zu beurteilen und daher seit 1. Juli 2004 richtigerweise bereits im TKG geregelt. Zur 
Vermeidung divergierender Entscheidungen ist nicht zuletzt aus Verfassungsgründen erforder-
lich, die rundfunkrechtlichen Regelungen auf eine verfahrensrechtliche Beteiligung der Landesme-
dienanstalten zurückzuführen. In § 49 Abs. 3 sowie § 50 Abs. 4 TKG ist folgerichtig die Beteiligung 
zur Berücksichtigung ihrer medienrechtlichen Belange geregelt.  

Wir regen daher an, den direkten Anwendungsbereich von § 53 RStV auf die Regelung des Naviga-
tors als übergeordnete Nutzeroberfläche einzugrenzen und seinen Anwendungsbereich im Übrigen 
auf die inhaltliche Ausgestaltung der Mitwirkung der Landesmedienanstalten im Rahmen der Ver-
fahren nach § 48 ff TKG zu reduzieren. 

 

b) Konzentration der Aufsicht und Verfahren  

Um weitere bürokratische Hürden abzubauen, empfiehlt sich darüber hinaus eine Konzentration 
und Straffung von Verfahren über weitere gemeinsame Stellen der Landesmedienanstalten und 
gegenseitige Anerkennung von Entscheidungen (Führerscheinprinzip). Dies trifft besonders die 
KDG, die in 13 Bundesländern Kabelnetze betreibt und z.B. bei Anzeige/Genehmigung der Weiter-
verbreitung von Programmen der Zuständigkeit von derzeit 12 Landesmedienanstalten mit im Detail 
jeweils unterschiedlichen materiellen Anforderungen und Verfahren unterliegt. Ausreichend und den 
praktischen Erfahrungen sehr viel entgegenkommender wäre dann auch eine generelle Anzeigefrist 
von einem Monat vor Beginn der analogen und digitalen Weiterverbreitung in einem neu zu schaf-
fenden § 52 Abs. 7 RStV. Der Kabelverband verweist insoweit zustimmend auf das Reformpapier 
der DLM vom 13.12.2005 in Berlin.6 

 

                                                           
5 Vgl. insoweit auch die Begründung zum 8. RÄStV zu Nr. 12 (S. 9) 
6 Empfehlungen der DLM zu Fragen der analogen Kanalbelegung; verabschiedet im Rahmen der 175. 
DLM-Sitzung am 15.12.2005 in Berlin. 
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4. Vereinheitlichung und Vereinfachung der Kabelbelegung 

Reformbedürftig ist darüber hinaus das Kabelbelegungsregime des § 52 RStV. Die Erfahrung zeigt, 
dass sich unter Wahrung der Eigentumsinteressen und der Wettbewerbsfähigkeit der Netzbetreiber 
mit Modellen abgestufter Belegungsvorgaben dem Interesse der Vielfaltssicherung ausreichend 
Rechnung tragen lässt. Im analogen Bereich müssen die Belegungsvorgaben auf ein europarechts-
konformes Maß (Art. 31 UDRL) zurückgeführt und die mancherorts praktizierte Begünstigung von 
Programmen, die gleichzeitig über DVB-T verbreitet sind, verzichtet werden. Nach dem Vorbild 
einiger Bundesländer (vgl. zuletzt Bayern) sollte im Rundfunkstaatsvertrag ausdrücklich das freie 
Widmungsrecht des Netzbetreibers anerkannt werden, d.h. der Grundsatz, dass der Kabelnetz-
betreiber das Recht hat, autonom über die Belegung seiner Kabelkapazitäten mit analogen, digitalen 
oder anderen Diensten zu entscheiden. Dies könnte durch Klarstellung in § 52 Abs. 2 RStV g.F. 
erfolgen. Abzulehnen ist ein wie auch immer gearteter Zustimmungsvorbehalt zu Widmungsent-
scheidungen des Kabelnetzbetreibers seitens der Landesmedienanstalten, da dieser, wie die Erfah-
rung gezeigt hat, die Digitalisierung erheblich behindert. Es sollte zudem klargestellt werden, dass 
nicht bestimmte analoge Kabelkanäle bestimmten Sendern zugewiesen werden. Eine solche Rege-
lung steht insbesondere der Umlegung von Programmen im Rahmen der Aufrüstung der Kabelnetze 
für Internet und Telefon entgegen, da hierfür in der Regel die Räumung des Bandes 1 und die Umle-
gung dort befindlicher Programme auf andere Kanäle erforderlich ist.  

a)  Vielfaltsicherung im analogen Bereich, § 52 Abs. 1 RStV 

Im analogen Bereich erscheint eine bundesweite Harmonisierung der Belegungsvorschriften in 
Anlehnung an die existierenden Vorschriften zur digitalen Verbreitung sachdienlich. Auf Ebene des 
Rundfunkstaatsvertrags sollte ein Grundpaket bestimmt werden, das eine Mindestanzahl an Pro-
grammen umfasst, die bereits für sich geeignet sind, eine Grundversorgung darzustellen und die dem 
Ziel der Sicherung der Meinungsvielfalt genügt. Dabei sollten regionale und private Programme 
einbezogen werden. Die Vorgaben sollten nach Möglichkeit Programmkategorien und nicht konkre-
te Programme vorsehen.  

Ob darüber hinausgehende konkrete Belegungsvorgaben notwendig sind, bezweifelt der Kabelver-
band. Einige mitteldeutsche Ländern (Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) haben sich schon 
vor Jahren für analoge Kanalbelegungsregime entschieden, die - abgesehen von einem klar um-
schriebenen Must-Carry-Bereich, der im Wesentlichen die öffentlich-rechtlichen Voll- und Sparten-
programme, sowie bestimmte lokale und regionale Programme umfasst - die Wahrung des rundfunk-
rechtlichen Interesses der konkreten Auswahl des Netzbetreibers überlassen, die gesetzlich an das 
Kriterium der Vielfaltssicherung rückgebunden und der Aufsicht der Landesmedienanstalten unter-
stellt ist. Insoweit verweisen wir auf den Novellierungsvorschlag der DLM vom 13.12.2005 in Ber-
lin. 

Ein Mittelweg wäre eine stärkere Vorstrukturierung des analogen Can-Carry-Bereichs (Korb) nach 
Programmarten, aus dem der Kabelnetzbetreiber eine Auswahl trifft. In diesem Fall sollte der Ka-
belnetzbetreiber neben dem öffentlich-rechtlichen Grundangebot und Regionalprogrammen in einem 
auf 10 Programme festgelegten Umfang in Anlehnung an § 52 Abs. 4 Nr. 1 RStV g.F. berechtigt und 
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verpflichtet sein, unter Vielfaltsgesichtspunkten Programme auszuwählen. Die Ausgestaltung des 
analogen Can-Carry-Bereichs könnte unmittelbar im Gesetz festgelegt oder, wie etwa in Rheinland-
Pfalz, an die zuständige Landesmedienbehörde zur flexibleren Ausgestaltung und Konkretisierung 
delegiert werden. Bei der Auswahl der Programme für den Can-Carry-Bereich sollte der Kabelnetz-
betreiber auch berücksichtigen, welche Programme und damit Vielfaltsgesichtspunkte im jeweiligen 
Land bereits durch die festgelegten Must-Carry-Programme abgedeckt sind. Schließlich sollte der 
Kabelnetzbetreiber entsprechend § 52 Abs. 4 Nr. 2 RStV g.F. im Übrigen in seiner Belegungsent-
scheidung allein den allgemeinen Gesetzen unterworfen sein.  

 

b) Anpassung im digitalen Bereich, § 52 Abs. 3 – 5 RStV 

Im digitalen Bereich ist zunächst die Herstellung der Infrastrukturneutralität von entscheidender 
Bedeutung. Über das Kabel hinaus sind sämtliche für die digitale Übertragung von Programmen 
geeigneten Infrastrukturanbieter in den Adressatenkreis einzubeziehen. Zudem bedarf es einer kla-
ren Definition des Inhalts der digitalen Bouquets der öffentlich-rechtlichen Programmveran-
stalter in § 19 Abs. 5 RStV im Hinblick auf deren Must-Carry Status. Hintergrund ist die sukzessive 
Ausdünnung der digitalen Kabelangebote durch die ARD, z.B. die Entfernung des Saarländi-
schen Rundfunks. Dies führt nicht zuletzt zu einer Verschwendung von Ressourcen zulasten neuer 
privater Programmangebote.  

§ 52 Abs. 3 ist daher im Interesse einer effizienten Ressourcennutzung so auszugestalten, dass das 
Kapazitätsmanagement in der Hand des Netzbetreibers liegt. Die Übertragungspflichten nach § 52 
Abs. 2-5 RStV sollten sich demnach nicht länger auf die aus der analogen Welt stammende 
Terminologie von „Kanälen“ beziehen. „Kanäle“ sind ein Spezifikum der analogen 
Fernsehkabelnetze. Auf der Kategorie des „Kanals“ aufbauende regulatorische Regelungen sind 
ungeeignet für DSL-Netze und die dort eingesetzte IP-basierte Übertragung von Rundfunkpro-
grammen. Hier wie dort ist die Frage nach effektiven Mechanismen der Vielfaltssicherung aber 
identisch zu lösen. Es muss daher eine Anpassung des Gesetzestextes an die technologische 
Entwicklung stattfinden. Der Gesetzgeber hat diesen Schritt überdies bereits selbst in § 52 Abs. 3 Nr. 
2 RStV g.F. implizit vollzogen, indem er dort im Regelungszusammenhang mit der Ein-
speiseverpflichtung von Regionalfenstern auf die diese tragenden „Rundfunkprogramme“ und auf 
die dafür notwendigen Übertragungskapazitäten abstellt. §52 Abs. 3 Nr. 3 RStV g.F. sollte nach 
diesem Vorbild angepasst werden.  
Auch aufgrund des technischen Fortschritts und der Netzaufrüstung eignet sich der „Kanal“ nicht 
länger als Synonym für eine feste Maßeinheit. Durch die Einführung besserer Kompressionstechno-
logien (z. B. statistisches Multiplexing) und effizienterer Übertragungsprotokolle (z. B. 256 statt 64 
QAM), können heute auf der Bandbreite, die einem analogen „Kanal“ entspricht, je nach Stand des 
technischen Ausbaus im Kabel anstelle von ursprünglich acht  bis zu 16 digitale Streams übertragen 
werden. Eine weitere Effizienzsteigerung auf z. B. 1024 QAM ist bereits heute absehbar. Aus den 
vorgenannten Gründen empfiehlt es sich daher, von dem Begriff des „Kanals“ als Anknüpfungs-
merkmal für Belegungsregeln Abschied zu nehmen und in Zukunft zu diesem Zweck ausschließlich 
und durchgehend auf das „Programm“ abzustellen. 
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Erforderlich ist darüber hinaus eine feste Begrenzung des Can-Carry-Bereichs. Die derzeit gelten-
de und wohl dynamisch zu verstehende Regelung nach § 52 Abs. 4 RStV, wonach stets ein Drittel 
der für die digitale Übertragung zur Verfügung stehenden Gesamtkapazität für die Übertragung von 
Rundfunk und Telemedien zu nutzen ist, muss konsequenterweise dann auch auf Programme umge-
stellt werden. Wir halten es für erforderlich, die Anzahl der Programme, die im Can-Carry-Bereich 
zu berücksichtigen sind, insgesamt festzulegen. 30 Programme könnten hier eine noch zumutbare 
Größe darstellen. Das Mitwachsen der Can-Carry-Verpflichtung aufgrund der Investitionen des 
Netzbetreibers in effizientere Übertragungstechnologien und den Netzausbau, wirkt sich eher inves-
titionshindernd als -fördernd aus und geht tendenziell zu Lasten derjenigen digitalen Angebote, die 
nicht Rundfunk oder Telemedien sind, also z. B. Internet- und Telefonieangebote (Triple Play). Dies 
konterkariert die Zielsetzungen des Telekommunikationsrechtes und behindert die Einführung 
neuer konvergenter Dienste, die nicht Telemedien sind. 

Wir hoffen, dass die von uns eingebrachten Punkte bei der Evaluierung von §§ 52 und 53 RStV 
Berücksichtigung finden werden und stehen für Rückfragen und weitere Gespräche gerne zur Verfü-
gung. 

 

Berlin, März 2007 



 

 
Stellungnahme 

zum Zehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher 
Staatsverträge (Zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) in der Fassung 

vom 15.06.2007 

 
 
I. Einleitung 
Der Deutsche Kabelverband bedankt sich für die Möglichkeit, zum aktuellen Entwurf des 
Zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrags (RÄStV) Stellung zu nehmen. Wir verstehen die 
anstehende Novellierung des Rundfunkstaatsvertrags als Chance, die geltende 
Rundfunkregulierung technologieneutral auszugestalten und gleichzeitig die aufgrund der 
fortschreitenden Digitalisierung zum Teil überholte Regulierung auf ein angemessenes Maß 
zurückzuführen. In Kabelnetzen werden schon heute deutlich mehr als 200 digitale 
Programmen übertragen, so dass eine Regulierung angemessen und ausreichend ist, die sich 
auf die Mindestanforderungen zur Sicherstellung der Meinungs- und Anbietervielfalt 
beschränkt. Angesichts der schnellen technologischen Entwicklungssprünge müssen hierbei 
voreilige technologische Festlegungen – wie etwa die Einführung eines Plattformbegriffs oder 
ein technischer Programmbouquetschutz - vermieden werden. Stattdessen muss die 
Regulierung auf die inhaltliche Sicherstellung von Vielfalt ausgerichtet werden. Dieser 
technologieneutrale Regulierungsansatz ist überfällig, um faire Rahmenbedingungen für den 
Infrastrukturwettbewerb zu schaffen und bestehende Diskriminierungen der 
Kabelnetzinfrastruktur zu beseitigen. Wie die Entwicklung der letzten Jahre gezeigt hat, ist ein 
funktionierender Infrastrukturwettbewerb der beste Garant für die Schaffung neuer 
Übertragungskapazitäten und eine beständige Erweiterung des Programmangebotes. Die 
bereits getätigten hohen Investitionen der Kabelnetzbetreiber in den Ausbau der Kabelnetze, 
die Schaffung weiterer digitaler Frequenzen für die Rundfunkfunkverbreitung und die 
Bereitstellung dieser Übertragungswege für mehrere hundert Free- und Pay-TV-Sender sowie 
Telemedien sind ein anschauliches Beispiel für die positiven Auswirkungen eines 
Infrastrukturwettbewerbes zu Gunsten der Meinungsvielfalt. Um Wiederholungen zu 
vermeiden, verweisen wir im Übrigen auch auf die Stellungnahme des Deutschen 
Kabelverbandes zur Anhörung bezüglich der Revision der §§ 52 und 53 des 
Rundfunkstaatsvertrages vom März dieses Jahres, die wir nochmals als Anlage beifügen. 
 
 
II. Kernanliegen 
Der aktuelle Entwurf trägt aus unserer Sicht den Entwicklungen im Bereich der Digitalisierung 
und des entstehenden Infrastrukturwettbewerbs nicht ausreichend Rechnung. Wir halten den 
vorliegenden Entwurf daher in wesentlichen Punkten für überarbeitungsbedürftig und bitten, 
bei der Novellierung des Rundfunkstaatsvertrags folgende notwendige Änderungen des 
derzeitigen Entwurfs vorzunehmen:   
 
• Europarechtskonforme Anpassung der Must-Carry-Verpflichtungen 

Must-Carry-Verpflichtungen sind auf die verhältnismäßige Bereitstellung von 
Übertragungskapazitäten für konkret bestimmte Programme von Allgemeininteresse statt 
einer pauschalen Bereitstellung von Übertragungskapazitäten für unbestimmte 
Programme zu beschränken. Die pauschale Reservierung eines Drittels der 
Gesamtkapazität ist eine unverhältnismäßige Ausweitung der bestehenden Must-Carry-
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Regulierung und würde erstmals weit über hundert Programmplätze einer Regulierung 
unterwerfen. Der dynamisch mitwachsende Kapazitätsbereich für Must-Carry bestraft 
Investitionen in Kapazitätserweiterung mit weitergehenden Regulierungsauflagen.  

 
• Schaffung eines einheitlichen Verfahrens zur Anerkennung der Lizenzen oder 

rundfunkrechtlichen Äquivalente für Rundfunkprogramme aus Staaten außerhalb 
des Geltungsbereichs des Europäischen Übereinkommens über 
grenzüberschreitendes Fernsehen  

 
• Verzicht auf Definition des Programmbouquets und konsequente Streichung aller 

diesbezüglichen Verweisungen im Rundfunkstaatsvertrag 
 

• Keine Einführung des Begriffs „Plattform“ als Anknüpfungspunkt für Regulierung 
Statt dessen Anwendung der Must-Carry-Bestimmungen auf Betreiber von Infrastrukturen 
bzw. diejenigen, die über die Belegung der Kapazitäten entscheiden und Anwendung der 
Zugangsregelungen in § 52c RÄStV auf die Anbieter der Zugangsberechtigungssysteme.  

 
• Klarstellende Begrenzung des Veränderungsverbotes für Programme auf die 

inhaltliche Ausgestaltung der Programme 
 
 

III. Einzelbestimmungen 
 
Im Einzelnen nehmen wir zu den Bestimmungen des Zehnten RÄStV wie folgt Stellung: 
 
 

1. § 2 Abs. 2 Nr. 9 (Programmbouquets) 
Der angedachte Bouquetschutz in § 52a Abs. 4 der alten Entwurfsfassung wurde zu Recht  
gestrichen, indem nicht mehr ein (technisches) Programmbouquet, sondern nur Programme, 
also Inhalte, Anknüpfungspunkt der Norm sind. Konsequenterweise sollte daher auch die 
Definition des Programmbouquets in § 2 Abs. 2 Nr. 9 des Entwurfs gestrichen werden.  
 
Der Schutz von Programmbouquets hat negative Auswirkungen auf die Meinungs- und 
Anbietervielfalt, da er zum einen die großen privaten und die öffentlich-rechtlichen 
Senderfamilien zu Lasten kleinerer und unabhängiger Anbieter privilegiert und zum anderen 
als Effizienz-, Innovations- und Investitionshemmnis wirkt. 
 
Bouquetschutz verringert Meinungs- und vor allem Anbietervielfalt 
Der Bouquetschutz privilegiert all diejenigen Programme bei der Verbreitung, die zu einer 
Programmfamilie gehören. Damit kann der Bouquetschutz von den öffentlich-rechtlichen 
Sendern und großen privaten Senderfamilien als Vehikel genutzt werden, die Einspeisung 
auch von solchen Programmen einzufordern, die keinen oder keinen so relevanten Beitrag zur 
Meinungsvielfalt leisten, dass ihnen ein Must-Carry-Status zustehen kann. Große 
Senderfamilien können mit Hilfe des Bouquetschutzes den Markt mit allenfalls finanziell 
attraktiven Nischenprogrammen zu Lasten unabhängiger Programmveranstalter „verstopfen“. 
Weitere Programme desselben Genres von unabhängigen Anbietern dürften für die Zuschauer 
und auch den Kabelnetzbetreiber regelmäßig kaum noch von Interesse sein. In der 
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Konsequenz diskriminiert der Bouquetschutz unabhängige andere Veranstalter – und geht 
damit letztlich zu Lasten einer größeren und innovativen Angebotsvielfalt. 
 
Bouquetschutz verhindert die effiziente Nutzung von Übertragungskapazitäten und 
wirkt als Innovations- und Investitionshemmnis 
Darüber hinaus wird der Bouquetschutz derzeit von ARD und ZDF faktisch auch dazu genutzt, 
die Art und Weise der technischen Einspeisung vorzuschreiben. Dies konterkariert massiv ein 
effizientes Kapazitätsmanagement durch die Kabelnetzbetreiber. Die technische Bündelung 
bzw. Einspeisung ohne Qualitätsverlust für das Programm muss dem Kabelnetzbetreiber 
überlassen werden, damit die effiziente Frequenznutzung sichergestellt ist – und damit den 
Netzbetreibern weiterhin ein Anreiz zu Investitionen in eine noch effizientere Nutzung der 
Frequenzressourcen erhalten bleibt. Der technische Bouquetschutz ist ein 
unverhältnismäßiger Eingriff in das effiziente Kapazitätsmanagement der Kabelnetzbetreiber, 
da er zur Sicherung des mit Must-Carry verfolgten Ziels der Anbieter- und Programmvielfalt 
inhaltlich nicht erforderlich ist. Ein technischer Bouquetschutz, der nach den Erfahrungen der 
Mitglieder des DKV mit der Festschreibung veralteter technischer Standards einhergeht, 
verschwendet Ressourcen und verhindert Innovationen und Investitionen in das Netz.  
Der Gesetzgeber hat daher zu Recht von einer Beibehaltung des Bouquetschutzes im Entwurf 
abgesehen und sollte konsequenterweise auch die Definition streichen. 
 
 

2. § 2 Abs. 2 Nr. 10. ( Einführung eines Plattformbegriffs) 
Der Deutsche Kabelverband lehnt die Einführung eines Plattformbegriffs als 
Anknüpfungspunkt für Must-Carry- und Zugangsregulierungen in §§ 52 ff RÄStV als 
grundsätzlich falschen Ansatz ab.  
 
Bezugnahme auf konkrete Tatbestände anstatt auf unbestimmten Plattformbegriff  
Wie bereits in unserer Stellungnahme zur Revision der §§ 52, 53 RStV ausgeführt, ist eine 
differenzierte funktionale Betrachtungsweise der Akteure auf den Rundfunk- und 
Telekommunikationsmärkten (etwa technischer Betrieb des Netzes, Verwendung von 
Zugangsberechtigungssystemen) die notwendige, aber auch hinreichende Voraussetzung für 
eine angemessene und konsistente Regulierung. Nur auf diese Weise kann konkreten 
Gefährdungspotenzialen für die Zielsetzungen des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG angemessen 
begegnet werden. Die geplante Einführung des Begriffs „Plattform“ als neuer terminus 
technicus für eine Vielzahl unterschiedlicher technischer und wirtschaftlicher Vorgänge führt 
demgegenüber dazu, dass der Kreis der Normadressaten willkürlich zusammengesetzt und 
unbestimmt ist. Ebenso zufällig wie der Adressatenkreis ist auch die Wirkungsweise der 
Regulierungsmaßnahmen.  
 
Auf den vorliegenden Entwurf des 10. RÄStV übertragen bedeutet die Anwendung des 
Prinzips der funktionalen Betrachtungsweise konkret: 
 

• Adressat von Must-Carry-Regelungen: Der Entscheider bzgl. der 
Programmbelegung 
Richtigerweise müssen sich die Must-Carry-Verpflichtungen an denjenigen richten, der 
über die Übertragung von Programmen auf der jeweiligen Infrastruktur entscheidet. 
Dies trifft ihn unabhängig davon, ob er für den technischen Betrieb der Infrastruktur 
zuständig ist oder nicht, wie im Beispiel von MFD. 
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• Adressat von Zugangsregelungen: Der jeweilige Anbieter von Zugangsdiensten 
Die Zugangsregelungen in § 52c RÄStV betreffen funktional Anbieter von 
Zugangsdiensten (wie Zugangsberechtigungssysteme, Schnittstellen für 
Anwendungsprogramme oder Benutzeroberflächen, die den ersten Zugriff auf 
Angebote herstellen).  Weder das Angebot einer „Plattform“ noch der Betrieb einer 
Infrastruktur können hierfür Anknüpfungspunkt sein, da sonst ein Anbieter der 
genannten Systeme, der nicht gleichzeitig Übertragungskapazitäten bereit stellt, nicht 
von der Regelung erfasst würde. So würde beispielsweise der zukünftig im 
Satellitendirektempfang dominierende Anbieter solcher Dienstleistungen, die Firma 
Entavio, nicht unter den Anwendungsbereich fallen, wenn die Programmveranstalter 
die Übertragungskapazität direkt bei SES Astra in Luxemburg anmieten und „lediglich“ 
den Zugang zur Verschlüsselung und damit der Zugang für Programmveranstalter zu 
der im Satellitenbereich dominanten Premiere Plattform bei Entavio in Anspruch 
nehmen. Gleiches müsste natürlich auch für Premiere gelten, wenn Premiere einen 
maßgeblichen Einfluss auf die Ausgestaltung der Bedingungen für den Zugang dritter 
Programme zu den von Entavio betriebenen Zugangsdiensten hat. 

 
• Bündelung von Programmen bzw. Vermarktung von Programmen ist kein 

geeigneter Anknüpfungspunkt für eine Regulierung 
Abwegig und gänzlich abzulehnen ist die Anknüpfung der Must-Carry- und 
Zugangsregulierung an das Merkmal der „Vermarktung“ von Programmen und 
Diensten Dritter (1. Alternative am Ende) bzw. ein Plattformbegriff im Sinne der 
„Zusammenfassung von Programmen und Diensten Dritter in digitaler Technik mit dem 
Ziel, diese anderen als Gesamtangebot zugänglich zu machen“ (2. Alternative). Beide 
Alternativen beziehen sich insbesondere auf die Tätigkeit des Paketierens von 
Programmen und Vermarktens solcher Programmpakete. Aktuelle Beispiele sind die 
Pay-TV Pakete von Kabel Deutschland, Unitymedia oder im Satellitenbereich vor allem 
Premiere oder das Angebot VisaVision von Eutelsat. 
 
Das Zusammenfassen von bezahlpflichtigen Einzelprogrammen zu Pay-TV Paketen ist 
aber funktional weder ein Fall, auf den sinnvoll eine Must-Carry-Regulierung, die in der 
bisherigen Praxis nur Free-TV Programme erfasst, Anwendung finden kann, noch ein 
Fall sinnvoller Zugangsregulierung gemäß § 52c RÄStV. Die Zusammensetzung von 
Paketen ist das Ergebnis der freien Verhandlungen zwischen dem Vermarkter der 
Pakete und den Anbietern der darin enthaltenen Programme, in deren Verlauf beide 
Parteien die wirtschaftliche Bedeutung eines Programms für ein bestimmtes Pay-TV 
Paket bewerten und dessen Anteil an den hierauf entfallenden Endkundenerlösen 
festlegen sowie die Programmvermarktung koordinieren. Die Frage, ob etwa ein dritter 
oder vierter Dokumentationskanal in ein Programmpaket Aufnahme findet, hängt von 
einer Vielzahl von wirtschaftlichen Faktoren ab. Hierzu gehören zum Beispiel die 
Attraktivität des Programms im Verhältnis zu vergleichbaren Programmen, die 
Ausrichtung der Paketes auf bestimmte Zielgruppen, dem verlangten Entgelt für das 
Programm und die Frage, ob der vom Endkunden verlangte Paketpreis die Aufnahme 
eines weiteren Programms ohne Preissteigerung für die Bestandskunden zulässt. Eine 
regulatorische Einflussnahme auf diesen Prozess, die das Ergebnis dieses 
marktgetriebenen Prozesses durch eine gesetzgeberische Entscheidung ersetzen oder 
beeinflussen würde, kann zu keinen sachgerechten Ergebnissen führen. 
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Ebenso wenig sind die technische Zugangsdienstleitungen gemäß § 52c RÄStV 
Gegenstand oder Zweck solcher Vermarktungsvereinbarungen, die einen 
regulatorischen Eingriff rechtfertigen. Zugangsdienstleistungen haben weder objektiv 
noch in der Wahrnehmung der beteiligten Unternehmen etwas mit Vermarktung von 
Programmpaketen zu tun. Regulatorischer Anknüpfungspunkt für 
Zugangsdienstleitungen kann daher nur der Anbieter des jeweiligen Zugangsdienstes 
sein. 

 
Der Kabelverband plädiert daher dafür, auf eine Einführung des Plattformbegriffs  zu 
verzichten und jeweils im Rahmen der einzelnen Bestimmungen der §§ 52 bis 52d 
festzulegen, wer Adressat der Norm ist. Dies wäre für § 52a und § 52b derjenige, der über die 
Belegung der jeweiligen Übertragungsinfrastruktur mit Programmen entscheidet, und für § 52c 
der Anbieter von Zugangsdiensten im Sinne der Vorschrift. 
 
Alternativvorschlag bei Beibehaltung des Plattformbegriffs 
Falls der Plattformbegriff jedoch beibehalten werden sollte, schlagen wir eine Anpassung der 
1. Alternative wie folgt vor.  
 

„Plattform die Zurverfügungstellung digitaler Übertragungskapazitäten oder digitaler 
Datenströme auch für Programme und Dienste Dritter mit dem Ziel, diese anderen als 
Gesamtangebot zugänglich zu machen, und/oder das Angebot von technischen 
Zugangsdienstleistungen gemäß § 52c.“  

 
 

3. § 51b Abs. 2 (Zulassungspflicht für die Weiterverbreitung internationaler Programme) 
§ 51b Abs. 2 sieht für das Kabel – und nur für dieses, nicht aber für den Satelliten – eine 
Zulassungspflicht für die Weiterverbreitung von Programmen aus Ländern vor, die nicht 
Vertragsstaaten des Europäischen Übereinkommens über das grenzüberschreitende 
Fernsehen (FSÜ) sind. Diese Regelung ist ein Rückschritt gegenüber dem in vielen 
Bundesländern geltenden Regime und aus mehreren Gründen rechtlich fragwürdig sowie im 
praktischen Vollzug nicht umsetzbar. 
 
• § 20a RÄStV ist auf Programme außerhalb des Geltungsbereichs des FSÜ nicht 

anwendbar 
Schon rein formell können diese Veranstalter gar keine Zulassung auf Grundlage des 
Rundfunkstaatsvertrages erhalten, da nach § 20a Abs. 1 Nr. 5 nur ein Sender zugelassen 
werden kann, der Sitz in der Bundesrepublik Deutschland, einem sonstigen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum hat und gerichtlich verfolgt werden kann. Bei  Programmen, 
die außerhalb des Geltungsbereichs des FSÜ veranstaltet werden, ist dies aber gerade 
nicht der Fall. Darüber hinaus passen etwa die für Deutschland möglicherweise 
nachvollziehbaren Einschränkungen des § 20 a Abs. 3 schlichtweg nicht auf solche 
Programme.  

 
• Diskriminierung des Kabels gegenüber konkurrierenden Satellitenbetreibern: Ein 

formelles Zulassungsverfahren verhindert die Weiterverbreitung im Kabelnetz  
Zusätzlich würde ein formelles deutsches Zulassungsverfahren einzig zum Zweck der 
Kabelweiterverbreitung für diese internationalen Programmveranstalter einen 
unverhältnismäßigen Aufwand bedeuten. Diese ausländischen Programme sind bereits 
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über Satellit in Deutschland ungehindert empfangbar, würden aber nur für den Fall der 
Kabeleinspeisung mit gesonderten bürokratischen Verfahren konfrontiert. Da ein Großteil 
der betroffenen Sender sich einem zusätzlichen Lizenzierungsverfahren in Deutschland 
nicht unterziehen wird, müssten die Kabelnetzbetreiber in der Konsequenz deren 
Kabelverbreitung einstellen bzw. auf die zukünftige Verbreitung dieser Programme 
verzichten (über Satellit werden die Sender weiterhin verbreitet). Dies würde zum einen 
die Inhalte- und Programmvielfalt im Kabel erheblich verringern. Zum anderen ginge 
Menschen mit Migrationshintergrund beim Fernsehen über das TV-Kabel eine wichtige 
kulturelle Bindung zu ihren Heimatländern verloren. Dies würde die bestehende 
Diskriminierung der Kabelnetzbetreiber gegenüber den konkurrierenden 
Satellitenbetreibern weiter ausdehnen und den seit Jahren voranschreitenden Verlust von 
Kabelkunden weiter beschleunigen, statt einen wettbewerbsorientierten 
Regulierungsrahmen zu schaffen.  

 
Alternatives Verfahren zur Anerkennung ausländischer Programmveranstalter 
Aus diesen Gründen sollte die Weiterverbreitung dieser Rundfunkprogramme nicht von einer 
präventiven Zulassung in Deutschland abhängig gemacht werden, sondern – wie in einer 
Reihe von Bundesländern bereits heute praktiziert (z.B. §§ 36,37 MStV Berlin-Brandenburg) – 
nur von der Einhaltung bestimmter materieller Voraussetzungen und einer 
Untersagungsmöglichkeit der Weiterverbreitung, wenn und soweit internationale 
rundfunkrechtliche Standards durch das betreffende Programm nicht eingehalten werden. 
Eine bewährte Form der Missbrauchskontrolle ist das aus dem Bereich der Provider-Haftung 
bekannte „notice and take down“-Verfahren; ein solches Verfahren ist auch bei Verstößen 
gegen rundfunkrechtliche Standards im neu geschaffenen § 52a Abs. 2 RÄStV ausdrücklich 
vorgesehen. Zuständige Stelle hierfür sollte die ZAK sein. Somit besteht keine Notwendigkeit 
für das geplante zusätzliche Zulassungsverfahren für ausländische Programmanbieter.  
 
 

4. § 51 b Abs. 3 (Vereinheitlichung und Vereinfachung der analogen Kabelbelegung) 
Nach wie vor reformbedürftig ist das analoge Kabelbelegungsregime vieler Bundesländer. Im 
analogen Bereich müssen die Belegungsvorgaben auf ein europarechtskonformes Maß (Art. 
31 Universaldienstrichtlinie) zurückgeführt und vordringlich die mancherorts praktizierte 
Begünstigung von Programmen, die gleichzeitig über DVB-T verbreitet sind, verzichtet 
werden. In diesem Sinne hat die EU-Kommission jüngst gegen die Bundesrepublik 
Deutschland die 2. Stufe eines Vertragsverletzungsverfahrens eingeleitet. Das VG Hannover 
hat dem EuGH die Frage der Vereinbarkeit des niedersächsischen Vollbelegungsregimes und 
der DVB-T-Privilegierung mit Europarecht im Juni 2007 zur Entscheidung vorgelegt. 
 
Einige Länder (Baden-Württemberg, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) haben sich 
schon vor Jahren für analoge Kanalbelegungsregime entschieden, die - abgesehen von einem 
klaren Must-Carry-Bereich, der im Wesentlichen die öffentlich-rechtlichen Voll- und 
Spartenprogramme, sowie bestimmte lokale und regionale Programme umfasst - die Wahrung 
des rundfunkrechtlichen Interesses der konkreten Auswahl des Netzbetreibers überlassen, die 
gesetzlich an das Kriterium der Vielfaltsicherung rückgebunden und der Aufsicht der 
Landesmedienanstalten unterstellt ist. Insoweit verweisen wir auf den Novellierungsvorschlag 
der DLM vom 13.12.2005, der sich an die Regelungen dieser Länder anlehnt. 
 
 
 



 

 

 

 

 

 

 

 

7 

5. § 52a Abs. 2 (Haftung von Programmplattformen) 
Der Deutsche Kabelverband tritt dafür ein, dass der Grundsatz der vorrangigen Haftung des 
Inhalteanbieters für eigene Inhalte im Rundfunkrecht unmissverständlich erhalten bleibt. Auch 
eine entsprechende Vorschrift im Telemediengesetz sieht eine abgestufte Haftungsregelung 
vor, nach der zunächst der Inhalteanbieter für seine Inhalte haften muss bzw. der erste 
Adressat für Verfügungen ist, die sich gegen die verbreiteten Inhalte richten. Erst wenn diese 
nicht erfolgreich sind, kann bei Vorliegen der Eingriffsvoraussetzungen eine sog. 
Sperrverfügung gegen den Infrastrukturbetreiber gerichtet werden. Die aktuelle Formulierung 
in Abs. 2 Satz 2 ist missverständlich und legt – wenn es sich nicht um ein einfaches 
Redaktionsversehen handelt - den Eindruck nahe, der Plattformanbieter sei originärer 
Adressat einer gegen den Programmanbieter gerichteten Verfügung. Wir schlagen daher vor, 
Absatz 2 wie folgt umzuformulieren: 
 

(2) Infrastrukturanbieter [Plattformanbieter] sind für selbst veranstaltete Programme 
und Dienste verantwortlich. Bei Verfügungen der Aufsichtsbehörden gegen 
Programme und Dienste Dritter, die über die Infrastruktur [Plattform] verbreitet werden, 
sind sie die Programmveranstalter oder Diensteanbieter zur Umsetzung dieser 
Verfügung verpflichtet. Sind Maßnahmen gegenüber dem Verantwortlichen von 
Programmen und Diensten nach Satz 2 nicht durchführbar oder nicht Erfolg 
versprechend, können Maßnahmen zur Sperrung von Programmen und Diensten auch 
gegen den Infrastrukturbetreiber [Plattformanbieter] gerichtet werden, sofern eine 
Sperrung technisch möglich und zumutbar ist. 

 
6. § 52 Abs. 3 (Entgelte) 

Die in § 53 Abs. 3 niedergelegte Entgeltregulierung ist grundsätzlich abzulehnen. Die 
Mitglieder des Deutschen Kabelverbandes unterliegen bereits einer differenzierten 
Entgeltregulierung nach dem TKG an deren Überprüfung auch die Landesmedienanstalten 
beteiligt sind. Für eine eigenständige medienrechtliche Entgeltregulierung neben der bereits 
bestehenden und praktizierten telekommunikationsrechtlichen Entgeltregulierug besteht weder 
Raum noch Notwendigkeit. Die derzeitige Doppelregulierung ist nicht verfassungsgemäß und 
daher abzulehnen. 
 
 

7. § 52 a Abs. 4 (Veränderungsverbot) 
Der Deutsche Kabelverband begrüßt es, dass entgegen der früheren Entwurfsfassung die 
Formulierung zum Bouquetschutz aus § 52 a Abs. 4 gestrichen wurde. Das verbliebene 
Zustimmungserfordernis des Programmveranstalters zu der Art, in welchem Kontext sein 
Programm entgeltlich oder unentgeltlich vermarktet wird, folgt bereits aus dem Urheberrecht 
und  hat insoweit keinen eigenständigen Regelungsgehalt. Anders als dort, wo der Abschluss 
eines Einspeisevertrages nur aus sachlich gerechtfertigtem Grund untersagt werden darf, fehlt 
hier allerdings eine entsprechende Klarstellung. Dies sollte der Gesetzgeber jedenfalls im 
Rahmen der Begründung  zum Ausdruck bringen.  
 
• Zustimmung zur Einspeisung darf nicht von sachfremden Erwägungen abhängig 

gemacht werden 
In der Begründung zum 10. RÄStV muss klar gestellt werden, dass die Zustimmung nur 
bei Vorliegen sachlicher, d.h. auf das Programm bezogener Gründe, die ihren Grund – 
etwa die Verweigerung der Aufnahme des Programms in ein bestimmtes Paket des 
Infrastrukturbetreibers –  in dem betreffenden Programm finden, verweigert werden darf. 
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Eine Verweigerung der Einspeisung darf nicht von sachfremden Erwägungen wie 
beispielsweise Zugeständnissen bei der Einspeisung dritter Programme, des Betriebs 
eines bestimmten Navigators oder sonstigen technischen Modalitäten bei der Einspeisung 
von Programmen abhängig gemacht werden darf. 

 
• Beschränkung des Veränderungsverbotes auf inhaltliche Aspekte 

In jedem Fall ist bei Beibehaltung des Absatzes 4 eine Klarstellung dergestalt 
aufzunehmen, dass lediglich eine inhaltliche Veränderung der Programme von der 
Zustimmung des Programmveranstalters abhängig sein kann. Dies sollte durch 
Weglassung der Klammern vor und hinter dem Betriff „inhaltliche“ im Gesetzestext zum 
Ausdruck kommen.  
 
Rein technische Veränderungen der Datenströme, die keine Änderung der Inhalte zur 
Folge haben, um beispielsweise ein effizientes Kapazitätsmanagement zu betreiben, 
müssen dem Netzbetreiber vorbehalten bleiben. Das Medienrecht schützt die Meinungs- 
und Anbietervielfalt bzw. den Schutz von Programmveranstaltern vor Diskriminierung, 
nicht aber rein technische Aspekte des Signaltransports, die keinen Einfluss auf den Inhalt 
haben. 
 
 

8. § 52b Abs. 1 (Must-Carry) 
Der Deutsche Kabelverband wendet sich ausdrücklich gegen die Bezugnahme auf pauschale 
Kapazitätsobergrenzen zugunsten der öffentlich-rechtlichen Programme zum Zwecke der 
Bestimmung von Must-Carry-Verpflichtungen. Durch die Bezugnahme auf Kapazitäten wird 
einer - vom jetzigen Rundfunkstaatsvertrag ausdrücklich nicht vorgenommen - Ausweitung 
des Programmauftrages von ARD und ZDF Tür und Tor geöffnet. Dies führt in der 
Konsequenz auch dazu, dass möglicherweise eine Reihe von privaten Programmen zukünftig 
nicht mehr digital im Kabel verbreitet werden können. Außerdem ist eine solche Festlegung 
nicht infrastrukturneutral, da die Anbieter von IPTV keine „Gesamtkapazitäten“ zur Verfügung 
stellen können und damit dort eine entsprechende Verpflichtung leer laufen würde. 
 
• ARD und ZDF planen deutliche Ausweitung des kapazitätsmäßigen Umfangs ihrer 

Angebote zu Lasten privater Anbieter 
ARD und ZDF haben gegenüber den Mitgliedern des Deutschen Kabelverbandes 
angekündigt, zu Beginn des Jahres 2008 ihre Programme im Zuge einer Ausweitung der 
von ihnen genutzten Satellitentransponder - ohne inhaltliche Änderung der Programme – 
künftig statt bisher drei Kabelkanäle fünf Kanäle für die Verbreitung ihrer Programme in 
Anspruch nehmen zu wollen. Demgegenüber wären die Mitglieder des Kabelverbandes 
aufgrund des fortschrittlichen technischen Kapazitätsmanagements im Kabel in der Lage, 
diese Programme – und zusätzlich die bisher im Kabel nicht verbreiteten Radioprogramme 
– in gleicher optischer und akustischer Qualität auf den bisher genutzten drei Kanälen zu 
übertragen, wenn das technische Kapazitätsmanagement für diese Kanäle in ihrer Hand 
läge, so wie es sonst bei allen mit privaten digitalen Programmen belegten Kanälen der 
Fall ist. Die unveränderte Übernahme der über Satellit herangeführten Datenströme in 
satellitär nur möglicher 64-QAM-Modulation wirkt sich im Kabel so aus, als würde man auf 
einer vierspurigen Autobahn lediglich zwei Spuren für den Verkehr freigeben. Um im Bild 
zu bleiben, würden aber mithilfe des Kapazitätsmanagements der Netzbetreiber unter 
Nutzung der ausgebauten vier Spuren die derzeit von ARD und ZDF im Kabel bereits 
belegten Kapazitäten völlig genügen. Die technisch unveränderte Übernahme des 
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künftigen Satellitenangebots ließe sich nur zu Lasten des bestehenden analogen oder 
digitalen Programmangebots realisieren. Es drängt sich der Verdacht auf, dass ARD und 
ZDF schon heute die Kapazitäten sichern wollen, die sie für zukünftige Planungen 
benötigen. 
 

• Must-Carry-Privilegierung aller öffentlich-rechtlichen Programme und Dienste führt 
zu unverhältnismäßigen Belastungen für Kabelnetzbetreiber 
Ein weiterer Fall von ineffizienter Kapazitätsbelegung, der durch die pauschale 
Kapazitätszuweisung in Abs. 1 Nr. 1 an ARD und ZDF befördert wird, ist die derzeitige 
Praxis der ARD-Sender, einen großen Teil der regionalen Sendefenster zeitgleich über 
Satellit und damit auch bundesweit im Kabel zu verbreiten. So wird der NDR bundesweit 
viermal mit vier zeitgleichen Lokalfenstern und auch der MDR in vier Varianten im Kabel 
verbreitet. Bei einer Übernahme der technischen Einspeisung durch die 
Kabelnetzbetreiber wäre es grundsätzlich möglich, die Landesprogramme dezentral und 
regional „richtig“ einzuspeisen, d. h. das Programm von NDR oder MDR jeweils nur 
einmal. Dies gilt im Übrigen auch für diejenigen analogen Landesfenster im ARD-
Hauptprogramm, die von der ARD in ihren digitalen Angeboten im Kabel überhaupt nicht 
angeboten werden. Die derzeitig praktizierte Lösung, die durch die geplante Neufassung 
der Must-Carry-Regulierung zementiert wird, macht eine effiziente Einspeisung der 
lokalspezifischen Programme durch den Kabelnetzbetreiber unmöglich. Die konkrete 
Entscheidung, welche Programme und auch welche Lokalfenster tatsächlich aufgrund von 
Must-Carry-Status bundesweit zu verbreiten sind, wird in Abs. 1 Nr. 1. a) alleine den 
öffentlich rechtlichen Sendern überlassen. Hier ist der Gesetzgeber aufgefordert, dieser 
Form der unkontrollierten Programmexpansion entgegenzutreten und vielmehr nur einer 
konkreten Anzahl bestimmter öffentlich-rechtlicher Programme einen Must-Carry-Status zu 
verleihen. 

 
• Keine Ausweitung der Must-Carry-Verpflichtung auf „Angebote“ von ARD und ZDF 

Die Ausweitung der Must-Carry-Verpflichtung auf sämtliche „Angebote“ von ARD und ZDF 
ist aufgrund ihrer unspezifischen Formulierung und der unabsehbaren Konsequenzen für 
zukünftige Geschäftsmodelle abzulehnen. Heute ist im Wesentlichen anerkannt, dass sich 
die Must-Carry-Verpflichtung auch auf programmbegleitende Dienste und Daten wie 
beispielsweise Videotext oder EPG-Daten bezieht. Eine Ausweitung auf alle „Angebote“ 
würde auch alle zukünftigen Angebote von ARD und ZDF, die in der Hauptsache nicht aus 
Rundfunkprogrammen bestehen werden, einbeziehen. Dies könnten beispielsweise 
öffentlich-rechtliche Video-on-Demand-Angebote sein. Wie solche Dienste zukünftig 
verbreitet werden und zu welchen Konditionen, ist heute nicht ansatzweise absehbar. Die 
massiven Investitionen, die von den Kabelnetzbetreibern für die Verbreitung von    Video-
on-Demand-Angeboten eingesetzt werden müssen, dürfen nicht bereits im Vorgriff ihrer 
technischen Realisierung mit Must-Carry-Verpflichtungen belastet werden.   

 
• Keine Ausweitung von Must-Carry auf bis zu ein Drittel der für die digitale 

Verbreitung zur Verfügung stehenden Gesamtkapazitäten 
Die Verpflichtung, bis zu einem Drittel der für die digitale Verbreitung zur Verfügung 
stehenden Gesamtkapazitäten für die Verbreitung von Must-Carry-Programmen 
verwenden zu müssen, ist angesichts der Möglichkeit einer konkret programmbezogenen 
Must-Carry-Regulierung nicht erforderlich und nicht sachgerecht. Die im Gesetz 
vorgesehene Beschränkung auf „höchstens“ ein Drittel der Gesamtkapazität ist kein 
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wirksames Korrektiv, da dadurch den oben aufgezeigten kapazitätsmäßigen 
Expansionsbestrebungen von ARD und ZDF Tür und Tor geöffnet wird.  

 
• Bezugnahmen auf digitale Gesamtkapazitäten ist unverhältnismäßig 

Die Bezugnahme auf ein Drittel der Gesamtkapazität bezieht dem Wortlaut nach auch die 
für Internet und Telefon genutzten Kapazitäten mit ein. Hier werden jedoch Kapazitäten 
einbezogen, die durch hohe Investitionen in die Aufrüstung der Kabelnetze neu, also 
zusätzlich geschaffen wurden und die nie für die Verbreitung von Rundfunkdiensten 
vorgesehen waren. Entgegen anderslautenden Behauptungen, wird bei der Aufrüstung der 
Kabelnetze für Internet und Telefon die Kapazität für die Übertragung analoger oder 
digitaler Programme nicht verringert, sondern es werden im Rahmen der 
Netzmodernisierung auch weitere Kapazitäten für die Rundfunkübertragung geschaffen.  

 
Die Einbeziehung der Frequenzbereiche, die für Internet und Telefon genutzt werden, 
könnte im Ergebnis sogar dazu führen, dass sich aus der Erfüllung der medienrechtlich 
geforderten Must-Carry und Can-Carry Vorgaben eine Einschränkung der Aktivitäten im 
Bereich Internet und Telefon ergeben könnte. Dies wäre nicht nur ein unverhältnismäßiger 
Eingriff in das verfassungsmäßige Recht am eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetrieb, damit würde zusätzlich auch das Entstehen eines 
Infrastrukturwettbewerbs zwischen Kabel und DSL-Netzen im Breitbandbereich behindert. 
Gerade ein solcher Wettbewerb, der derzeit von einer ständigen Erhöhung der Datenraten 
und versendeten Datenmengen geprägt ist, steht aber im volkswirtschaftlichen Interesse 
des Wirtschaftsstandortes Deutschland. Im Übrigen unterliegt die Widmung von 
Kabelkapazitäten allein dem Eigentumsrecht des jeweiligen Kabelnetzbetreibers (den 
Betreibern von Telefonnetzen wird auch keine Verpflichtung zur Bereitstellung von 
Rundfunkkapazitäten auferlegt).  

 
• Dynamisch mitwachsende Kapazitäten für Must-Carry verringern Investitionsanreiz 

für Kapazitätsausbau 
Darüber hinaus „bestraft“ die Festlegung der zur Verfügung zu stellenden Kapazitäten (bis 
zu einem Drittel) diejenigen Kabelnetzbetreiber, die in effizientere Übertragungstechniken 
und Netzausbau investieren, mit einer immer weiter ansteigenden Must-Carry-Belastung. 
So muss ein Netzbetreiber, der lediglich 60 Programme überträgt, für Must- Carry-
Programme lediglich eine Kapazität zur Verfügung stellen, die für die Übertragung von 20 
Programmen notwendig ist. Ein Netzbetreiber wie Kabel BW, der in seinem aufgerüsteten 
Netz schon ca. 200 Radio und 400 TV-Programme verbreitet, müsste allein unter 
Berücksichtigung dieser Anzahl schon ein Äquivalent von über 130 Programmen für die 
Übertragung von Must-Carry-Programmen vorsehen. Da nicht absehbar ist, in welchem 
Umfang er diese Kapazität zukünftig tatsächlich bereit halten muss, fehlt ihm jede 
Planungssicherheit für die zukünftige Belegung seiner Netze. 

 
Nicht zuletzt werden durch eine solche Ausgestaltung der Must Carry Regulierung  die 
Übertragungschancen für private Programmanbieter beeinträchtigt, da ARD und ZDF in 
erster Linie von einer solchen Kapazitätsausweitung profitieren. 
 

 
Alternativvorschlag für § 52b Abs. 1 RÄStV 
Nach alledem steht aus unserer Sicht § 52b Abs. 1 RÄStV in direktem Widerspruch 
insbesondere zu dem in Art. 31 Universaldienstrichtlinie geforderten Transparenz- und 
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Verhältnismäßigkeitsprinzip und ist daher noch dringend überarbeitungsbedürftig. § 52b Abs. 
1 Nr. 1 ist auf konkret zu bestimmende Einzelprogramme zurückzuführen und nicht auf die 
pauschale Bereitstellung von Kapazitäten für inhaltlich vom Gesetzgeber nicht konkret 
vorbestimmte Programme. Wir schlagen daher für eine inhaltliche Konkretisierung folgende 
Formulierungsalternativen vor: 
 
§ 52b Abs. 1 Nr. 1 (Alternative 1) 
Für Infrastrukturen privater Anbieter zur Verbreitung von Rundfunk mit mehr als 60 
Fernsehprogrammen gelten die nachfolgenden Bestimmungen: 

1. Der Infrastrukturbetreiber hat im Rahmen der digitalen Verbreitung von 
Fernsehprogrammen sicherzustellen, dass 

a. die für die bundesweite  bzw. für das jeweilige Bundesland gesetzlich 
bestimmten Programme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks einschließlich der 
programmbegleitenden Dienste verbreitet werden. Die Übertragung dieser 
Programme erfolgt in gleicher Qualität wie die der anderen über die jeweilige 
Infrastruktur verbreiteten Fernsehprogramme, 

 
Wenn sich der Gesetzgeber dazu entschließen sollte, sämtlichen dritten Programmen der 
ARD auch außerhalb der Länder, für die sie gesetzlich bestimmt sind, einen Must Carry Status 
einzuräumen, sollte dies aber nicht für die Vielzahl der damit verbundenen Landesfenster 
gelten. Eine entsprechende gesetzliche Regelung könnte wie folgt aussehen: 
 
§ 52b Abs. 1 Nr. 1 (Alternative 1) 
Für Infrastrukturen privater Anbieter mir mehr als 60 Fernsehprogrammen gelten die 
nachfolgenden Bestimmungen: 

1. Der Infrastrukturbetreiber hat im Rahmen der digitalen Verbreitung von 
Fernsehprogrammen sicherzustellen, dass 

a. die für die bundesweite Verbreitung gesetzlich bestimmten  Programme sowie 
die dritten Programme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks einschließlich der 
programmbegleitenden Dienste verbreitet werden. Die im Rahmen der dritten 
Programme verbreiteten Landesfenster sind nur innerhalb der Bundesländer, 
für die sie gesetzlich bestimmt sind, zu verbreiten. Die Übertragung dieser 
Programme erfolgt in gleicher Qualität wie die anderen von diesem 
Infrastrukturbetreiber verbreiteten Fernsehprogramme. 

 
§ 52b ist auch in den weiteren Abschnitten so anzupassen, dass nicht auf 
Übertragungskapazitäten, sondern ausschließlich auf die Verbreitung von bestimmten 
Programmen abgestellt wird.  
 
Demzufolge besteht auch Anpassungsbedarf in § 52b Abs. 1 c) (Übertragungskapazitäten für 
regionale und lokale Programme). Dort plädieren wir ebenfalls nachdrücklich dafür, allein auf 
die betreffenden regionalen und lokalen Programme abzustellen und jegliche Bezugnahme auf 
„Kanäle“ durch Streichung des Klammerzusatzes „im Umfang eines analogen Fernsehkanals“ 
zu vermeiden. Gleiches gilt auch für den weiteren Klammerzusatz, wonach sich die Belegung 
nach Landesrecht richtet, soweit „diese Kapazität nicht ausgeschöpft ist“. Denn der Verweis 
auf den Umfang eines analogen Kanals ist aus denselben Gründen - wie oben beim 
abzulehnenden Schutz von Programmbouquets bereits erörtert - dazu geeignet ist, dem 
Kabelnetzbetreiber das effiziente technische Management aus der Hand zu nehmen.  
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9. Must-Offer 
Sofern sich der Gesetzgeber dafür entscheidet, die Must Carry Verpflichtung über die 
bundesweit oder für ein bestimmtes Bundesland gesetzlich bestimmten Programme von ARD 
und ZDF auf eine bundesweite Verbreitungspflicht aller öffentlich-rechtlichen Programme 
auszudehnen und/oder das Verbotsrecht in § 52a Abs. 4 RÄStV aufrecht erhält, muss der 
Gesetzgeber zum Ausgleich zu dieser Bevorzugung der Sender zumindest eine Must-Offer- 
Verpflichtung für alle öffentlich-rechtlichen und privaten Must-Carry-Programme in den Entwurf 
aufnehmen, wie sie bereits zuvor in § 52b Abs. 3 des Entwurfs zum RÄStV vom 16. April 2007 
vorgesehen war.  
 
 

10. § 52b Abs. 4 (Anzeigepflicht) 
Der Deutsche Kabelverband spricht sich aus Gründen der praktischen Handhabung dafür aus, 
die Anzeigefrist für Belegungen in § 52 b Abs. 4 von zwei auf einen Monat zu verkürzen.  
 
 

11. § 52c (Zugangsfreiheit) 
Die geplante Beibehaltung der Regulierung von Zugangsberechtigungssystemen und 
Schnittstellen für Anwendungsprogramme in § 52c Abs. 1 Nr. 1 und 2 RÄStV verstößt, wie 
oben schon ausgeführt, ebenso wie die schon geltende Fassung gegen das 
verfassungsrechtliche Verbot der Doppelzuständigkeit von Bund und Ländern, da diese 
Bereiche im TKG parallel und unter Beteiligung der Landesmedienanstalten reguliert sind. 
Gleichzeitig stellt dies aus Sicht der EU einen Verstoß gegen die aus Transparenzgründen 
notwendige klare Aufgabenzuweisung an die entsprechenden nationalen 
Regulierungsbehörden bei der Umsetzung der europäischen TK-Infrastrukturregulierung dar. 
 
Fragen der Normung von APIs sowie die Bereitstellung von Zugangsberechtigungssystemen 
entbehren in ihrem Schwerpunkt einer medienrechtlichen Relevanz, da Aspekte der 
Meinungsvielfaltsicherung nicht betroffen sind. Letztere sind bereits im 
Medienkonzentrationsrecht, der Kabelbelegungsregulierung und der Regulierung von 
Navigatoren angemessen berücksichtigt. Die Neufassung in § 52c RÄStV schreibt die 
verfassungsrechtlich unzulässige Doppelzuständigkeit von Bund und Ländern hinsichtlich ein 
und desselben Regulierungsgegenstandes fort, soweit Fragen der 
Zugangsberechtigungssysteme, Schnittstellen für Anwendungsprogramme geregelt werden. 
Bei Streitfällen besteht die Gefahr, dass der Betreiber eines Kabelnetzes zum Adressaten 
zweier sich widersprechenden Entscheidungen bzw. Verwaltungsakten wird. Dies ist aus 
Gründen der Rechtssicherheit nicht hinnehmbar. Wir halten daher unsere Forderung aufrecht, 
§ 53 RStV auf die Regelung des Navigators als übergeordnete Nutzeroberfläche zu 
beschränken und die verfassungsrechtlich bedenklichen Parallelregelungen aus dem RStV zu 
streichen. 
 
Soweit in § 52c Abs. 1 Nr. 3 elektronische Programmführer geregelt werden, halten wir die 
bisherige Praxis, dass der Grundsatz der Diskriminierungsfreiheit weiterhin im 
Rundfunkstaatsvertrag festgehalten und die konkrete Ausgestaltung den 
Landesmedienanstalten – über die Gemeinsame Stelle Digitaler Zugang – durch Satzung oder 
Richtlinie überlassen bleibt, für sachdienlich. Dieses in der Vergangenheit bewährte Konzept 
sollte auch zukünftig beibehalten werden, da sich dieser Bereich in einer ständigen 
technologischen Weiterentwicklung befindet und so auf der Ebene unterhalb des 
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Gesetzgebers eine flexible Handhabung durch die Landesmedienanstalten ermöglicht wird. 
Dazu wäre allerdings in § 53 RÄStV eine konkrete Ermächtigung zu schaffen. 
 
 

12. § 52d Abs. 1 (Vorlage von Unterlagen) 
Die in § 52d Abs. 1 festgelegte Vorlagepflicht von Unterlagen ist überflüssig und vor allem in 
der vorgeschlagenen Form zu unbestimmt und durch den Verweis auf §§ 21 – 24 RStV zu 
weitgehend. Schon heute legen die Kabelnetzbetreiber die relevanten Einspeiseverträge im 
Rahmen der Markt 18 Prüfung bei der BNetzA vor. Eine weitere Offenlegung ist weder 
verhältnismäßig noch erforderlich. Der Begriff der „maßgeblichen Unterlagen“ ist im Zweifel so 
weit, dass die zuständige Landesmedienanstalt beliebige Unterlagen anfordern kann, ohne 
dass es hierfür rechtfertigende Gründe gibt. Diese Verpflichtung ist daher zu streichen 
zumindest aber inhaltlich eindeutig zu konkretisieren. 
 
 

13. § 53 (Satzungsermächtigung) 
Nach dem neugefassten § 53 RÄStV dürfen die LMAs durch Satzung sämtliche Einzelheiten 
des gesamten Abschnitts konkretisieren. Damit überlässt es der Gesetzgeber die komplette 
Ausgestaltung von Fragen der Verantwortlichkeit für Inhalte über Must-Carry und Can-Carry 
Ausgestaltungen bis hin zur Entgeltkontrolle und den Zugangsdiensten nach § 52c den 
Landesmedienanstalten. Dies widerspricht dem Grundsatz, dass die Ermächtigungsgrundlage 
für eine Satzung oder Richtlinie hinreichend klar den Umfang der Ermächtigung umschreiben 
muss. Die Erfahrungen mit der bisherigen Ausgestaltung der Satzung gemäß § 53 Abs. 6 des 
aktuellen Rundfunkstaatsvertrags haben gezeigt, dass die Ausgestaltung der Satzung in 
Teilen deutlich über den Inhalt der Ermächtigungsgrundlage hinausgeht. Eine derart 
unbestimmte Ermächtigungsgrundlage, wie sie in § 53 RÄStV vorgegeben wird, schafft damit 
für alle Marktbeteiligten erhebliche regulatorische Unsicherheiten. 
 
 

14. Artikel 5 (Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages) 
Befreiung der Messgeräte von der Rundfunkgebührenpflicht  
Gemäß § 5 Abs. 7 RGebStV werden private Rundfunkveranstalter bei der Verwendung von 
Rundfunkempfangsgeräten, die sie für betriebliche, insbesondere studio- und 
überwachungstechnische Zwecke zum Empfang bereithalten, nach entsprechender 
Antragstellung von der Gebührenpflicht befreit.  
Die deutschen Kabelnetzbetreiber setzen ebenfalls Rundfunksempfangsgeräte zum Zwecke 
der Überwachung der Signalübertragung in den Kabelnetzen ein. Aufgrund der mit den 
öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten abgeschlossenen Einspeiseverträge sind die 
Kabelnetzbetreiber sogar zur Kontrolle der Signale dieser Veranstalter verpflichtet. Soweit 
daher die Rundfunkempfangsgeräte aufgrund der vertraglich bestehenden Verpflichtung zum 
Einsatz kommen, erscheint es sachfremd, wenn die Kabelnetzbetreiber hierfür dann wiederum 
Rundfunkgebühren an genau diese Veranstalter zahlen müssen. 
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IV. Frage 1 der Anhörung: Nach welchen Kriterien können 
Plattformen in die medienkonzentrationsrechtliche Prüfung 
einbezogen werden? 
 
Das maßgebliche Kriterium für eine medienkonzentrationsrechtliche Prüfung ist, wie im 
geltenden § 25 Abs. 1 RStV verankert, die Sicherung der Meinungsvielfalt durch Verhinderung 
der Erlangung vorherrschender Meinungsmacht.  
 
Eine entsprechende Prüfung in Hinsicht auf „Plattformbetreiber“ nimmt seit geraumer Zeit die 
KEK im Rahmen ihrer medienkonzentrationsrechtlichen Beurteilungen vor (vgl. nur KEK-
Mitteilung 3/07 zur Vorlagepflicht von „Plattformverträgen“). Der Deutsche Kabelverband sieht 
sich an dieser Stelle zu dem Hinweis an die Landesgesetzgeber veranlasst, dass er das von 
der KEK praktizierte Verfahren für ausgesprochen intransparent und insgesamt für defizitär 
hält. Dies gilt zum einen für die Nichtbeteiligung der Netzbetreiber an solchen Verfahren, die - 
soweit sie sich auch mit der Zurechnung von Programmen zu Infrastrukturanbietern befassen - 
zumindest drittbelastende Wirkung haben. Zum anderen ist die Handhabung der 
Zurechnungskriterien durch die KEK nicht nachvollziehbar. Für die Mitglieder des Deutschen 
Kabelverbandes ist beispielsweise unverständlich, wie aus schlichten Kündigungsrechten in 
Pay-TV-Vermarktungsverträgen zwischen Netzbetreibern und Sendern ein medienrechtlich 
relevanter Einfluss auf die Meinungsvielfalt konstruiert werden kann, mit der Folge, dass ein 
Programm aufgrund eines vertraglich eingeräumten Kündigungsrechtes des 
Verbreitungsvertrages dem Plattformbetreiber zugerechnet werden kann. Mit Blick auf die 
personelle Zusammensetzung des Gremiums ist zu konstatieren, dass dessen teilweise 
Besetzung mit anwaltlichen Vertretern von Programmveranstaltern die latente Gefahr der 
Befangenheit bei der Beurteilung von Zurechnungsverhältnissen birgt. Auch die vertrauliche 
Behandlung von Unterlagen ist nicht sichergestellt.  
 
Der Deutsche Kabelverband richtet daher den eindringlichen Appell an die 
Landesgesetzgeber, im Zuge der ohnehin geplanten Revision der Zuständigkeiten und 
Befugnisse der KEK deren medienkonzentrationsrechtliche Beurteilungen bezüglich der 
Programmzurechnung an ein verwaltungsrechtlich befriedigendes Verfahren zu binden. Aus 
Sicht des Deutschen Kabelverbandes würde dies nicht nur zu einer Verbesserung der 
materiellen Entscheidungsgrundlage führen, sondern auch erheblich zur Förderung der 
Vorhersehbarkeit und Transparenz der Entscheidungen der KEK beitragen.  
 
 
Berlin, 23. Juli 2007 
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Stellungnahme 

Der BITKOM vertritt mehr als 1.000 Unternehmen, davon 850 Direktmitglieder  
mit 120 Milliarden Euro Umsatz und 700.000 Beschäftigten. Hierzu zählen Geräte-
Hersteller, Anbieter von Software, IT- und Telekommunikationsdiensten sowie  
Content. 

Die Rundfunkkommission der Länder hat am 21. Juni 2007 einen Entwurf für den 10. 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag vorgelegt. Der Entwurf enthält grundlegende 
Neuregelungen zum System der Medienaufsicht sowie den Regeln zur 
Rundfunkübertragung. In Vorbereitung auf die mündliche Anhörung am 26. Juli 2007 in 
Berlin hat die Rundfunkkommission darum gebeten, schriftliche Stellungnahmen zu dem 
Entwurf einzureichen. Der BITKOM nimmt gerne die Gelegenheit wahr, zu der mit dem 
10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag ins Auge gefassten Reform des Rundfunkrechts 
umfassend Stellung zu nehmen. 

Die folgende Stellungnahme wurde im BITKOM Arbeitskreis Medienpolitik erarbeitet und 
stellt - mit einer Ausnahme - den Konsens aller am Abstimmungsprozess beteiligter BIT-
KOM-Mitglieder dar. Unser Mitgliedsunternehmen Bertelsmann AG vertritt zu den Punk-
ten Plattformregulierung & Must-Carry / Must-Offer eine abweichende Meinung. Wir ver-
weisen bzgl. der entsprechenden Bertelsmann-Position zu diesen Punkten auf die eigene 
Stellungnahme der Bertelsmann AG in der Anlage. 

Zusammenfassung 

Der BITKOM erkennt grundsätzlich das Bestreben der Rundfunkkommission an, das 
deutsche Rundfunkrecht den gewandelten technologischen und wettbewerblichen Rah-
menbedingungen anzupassen und die Behandlung neuer Übertragungswege und der 
damit aufkommenden neuen Geschäftsmodelle in die Überlegungen zur Novellierung 
einzubeziehen. Insbesondere begrüßen wir, dass nunmehr erstmals eine zentrale Zuwei-
sung für bundesweite Versorgungsbedarfe ermöglicht wird, was auch die Zuweisung 
drahtloser Kapazitäten an Plattformbetreiber einschließt. Auch halten wir es für sachge-
recht, dass auf eine Einbeziehung medienkonzentrationsrechtlicher Elemente sowie den 
zunächst angedachten Bouquetschutz in den Staatsvertrag verzichtetet wurde.  

Wir bedauern allerdings, dass der vorgelegte Entwurf einen generellen Ansatz einer all-
gemeinen Plattformregulierung wählt, statt sich zunächst auf die Ermöglichung eines 
DVB-H Regelbetriebs zu konzentrieren. Auf diese Weise wird die Diskussion grundle-
gender Fragen der künftigen Rundfunkregulierung im digitalen Umfeld einem starken 
Zeitdruck unterworfen. Der jetzige Entwurf überträgt dabei in wesentlichen Punkten be-
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stehende Regulierungsmechanismen auf neue Übertragungswege und Dienste, ohne 
jeweils im Einzelnen den tatsächlichen Regulierungsbedarf vor dem Hintergrund der 
verfassungsrechtlichen Legitimation der Rundfunkregulierung zu beleuchten. BITKOM 
spricht sich angesichts der stark gewandelten Medienlandschaft des digitalen Zeitalters 
eindringlich für eine Liberalisierung des Rundfunkrechts aus. 

Insbesondere den jetzt gewählten Plattform-Ansatz, der auf einem überaus allgemein 
gehaltenen Plattformbegriff aufbaut und auf diesen pauschal verschiedene Regulierungs-
instrumente anwendet, lehnen wir ab. Wir plädieren stattdessen mit Nachdruck für eine 
klare Eingrenzung der Plattformdefinition sowie eine grundlegende strukturelle Überar-
beitung der Plattformregulierung, die ein differenziertes Regulierungsregime ermöglicht 
und sich an den Wertungen des Art. 31 Universaldienstrichtlinie zu orientieren hat. Die in 
der Plattformdefinition angedeutete Erfassung von reinen Vermarktungsaktivitäten durch 
die Rundfunkregulierung lehnen wir grundsätzlich ab. 

Im Einzelnen wenden wir uns vor allem gegen das undifferenzierte Must-Carry-Regime 
des § 52b RfStV-E, die vorgesehene rundfunkrechtliche Entgeltregulierung sowie die 
umfassende Regelung zur Zugangsfreiheit in § 52c RfStV-E. Das in § 52a Abs. 4 RfStV-E 
vorgesehene Veränderungsverbot ist aus Sicht des BITKOM systemfremd und überlagert 
unzulässig die entsprechenden abschließenden urheberrechtlichen Regelungen. 

Soweit der Entwurf nach einer medienkonzentrationsrechtlichen Behandlung von Platt-
formen fragt, weisen wir zunächst auf die aus unserer Sicht intransparente und defizitäre 
aktuelle Praxis der KEK hin, im Rahmen der Prüfung von Senderlizenzen auch Platt-
formverträge einzubeziehen, womit faktisch eine Überprüfung der gar nicht am jeweiligen 
Verfahren beteiligten Plattformbetreiber stattfindet. Darüber hinaus erkennen wir in der 
Tätigkeit der Plattformbetreiber keinen messbaren Einfluss auf die Meinungsmacht, 
weswegen wir keinen Grund für einen entsprechenden medienordnungsrechtlichen Tat-
bestand sehen. 

Überdies wenden wir uns nachdrücklich gegen verschiedene im Entwurf vorgesehene 
Formulierungen, die nach unserer Auffassung auf eine Ausdehnung des Funktionsauftra-
ges der öffentlich-rechtlichen Anstalten hinauslaufen. Die Klarstellung dieses Funktions-
auftrages ist dem 11. RfÄStV vorbehalten. Sie sollte keinesfalls im Rahmen der aktuellen 
Diskussion bereits in eine spezifische Richtung, im Sinne der extensiven Digitalstrategie 
der öffentlich-rechtlichen Anstalten, gelenkt werden.  

Schließlich halten wir die in Artikel 5 vorgesehene weitreichende datenschutzrechtliche 
Ermächtigung, die im Kern wohl die Beteiligung der GEZ am kommerziellen Adresshan-
del legitimieren soll, für unverhältnismäßig.



 

 
 
 

Stellungnahme 
Entwurf 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
Seite 3 

Inhalt          Seite 

1 Grundlegende Einschätzung............................................................................ 5 
1.1 Fokussierung auf DVB-H Regelbetrieb ............................................................... 5 
1.2 Liberalisierung des Rundfunkrechts angehen..................................................... 5 

2 Begrifflichkeiten, § 2 Abs. 2 Nr. 9, 10 RfStV-E ................................................ 7 
2.1 „Programmbouquets“, § 2 Abs. 2 Nr. 9 RfStV-E .................................................. 7 
2.2 „Plattform“, § 2 Abs. 2 Nr. 10 RfStV-E ................................................................. 7 
2.2.1 Unbestimmtheit des Plattformbegriffs ................................................................. 8 
2.2.2 Erfassung von Vermarktungsaktivitäten unsachgerecht,  

§ 2 Abs. 2 Nr. 10, 1. Alt. RfStV-E ....................................................................... 10 

3 Bundesweite Zulassung von Veranstaltern und  
Reform der Medienaufsicht .............................................................................11 

3.1 Bundesweite Zulassung, ZAK & KEK,  §§ 20a, 35 ff. RfStV-E...........................11 
3.1.1 Einführung bundesweiter Zulassungen..............................................................11 
3.1.2 Gemeinsame Landesmedienanstalt der Länder vorzugswürdig........................11 
3.1.3 Rolle der KEK.................................................................................................... 12 
3.2 Zuständigkeiten und Verfahren ......................................................................... 12 

4 V. Abschnitt – Plattformen, Übertragungskapazitäten, §§ 50 ff. RfStV-E... 12 
4.1 Zuordnung und Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten,  

§§ 51, 51a RfStV-E............................................................................................ 13 
4.1.1 Verfahren ........................................................................................................... 13 
4.1.2 Bedarfsanmeldung, § 51 Abs. 1 RfStV-E .......................................................... 13 
4.1.3 Zuordnungsgrundsätze, § 51 Abs. 3 RfStV-E.................................................... 14 
4.2 Weiterverbreitung, § 51b RfStV-E ..................................................................... 15 
4.3 „Plattformregulierung“, § 52 ff. RfStV-E ............................................................. 16 
4.3.1 Gesamtsystematik der Plattformregulierung ..................................................... 16 
4.3.2 Anzeigepflicht für Plattformen, § 52 Abs. 1, 2 RfStV-E...................................... 17 
4.3.3 Verantwortlichkeit, § 52a Abs. 2 RfStV-E .......................................................... 17 
4.3.4 Entgeltregulierung, § 52a Abs. 3 RfStV-E ......................................................... 18 
4.3.5 Veränderungsverbot, § 52a Abs. 4 RfStV-E ...................................................... 19 
4.3.6 Must-Carry, § 52b Abs. 1 und 2 RfStV-E ........................................................... 19 
4.3.7 Zugangsfreiheit, § 52c RfStV-E ......................................................................... 21 
4.3.8 Untersagung des Plattformbetriebs, § 52e RfStV-E .......................................... 22 

5 Die Rolle der öffentlich rechtlichen Rundfunkanstalten im Entwurf.......... 22 
5.1 Nutzung aller Übertragungswege, § 19a S. 1 RfStV-E...................................... 22 
5.2 Kriterien für die Zuordnung drahtloser Übertragungskapazitäten, 

 § 51 Abs. 3 Nr. 4 a) RfStV-E............................................................................. 23 

6 Artikel 5: Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages..................... 23 

 
 



 

 
 
 

Stellungnahme 
Entwurf 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
Seite 4 

7 Zusätzliche Frage 1: Nach welchen Kriterien können Plattformen in die 
medienkonzentrationsrechtliche Prüfung einbezogen werden? ............... 25 

Anlage: Abweichende Auffassung der Bertelsmann AG zur BITKOM- 
Stellungnahme zum Zehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher 
Staatsverträge............................................................................................................ 26 

 



 

 
 
 

Stellungnahme 
Entwurf 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
Seite 5 

1 Grundlegende Einschätzung 

Der BITKOM erkennt das Bestreben der Rundfunkkommission an, das deutsche Rund-
funkrecht den gewandelten technologischen und wettbewerblichen Rahmenbedingungen 
anzupassen und die Behandlung neuer Übertragungswege und der damit aufkommen-
den neuen Geschäftsmodelle, insbesondere „IPTV“ und „mobile TV“ in die Überlegungen 
zur Novellierung einzubeziehen.  

1.1 Fokussierung auf DVB-H Regelbetrieb 

Aus Sicht des BITKOM gerät mit dem vorgelegten Entwurf allerdings der Ausgangspunkt 
der Überlegungen zum 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag in den Hintergrund: Das 
ursprüngliche Ziel der Landesmedienanstalten war es, eine schnelle Lösung und damit 
Rechts- und Planungssicherheit für Plattformbetrieb und bundesweite Zuweisungen für 
mobile TV zu schaffen. Durch den jetzt stattdessen gewählten generellen Ansatz hat sich 
die Komplexität der Fragestellungen erheblich erhöht, ohne dass mehr Zeit zur Diskussi-
on der anstehenden Fragen zur Verfügung stünde. Überdies wird der Übergang von mo-
bile TV in den Regelbetrieb in Mitleidenschaft gezogen, wenn sich der Gesetzgebungs-
prozess dadurch langsamer gestaltet. Aus unserer Sicht sollte daher im Hinblick auf ein 
wirklich zukunftsfähiges Modell der Rundfunkregulierung die Überlegung angestellt wer-
den, die Änderungen auf die Ermöglichung eines bundesweiten Regelbetriebs für DVB-H 
zu fokussieren und erst in einem zweiten Schritt, ohne den sich jetzt abzeichnenden 
Zeitdruck, die grundlegenden allgemeinen Fragen der künftigen Rundfunkregulierung zu 
behandeln. 

1.2 Liberalisierung des Rundfunkrechts angehen 

Bezogen auf den jetzt stattdessen gewählten Ansatz einer übergreifenden Regelung und 
vorbehaltlich der unter Punkt 1.1 geäußerten Bedenken wird unseres Erachtens die 
Chance verpasst, vor dem Hintergrund der „digitalen Dividende“, die überfällige generelle 
Liberalisierung und Deregulierung des Rundfunkrechts anzugehen. Ausgangspunkt zahl-
reicher Vorschriften des geltenden Rundfunkrechts ist die für das analoge Zeitalter typi-
schen Frequenzknappheit und die damit verbundene Mangelsituation. Diese hat in der 
Vergangenheit eine recht hohe Regulierungsdichte im Hinblick auf die Sicherung der 
Meinungsvielfalt gerechtfertigt. 

Mit dem Übergang zu digitalen Technologien und dem Einsetzen von Infrastrukturwett-
bewerb ist diese allgemeine Prämisse der Rundfunkregulierung jedoch in weiten Teilen 
überholt. Nicht nur schafft die Digitalisierung neue Potentiale innerhalb der bekannten 
Übertragungswege Terrestrik, Kabel und Satellit, indem diese Übertragungswege heute 
weitaus effizienter genutzt werden können. Die Digitalisierung eröffnet vielmehr daneben 
zusätzlich einen eigenständigen vierten neuen Übertragungsweg, nämlich die IP-basierte 
Verbreitung von Rundfunkprogrammprogrammen über Telekommunikationsnetze. Im 
Bereich der Rundfunkübertragung hat ein massiver Infrastrukturwettbewerb eingesetzt, 
der sich künftig noch verschärfen wird. Diese gewandelte Ausgangsituation spiegelt sich 
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im nunmehr vorgelegten Entwurf indes kaum wider. Der Ansatz, bestehende Regulie-
rungsmechanismen technologieneutral anzuwenden, führt in dieser Ausgestaltung im 
Ergebnis, ebenso wie bereits im Rahmen der Fernsehrichtlinie beobachtet, zu einem 
Mehr an Regulierung, indem auch neue Dienste nunmehr von den strengen Pflichten des 
Medienordnungsrechts erfasst werden. Faktisch wird damit das für jene Plattformen mit 
der größten Knappheitssituation geltende Regulierungsregime auf sämtliche Plattformen 
übertragen. Viel zu kurz kommt demgegenüber die fundierte Auseinandersetzung mit 
europarechtlichen Vorgaben. 

Der Entwurf setzt daher aus unserer Sicht ein grundlegend falsches Signal – er überträgt 
die teilweise überkommenen Kategorien des Rundfunkrechts pauschal auf neue Über-
tragungstechniken, ohne die Legitimation der Regulierungsansätze im digitalen Umfeld 
zu hinterfragen. Ein Beispiel dafür bilden etwa die Belegungsvorschriften des § 52b 
RfStV-E. Hier hätte es zunächst einer eingehenden Bestandsaufnahme der aktuellen 
Marktsituation bedurft. Eine solche hätte, insbesondere im Hinblick auf die öffentlich-
rechtlichen Programmanbieter, deren erhebliche Marktmacht belegt. Für die Anbieter 
neuer Dienste ist die Einspeisung  der marktmächtigen Programmanbieter insofern be-
reits ein unmittelbares wirtschaftliches Anliegen, weil sich ohne diese kaum ein für den 
Endkunden attraktives Angebot abbilden lässt. Es hätte vor diesem Hintergrund daher 
eher die Etablierung eines Must-Offer-Prinzips statt die Übertragung von Must-Carry-
Pflichten auf neue Dienste nahe gelegen. Der Entwurf scheint letztendlich eine Vorfestle-
gung hin zu einem Transportmodell zu treffen. Künftig dürften aber nicht Transportdienst-
leistungen, sondern Vermarktungsmodelle im Vordergrund stehen. Diese müssen mög-
lich bleiben. 
 
Ebenso vermissen wir eine grundsätzliche Neuausrichtung des Rundfunkrechts hin zu 
einer konsequenten ex-post-Regulierung. Der besonders eingriffsintensive Mechanismus 
einer ex-ante Regulierung mit Zulassungspflichten und Belegungsregimen ließ sich nur 
auf Grundlage der im analogen Zeitalter besonderen Rolle des Rundfunks für die Mei-
nungsbildung, bei gleichzeitig vorhandener Knappheitssituation der Übertragungskapazi-
täten rechtfertigen. Dem Nutzer stehen heute jedoch mehrere parallele und im Wettbe-
werb zueinander stehende Infrastrukturen für die Verbreitung von Rundfunk und eine 
Vielzahl verschiedener Informationsmechanismen zur Verfügung, aus denen er sich frei 
bedienen kann und die eine ähnlich Breitenwirkung entfalten, wie früher das terrestrisch 
verbreitete Fernsehen. Etwaigen Fehlentwicklungen kann daher heute aus unserer Sicht 
ohne weiteres auf Basis eines ex-post Ansatzes begegnet werden, wie er auch dem TK-
Recht zugrunde liegt. Dies entspräche auch dem zu befürwortenden Ansatz den konver-
gierenden Techniken, Diensten und Geschäftsmodellen eine Harmonisierung der gesetz-
lichen Materien folgen zu lassen. Die Abgrenzung zwischen Telekommunikationsdiens-
ten, Rundfunk und Telemedien ist schon heute nicht mehr trennscharf vorzunehmen – 
der Rundfunkbegriff als solcher wird mehr und mehr in Frage gestellt. Die Angleichung 
des grundlegenden Regulierungsprinzips im TK- und Rundfunksektor wäre daher nur 
konsequent.  

Vor dem Hintergrund dieser grundlegenden Kritikpunkte nehmen wir zu den vorgeschla-
genen Einzelregelungen wie folgt Stellung: 
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2 Begrifflichkeiten, § 2 Abs. 2 Nr. 9, 10 RfStV-E 

2.1 „Programmbouquets“, § 2 Abs. 2 Nr. 9 RfStV-E 

BITKOM begrüßt es, dass der Gesetzgeber den zunächst angedachten Bouquetschutz 
wieder gestrichen hat. Der Schutz von Programmbouquets hat negative Auswirkungen 
auf die Meinungs- und Anbietervielfalt, da hierdurch einseitig die großen privaten und 
öffentlich rechtlichen Senderfamilien zu Lasten kleinerer und unabhängiger Anbieter be-
vorzugt werden. Wir ziehen dabei nicht in Zweifel, dass ein Plattformanbieter Rundfunk-
programme und Inhalte nicht ohne Zustimmung bzw. Einverständnis des jeweiligen Ver-
anstalters paketieren oder in anderer Form vermarkten darf. Durch den Bouquetschutz 
wird jedoch massiv in die wirtschaftliche Gestaltungsfreiheit des Plattformbetreibers ein-
gegriffen. Ein medienordnungsrechtlicher Bouquetschutz ist insbesondere in zweierlei 
Hinsicht problematisch:  
 
Der Bouquetschutz privilegiert all diejenigen Programme bei der Einspeisung, die zu 
einer Programmfamilie gehören. Damit kann der Bouquetschutz insbesondere von den 
öffentlich-rechtlichen Senderfamilien als Vehikel genutzt werden, die Einspeisung auch 
von solchen Programmen einzufordern, die keinen so relevanten Beitrag zur Meinungs-
vielfalt leisten, dass ihnen ein Must-Carry-Status zustehen kann. Große Senderfamilien 
können mit Hilfe des Bouquetschutzes den Markt mit – allenfalls finanziell attraktiven – 
Nischenprogrammen zu Lasten unabhängiger Programmveranstalter „verstopfen“. In der 
Konsequenz diskriminiert ein Bouquetschutz unabhängige Veranstalter – und geht damit 
letztlich zu Lasten einer größeren und innovativen Angebotsvielfalt. 
 
Der Bouquetschutz wird im Übrigen derzeit von den öffentlich-rechtlichen Anstalten fak-
tisch auch dazu genutzt, die Art und Weise der technischen Einspeisung vorzuschreiben. 
Die technische Bündelung bzw. Einspeisung ohne Qualitätsverlust für das Programm 
muss den Infrastrukturdienstleistern überlassen werden, damit die effiziente Frequenz-
nutzung sichergestellt ist – und damit den Netzbetreibern weiterhin ein Anreiz zu Investi-
tionen in eine noch effizientere Nutzung der Frequenzressourcen erhalten bleibt. Der 
technische Bouquetschutz ist ein unverhältnismäßiger Eingriff in das effiziente Kapazi-
tätsmanagement der Netzbetreiber, da er zur Sicherung des mit Must-Carry verfolgten 
Ziels der Anbieter- und Programmvielfalt nicht erforderlich ist. Vor diesem Hintergrund ist 
nur ein rein programmbezogenes Must-Carry-Regime zielführend. Der Must-Carry-Status 
eines Programms muss vom Gesetzgeber festgelegt werden und darf nicht, wie durch 
den Bouquetschutz, faktisch auf die Programmveranstalter übertragen werden.  
 
Der Gesetzgeber hat daher zu Recht von einer Einbeziehung des Bouquetschutzes im 
Entwurf abgesehen und sollte konsequenterweise auch die Definition streichen.  

2.2 „Plattform“, § 2 Abs. 2 Nr. 10 RfStV-E 

Beide vorgeschlagenen Alternativen einer Definition der Plattform sind aus Sicht des 
BITKOM viel zu weit geraten und damit letztendlich ungeeignet als zentraler Anknüp-
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fungspunkt für die künftige Regulierung der digitalen Rundfunkübertragung. In seiner 
jetzigen Formulierung besteht die Gefahr, dass die Regulierungsansätze des Rundfunk-
rechts künftig auf eine Vielzahl verschiedenster digitaler Angebote ausgedehnt werden, 
die mit dem klassischen Rundfunk, aber auch mit den ins Visier genommenen Angeboten 
für IPTV bzw. mobile TV nichts mehr gemeinsam haben. Im Ergebnis droht hier also eine 
nahezu unüberschaubare Ausuferung des Rundfunkrechts in die digital konvergierende 
Medienlandschaft. Dies ist aus unserer Sicht auch aus dem Blickwinkel der Kompetenz-
abgrenzung zwischen Bund und Ländern problematisch. Wir bitten daher um eine klare 
Eingrenzung des Plattformbegriffs durch: 

- eine Legaldefinition des Programmbegriffs als solchen im RfStV (über die § 2 
Abs. 2 Nr.1 – 4. RfStV hinaus) 

- Beschränkung der Einbeziehung von „Diensten“,  also insbesondere Telemedien, 
auf „lineare und mit Rundfunk vergleichbare Dienste“  

- Anlehnung an das auch in der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste vor-
gesehene Kriterium der „Fernsehähnlichkeit“ 

- Orientierung an den Vorgaben des Art. 31 Universaldienstrichtlinie (RL 
2002/22/EG). 

Im Einzelnen: 

2.2.1 Unbestimmtheit des Plattformbegriffs 

Zentrales Element beider Formulierungsvorschläge ist die Aufnahme „auch von Pro-
grammen und Diensten Dritter“. Dieses Element trägt jedoch kaum zur Eingrenzung bei, 
weil weder der Begriff „Programm“ als solcher noch der Terminus „Dienst“ im Rundfunk-
staatsvertrag legal definiert sind. Selbst wenn man in allgemeinen Kategorien zugrunde-
legt, dass ein „Programm“ zumindest ein gewisses Maß an festgelegter Abfolge von In-
halten im Sinne eines festgelegten, unveränderlichen Programmschemas beinhalten 
muss, so bleibt hier ein überaus breites Spektrum an potentiell erfassten Sachverhalten 
bestehen. Wir verweisen insoweit beispielhaft auf Web 2.0 Angebote (etwa Videoportale), 
in denen nutzergenerierte Inhalte, also Inhalte Dritter zur Verfügung gestellt werden. Die-
se erreichen im Einzelfall durchaus ein hinreichendes Maß an festgelegter Abfolge. E-
benso finden sich bereits heute zahlreiche Telemedienangebote, die einzelne Fremdbei-
träge in Form kurzer Inhalteabfolgen in ihr Angebot einbinden. General Interest Portale 
wiederum bündeln Informationen, Service- und Shopping-Angebote ihrer Kooperations-
partner. Auch Handelsplattformen bieten ein Eingangsportal für die verschiedensten 
Formen von User Generated Content. Jedenfalls nach der zweiten Formulierungsalterna-
tive wären all diese Dienste nunmehr potentiell Gegenstand der Rundfunkregulierung – 
mit allen regulatorischen Folgen. Auch die tatbestandliche Eingrenzung über das subjek-
tive Element einer beabsichtigten Zugänglichmachung als Gesamtangebot ändert hieran 
nichts, da ein solches auch generell bei nicht mit dem Rundfunk vergleichbaren Teleme-
dien vorliegt.  
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Die Einbeziehung von „Diensten Dritter“ in die Definition des Plattformbegriffs geht im 
Übrigen auch isoliert betrachtet zu weit. Entscheidend kann einzig die Verbreitung von 
fernsehähnlichen Programmen sein. Eine Ausweitung über solche Programme hinaus 
erfordert zumindest eine Konkretisierung. Die zu regulierenden Dienste müssten Mei-
nungsbildungsrelevanz aufweisen. Nach dem jetzigen Entwurf wären vom Tatbestands-
element „Dienste“ auch Sprachdienste, Maildienste oder E-Commerce-Dienste erfasst. 
Daran ändert auch die gewählte Verknüpfung zwischen „Programmen und Diensten“ in 
der Praxis nur wenig, solange der Programmbegriff nicht präzise und restriktiv einge-
grenzt ist.  Der Rundfunkstaatsvertrag verlässt damit den verfassungsrechtlich geschütz-
ten Rundfunkbereich, der von jeher mit besonderen Rechten und Pflichten belastet war 
und schafft neue Verpflichtungen zulasten von Telemedien und anderen Diensten, ohne 
dass dafür eine Begründung oder ein Regelungsbedarf ersichtlich sind. Will man Dienste 
in die Plattformdefinition mit einbeziehen, sollte jedenfalls schon hier zentral die an ande-
rer Stelle (etwa § 52 Abs. 2 RfStV-E) gewählte Eingrenzung der „Vergleichbarkeit mit 
Rundfunk“ vorgenommen sowie die Definition zusätzlich auf „lineare Dienste“ beschränkt 
werden.   

Eine gewisse Begrenzungsfunktion lässt sich daher allenfalls im Tatbestand der ersten 
Formulierungsalternative ausmachen, wenn auf die „Zurverfügungstellung digitaler Über-
tragungskapazitäten oder digitaler Datenströme“ abgestellt wird. Hierüber könnten bei 
restriktiver Auslegung jedenfalls reine Telemedien ausgeschieden werden, die sich in 
einer Bereitstellung der Inhalte erschöpfen und keine eigene Infrastrukturdienstleistung 
erbringen. Allerdings wären auch nach dieser Alternative etwa immer noch potentiell rei-
ne Internet Access Provider oder etwa Teilnehmer von neuartigen dezentralen Übertra-
gungsplattformen auf Basis der sog. Peer-to-Peer-Technologie erfasst, wenn über ihre 
Infrastruktur schematisch geordnete Inhalte transportiert werden. Gleichzeitig ist die An-
knüpfung an „digitale Übertragungskapazitäten oder Datenströme“ zumindest in dieser 
generellen Form nicht als Anknüpfungspunkt für die gesamte Plattformregulierung geeig-
net. So ist z.B. in § 52c RfStV-E eine Regulierung von API und Zugangsberechtigungs-
systemen vorgesehen. Beide stehen in keinem Zusammenhang mit etwaigen Daten-
strömen. Für eine Privilegierung entsprechender Anbieter ist kein Grund erkennbar. Wir 
verweisen hier auch auf die Ausführungen unter Punkt 4.3.1. 
 
Insgesamt lässt sich aus beiden Definitionen nicht voraussehbar ableiten, welche Ange-
bote künftig in der Praxis von der Rundfunkregulierung erfasst sein werden. Stattdessen 
eröffnen die vorgeschlagenen Ansätze Raum für weitreichende Interpretationen und da-
mit für neue Abgrenzungsschwierigkeiten im Verhältnis zu reinen Telekommunikations-
diensten und Telemedien. Damit verwirklicht sich bei der Umsetzung dieser Begrifflichkei-
ten das bereits vielfach skizzierte Szenario einer Summation sämtlicher sektoraler Regu-
lierungsmaterien in den neuen konvergierenden Diensten. Ein solch weitgreifender An-
satz hat letztendlich eine Diskriminierung nationaler Anbieter zur Folge, die die deutsche 
Internetwirtschaft erheblich beeinträchtigen würde. Denn angesichts der auf europäischer 
Ebene liberaleren Ansätze ist nicht zu erwarten, dass die Aufsichtsbehörden ausländi-
sche Angebote mit einer vergleichbaren Intensität überwachen oder Entscheidungen 
durchsetzen könnten.  



 

 
 
 

Stellungnahme 
Entwurf 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
Seite 10 

BITKOM hält den gewählten Ansatz einer derart allgemeinen Anknüpfung an „Plattfor-
men“ daher generell für ungeeignet. Stattdessen ist ein Mechanismus vorzuziehen, der 
auf den Ausgangspunkt der Rundfunkregulierung, die meinungsbildende Wirkung von 
linearen Massenmedien, abstellt. In diesem Zusammenhang sollten auch die bereits mit 
der Novellierung der Fernsehrichtlinie1 absehbaren künftigen Entwicklungen berücksich-
tigt werden und endlich der stetig voranschreitenden Zerfaserung des Medien- und TK-
Rechts Einhalt geboten werden. Mit der Umsetzung der Richtlinie über audiovisuelle 
Mediendienste wird es erneut notwendig werden, neue Begrifflichkeiten einzuführen. Die  
Richtlinie stellt dabei selbst zur Eingrenzung auf das Merkmal der „Fernsehähnlichkeit“ 
ab und schafft damit einen gewissen Bezug zur meinungsbildenden Wirkung klassischer 
analoger TV-Programme. Es drängt sich auf, diesen Ansatz generell für sämtliche Regu-
lierungsmaterien, also auch die Zulassung und Rundfunkübertragung zugrunde zu legen 
und damit den Weg zu ebnen für ein zumindest in sich kohärentes künftiges Rundfunk-
recht. Voraussetzung wäre in diesem Fall jedenfalls eine redaktionelle Gestaltung und 
ein hinreichend konkretisierter Sendeplan. 

Abseits dieser grundlegenden Bedenken am Anknüpfungspunkt Plattform bedürfte es auf 
Basis der jetzt vorgeschlagenen Formulierung zumindest einer klaren, restriktiven Defini-
tion der rundfunkrechtlichen Begriffe „Programm“ und „Dienst“ im RfStV, um zu verhin-
dern, dass jede wie auch immer geartete schematische Abfolge von Inhalten den Weg in 
das Rundfunkrecht weist. Daneben bedarf es zusätzlich einer klareren Eingrenzung im 
Hinblick auf IP-basierte Dienste, da die jetzige Formulierung, obwohl in ihrer Intention 
wohl auf echte IPTV-Plattformen ausgerichtet, auch nahezu sämtliche webbasierten 
Streamingangebote und damit insbesondere auch große Web-Portale erfassen würde.  

2.2.2 Erfassung von Vermarktungsaktivitäten unsachgerecht, § 2 Abs. 2 Nr. 10, 1. Alt. 
RfStV-E 

Abzulehnen ist die Anknüpfung der Regulierung von Must-Carry und Zugangsdiensten 
an das Merkmal der Vermarktung von Programmen und Diensten Dritter (1. Alternative 
am Ende in Klammern) bzw. an das Merkmal der Zusammenfassung von Programmen 
und Diensten Dritter in digitaler Technik mit dem Ziel, diese anderen als Gesamtangebot 
zugänglich zu machen (2. Alternative). Beide Alternativen beziehen sich insbesondere 
auf die Tätigkeit des Paketierens und Vermarktens dieser digitalen Programmpakete. 
Das Zusammenfassen von Einzelprogrammen in Paketen ist aber weder ein Fall für 
Must-Carry Regulierung noch ein Fall für Zugangsregelungen nach § 52c RfStV-E. Die 
vertraglichen Vereinbarungen zwischen Vermarktern von Programmpaketen und den in 
dem Paket vertretenen Sendern ist ein ausschließlich privatwirtschaftlich getriebener 
Prozess, bei dem beide Parteien die wirtschaftliche Bedeutung eines Programms für ein 
Pay-TV Paket bewerten und den Anteil an den Endkundenerlösen festlegen, der auf den 
jeweiligen Programmanbieter entfällt. Technische Zugangsdienstleitungen gemäß § 52c 
RfStV-E sind nicht Gegenstand dieser Vermarktungsvereinbarungen. Zugangsdienstleis-
tungen haben nichts mit der Vermarktung von Programmpaketen zu tun und sind daher 
auch nicht auf Vermarkter von Programmpaketen anwendbar. 

 
1 Nunmehr: “Richtlinie über  audiovisuelle Mediendienste“. 
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Die Frage, ob beispielsweise ein dritter oder vierter Dokumentationskanal in ein Pro-
grammpaket Aufnahme findet, hängt von einer Vielzahl von Faktoren ab; der Attraktivität 
des Programms im Verhältnis zu vergleichbaren dritten Programmen, der Ausrichtung 
des Paketes auf bestimmte Zielgruppen, dem verlangten Entgelt für das Programm und 
davon, ob der für das Paket vom Endkunden verlangte Gesamtpreis die Aufnahme eines 
weiteren Programms zulässt. Eine regulatorische Einflussnahme, die das Ergebnis die-
ses marktgetriebenen Prozesses durch eine gesetzgeberische Entscheidung ersetzen 
oder beeinflussen würde, kann zu keinen sachgerechten Ergebnissen führen. 
 
3 Bundesweite Zulassung von Veranstaltern und Reform der Medienaufsicht  

3.1 Bundesweite Zulassung, ZAK & KEK,  §§ 20a, 35 ff. RfStV-E 

3.1.1 Einführung bundesweiter Zulassungen  

Der vorgelegte Entwurf sieht grundlegende Neuerungen im System der Medienaufsicht in 
Deutschland vor. § 20a RfStV-E ermöglicht erstmals die Zulassung von Veranstaltern von 
bundesweit verbreitetem Rundfunk. Organisatorisch flankiert wird dies von § 35 RfStV-E, 
der zwei neue Aufsichtsgremien einführt, die zukünftig die zentrale Zulassung und Auf-
sicht von bundesweit agierenden Rundfunkveranstaltern aber auch Plattformbetreibern 
administrieren sollen. Der BITKOM begrüßt grundsätzlich diesen wichtigen Schritt. Ange-
sichts der technologischen Entwicklungen und darauf aufbauender neuer Geschäftsmo-
delle ist die Ermöglichung zentraler bundesweiter Rundfunklizenzen und Zulassungen 
ein aus unserer Sicht dringend notwendiges Instrument zur Sicherung der Innovations-
kraft in der deutschen Medienlandschaft. Projekte wie die DVB-H Ausschreibung zeigen, 
dass hier dringender Handlungsbedarf besteht. Mit den neuen Organisationsstrukturen 
ist ein erster Schritt gegangen worden. 

3.1.2 Gemeinsame Landesmedienanstalt der Länder vorzugswürdig 

Das intendierte System leidet aus Sicht des BITKOM allerdings darunter, dass die ZAK 
insgesamt lediglich als Organ der Landesmedienanstalten auftritt, so dass rechtsförmli-
ches Handeln nach wie vor den Landesmedienanstalten vorbehalten ist. Wir bedauern, 
dass hier nicht der konsequentere Schritt der Schaffung einer zusätzlichen, gemeinsa-
men Medienanstalt der Länder gegangen wurde. Das avisierte System, in welchem die 
ZAK als Organ der Landesmedienanstalten fungiert, wird künftig insbesondere verfah-
rensrechtliche Probleme und Unsicherheiten mit sich bringen - insbesondere da die Be-
stimmung der konkret zuständigen Landesmedienanstalt nach der Ausgestaltung des § 
36 Abs. 1 RfStV-E davon abhängt, welche Anstalt zuerst befasst wird. Hier drohen aus 
Sicht des BITKOM Zufälligkeiten, weil hierüber auch das einschlägige Verfahrensrecht 
des entsprechenden Bundeslandes sowie dessen Gerichtsbarkeit mitbestimmt wird. 
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3.1.3 Rolle der KEK 

Im Hinblick auf die Zuständigkeit der KEK sehen wird die Gefahr, dass nur schwer einge-
schränkt überprüfbare Beurteilungsspielräume geschaffen werden. Bisher lag die Letz-
tentscheidung über Fragen der Zulassung bei den Landesmedienanstalten. Die KEK hat 
lediglich eine Vorfrage bewertet und dazu eine Stellungnahme abgegeben, die dann von 
den Landesmedienanstalten umgesetzt und bei Bedarf mit einer qualifizierten Mehrheit 
einer Überprüfung unterzogen werden konnte (§ 37 Abs 2 RfStV geltende Fassung). 
Dies ist im Entwurfstext nunmehr entfallen. Damit besteht keine Möglichkeit mehr, die 
Beschlüsse der KEK durch eine zweite Instanz überprüfen zu lassen. Wir schlagen daher 
vor, diese Möglichkeit weiterhin beizubehalten und anstelle der abgelösten DLM nun der 
ZAK zu übertragen. 

3.2 Zuständigkeiten und Verfahren 

Im Hinblick auf die im Entwurf niedergelegten Zuständigkeiten und Aufsichtbefugnisse 
besteht noch gewisser Klarstellungs- und Berichtigungsbedarf:  

Zunächst ist auf ein Redaktionsversehen hinzuweisen. § 36 Abs. 1 RfStV-E enthält kei-
nen Bezug auf § 36 Abs. 2 Nr. 5 RfStV-E, so dass für die Aufsicht über Plattformen nach 
dem jetzigen Entwurf keine Zuständigkeitsreglung vorläge. 

Zu unklar ist außerdem die künftige Rolle der Prüfausschüsse nach § 35 Abs. 2 Satz 2 
RfStV-E für die Aufsicht gegenüber bundesweiten privaten Veranstaltern. Da die Norm 
keine Mindestanforderungen für die Besetzung (Mitgliederzahl, Verfahren der Ernen-
nung) und das eigentliche Prüfverfahren enthält, drohen hier Rechtsunsicherheiten. Wir 
plädieren daher für eine weitere Präzisierung im Hinblick auf die Besetzung und das 
Prüfverfahren im RfStV.  

Im Rahmen des § 38 Abs. 4  Nr. 2 a) RfStV-E bitten wir um eine Präzisierung des Ver-
weises auf die „Anforderungen des § 51a Abs. 5 RfStV-E“. In dieser Norm ist neben der 
Zuweisungsdauer von 10 Jahren lediglich die Situation einer Nichtnutzung der Übertra-
gungskapazität geregelt, wofür § 51a Abs. 5 S. 3 RfStV-E jedoch eigenständig festlegt, 
dass dies nach § 38 Abs. 4 Nr. 2 b) RfStV-E zu behandeln sei. Der in § 38 Abs. 4 Nr. 2 a) 
RfStV-E enthaltene Verweis geht daher unseres Erachtens ins Leere.  

4 V. Abschnitt – Plattformen, Übertragungskapazitäten, §§ 50 ff. RfStV-E 

Mit den vorgeschlagenen Regelungen wird – wie eingangs bereits ausführlich dargelegt 
– im Ergebnis ein Ansatz gewählt, der auf ein Mehr an Regulierung im Sinne einer Über-
tragung und Anwendung bestehender Mechanismen auf neue Dienste hinausläuft. Mit 
der viel zu unbestimmten Begriffsdefinition für „Plattform“ ist insoweit auch das Feld er-
öffnet für eine noch weitergehende Ausdehnung der Regulierung. Wir regen daher an, 
den gewählten Ansatz bezüglich der Plattformregulierung nochmals zu überdenken und 
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die Notwendigkeit jeder einzelnen Regulierungsvorschrift neu zu überprüfen. Im Einzel-
nen nehmen wir zu den Vorschlägen wie folgt Stellung: 

4.1 Zuordnung und Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten, §§ 51, 
51a RfStV-E 

4.1.1 Verfahren 

Gem. § 36 Abs. 2 Nr. 3 RfStV-E soll die ZAK künftig zuständig sein für die Zuweisung von 
Übertragungskapazitäten für bundesweite Versorgungsbedarfe nach § 51a RfStV-E. Da 
die Norm allein die Zuweisung betrifft, bleibt nach der vorgeschlagenen Fassung jedoch 
die Ausgestaltung des vorgelagerten Ausschreibungsverfahrens offen. Die flankierende 
Norm des § 51a Abs. 2 RfStV-E verweist zur Festlegung von Beginn und Ende der An-
tragsfrist sowie bzgl. der „Anforderungen an die Antragstellung“ auf die Landesmedien-
anstalten.  

Die Erfahrungen mit den länderübergreifend abgestimmten Ausschreibungsbedingungen 
für ein bundesweites DVB-H Erprobungsprojekt haben gezeigt, dass der gemeinsame 
Ansatz nicht unmittelbar dazu geführt hat, dass die landesspezifischen Abweichungen 
auf ein Minimum begrenzt und deutlich gekennzeichnet wurden. Vielmehr ergab sich für 
die Unternehmen das Problem, unter erheblichem Zeitdruck für jede Landesmedienan-
stalt eine eigene Version der Bewerbungsunterlagen einreichen zu müssen – was mit 
einem immensen Verwaltungsaufwand verbunden war. Das Risiko, aufgrund einer For-
malie in einem Bundesland insgesamt als Bewerber auszuscheiden, ist angesichts dieser 
Praxis nicht zumutbar. Hier sollte unbedingt klargestellt werden, dass die ZAK auch einen 
einheitlichen Ausschreibungstext abstimmt. 

4.1.2 Bedarfsanmeldung, § 51 Abs. 1 RfStV-E 

Im Hinblick auf die Bedarfsanmeldung nach § 51 Abs. 1 RfStV-E sehen wir weiteren Klar-
stellungsbedarf bezüglich der erfassten Technologien. Angesichts der technologie- und 
diensteneutralen Ausgestaltung ohne Einschränkung auf bestimmte Frequenzbänder auf 
Basis der Formulierung „drahtlos“ sind durch den Entwurf nicht nur Satellit oder terrestri-
sche Übertragungswege, sondern generell alle Funktechnologien (UMTS, WLAN, Wi-
MAX, etc.) erfasst.  

Das in § 50 RfStV-E niedergelegte Kriterium, dass die jeweilige Übertragungskapazität 
der Übertragung von Rundfunk „dienen“ müsse, führt letztere Technologien ebenfalls 
nicht aus dem Anwendungsbereich des § 51 RfStV-E. Hier sehen wir Abgrenzungsprob-
leme zum TK-Regulierungsregime und bitten insoweit um eine klare Begrenzung im Hin-
blick auf die Frequenzsituation.  
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Zur Klarstellung unterbreiten wir folgende Vorschläge: 

§ 51 Abs. 1 S. 2 [neu]:  

„S. 1 gilt nur für die Frequenzbänder, für die im Frequenzbereichszuweisungsplan eine 
primäre Zuweisung für den Rundfunk besteht.“ 

§ 51 Abs. 1 Nr. 1 [neu]:  

„Zur Verfügung stehende freie Kapazitäten sind parallel über die Landesmedienanstalten 
und die Bundesnetzagentur allen potenziell interessierten Anstalten, Unternehmen und 
Organisationen durch öffentliche Ausschreibung bekannt zu machen.“ 

§ 51 Abs. 4 lit. a – c [neu]: 

„…a) Sicherung der Grundversorgung mit Rundfunk  

b) Sicherstellung einer effizienten Frequenznutzung 

c) Belange des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, des privaten Rundfunks, der Anbieter 
von Telemedien und der Plattformbetreiber“ 

4.1.3 Zuordnungsgrundsätze, § 51 Abs. 3 RfStV-E 

Die Zuordnung richtet sich im aktuellen Entwurf nach dem geltend gemachten Bedarf, 
ohne dass Anforderungen an diesen Bedarf festgelegt werden. Angesichts der Vielzahl 
von öffentlich-rechtlichen Programmen lässt sich dies nicht mehr mit dem Argument der 
Grundversorgung rechtfertigen. Zudem ist bezüglich der Zuweisung an private Veranstal-
ter eine Auseinandersetzung mit den Inhalten gemäß § 51a des Entwurfs vorgesehen. 
Dies bedeutet eine unberechtigte Ungleichbehandlung. Die zu berücksichtigende Teilha-
be an neuen Techniken und Programmformen ist im Übrigen nicht nachvollziehbar. Wir 
verweisen hierzu auf die ausführlichen gesonderten Erläuterungen unter Punkt 5.2. 

Wir bitten außerdem um eine präzise Klarstellung des derzeit lediglich als „Hinweis“ ge-
kennzeichneten Verweises auf die Möglichkeit einer Teilzuordnung. Dabei sollten unse-
res Erachtens die folgenden Eckpunkte beachtet werden: 
 
• Wir verstehen den Hinweis auf Teilzuordnung ausschließlich im Sinne einer Auftei-

lung der Kapazitäten, keinesfalls aber in einer frequenztechnischen Aufteilung des 
Kanals. Letztere wäre unter Effizienz- und Koordinierungsaspekten abzulehnen. 

 
• Zuordnungen und Zuweisungen an (öffentlich-rechtliche) Programmanbieter sollten 

in Form von Programmäquivalenten erfolgen, damit Kapazitätsgewinne durch den 
Einsatz von effizienteren Codierverfahren nicht zu einer automatischen und unkon-
trollierten Ausweitung der Programmangebote führen. Hilfsweise wäre eine Rege-
lung zur Überprüfung der Zuordnung von Kapazitäten auch vor Ablauf von 20 Jahren 
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vorzunehmen, wenn effizientere Codierverfahren eingeführt werden. Entsprechen-
des gilt für Zuweisungen. 

 
• Explizite Teilzuordnungen sind nach derzeitigem Stand abzulehnen, da sie vielfälti-

ge, neue Fragen bzgl. des rechtlichen Rahmens für den Sendernetzbetrieb aufwer-
fen. Teilzuweisungen für DVB-T oder T-DAB sind unabhängig davon zu ermöglichen 
(wie bereits heute im 3. privaten DVB-T Multiplex). Für mobile TV sollte hingegen 
das Plattformmodell den Vorzug erhalten, d.h. die vollständige Kapazität eines oder 
mehrerer Multiplexe wird an den Plattformbetreiber zugewiesen. Aufgrund der Aufla-
gen in den Lizenzen für den Plattformbetrieb kann es aber zu impliziten Teilzuord-
nungen kommen, die dann auf die Zuordnungen anzurechnen wären. 

 
• Teilzuordnungen und Teilzuweisungen für einen hybriden Betrieb (DVB-T / DVB-H) 

sind aufgrund der damit einhergehenden Einschränkungen (geringere Reichweite 
bzw. unverhältnismäßig höhere Kosten für den Netzaufbau, Batterielaufzeit der End-
geräte, etc.), die in der Regel zu Lasten des DVB-H-Betreibers gehen dürften, abzu-
lehnen. 

4.2 Weiterverbreitung, § 51b RfStV-E 

§ 51b Abs. 2 RfStV-E sieht eine Zulassungspflicht für die Weiterverbreitung von außereu-
ropäischen Programmen aus Ländern vor, die nicht Vertragsstaaten des Europäischen 
Übereinkommens über das grenzüberschreitende Fernsehen (FSÜ) sind. Die Weiter-
verbreitung außereuropäischer Angebote stellt einen wichtigen Schritt zur gesellschaftli-
chen und kulturellen Integration von in Deutschland lebenden Ausländern dar. Gleichzei-
tig werden Fremdsprachenkenntnisse und Toleranz gefördert. Dies sollte nicht durch 
unnötige Regulierungsanforderungen behindert werden. Da die Übertragung im Ausland 
regelmäßig nicht zu ihrem Kerngeschäft gehört, dürften ausländische Rundfunkveranstal-
ter selten willens sein, für Deutschland eine gesonderte Lizenz zu beantragen. Zudem 
hätte die Regelung, die nur für die Weiterverbreitung im Inland gilt, eine weitere Privile-
gierung des Satelliten gegenüber anderen Plattformen zur Folge.  

Ein formelles deutsches Zulassungsverfahren einzig für die Weiterverbreitung würde für 
die internationalen Programmveranstalter einen unverhältnismäßigen Aufwand bedeuten. 
Da ein Großteil der betroffenen Sender dies nicht mittragen wird, müssten die Netz-
betreiber in der Konsequenz deren Übertragung einstellen. Dies würde zum einen die 
Inhalte- und Programmvielfalt erheblich verringern. Zum anderen ginge Menschen mit 
Migrationshintergrund beim Fernsehen über das TV-Kabel oder DSL dann auch eine 
zentrale kulturelle Bezugsgröße zu ihren Heimatländern verloren.  

Um Missbräuche im Einzelfall zu verhindern, ist daher eine bloße Anzeigepflicht mit ent-
sprechenden ex-post-Eingriffsmöglichkeiten zu präferieren, wie dies in mehreren Bun-
desländern bereits verankert ist (vgl. etwa § 37 f.  MStV Berlin Brandenburg). So würde 
der Plattformbetreiber die notwendige Flexibilität behalten, um ein vielfältiges Programm-
angebot zusammenzustellen.  
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Alternativ wäre denkbar, die Weiterverbreitung dieser Rundfunkprogramme an die Vorla-
ge einer Lizenz in deutscher oder englischer Sprache zu binden. Zuständige Stelle hierfür 
sollte die ZAK sein. 

4.3  „Plattformregulierung“, § 52 ff. RfStV-E 

4.3.1 Gesamtsystematik der Plattformregulierung 

Wie eingangs dargelegt, verlangt die vom Gesetzgeber ins Auge gefasste Regulierung 
von Plattformen zunächst eine systematische Auseinandersetzung mit dem Regulie-
rungsbedarf, bevor der Gesetzesentwurf  erstellt wird. Vorbehaltlich unserer generellen 
Bedenken gegen den Ansatz einer Plattformregulierung (s. Punkt 1.2) sowie der fehlen-
den definitorischen Eingrenzung des Plattformbegriffs (s. Punkt 2.2) betrachten wir die 
systematische Ausgestaltung der Plattformregulierung im vorgelegten Entwurf insgesamt 
skeptisch:  

Maßstab für sämtliche Regulierungsansätze sollte Art. 31 Universaldienstrichtlinie sein. 
Dieser erlaubt Eingriffe nur in eng begrenzten Ausnahmefällen (erhebliche Zahl von Nut-
zern, Hauptmittel für die Fernsehübertragung, Zumutbarkeit, Verhältnismäßigkeit und 
Transparenz). Diese nach EU-Recht erforderlichen Voraussetzungen sind derzeit jedoch 
nicht auf allen Übertragungswegen gegeben. Dies muss bei der weiteren Ausgestaltung 
berücksichtigt werden und sollte sich im Gesetzestext wiederfinden. Ein Beispiel dafür 
bildet etwa die Übertragung via UMTS, die wohl auch in Zukunft kein Hauptmittel für die 
Fernsehübertragung bilden wird. In diesem Zusammenhang ist schließlich auch zu be-
rücksichtigen, dass zum Erwerb der UMTS-Frequenzen erhebliche finanzielle Mittel auf-
gebracht werden mussten. Auch insoweit ist UMTS nicht mit Rundfunkfrequenzen zu 
vergleichen; die weitreichenden Auflagen für die Nutzung des für den Rundfunk gewid-
meten Spektrums hängen auch mit ihrer unentgeltlichen Vergabe zusammen. Dieses 
Beispiel zeigt, dass die jetzige Systematik insgesamt zu weit greift. 

Der weit definierte Plattformbegriff und die daran anknüpfenden Pflichten im eigentlichen 
Regulierungsteil verkennen somit die dringend notwendigen Abstufungen des Pflichten-
programms hinsichtlich der unterschiedlichen Dienste, die zukünftig der Plattformregulie-
rung unterfallen würden. Wir halten die jetzt gewählte Systematik daher für einen grund-
legend falschen Ansatz. Wir mahnen dringend an, entweder den Plattformbegriff klar zu 
beschränken oder aber zumindest Abstufungen im Regulierungsteil, gerade, aber nicht 
ausschließlich, im Hinblick auf die Belegungsvorschriften vorzunehmen und hier nach 
dem Kriterium der Relevanz für die Meinungsbildung zu differenzieren. Insoweit erscheint 
eine differenzierte funktionale Betrachtungsweise der Aktivitäten der Teilnehmer auf den 
Rundfunk- und Telekommunikationsmärkten (etwa technischer Betrieb des Netzes, Ver-
wendung von Zugangsberechtigungssystemen) sachdienlich, wo sich spezifische Ge-
fährdungspotenziale etwa für die Zielsetzungen des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG ergeben.  
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4.3.2 Anzeigepflicht für Plattformen, § 52 Abs. 1, 2 RfStV-E 

Der BITKOM begrüßt, dass zugunsten einer Anzeigepflicht zumindest auf ein primäres 
formelles Zulassungsverfahren verzichtet wird. Zu begrüßen ist auch, dass mit § 52 Abs. 
2 RfStV-E durch Anknüpfung an Nutzerzahlen der Versuch einer gewissen Eingrenzung 
des Adressatenkreises der Anzeigepflicht unternommen wird. 

Dennoch geht der jetzt vorgesehene Mechanismus im Ergebnis fehl. Zunächst ist aus 
Sicht des BITKOM nicht nachvollziehbar, wieso die dringend notwendige Eingrenzung 
des Adressatenkreises nicht im allgemeinen Teil festgelegt wird und sich nur auf die ei-
gentliche Anzeigepflicht nach § 52 RfStV-E bezieht (vgl. allgemein auch Punkt 4.3.1). 
Angesichts des hier offensichtlich zugrundeliegenden Kriteriums der meinungsbildenden 
Wirkung hätte es nahe gelegen, entsprechende Einschränkungen insgesamt vor die 
Klammer zu ziehen. Den Orientierungspunkt für einen solchen Ansatz müsste dann Art. 
31 der Universaldienstrichtlinie bilden, der Regulierung nur für solche Kommunikations-
netze für zulässig erklärt, die von einer erheblichen Zahl von Nutzern  als Hauptmittel für 
die Fernsehübertragung genutzt werden. Damit soll ein Übermaß an Regulierung verhin-
dert und Entwicklungsmöglichkeiten für neue Angebote geschaffen werden.  

Schließlich sollte, wie eingangs bereits dargelegt, der Begriff „Plattformen mit Rundfunk 
und vergleichbaren Telemedien“ einheitlich verwendet werden und nicht auf die Anzeige-
pflicht beschränkt werden. Gleichzeitig ist er um die Beschränkung auf lineare Teleme-
dien zu ergänzen. 

Insgesamt bedeutet der Verzicht auf ein formelles Zulassungsverfahren zugunsten einer 
Anzeigepflicht kaum eine Reduzierung der Regulierungstiefe. Denn entscheidend ist 
letztendlich, dass die eigentlichen in den §§ 52a- e RfStV-E niedergelegten Belegungs- 
und Zugangspflichten sämtliche Plattformbetreiber treffen und die Erfüllung dieser Pflich-
ten gem. § 52 Abs. 4 Nr. 2 RfStV-E bereits im Zusammenhang mit der Anzeige nachge-
wiesen werden muss. Die mit § 52 Abs. 1 bzw. Abs. 2 RfStV-E vorgenommenen Ein-
schränkungen wirken sich auf die eigentlichen Regulierungsmechanismen somit über-
haupt nicht aus. Wir plädieren hier nachdrücklich dafür, dieses System zugunsten einer 
echten ex-post Regulierung aufzugeben. 

4.3.3 Verantwortlichkeit, § 52a Abs. 2 RfStV-E 

Wir begrüßen, dass der Entwurf die Frage der Verantwortlichkeit nach einem abgestuften 
Modell regeln möchte, in welchem die Plattformbetreiber richtigerweise nur subsidiär 
verantwortlich sind. Die konkrete Reichweite und Systematik der Verantwortlichkeitsreg-
lung bleibt jedoch für uns noch undeutlich. Es sollte klargestellt werden, dass ausschließ-
lich die Dritten für eigene Inhalte verantwortlich und grundsätzlich auch diese Dritten zur 
Umsetzung von Anordnungen der Aufsichtsbehörden verpflichtet sind. Die Anforderun-
gen, wann ausnahmsweise eine Maßnahme auch an den Plattformanbieter gerichtet 
werden kann, sind dagegen zu konkretisieren. Diese Möglichkeit muss die ultima ratio 
sein. Entsprechende Ausnahmesituationen sind daher eng zu begrenzen. Der Weg zur 
Zielerreichung muss dem Plattformbetreiber freigestellt sein. Satz 3 übernimmt hier den 
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Wortlaut von § 59 Abs. 4 RfStV. Dieser richtet sich aber im Wesentlichen an Access Pro-
vider, die lediglich Zugang vermitteln. Der Begriff der Sperrung passt daher nicht. Besser 
wäre z.B. ein „nicht zugänglich machen“. Außerdem sollte klar gestellt werden, dass die-
se Alternative nur in den Fällen greift, in denen es um die Einstellung oder Untersagung 
des Gesamtprogramms geht. In anderen Fällen wäre eine solche Anordnung unverhält-
nismäßig. 

Wir bitten außerdem darum, den in § 52a Abs. 2 S. 2 RfStV-E enthaltenen Bezug „sie“ 
durch „diese“ zu ersetzen, um zu verdeutlichen, dass hiermit die Programmveranstalter 
bzw. Diensteanbieter gemeint sind.  

4.3.4 Entgeltregulierung, § 52a Abs. 3 RfStV-E 

§ 52a Abs. 3 RfStV-E sieht eine Regelung zur Ausgestaltung von Entgelten und Tarifen 
sowie Anforderungen an die Weiterverbreitung vor. Darüber hinaus sollen Entgelte und 
Tarife für sämtliche in § 52b RfStV-E genannten Angebote offengelegt werden. Die Vor-
schrift gilt unabhängig davon, ob es sich um Must-Carry Programme handelt oder der 
Plattformbetreiber bzw. Programmanbieter über eine besondere Marktmacht verfügt.  

Der BITKOM lehnt eine rundfunkrechtliche Entgeltregulierung aus folgenden grundle-
genden Erwägungen ab: 

Zunächst bildet die telekommunikationsrechtliche Regulierung nach dem TKG, das be-
reits Regelungen zur Festsetzung von Entgelten aufstellt, die Grenze der rundfunkrechtli-
chen Regulierung. Dabei handelt es sich um abschließende Regelungen, die schon EU-
rechtlich nicht durch weitergehende, recht vage Verpflichtungen des Rundfunkstaatsver-
trags erweitert werden dürfen. Eine solche Doppelregulierung kann schnell zu widerspre-
chenden Entscheidungen führen. Wir weisen überdies darauf hin, dass die Landesme-
dienanstalten in das TK-rechtliche Regulierungsverfahren auch formell eingebunden 
sind. 
 
Problematisch sind auch die weitgehenden Offenlegungspflichten. Hier fehlt es schon an 
einer Konkretisierung, wem gegenüber diese Offenlegung zu erfolgen hat. Zudem ist es 
nicht zumutbar, ohne Anhaltspunkte für einen Missbrauch sämtliche Entgelte und Tarife 
offen zu legen. Dies würde in nicht vertretbarer Weise in den Gestaltungsspielraum des 
Plattformbetreibers eingreifen, ohne dass dafür ein nachvollziehbares Interesse besteht. 
Die Vermarktung von Inhalten würden erheblich erschwert, wenn nicht gar unmöglich 
gemacht, wenn z.B. Verhandlungen über den Wert von Premium-Inhalten quasi vor den 
Augen der interessierten Öffentlichkeit stattfinden würden.  
 
Unklar ist zudem, wie sich § 52a Abs. 3 und 4 RfStV-E zu § 87 Abs. 5 UrhG verhalten. 
Danach sind Kabelunternehmen und Sendeunternehmen gegenseitig verpflichtet, die 
Kabelweiterverbreitung zu angemessenen Bedingungen zu ermöglichen, sofern kein die 
Ablehnung eines Vertragsschlusses rechtfertigender Grund besteht. Auch hier droht die 
Gefahr einer Doppelregulierung.  
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§ 52a Abs. 3 RfStV sollte daher gestrichen werden.  

4.3.5 Veränderungsverbot, § 52a Abs. 4 RfStV-E 

Die Regelung des § 52a Abs 4 RfStV ist systemfremd. Es handelt sich bei den beschrie-
benen Konstellationen um eine durch das Urheberrecht abschließend geregelte Materie, 
durch welches die Interessen der betroffenen Veranstalter hinreichend geschützt werden. 
Eine darüber hinaus gehende Regulierung durch das Medienordnungsrecht bedeutet 
eine unangebrachte Doppelregulierung. Schon aus diesem Grund ist eine Streichung 
angezeigt.  

Zudem ist der Normvorschlag geeignet, die Interessen der Infrastrukturanbieter unange-
messen zu benachteiligen. Das Recht von Programmveranstaltern, ohne sachlich ge-
rechtfertigten Grund die Bedingungen der Einspeisung ihrer Programme zu diktieren 
oder die Einspeisung zu untersagen, kann zu einer rechtsmissbräuchlichen Ausübung 
führen. Insbesondere den öffentlich-rechtlichen und großen privaten Programmfamilien 
verleiht diese Regelung einen deutlichen Vorteil gegenüber den Infrastrukturbetreibern 
und konkurrierenden kleineren Programmveranstaltern. Das einseitige Diktieren von 
Bedingungen bzw. die Verweigerung der Einspeisung einzelner Programme, wenn nicht 
das ganze Bouquet eingespeist wird, stellt den Bouquetschutz durch die Hintertür wieder 
her. Auch aus diesem Grund sollte § 52a Abs. 4 RfStV-E gestrichen werden.  

4.3.6 Must-Carry, § 52b Abs. 1 und 2 RfStV-E 

Vorbehaltlich der eingangs geäußerten (Punkt 1.2) generellen Bedenken gegen eine 
pauschale Erstreckung der Belegungsvorschriften auf neue digitale Dienste wenden wir 
uns bei der konkreten Ausgestaltung von § 52b Abs. 1 RfStV-E ausdrücklich gegen eine 
Festlegung von Must-Carry Verpflichtungen zugunsten der öffentlich-rechtlichen Veran-
stalter durch bestimmte Kapazitätsobergrenzen. Eine solche Bezugnahme auf Übertra-
gungskapazitäten eröffnet einer vom jetzigen Rundfunkstaatsvertrag ausdrücklich noch 
nicht vorgenommen Ausweitung des Programmauftrages der öffentlich-rechtlichen Ver-
anstalter bereits jetzt Tür und Tor und führt in der Konsequenz dazu, dass möglicherwei-
se eine Reihe von privaten Programmen zukünftig nicht mehr in digitalen, kapazitätsbe-
grenzten Netzen verbreitet werden können. Wie bereits ausgeführt, unterliegen Must-
Carry Regelungen schließlich dem Vorbehalt des Art. 31 der Universaldienstrichtlinie. 
Dem muss § 52b RfStV-E Rechnung tragen.  

Darüber hinaus „bestraft“ die Festlegung der zur Verfügung zu stellenden Kapazitäten 
auf „bis zu ein Drittel“ diejenigen Netzbetreiber, die in effizientere Übertragungstechniken 
und Netzausbau investieren, mit einer immer weiter ansteigenden Must-Carry Belastung. 
So muss ein Netzbetreiber, der lediglich 60 Programme überträgt, für Must-Carry Pro-
gramme lediglich eine Kapazität zur Verfügung stellen, die für die Übertragung von 20 
Programmen notwendig ist. Sollte die derzeitige Kapazitätsobergrenze für öffentlich-
rechtliche Programme gem. § 19 Abs. 5 RfStV fallen, wäre seitens der öffentlich-
rechtlichen Veranstalter eine extensive Ausweitung des Programmangebots denkbar. In 
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letzter Konsequenz kann dies bedeuten, dass ein Netzbetreiber, der z.B. ca. 250 digitale 
Programme verbreitet und Kapazitäten im Umfang von ca. zehn 8 MHz Kanälen für In-
ternet und Telefon vorsieht (entspricht weiteren 150 Programmen) schon ein Äquivalent 
von über 130 Programmen für die Übertragung von Must-Carry Programmen vorsehen 
müsste. Da nicht absehbar ist, in welchem Umfang er diese Kapazität zukünftig tatsäch-
lich bereit halten muss, fehlt ihm jede Planungssicherheit für die zukünftige Belegung 
seiner Netze. Nicht zuletzt werden die Übertragungschancen für private Programmanbie-
ter beeinträchtigt, da die öffentlich-rechtlichen Veranstalter in erster Linie von einer sol-
chen Kapazitätsausweitung profitieren. Außerdem kann sich die Verpflichtung nicht auf 
feste Plätze oder Kanäle beziehen, da solche bei IP-basierter Übertragung nicht existie-
ren. 

Must-Carry Vorschriften sollen sicherstellen, dass die für die Meinungsvielfalt unerlässli-
chen Programme auch zum Zuschauer gelangen. Auf welchem Weg dies passiert, muss 
der Entscheidung des Infrastrukturanbieters unterliegen, der auch das alleinige Risiko 
etwaiger Fehlentscheidungen trägt. Wie Kapazitäten ökonomisch sinnvoll genutzt und 
eine für den Nutzer optimale Performance sichergestellt werden kann, obliegt der Ver-
antwortung des Infrastrukturanbieters. Aus Sicht des BITKOM ist daher allenfalls ein 
programmbezogenes Must-Carry-Regime noch verhältnismäßig, wenn bestimmte 
Grundanforderungen gewahrt bleiben. Dazu gehört eine sachgerechte Begrenzung der 
öffentlich-rechtlichen Programme, die beispielsweise nicht jedes einzelne Regionalfens-
ter umfassen kann. 

Vorbehaltlich dieser grundlegenden Bedenken gegen die schlichte Übertragung bekann-
ter Belegungsvorschriften auf neue Dienste weisen wir noch auf folgendes hin: Wenn die 
Vielfaltsicherung eine Zugangsregulierung zu Lasten der Plattformbetreiber erforderlich 
macht, dann muss umgekehrt den Plattformbetreibern Zugang zu den Inhalten gewährt 
werden (sog. „Must-Offer“). Andernfalls könnten die Inhalteanbieter die Bedingungen der 
Einspeisung diktieren – eine Situation, die heute am Markt teilweise bereits beobachtet 
werden kann. Dies wiederum birgt die Gefahr, dass sich die Plattformbetreiber gegen-
über den herkömmlichen Verbreitungswegen nicht etablieren können. Zumindest muss 
daher den Plattformbetreibern im Sinne eines fairen Wettbewerbs der Zugang zu den 
Inhalten zu den gleichen Bedingungen wie den Anbietern aller anderen Verbreitungswe-
ge gewährt werden. 

Im Sinne der Chancengleichheit der Verbreitungswege ist für den „Must-Carry“-Bereich 
außerdem jedenfalls anzuordnen, dass für den Transport der Signale unabhängig von 
der Art des Verbreitungsweges technologieneutral das gleiche Entgelt zu entrichten ist. 
Darüber hinaus sollte klargestellt werden, welche inhaltliche Bedeutung § 52b Abs. 2 
RfStV-E gegenüber der Regelung des Abs. 1 zukommt. 

Als sinnvoll bewerten wir im Interesse eines außenpluralistischen Ansatzes die Regelung 
in Absatz § 52b Abs. 3 RfStV-E, welche im Kern auf die vom Endkunden tatsächlich emp-
fangbare Programmvielfalt abstellt. Ziel der Rundfunkregulierung ist eine ausreichende 
Versorgung des Endkunden. Dem Zuschauer kommt es hierbei in der Regel nicht darauf 
an, auf welchem Weg er ein bestimmtes Rundfunkprogramm empfängt. Gleichzeitig bit-
ten wir darum, § 52b Abs. 2 RfStV-E dahingehend zu präzisieren, dass bereits durch § 51 
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und § 51a RfStV-E vermittelte Teilhabepflichten im Rahmen des § 52b RfStV-E anzu-
rechnen sind. Wir gehen davon aus, dass dies Intention der bereits jetzt in § 52b Abs. 3 
S. 2 RfStV-E niedergelegten Regelung sein soll. Jedoch sollte hier eine Verdeutlichung 
stattfinden und insbesondere das Wort „berücksichtigen“ durch eine klarere Formulierung 
ersetzt werden.   

4.3.7 Zugangsfreiheit, § 52c RfStV-E 

Die geplante Beibehaltung der Regulierung von Zugangsberechtigungssystemen und 
Schnittstellen für Anwendungsprogramme in § 52c Abs. 1 Nr. 1 und 2 RfStV-E verstößt 
aus unserer Sicht wie die geltende Fassung gegen das verfassungsrechtliche Verbot der 
Doppelzuständigkeit von Bund und Ländern, da diese Bereiche im TKG parallel und un-
ter Beteiligung der Landesmedienanstalten reguliert sind. Gleichzeitig stellt dies aus 
Sicht der EU einen Verstoß gegen die aus Transparenzgründen notwendige klare Aufga-
benzuweisung an die entsprechenden nationalen Regulierungsbehörden bei der Umset-
zung der europäischen TK-Infrastrukturregulierung dar. 

Fragen der Normung von APIs sowie der Bereitstellung von Zugangsberechtigungssys-
temen entbehren einer medienrechtlichen Relevanz, da Aspekte der Meinungsvielfaltsi-
cherung nicht betroffen sind. Letztere sind bereits im Medienkonzentrationsrecht, der 
Belegungsregulierung und der Regulierung von Navigatoren angemessen berücksichtigt.  

Bei Streitfällen besteht die Gefahr, dass der Betreiber eines Übertragungsnetzes zum 
Adressaten zweier sich widersprechender Entscheidungen bzw. Verwaltungsakte wird. 
Dies ist aus Gründen der Rechtssicherheit nicht hinnehmbar. Wir plädieren daher dafür, § 
52c RfStV-E auf die Regelung des Navigators als übergeordnete Nutzeroberfläche zu 
beschränken und die verfassungsrechtlich bedenklichen Parallelregelungen aus dem 
RfStV zu streichen. 

Soweit in § 52c Abs. 1 Nr. 3 RfStV-E elektronische Programmführer geregelt werden, 
halten wir die bisherige Praxis, dass der Grundsatz der Diskriminierungsfreiheit weiterhin 
im Rundfunkstaatsvertrag festgehalten und die konkrete Ausgestaltung den Landesme-
dienanstalten – über die Gemeinsame Stelle Digitaler Zugang – durch Satzung oder 
Richtlinie überlassen bleibt, für sinnvoll. Dieses in der Vergangenheit bewährte Konzept 
sollte auch zukünftig beibehalten werden, da sich dieser Bereich in einer ständigen tech-
nologischen Weiterentwicklung befindet und so auf der Ebene unterhalb des Gesetzge-
bers eine flexible Handhabung durch die Landesmedienanstalten ermöglicht wird. Dazu 
wäre allerdings in § 53 RfStV-E noch eine konkrete Ermächtigung zu schaffen. Außerdem 
halten wir auch beim Thema EPG eine reziproke Ausgestaltung für sachgerecht: Pro-
grammveranstalter haben in den Einspeiseverhandlungen zahlreiche, weitgehende For-
derungen an die Ausgestaltung des EPG – bis hin zur Fernbedienung – gemacht, die 
letztlich zu einem Einheits-EPG führen würden. Kunden wünschen eine möglichst einfa-
che Menüführung und Bedienbarkeit sowie personalisierte Angebote. Der Gesetzgeber 
sollte hier klarstellen, dass die Konditionen der Einspeisung nicht mit Forderungen an die 
EPG-Gestaltung verknüpft werden dürfen. Auch müssen die speziellen Belange des Mo-
bilfunks, insbesondere die begrenzten Darstellungsmöglichkeiten, das unterschiedliche 
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Nutzungsverhalten der Endkunden sowie die sonstigen technischen Gegebenheiten 
stärker berücksichtigt werden. 

4.3.8 Untersagung des Plattformbetriebs, § 52e RfStV-E 

Die Untersagung des Plattformbetriebs ist ein schwerwiegender Eingriff in die wirtschaft-
liche Betätigung des Plattformbetreibers, insbesondere vor dem Hintergrund der enor-
men Investitionen, die mit dem Aufbau und der Vermarktung einer Plattform verbunden 
sind. Insofern ist eine hohe Planungssicherheit für den Plattformbetreiber unerlässlich. 
Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll, den Plattformbetreiber nicht lediglich vor der Un-
tersagung des Betriebs anzuhören, sondern ihm ähnlich wie in § 38 Abs. 4 Nr. 1 a und b 
eine Abhilfemöglichkeit in einer angemessenen Frist zu ermöglichen. 

5 Die Rolle der öffentlich rechtlichen Rundfunkanstalten im Entwurf 

Der BITKOM beobachtet mit Sorge, dass der vorgelegte Entwurf an mehreren Stellen 
Präjudizien für die zukünftige Rolle der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten im digita-
len Umfeld schafft. Wir sehen die Gefahr, dass hier eigentlich dem 11. RfÄStV vorbehal-
tende grundlegende Entscheidungen zum Umfang des Funktionsauftrages bereits heute 
durch spezifische Weichenstellungen vorgezeichnet werden.  

5.1 Nutzung aller Übertragungswege, § 19a S. 1 RfStV-E 

Zunächst legt § 19a RfStV-E nunmehr fest, dass die öffentlich-rechtlichen Anstalten „ih-
rem gesetzlichen Auftrag durch Nutzung aller Übertragungswege nachkommen können“. 
Wir erachten die damit getroffene Grundentscheidung in der hier vorzufindenden Pau-
schalität und vor dem Hintergrund der aktuellen extensiven Digitalisierungsstrategien der 
öffentlich-rechtlichen Anstalten für besorgniserregend. Aus Sicht des BITKOM lässt sich 
die abstrakte Frage des Funktionsauftrages nicht abspalten von den gewählten Übertra-
gungswegen. Gerade an dieser Stelle sollte die außenpluralistische Sichtweise ange-
wendet werden, indem dieses Recht lediglich Übertragungsinfrastrukturen erfasst, deren 
Zuschauer keinen anderen Zugang zu den Programmen der öffentlich-rechtlichen haben. 
Keineswegs darf dieser Teilhabeanspruch zu einer Verdoppelung der öffentlichen-
rechtlichen Sender auf einem Zuschauer-Endgerät führen. 

Die in § 19a RfStV-E zugrunde liegende Wertung lässt den Schluss zu, die Verbreitung 
von Inhalten, etwa auch über umfangreiche Internet-Angebote sei lediglich ein zusätzli-
ches Übertragungsmittel ohne Bezug zum eigentlichen Funktionsauftrag. Der BITKOM 
sieht indes bereits in dieser uferlosen Ausdehnung in das Medium Internet die Frage des 
Funktionsauftrages berührt. Anders als die Entwurfsverfasser es mit der Formulierung 
intendieren, kann der Formulierung „ihrem gesetzlichen Auftrag“ daher keine beschrän-
kende Wirkung beigemessen werden, weil § 19a RfStV-E einen Teilaspekt des Auftrages, 
nämlich die Frage der Digitalisierungsstrategie bereits entlang der tatsächlichen Entwick-
lungen öffnet.  



 

 
 
 

Stellungnahme 
Entwurf 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
Seite 23 

Wir plädieren daher für eine Streichung von § 19a S. 1 RfStV-E. Jedenfalls aber muss § 
19a RfStV-E ergänzt werden um die Anforderung, dass insbesondere terrestrische Über-
tragungskapazitäten sowohl unter frequenzökonomischen, als auch wirtschaftlichen As-
pekten effizient zu nutzen sind. 

5.2 Kriterien für die Zuordnung drahtloser Übertragungskapazitäten, § 51 Abs. 3 
Nr. 4 a) RfStV-E 

Als noch problematischer erachten wir die in § 51 Abs. 3 Nr. 4 a) RfStV-E vorgesehene 
Berücksichtigung des Kriteriums „Teilhabe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks an neuen 
Techniken und neuen Programmformen“ bei der Zuordnung drahtloser Übertragungska-
pazitäten. Nach dem Entwurf sollen die Ministerpräsidenten im Falle des Scheiterns einer 
Verständigung gem. § 51 Abs. 3 Nr. 3 RfStV-E  unter Vielfaltsgesichtspunkten über die 
Zuordnung entscheiden und dabei das beschriebene Kriterium berücksichtigen. Mit dem 
vorgelegten Kriterium wird somit implizit eine pauschale Teilhabeberechtigung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks etabliert, die aus unserer Sicht den Funktionsauftrag berührt 
und dabei wegen der unbestimmten Formulierung eine besonderes extensive Interpreta-
tion zulässt, unter die sich etwa die kürzlich von der ARD veröffentlichte Digitalstrategie 
nahezu vollständig subsumieren ließe. Dies ist umso problematischer, als das Kriterium 
ausweislich der Gesamtformulierung des § 51 Abs. 3 Nr. 4 a) RfStV-E als zusätzliches 
Kriterium neben die Grundversorgung tritt, der Funktionsauftrag hier also faktisch explizit 
über die Grundversorgung hinaus ausgedehnt wird. Auch hierin liegen aus Sicht des 
BITKOM im Ergebnis eine Vorwegnahme des 11. RfÄStV und eine nicht hinnehmbare 
Vorablegitimation der weitreichenden Digitalisierungspläne der öffentlich-rechtlichen 
Sendeanstalten.  

Das Kriterium „Teilhabe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks an neuen Techniken und 
Programmformen“ ist daher vollständig zu streichen. 

6 Artikel 5: Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages 

Mit Artikel 5 des 10. RfÄStV soll § 8 Abs. 4 des Rundfunkgebührenstaatsvertrages 
(RGebStV) grundlegend modifiziert werden. Anstatt des allgemeinen Verweises auf § 28 
BDSG findet sich nunmehr eine weitreichende eigenständige Ermächtigung der durch die 
Landesrundfunkanstalten beauftragten Stellen zur Datenerhebung im Zusammenhang 
mit der Rundfunkgebühr. Der Entwurf ist ersichtlich von dem Verlangen geleitet, vorhan-
den geglaubte Regelungslücken und Lücken in der Durchsetzung der Gebührenpflicht zu 
schließen. Die Vorschrift soll im Kern die GEZ ermächtigen zur Ermittlung von Rundfunk-
teilnehmern in weitem Umfang Daten bei nichtöffentlichen Stellen, also insbesondere 
privaten Unternehmen abzufragen. Nach Vorstellung der Rundfunkkommission soll dies 
ohne Kenntnis der Betroffenen geschehen. Voraussetzung ist nach dem Entwurf ledig-
lich, dass die abgefragten Datenbestände „dazu geeignet sind, Rückschlüsse auf die 
Gebührenpflicht zuzulassen“. Die Vorschrift zielt damit offensichtlich in erster Linie darauf 
ab, die Beteiligung der GEZ am kommerziellen Adresshandel durch eine spezifische 
Vorschrift zu legitimieren. Bereits der mit dem 8. Rundfunkänderungsstaatsvertrag einge-
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führte § 8 Abs. 4 RGebStV geltende Fassung war auf dieses Ziel angelegt, sah sich je-
doch von Beginn an breiter Kritik von Seiten der Datenschützer und aus der juristischen 
Literatur ausgesetzt. Allgemein wurde angenommen, dass auch mit der Einführung des § 
8 Abs. 4 RGebStV die Erhebung beim kommerziellen Adresshandel rechtswidrig blieb, da 
§ 28 BDSG keine Befugnis zur Erhebung ohne Kenntnis des Betroffenen enthält.2 Mit der 
jetzigen Neuformulierung soll offenbar diesen juristischen Bedenken begegnet und die 
Abfrage beim kommerziellen Adresshandel nunmehr generell ermöglicht werden. 

Der BITKOM lehnt die jetzt vorgesehene erweiterte Ermächtigungsgrundlage ab. Die 
umfassende Abfrage personenbezogener Daten bei nichtöffentlichen Stellen ohne 
Kenntnis des Betroffenen stellt einen erheblichen Grundrechtseingriff dar, der durch den 
intendierten Zweck nicht gerechtfertigt wird. Die Regelung ist damit unverhältnismäßig. 
Insgesamt ist die Erhebungsbefugnis tatbestandlich viel zu weit geraten, da die Voraus-
setzung der Geeignetheit zum Rückschluss auf eine Gebührenpflicht keinerlei klare Be-
grenzungskriterien enthält und damit faktisch nunmehr eine generalklauselartige Ermäch-
tigung beinhaltet. Dies ist vor allem deshalb problematisch, weil die Ermächtigung im 
Übrigen nicht nur einfache Bestandsdaten, sondern insbesondere – wiederum nur höchst 
vage eingegrenzt – auch die „Zugehörigkeit des Betroffenen zu einer bestimmten Perso-
nengruppe“ sowie „Berufs-, Branchen- oder Geschäftsbezeichnungen“ erfassen soll. Die 
jetzt vorgesehene Ermächtigung in § 8 Abs. 4 RGebStV-E widerspricht damit auch den 
Grundsätzen der Datenvermeidung und Datensparsamkeit. 

Auch die angedachte Einschränkung "erkennbarer Grund zu der Annahme", dass der 
Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der näher bezeichneten 
Handlungen hat, ändert an dieser Bewertung nichts. Die verwendete Formulierung ist der 
Systematik des Datenschutzes völlig fremd. "Erkennbare Gründe" können niemals Ge-
genstand einer solchen Beurteilung sein, und es bleibt völlig offen, wodurch sich diese 
Gründe erkennbar machen sollen, und welche es sein dürften.  

Schließlich ist zu betonen, dass die jetzt vorgesehene Formulierung nicht nur Abfragen 
bei kommerziellen Adresshändlern ermöglicht, sondern bei faktisch jedem privaten Un-
ternehmen, aus dessen Adressbestand die GEZ sich Rückschlüsse auf ein Rundfunkteil-
nehmerverhältnis erhofft. 

Der BITKOM weist in diesem Zusammenhang schließlich nochmals eindringlich darauf-
hin, dass das gesamte System der Finanzierung des öffentlichen Rundfunks und hier 
spezifisch das Erhebungsverfahren einer grundlegenden Reform bedarf. Der Ansatz 
einer gerätebezogenen Abgabe ist nicht zuletzt wegen des damit verbundenen Erhe-
bungsverfahrens durch die GEZ überholt und sollte zugunsten einer allgemeinen Me-
dienabgabe abgeschafft werden. Auf diese Weise würden die datenschutzrechtlich prob-
lematischen Befugnisse überflüssig. Die vorgesehene neue datenschutzrechtliche Er-
mächtigung setzt vor diesem Hintergrund ein grundlegend falsches Signal. 

 
2 Vgl. den Beschluss der 68. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder vom 28./29. 
Oktober, abrufbar unter http://www.datenschutz-berlin.de/doc/de/konf/68/GEZ-Beschluss.pdf sowie Her-
merschmidt, Multimedia und Recht (MMR) 2005, S. 155, 160. 
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7 Zusätzliche Frage 1: Nach welchen Kriterien können Plattformen in die 
medienkonzentrationsrechtliche Prüfung einbezogen werden? 

Zunächst ist festzuhalten, dass Plattformbetreiber bereits jetzt faktisch einer Kontrolle 
durch die KEK unterliegen. Denn wie sich aus der Mitteilung 3/2007 ergibt, prüft die KEK 
im Rahmen der Erteilung oder Verlängerung von Sendelizenzen „auch die Zurechnung 
von Programmen zu Plattformbetreibern“, was eine Vorlagepflicht der Sender für die 
entsprechenden Plattformverträge nach sich zieht. Zur Begründung stützt sich die KEK 
dabei nur vage auf eine unterstellte Gefahr, dass angesichts gewandelter Geschäftsmo-
delle der Plattformbetreiber, diese zunehmend selbst zu Inhalteanbietern und Inhalte-
vermarktern würden. Wir bewerten diese zusätzliche Kontrolle neben der rundfunkrecht-
lichen Kontrolle über die §§ 52, 53 RfStV sowie angesichts der bestehenden kartellrecht-
lichen Grenzen als eine unzulässige Ausdehnung der medienkonzentrationsrechtlichen 
Kontrolle, zumal die Plattformanbieter auf diese Weise überprüft werden, ohne selbst 
verfahrensbeteiligt zu sein. 

Insgesamt bedarf die Medienkonzentrationskontrolle in Deutschland nach Auffassung 
des BITKOM einer grundsätzlichen Überarbeitung, bei der die Aufgaben zwischen Lan-
desmedienanstalten und ZAK auf der einen Seite und der KEK auf der anderen Seite 
klarer gefasst und Auswüchse verhindert werden. Dies bedarf allerdings umfassender 
Diskussionen. Betont werden soll hierzu daher zunächst, dass der aktuelle Rundfunk-
staatsvertrag bereits Regelungen zur Vermeidung einer vorherrschenden Meinungs-
macht im Medienbereich beinhaltet. Rundfunkveranstalter erhalten zudem nur eine Li-
zenz, die die redaktionell unabhängige Veranstaltung eines Programms voraussetzt. 
Damit werden unzulässige Einflüsse Dritter bereits auf diesem Wege adressiert.  
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Anlage: Abweichende Auffassung der Bertelsmann AG zur BITKOM-Stellungnahme 
zum Zehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge  

Die besondere Rolle des Rundfunks, die sich allein über seinen Inhalt definiert, hat sich 
durch die Digitalisierung nicht verändert. Dort, wo Knappheit herrscht (digitale Terrestrik, 
analoges/digitales Kabel, wo nicht hinreichend ausgebaut), ist nach wie vor Regulierung 
notwendig. DVB-T wie auch DVB-H Kapazitäten sind sogar noch begrenzter als das im 
Hinblick auf Vielfaltsgesichtspunkte regulierte analoge Kabel. Hinzukommen technische 
Hemmnisse wie vor allem die Notwendigkeit einer Frequenzkoordination nicht nur an den 
Landesgrenzen (Kontinent), sondern auch zwischen den einzelnen Kommunikationsräu-
men bzw. Bundesländern innerhalb Deutschlands. 

1 Plattformregulierung 

1.1 Bouquet- und Plattformdefinitionen 

Die Bertelsmann AG spricht sich ebenfalls für einen differenzierten Plattformbegriff als 
Kernbestandteil der geplanten Neuregelungen zur Plattformregulierung im 10. RfÄStV 
aus. In seiner Funktion der Abgrenzung regulierungsbedürftiger von nicht regulierungs-
bedürftigen Tatbeständen kommt ihm eine zentrale Bedeutung zu, die vom Gesetzgeber 
ein besonders hohes Maß an Klarheit und damit Rechtssicherheit fordert. Die bisherigen 
Definitionsansätze sind insbesondere im Hinblick auf die Komplexität der Plattformtatbe-
stände noch zu unklar.  

Hinsichtlich unterschiedlicher Regulierungsnotwendigkeit sind zum einen Bouquets von 
Plattformen, zum anderen unterschiedliche Arten von Plattformen abzugrenzen. 

1.1.1 Bouquets 

Bouquets, denen aufgrund ihrer Funktion keine durch u.a. Zugangsregulierung abzufe-
dernde Gefahren für die Vielfalt immanent sind, kommen im Wesentlichen in drei Kons-
tellationen vor: 

- zum einen bei der technischen (und ggf. auch inhaltlichen) Zusammenfassung 
von Sendern einer Sendergruppe in einem Multiplex (Beispiel: DVB-T, Satellit); 

- zum anderen bei der rein inhaltlichen Zusammenfassung von Sendern einer 
Sendergruppe bei EPGs oder in Navigatoren zum Zwecke der gemeinsamen 
Darstellung und besseren Auffindbarkeit (Beispiel: Sender-Bouquets); 

- und schließlich bei der rein inhaltlichen Zusammenfassung von gesellschafts-
rechtlich nicht notwendig verbundenen Sendern eines Genres (zumeist special 
interest, also beispielsweise ein Bouquet „Regional“ oder „Lifestyle“), welche 
nicht der Erreichung eines weiterführenden ökonomischen Zwecks, sondern der 
besseren Auffindbarkeit oder Vermarktbarkeit der Programme für den Zuschauer 
dient. 
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Klarzustellen ist weiter, was unter „eigenen privaten Programmen und Diensten“ zu ver-
stehen ist. Diese ist vor allem relevant für Fälle, in denen eine Senderfamilie an einzel-
nen Bouquet-Programmen lediglich Minderheitsbeteiligungen hält. 

1.1.2 Plattformen 

Bertelsmann AG spricht sich für eine Ausdifferenzierung der Rechtsfolgen nach Art der 
Plattform und Grad der Integration aus. Zu differenzieren ist in drei Kategorien mit unter-
schiedlichem Potential zur Vielfaltsbeeinträchtigung: 

- Verbreitungsplattformen: Betreiber von Infrastrukturen zur Verbreitung von u.a. 
Rundfunkdiensten, wobei der Plattformbetreiber selbst unmittelbar oder mittelbar 
über den Zugang eines Programmanbieters zur Infrastruktur entscheidet. 

- Technik- und Verschlüsselungsplattformen: Betreiber von Infrastrukturen zum 
Empfang von u.a. Rundfunkdiensten, inkl. Zugangskontrollsystemen (CAS), 
Spezifikation bei Empfangsgeräten (STB) von z.B. a) Navigatoren, b) Software-
schnittstellen (API) c) Hardware-Konfiguration (z.B. Prozessor-Leistung, HDD). 

- Programm- und Vermarktungsplattformen: Vermarkter von Rundfunk-
/Diensteangeboten, wobei der Vermarkter in eigenem Namen und auf eigenes 
Risiko für ihn wirtschaftliche Programmpakete bündelt (die über Technik- und 
Verschlüsselungsplattformen für Endkunden zugänglich sind). 

 

Diese Arten des Plattformbetriebs können miteinander integriert werden. Sie führen in 
der Hand eines Anbieters zu einer Intensivierung der Vielfaltsgefährdung, vor allem bei 
vollintegrierten Plattformen, die zugleich ebenfalls Contentanbieter sind. Hier droht eine 
Bevorzugung eigener Programme. 

Diesen unterschiedlichen Gefährdungslagen kann durch die bisher gewählten Definiti-
onsansätze aber auch den eigentlichen Regulierungsregelungen kaum Rechnung getra-
gen werden. 

1.2 Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten an Plattformbetreiber 

§ 52a RfStV-E sieht ausdrücklich vor, dass drahtlose Übertragungskapazitäten künftig 
auch Plattformanbietern zugewiesen werden können. Eine solche pauschale Erweiterung 
des Kreises der Zugangsberechtigten ist abzulehnen. 

Es gibt keinen ersichtlichen und dem Rundfunkrecht immanenten Grund, Plattformbetrei-
bern ein Zugangsprivileg bei der Zuweisung von Frequenzen zu gewähren. Der Platt-
formbetrieb allein kann kein Selbstzweck sein; privilegiert im Rundfunksystem werden 
Inhalte mit besonderer gesellschaftspolitischer Bedeutung – diese unterliegen dafür al-
lerdings eine strengen Regulierung, die für die Plattformbetreiber im Entwurf hingegen 
ausdrücklich nicht vorgesehen wird. 

Sollte ein Zuweisungsanspruch für Plattformbetreiber lediglich eingeführt werden, um ein 
Geschäftsmodell zu ermöglichen, erscheint das Rundfunkrecht schon kompetenziell der 
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falsche Ort zu sein. Hier wird Vielfaltssicherung und Inhalt geregelt, wirtschaftsrechtliche 
Elemente hingegen finden sich im Wirtschafts- und Wettbewerbsrecht. 

So der Gesetzgeber dennoch einen Zugangsanspruch für Plattformbetreiber regeln will 
muss dieser dem geltenden System entsprechen, also müssen Plattformbetreiber den 
gleichen Regulierungsansprüchen unterworfen werden wie Rundfunkanbieter, ansonsten 
besteht keine Rechtfertigung einer Aufnahme ins Regelungsprivileg des RfStV. 

1.3 Plattformregulierung 

Der Entwurf zu § 52 b enthält keinerlei Regelungen zur Regulierung besonders vielfalts-
gefährdender vertikal integrierter Plattformbetreiber. 

Er enthält zudem systematische Schwächen und eine unzureichende Absicherung priva-
ter Rundfunkanbieter. Die Belegungsvorgaben müssten daher grundsätzlich im Staats-
vertragsentwurf selbst ausdifferenziert und der jeweiligen Gefährdungs- und Kapazitäts-
lage entsprechend der verschiedenen Plattformtypen und dem Grad der vertikalen Integ-
ration angepasst werden. 

Im Einzelnen erscheint die Systematik zwischen Abs. 1 und Abs. 2 des Entwurfs unklar. 
Abs. 2 ist als allgemeiner Tatbestand für alle „sonstigen Plattformen“ gefasst und soll die 
Grundsätze des Abs. 1 „entsprechend der zur Verfügung stehenden Gesamtkapazität 
berücksichtigen“. Aus dieser Unbestimmheit lässt sich eine der bisherigen Regulierungs-
systematik widersprechende Absenkung der Vielfaltssicherung auf kleineren Plattformen 
interpretieren, die nicht gemeint sein kann. Die für ein scheinbar differenziertes Bele-
gungsregime gewählte Grenze von 60 Programmen erscheint willkürlich und lässt typi-
sche Gefahrenlagen als Grundlage differenzierter Vielfaltssicherung auf Plattformen au-
ßen vor. 

2 Must-Carry/Must-Offer 

Die Bertelsmann AG spricht sich für das Beibehalten von sinnvollen Must-Carry-
Regelungen zur Vielfaltsgewährleistung als legitimes Mittel im Sinne der Universaldienst-
richtlinie aus. 

Als Content-Anbieter lehnt die Bertelsmann AG hingegen die Idee einer Must-Offer-
Verpflichtungen für Inhalteanbieter mit Nachdruck ab. Die Forderung eines Teils der Ka-
belnetzbetreiber nach einer gesetzlichen Verpflichtung für Veranstalter von Fernsehpro-
grammen, bestimmte Premiuminhalte allen TK-Netzbetreibern zur Verfügung zu stellen, 
geht ins Leere und bedarf keines regulatorischen Eingriffs. Die zugrundeliegende inkohä-
rente Strategie, einerseits gegen Must-Carry-Regelungen vorzugehen und andererseits 
eine Must-Offer-Regelung zu fordern, zielt allein darauf ab, garantierten Zugriff auf die 
wirtschaftlich erfolgreichen Programme nehmen zu können, ohne dabei verfassungs-
rechtlich begründeten Vielfaltserfordernissen folgen zu müssen. Dieses Ziel kann aber im 
Rundfunkrecht, das sich der Vielfaltsicherung verschrieben hat, keine Berücksichtigung 
finden. Nicht nur, dass die Forderung nach einem Must-Offer mit bestimmten Einspeise-
verpflichtungen korrespondieren müsste, die von den Netzbetreibern gleichzeitig in Frage 
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gestellt werden – die Forderung betrachtet auch das falsche Wettbewerbsverhältnis, da 
sie regulatorisch in das Verhältnis zwischen TV-Sender und dem Kabelnetzbetreiber mit 
Gebietsmonopol eingreifen würde. Die Forderung würde die bisherige Zugangs- und 
Weiterverbreitungsregulierung auf den Kopf stellen und statt eines Zugangs des Inhaltes 
zur Infrastruktur einen Zugangsanspruch der monopolistischen Infrastrukturanbieter zu 
attraktiven Programmen konstruieren. Im Falle der Erstreckung eines Must-Offer auf 
Programme, für die Einspeiseentgelte gezahlt werden, käme eine solche Forderung einer 
Enteignung gleich. 

Die angesprochene Problemlage stellt sich jedoch vielmehr im Verhältnis der Netzbetrei-
ber untereinander, insbesondere wenn vertikal integrierte Netzbetreiber exklusive Inhalte 
erwerben. Die Forderung nach einem Must-Offer setzt die Annahme eines Wettbewerbs 
zwischen und auf den jeweiligen Übertragungswegen voraus. Dies trifft nicht zu, da sich 
die Inhalteanbieter jeweils mit Monopolisten (bezogen auf den Zugang zum Endkunden) 
konfrontiert sehen. Die Inhalteanbieter müssen demgegenüber grundsätzlich jeden 
Haushalt erreichen – unabhängig davon, über welchen Übertragungsweg er versorgt 
wird, um die für die Refinanzierung der Programme/Angebote erforderliche Reichweite 
zu erzielen. Ein Eingriff in die Vertragsfreiheit der Sendeunternehmen im Wege einer 
gesetzlichen Angebotsverpflichtung bestimmter Premiuminhalte ist daher abzulehnen. 
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Stellungnahme 

Der BITKOM vertritt mehr als 1.000 Unternehmen, davon 850 Direktmitglieder  
mit 120 Milliarden Euro Umsatz und 700.000 Beschäftigten. Hierzu zählen Geräte-
Hersteller, Anbieter von Software, IT- und Telekommunikationsdiensten sowie  
Content. 

Die Rundfunkkommission der Länder hat am 21. Juni 2007 einen Entwurf für den 10. 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag vorgelegt. Der Entwurf enthält grundlegende 
Neuregelungen zum System der Medienaufsicht sowie den Regeln zur 
Rundfunkübertragung. In Vorbereitung auf die mündliche Anhörung am 26. Juli 2007 in 
Berlin hat die Rundfunkkommission darum gebeten, schriftliche Stellungnahmen zu dem 
Entwurf einzureichen. Der BITKOM nimmt gerne die Gelegenheit wahr, zu der mit dem 
10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag ins Auge gefassten Reform des Rundfunkrechts 
umfassend Stellung zu nehmen. 

Die folgende Stellungnahme wurde im BITKOM Arbeitskreis Medienpolitik erarbeitet und 
stellt - mit einer Ausnahme - den Konsens aller am Abstimmungsprozess beteiligter BIT-
KOM-Mitglieder dar. Unser Mitgliedsunternehmen Bertelsmann AG vertritt zu den Punk-
ten Plattformregulierung & Must-Carry / Must-Offer eine abweichende Meinung. Wir ver-
weisen bzgl. der entsprechenden Bertelsmann-Position zu diesen Punkten auf die eigene 
Stellungnahme der Bertelsmann AG in der Anlage. 

Zusammenfassung 

Der BITKOM erkennt grundsätzlich das Bestreben der Rundfunkkommission an, das 
deutsche Rundfunkrecht den gewandelten technologischen und wettbewerblichen Rah-
menbedingungen anzupassen und die Behandlung neuer Übertragungswege und der 
damit aufkommenden neuen Geschäftsmodelle in die Überlegungen zur Novellierung 
einzubeziehen. Insbesondere begrüßen wir, dass nunmehr erstmals eine zentrale Zuwei-
sung für bundesweite Versorgungsbedarfe ermöglicht wird, was auch die Zuweisung 
drahtloser Kapazitäten an Plattformbetreiber einschließt. Auch halten wir es für sachge-
recht, dass auf eine Einbeziehung medienkonzentrationsrechtlicher Elemente sowie den 
zunächst angedachten Bouquetschutz in den Staatsvertrag verzichtetet wurde.  

Wir bedauern allerdings, dass der vorgelegte Entwurf einen generellen Ansatz einer all-
gemeinen Plattformregulierung wählt, statt sich zunächst auf die Ermöglichung eines 
DVB-H Regelbetriebs zu konzentrieren. Auf diese Weise wird die Diskussion grundle-
gender Fragen der künftigen Rundfunkregulierung im digitalen Umfeld einem starken 
Zeitdruck unterworfen. Der jetzige Entwurf überträgt dabei in wesentlichen Punkten be-
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stehende Regulierungsmechanismen auf neue Übertragungswege und Dienste, ohne 
jeweils im Einzelnen den tatsächlichen Regulierungsbedarf vor dem Hintergrund der 
verfassungsrechtlichen Legitimation der Rundfunkregulierung zu beleuchten. BITKOM 
spricht sich angesichts der stark gewandelten Medienlandschaft des digitalen Zeitalters 
eindringlich für eine Liberalisierung des Rundfunkrechts aus. 

Insbesondere den jetzt gewählten Plattform-Ansatz, der auf einem überaus allgemein 
gehaltenen Plattformbegriff aufbaut und auf diesen pauschal verschiedene Regulierungs-
instrumente anwendet, lehnen wir ab. Wir plädieren stattdessen mit Nachdruck für eine 
klare Eingrenzung der Plattformdefinition sowie eine grundlegende strukturelle Überar-
beitung der Plattformregulierung, die ein differenziertes Regulierungsregime ermöglicht 
und sich an den Wertungen des Art. 31 Universaldienstrichtlinie zu orientieren hat. Die in 
der Plattformdefinition angedeutete Erfassung von reinen Vermarktungsaktivitäten durch 
die Rundfunkregulierung lehnen wir grundsätzlich ab. 

Im Einzelnen wenden wir uns vor allem gegen das undifferenzierte Must-Carry-Regime 
des § 52b RfStV-E, die vorgesehene rundfunkrechtliche Entgeltregulierung sowie die 
umfassende Regelung zur Zugangsfreiheit in § 52c RfStV-E. Das in § 52a Abs. 4 RfStV-E 
vorgesehene Veränderungsverbot ist aus Sicht des BITKOM systemfremd und überlagert 
unzulässig die entsprechenden abschließenden urheberrechtlichen Regelungen. 

Soweit der Entwurf nach einer medienkonzentrationsrechtlichen Behandlung von Platt-
formen fragt, weisen wir zunächst auf die aus unserer Sicht intransparente und defizitäre 
aktuelle Praxis der KEK hin, im Rahmen der Prüfung von Senderlizenzen auch Platt-
formverträge einzubeziehen, womit faktisch eine Überprüfung der gar nicht am jeweiligen 
Verfahren beteiligten Plattformbetreiber stattfindet. Darüber hinaus erkennen wir in der 
Tätigkeit der Plattformbetreiber keinen messbaren Einfluss auf die Meinungsmacht, 
weswegen wir keinen Grund für einen entsprechenden medienordnungsrechtlichen Tat-
bestand sehen. 

Überdies wenden wir uns nachdrücklich gegen verschiedene im Entwurf vorgesehene 
Formulierungen, die nach unserer Auffassung auf eine Ausdehnung des Funktionsauftra-
ges der öffentlich-rechtlichen Anstalten hinauslaufen. Die Klarstellung dieses Funktions-
auftrages ist dem 11. RfÄStV vorbehalten. Sie sollte keinesfalls im Rahmen der aktuellen 
Diskussion bereits in eine spezifische Richtung, im Sinne der extensiven Digitalstrategie 
der öffentlich-rechtlichen Anstalten, gelenkt werden.  

Schließlich halten wir die in Artikel 5 vorgesehene weitreichende datenschutzrechtliche 
Ermächtigung, die im Kern wohl die Beteiligung der GEZ am kommerziellen Adresshan-
del legitimieren soll, für unverhältnismäßig.
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1 Grundlegende Einschätzung 

Der BITKOM erkennt das Bestreben der Rundfunkkommission an, das deutsche Rund-
funkrecht den gewandelten technologischen und wettbewerblichen Rahmenbedingungen 
anzupassen und die Behandlung neuer Übertragungswege und der damit aufkommen-
den neuen Geschäftsmodelle, insbesondere „IPTV“ und „mobile TV“ in die Überlegungen 
zur Novellierung einzubeziehen.  

1.1 Fokussierung auf DVB-H Regelbetrieb 

Aus Sicht des BITKOM gerät mit dem vorgelegten Entwurf allerdings der Ausgangspunkt 
der Überlegungen zum 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag in den Hintergrund: Das 
ursprüngliche Ziel der Landesmedienanstalten war es, eine schnelle Lösung und damit 
Rechts- und Planungssicherheit für Plattformbetrieb und bundesweite Zuweisungen für 
mobile TV zu schaffen. Durch den jetzt stattdessen gewählten generellen Ansatz hat sich 
die Komplexität der Fragestellungen erheblich erhöht, ohne dass mehr Zeit zur Diskussi-
on der anstehenden Fragen zur Verfügung stünde. Überdies wird der Übergang von mo-
bile TV in den Regelbetrieb in Mitleidenschaft gezogen, wenn sich der Gesetzgebungs-
prozess dadurch langsamer gestaltet. Aus unserer Sicht sollte daher im Hinblick auf ein 
wirklich zukunftsfähiges Modell der Rundfunkregulierung die Überlegung angestellt wer-
den, die Änderungen auf die Ermöglichung eines bundesweiten Regelbetriebs für DVB-H 
zu fokussieren und erst in einem zweiten Schritt, ohne den sich jetzt abzeichnenden 
Zeitdruck, die grundlegenden allgemeinen Fragen der künftigen Rundfunkregulierung zu 
behandeln. 

1.2 Liberalisierung des Rundfunkrechts angehen 

Bezogen auf den jetzt stattdessen gewählten Ansatz einer übergreifenden Regelung und 
vorbehaltlich der unter Punkt 1.1 geäußerten Bedenken wird unseres Erachtens die 
Chance verpasst, vor dem Hintergrund der „digitalen Dividende“, die überfällige generelle 
Liberalisierung und Deregulierung des Rundfunkrechts anzugehen. Ausgangspunkt zahl-
reicher Vorschriften des geltenden Rundfunkrechts ist die für das analoge Zeitalter typi-
schen Frequenzknappheit und die damit verbundene Mangelsituation. Diese hat in der 
Vergangenheit eine recht hohe Regulierungsdichte im Hinblick auf die Sicherung der 
Meinungsvielfalt gerechtfertigt. 

Mit dem Übergang zu digitalen Technologien und dem Einsetzen von Infrastrukturwett-
bewerb ist diese allgemeine Prämisse der Rundfunkregulierung jedoch in weiten Teilen 
überholt. Nicht nur schafft die Digitalisierung neue Potentiale innerhalb der bekannten 
Übertragungswege Terrestrik, Kabel und Satellit, indem diese Übertragungswege heute 
weitaus effizienter genutzt werden können. Die Digitalisierung eröffnet vielmehr daneben 
zusätzlich einen eigenständigen vierten neuen Übertragungsweg, nämlich die IP-basierte 
Verbreitung von Rundfunkprogrammprogrammen über Telekommunikationsnetze. Im 
Bereich der Rundfunkübertragung hat ein massiver Infrastrukturwettbewerb eingesetzt, 
der sich künftig noch verschärfen wird. Diese gewandelte Ausgangsituation spiegelt sich 
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im nunmehr vorgelegten Entwurf indes kaum wider. Der Ansatz, bestehende Regulie-
rungsmechanismen technologieneutral anzuwenden, führt in dieser Ausgestaltung im 
Ergebnis, ebenso wie bereits im Rahmen der Fernsehrichtlinie beobachtet, zu einem 
Mehr an Regulierung, indem auch neue Dienste nunmehr von den strengen Pflichten des 
Medienordnungsrechts erfasst werden. Faktisch wird damit das für jene Plattformen mit 
der größten Knappheitssituation geltende Regulierungsregime auf sämtliche Plattformen 
übertragen. Viel zu kurz kommt demgegenüber die fundierte Auseinandersetzung mit 
europarechtlichen Vorgaben. 

Der Entwurf setzt daher aus unserer Sicht ein grundlegend falsches Signal – er überträgt 
die teilweise überkommenen Kategorien des Rundfunkrechts pauschal auf neue Über-
tragungstechniken, ohne die Legitimation der Regulierungsansätze im digitalen Umfeld 
zu hinterfragen. Ein Beispiel dafür bilden etwa die Belegungsvorschriften des § 52b 
RfStV-E. Hier hätte es zunächst einer eingehenden Bestandsaufnahme der aktuellen 
Marktsituation bedurft. Eine solche hätte, insbesondere im Hinblick auf die öffentlich-
rechtlichen Programmanbieter, deren erhebliche Marktmacht belegt. Für die Anbieter 
neuer Dienste ist die Einspeisung  der marktmächtigen Programmanbieter insofern be-
reits ein unmittelbares wirtschaftliches Anliegen, weil sich ohne diese kaum ein für den 
Endkunden attraktives Angebot abbilden lässt. Es hätte vor diesem Hintergrund daher 
eher die Etablierung eines Must-Offer-Prinzips statt die Übertragung von Must-Carry-
Pflichten auf neue Dienste nahe gelegen. Der Entwurf scheint letztendlich eine Vorfestle-
gung hin zu einem Transportmodell zu treffen. Künftig dürften aber nicht Transportdienst-
leistungen, sondern Vermarktungsmodelle im Vordergrund stehen. Diese müssen mög-
lich bleiben. 
 
Ebenso vermissen wir eine grundsätzliche Neuausrichtung des Rundfunkrechts hin zu 
einer konsequenten ex-post-Regulierung. Der besonders eingriffsintensive Mechanismus 
einer ex-ante Regulierung mit Zulassungspflichten und Belegungsregimen ließ sich nur 
auf Grundlage der im analogen Zeitalter besonderen Rolle des Rundfunks für die Mei-
nungsbildung, bei gleichzeitig vorhandener Knappheitssituation der Übertragungskapazi-
täten rechtfertigen. Dem Nutzer stehen heute jedoch mehrere parallele und im Wettbe-
werb zueinander stehende Infrastrukturen für die Verbreitung von Rundfunk und eine 
Vielzahl verschiedener Informationsmechanismen zur Verfügung, aus denen er sich frei 
bedienen kann und die eine ähnlich Breitenwirkung entfalten, wie früher das terrestrisch 
verbreitete Fernsehen. Etwaigen Fehlentwicklungen kann daher heute aus unserer Sicht 
ohne weiteres auf Basis eines ex-post Ansatzes begegnet werden, wie er auch dem TK-
Recht zugrunde liegt. Dies entspräche auch dem zu befürwortenden Ansatz den konver-
gierenden Techniken, Diensten und Geschäftsmodellen eine Harmonisierung der gesetz-
lichen Materien folgen zu lassen. Die Abgrenzung zwischen Telekommunikationsdiens-
ten, Rundfunk und Telemedien ist schon heute nicht mehr trennscharf vorzunehmen – 
der Rundfunkbegriff als solcher wird mehr und mehr in Frage gestellt. Die Angleichung 
des grundlegenden Regulierungsprinzips im TK- und Rundfunksektor wäre daher nur 
konsequent.  

Vor dem Hintergrund dieser grundlegenden Kritikpunkte nehmen wir zu den vorgeschla-
genen Einzelregelungen wie folgt Stellung: 
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2 Begrifflichkeiten, § 2 Abs. 2 Nr. 9, 10 RfStV-E 

2.1 „Programmbouquets“, § 2 Abs. 2 Nr. 9 RfStV-E 

BITKOM begrüßt es, dass der Gesetzgeber den zunächst angedachten Bouquetschutz 
wieder gestrichen hat. Der Schutz von Programmbouquets hat negative Auswirkungen 
auf die Meinungs- und Anbietervielfalt, da hierdurch einseitig die großen privaten und 
öffentlich rechtlichen Senderfamilien zu Lasten kleinerer und unabhängiger Anbieter be-
vorzugt werden. Wir ziehen dabei nicht in Zweifel, dass ein Plattformanbieter Rundfunk-
programme und Inhalte nicht ohne Zustimmung bzw. Einverständnis des jeweiligen Ver-
anstalters paketieren oder in anderer Form vermarkten darf. Durch den Bouquetschutz 
wird jedoch massiv in die wirtschaftliche Gestaltungsfreiheit des Plattformbetreibers ein-
gegriffen. Ein medienordnungsrechtlicher Bouquetschutz ist insbesondere in zweierlei 
Hinsicht problematisch:  
 
Der Bouquetschutz privilegiert all diejenigen Programme bei der Einspeisung, die zu 
einer Programmfamilie gehören. Damit kann der Bouquetschutz insbesondere von den 
öffentlich-rechtlichen Senderfamilien als Vehikel genutzt werden, die Einspeisung auch 
von solchen Programmen einzufordern, die keinen so relevanten Beitrag zur Meinungs-
vielfalt leisten, dass ihnen ein Must-Carry-Status zustehen kann. Große Senderfamilien 
können mit Hilfe des Bouquetschutzes den Markt mit – allenfalls finanziell attraktiven – 
Nischenprogrammen zu Lasten unabhängiger Programmveranstalter „verstopfen“. In der 
Konsequenz diskriminiert ein Bouquetschutz unabhängige Veranstalter – und geht damit 
letztlich zu Lasten einer größeren und innovativen Angebotsvielfalt. 
 
Der Bouquetschutz wird im Übrigen derzeit von den öffentlich-rechtlichen Anstalten fak-
tisch auch dazu genutzt, die Art und Weise der technischen Einspeisung vorzuschreiben. 
Die technische Bündelung bzw. Einspeisung ohne Qualitätsverlust für das Programm 
muss den Infrastrukturdienstleistern überlassen werden, damit die effiziente Frequenz-
nutzung sichergestellt ist – und damit den Netzbetreibern weiterhin ein Anreiz zu Investi-
tionen in eine noch effizientere Nutzung der Frequenzressourcen erhalten bleibt. Der 
technische Bouquetschutz ist ein unverhältnismäßiger Eingriff in das effiziente Kapazi-
tätsmanagement der Netzbetreiber, da er zur Sicherung des mit Must-Carry verfolgten 
Ziels der Anbieter- und Programmvielfalt nicht erforderlich ist. Vor diesem Hintergrund ist 
nur ein rein programmbezogenes Must-Carry-Regime zielführend. Der Must-Carry-Status 
eines Programms muss vom Gesetzgeber festgelegt werden und darf nicht, wie durch 
den Bouquetschutz, faktisch auf die Programmveranstalter übertragen werden.  
 
Der Gesetzgeber hat daher zu Recht von einer Einbeziehung des Bouquetschutzes im 
Entwurf abgesehen und sollte konsequenterweise auch die Definition streichen.  

2.2 „Plattform“, § 2 Abs. 2 Nr. 10 RfStV-E 

Beide vorgeschlagenen Alternativen einer Definition der Plattform sind aus Sicht des 
BITKOM viel zu weit geraten und damit letztendlich ungeeignet als zentraler Anknüp-
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fungspunkt für die künftige Regulierung der digitalen Rundfunkübertragung. In seiner 
jetzigen Formulierung besteht die Gefahr, dass die Regulierungsansätze des Rundfunk-
rechts künftig auf eine Vielzahl verschiedenster digitaler Angebote ausgedehnt werden, 
die mit dem klassischen Rundfunk, aber auch mit den ins Visier genommenen Angeboten 
für IPTV bzw. mobile TV nichts mehr gemeinsam haben. Im Ergebnis droht hier also eine 
nahezu unüberschaubare Ausuferung des Rundfunkrechts in die digital konvergierende 
Medienlandschaft. Dies ist aus unserer Sicht auch aus dem Blickwinkel der Kompetenz-
abgrenzung zwischen Bund und Ländern problematisch. Wir bitten daher um eine klare 
Eingrenzung des Plattformbegriffs durch: 

- eine Legaldefinition des Programmbegriffs als solchen im RfStV (über die § 2 
Abs. 2 Nr.1 – 4. RfStV hinaus) 

- Beschränkung der Einbeziehung von „Diensten“,  also insbesondere Telemedien, 
auf „lineare und mit Rundfunk vergleichbare Dienste“  

- Anlehnung an das auch in der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste vor-
gesehene Kriterium der „Fernsehähnlichkeit“ 

- Orientierung an den Vorgaben des Art. 31 Universaldienstrichtlinie (RL 
2002/22/EG). 

Im Einzelnen: 

2.2.1 Unbestimmtheit des Plattformbegriffs 

Zentrales Element beider Formulierungsvorschläge ist die Aufnahme „auch von Pro-
grammen und Diensten Dritter“. Dieses Element trägt jedoch kaum zur Eingrenzung bei, 
weil weder der Begriff „Programm“ als solcher noch der Terminus „Dienst“ im Rundfunk-
staatsvertrag legal definiert sind. Selbst wenn man in allgemeinen Kategorien zugrunde-
legt, dass ein „Programm“ zumindest ein gewisses Maß an festgelegter Abfolge von In-
halten im Sinne eines festgelegten, unveränderlichen Programmschemas beinhalten 
muss, so bleibt hier ein überaus breites Spektrum an potentiell erfassten Sachverhalten 
bestehen. Wir verweisen insoweit beispielhaft auf Web 2.0 Angebote (etwa Videoportale), 
in denen nutzergenerierte Inhalte, also Inhalte Dritter zur Verfügung gestellt werden. Die-
se erreichen im Einzelfall durchaus ein hinreichendes Maß an festgelegter Abfolge. E-
benso finden sich bereits heute zahlreiche Telemedienangebote, die einzelne Fremdbei-
träge in Form kurzer Inhalteabfolgen in ihr Angebot einbinden. General Interest Portale 
wiederum bündeln Informationen, Service- und Shopping-Angebote ihrer Kooperations-
partner. Auch Handelsplattformen bieten ein Eingangsportal für die verschiedensten 
Formen von User Generated Content. Jedenfalls nach der zweiten Formulierungsalterna-
tive wären all diese Dienste nunmehr potentiell Gegenstand der Rundfunkregulierung – 
mit allen regulatorischen Folgen. Auch die tatbestandliche Eingrenzung über das subjek-
tive Element einer beabsichtigten Zugänglichmachung als Gesamtangebot ändert hieran 
nichts, da ein solches auch generell bei nicht mit dem Rundfunk vergleichbaren Teleme-
dien vorliegt.  
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Die Einbeziehung von „Diensten Dritter“ in die Definition des Plattformbegriffs geht im 
Übrigen auch isoliert betrachtet zu weit. Entscheidend kann einzig die Verbreitung von 
fernsehähnlichen Programmen sein. Eine Ausweitung über solche Programme hinaus 
erfordert zumindest eine Konkretisierung. Die zu regulierenden Dienste müssten Mei-
nungsbildungsrelevanz aufweisen. Nach dem jetzigen Entwurf wären vom Tatbestands-
element „Dienste“ auch Sprachdienste, Maildienste oder E-Commerce-Dienste erfasst. 
Daran ändert auch die gewählte Verknüpfung zwischen „Programmen und Diensten“ in 
der Praxis nur wenig, solange der Programmbegriff nicht präzise und restriktiv einge-
grenzt ist.  Der Rundfunkstaatsvertrag verlässt damit den verfassungsrechtlich geschütz-
ten Rundfunkbereich, der von jeher mit besonderen Rechten und Pflichten belastet war 
und schafft neue Verpflichtungen zulasten von Telemedien und anderen Diensten, ohne 
dass dafür eine Begründung oder ein Regelungsbedarf ersichtlich sind. Will man Dienste 
in die Plattformdefinition mit einbeziehen, sollte jedenfalls schon hier zentral die an ande-
rer Stelle (etwa § 52 Abs. 2 RfStV-E) gewählte Eingrenzung der „Vergleichbarkeit mit 
Rundfunk“ vorgenommen sowie die Definition zusätzlich auf „lineare Dienste“ beschränkt 
werden.   

Eine gewisse Begrenzungsfunktion lässt sich daher allenfalls im Tatbestand der ersten 
Formulierungsalternative ausmachen, wenn auf die „Zurverfügungstellung digitaler Über-
tragungskapazitäten oder digitaler Datenströme“ abgestellt wird. Hierüber könnten bei 
restriktiver Auslegung jedenfalls reine Telemedien ausgeschieden werden, die sich in 
einer Bereitstellung der Inhalte erschöpfen und keine eigene Infrastrukturdienstleistung 
erbringen. Allerdings wären auch nach dieser Alternative etwa immer noch potentiell rei-
ne Internet Access Provider oder etwa Teilnehmer von neuartigen dezentralen Übertra-
gungsplattformen auf Basis der sog. Peer-to-Peer-Technologie erfasst, wenn über ihre 
Infrastruktur schematisch geordnete Inhalte transportiert werden. Gleichzeitig ist die An-
knüpfung an „digitale Übertragungskapazitäten oder Datenströme“ zumindest in dieser 
generellen Form nicht als Anknüpfungspunkt für die gesamte Plattformregulierung geeig-
net. So ist z.B. in § 52c RfStV-E eine Regulierung von API und Zugangsberechtigungs-
systemen vorgesehen. Beide stehen in keinem Zusammenhang mit etwaigen Daten-
strömen. Für eine Privilegierung entsprechender Anbieter ist kein Grund erkennbar. Wir 
verweisen hier auch auf die Ausführungen unter Punkt 4.3.1. 
 
Insgesamt lässt sich aus beiden Definitionen nicht voraussehbar ableiten, welche Ange-
bote künftig in der Praxis von der Rundfunkregulierung erfasst sein werden. Stattdessen 
eröffnen die vorgeschlagenen Ansätze Raum für weitreichende Interpretationen und da-
mit für neue Abgrenzungsschwierigkeiten im Verhältnis zu reinen Telekommunikations-
diensten und Telemedien. Damit verwirklicht sich bei der Umsetzung dieser Begrifflichkei-
ten das bereits vielfach skizzierte Szenario einer Summation sämtlicher sektoraler Regu-
lierungsmaterien in den neuen konvergierenden Diensten. Ein solch weitgreifender An-
satz hat letztendlich eine Diskriminierung nationaler Anbieter zur Folge, die die deutsche 
Internetwirtschaft erheblich beeinträchtigen würde. Denn angesichts der auf europäischer 
Ebene liberaleren Ansätze ist nicht zu erwarten, dass die Aufsichtsbehörden ausländi-
sche Angebote mit einer vergleichbaren Intensität überwachen oder Entscheidungen 
durchsetzen könnten.  
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BITKOM hält den gewählten Ansatz einer derart allgemeinen Anknüpfung an „Plattfor-
men“ daher generell für ungeeignet. Stattdessen ist ein Mechanismus vorzuziehen, der 
auf den Ausgangspunkt der Rundfunkregulierung, die meinungsbildende Wirkung von 
linearen Massenmedien, abstellt. In diesem Zusammenhang sollten auch die bereits mit 
der Novellierung der Fernsehrichtlinie1 absehbaren künftigen Entwicklungen berücksich-
tigt werden und endlich der stetig voranschreitenden Zerfaserung des Medien- und TK-
Rechts Einhalt geboten werden. Mit der Umsetzung der Richtlinie über audiovisuelle 
Mediendienste wird es erneut notwendig werden, neue Begrifflichkeiten einzuführen. Die  
Richtlinie stellt dabei selbst zur Eingrenzung auf das Merkmal der „Fernsehähnlichkeit“ 
ab und schafft damit einen gewissen Bezug zur meinungsbildenden Wirkung klassischer 
analoger TV-Programme. Es drängt sich auf, diesen Ansatz generell für sämtliche Regu-
lierungsmaterien, also auch die Zulassung und Rundfunkübertragung zugrunde zu legen 
und damit den Weg zu ebnen für ein zumindest in sich kohärentes künftiges Rundfunk-
recht. Voraussetzung wäre in diesem Fall jedenfalls eine redaktionelle Gestaltung und 
ein hinreichend konkretisierter Sendeplan. 

Abseits dieser grundlegenden Bedenken am Anknüpfungspunkt Plattform bedürfte es auf 
Basis der jetzt vorgeschlagenen Formulierung zumindest einer klaren, restriktiven Defini-
tion der rundfunkrechtlichen Begriffe „Programm“ und „Dienst“ im RfStV, um zu verhin-
dern, dass jede wie auch immer geartete schematische Abfolge von Inhalten den Weg in 
das Rundfunkrecht weist. Daneben bedarf es zusätzlich einer klareren Eingrenzung im 
Hinblick auf IP-basierte Dienste, da die jetzige Formulierung, obwohl in ihrer Intention 
wohl auf echte IPTV-Plattformen ausgerichtet, auch nahezu sämtliche webbasierten 
Streamingangebote und damit insbesondere auch große Web-Portale erfassen würde.  

2.2.2 Erfassung von Vermarktungsaktivitäten unsachgerecht, § 2 Abs. 2 Nr. 10, 1. Alt. 
RfStV-E 

Abzulehnen ist die Anknüpfung der Regulierung von Must-Carry und Zugangsdiensten 
an das Merkmal der Vermarktung von Programmen und Diensten Dritter (1. Alternative 
am Ende in Klammern) bzw. an das Merkmal der Zusammenfassung von Programmen 
und Diensten Dritter in digitaler Technik mit dem Ziel, diese anderen als Gesamtangebot 
zugänglich zu machen (2. Alternative). Beide Alternativen beziehen sich insbesondere 
auf die Tätigkeit des Paketierens und Vermarktens dieser digitalen Programmpakete. 
Das Zusammenfassen von Einzelprogrammen in Paketen ist aber weder ein Fall für 
Must-Carry Regulierung noch ein Fall für Zugangsregelungen nach § 52c RfStV-E. Die 
vertraglichen Vereinbarungen zwischen Vermarktern von Programmpaketen und den in 
dem Paket vertretenen Sendern ist ein ausschließlich privatwirtschaftlich getriebener 
Prozess, bei dem beide Parteien die wirtschaftliche Bedeutung eines Programms für ein 
Pay-TV Paket bewerten und den Anteil an den Endkundenerlösen festlegen, der auf den 
jeweiligen Programmanbieter entfällt. Technische Zugangsdienstleitungen gemäß § 52c 
RfStV-E sind nicht Gegenstand dieser Vermarktungsvereinbarungen. Zugangsdienstleis-
tungen haben nichts mit der Vermarktung von Programmpaketen zu tun und sind daher 
auch nicht auf Vermarkter von Programmpaketen anwendbar. 

 
1 Nunmehr: “Richtlinie über  audiovisuelle Mediendienste“. 
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Die Frage, ob beispielsweise ein dritter oder vierter Dokumentationskanal in ein Pro-
grammpaket Aufnahme findet, hängt von einer Vielzahl von Faktoren ab; der Attraktivität 
des Programms im Verhältnis zu vergleichbaren dritten Programmen, der Ausrichtung 
des Paketes auf bestimmte Zielgruppen, dem verlangten Entgelt für das Programm und 
davon, ob der für das Paket vom Endkunden verlangte Gesamtpreis die Aufnahme eines 
weiteren Programms zulässt. Eine regulatorische Einflussnahme, die das Ergebnis die-
ses marktgetriebenen Prozesses durch eine gesetzgeberische Entscheidung ersetzen 
oder beeinflussen würde, kann zu keinen sachgerechten Ergebnissen führen. 
 
3 Bundesweite Zulassung von Veranstaltern und Reform der Medienaufsicht  

3.1 Bundesweite Zulassung, ZAK & KEK,  §§ 20a, 35 ff. RfStV-E 

3.1.1 Einführung bundesweiter Zulassungen  

Der vorgelegte Entwurf sieht grundlegende Neuerungen im System der Medienaufsicht in 
Deutschland vor. § 20a RfStV-E ermöglicht erstmals die Zulassung von Veranstaltern von 
bundesweit verbreitetem Rundfunk. Organisatorisch flankiert wird dies von § 35 RfStV-E, 
der zwei neue Aufsichtsgremien einführt, die zukünftig die zentrale Zulassung und Auf-
sicht von bundesweit agierenden Rundfunkveranstaltern aber auch Plattformbetreibern 
administrieren sollen. Der BITKOM begrüßt grundsätzlich diesen wichtigen Schritt. Ange-
sichts der technologischen Entwicklungen und darauf aufbauender neuer Geschäftsmo-
delle ist die Ermöglichung zentraler bundesweiter Rundfunklizenzen und Zulassungen 
ein aus unserer Sicht dringend notwendiges Instrument zur Sicherung der Innovations-
kraft in der deutschen Medienlandschaft. Projekte wie die DVB-H Ausschreibung zeigen, 
dass hier dringender Handlungsbedarf besteht. Mit den neuen Organisationsstrukturen 
ist ein erster Schritt gegangen worden. 

3.1.2 Gemeinsame Landesmedienanstalt der Länder vorzugswürdig 

Das intendierte System leidet aus Sicht des BITKOM allerdings darunter, dass die ZAK 
insgesamt lediglich als Organ der Landesmedienanstalten auftritt, so dass rechtsförmli-
ches Handeln nach wie vor den Landesmedienanstalten vorbehalten ist. Wir bedauern, 
dass hier nicht der konsequentere Schritt der Schaffung einer zusätzlichen, gemeinsa-
men Medienanstalt der Länder gegangen wurde. Das avisierte System, in welchem die 
ZAK als Organ der Landesmedienanstalten fungiert, wird künftig insbesondere verfah-
rensrechtliche Probleme und Unsicherheiten mit sich bringen - insbesondere da die Be-
stimmung der konkret zuständigen Landesmedienanstalt nach der Ausgestaltung des § 
36 Abs. 1 RfStV-E davon abhängt, welche Anstalt zuerst befasst wird. Hier drohen aus 
Sicht des BITKOM Zufälligkeiten, weil hierüber auch das einschlägige Verfahrensrecht 
des entsprechenden Bundeslandes sowie dessen Gerichtsbarkeit mitbestimmt wird. 
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3.1.3 Rolle der KEK 

Im Hinblick auf die Zuständigkeit der KEK sehen wird die Gefahr, dass nur schwer einge-
schränkt überprüfbare Beurteilungsspielräume geschaffen werden. Bisher lag die Letz-
tentscheidung über Fragen der Zulassung bei den Landesmedienanstalten. Die KEK hat 
lediglich eine Vorfrage bewertet und dazu eine Stellungnahme abgegeben, die dann von 
den Landesmedienanstalten umgesetzt und bei Bedarf mit einer qualifizierten Mehrheit 
einer Überprüfung unterzogen werden konnte (§ 37 Abs 2 RfStV geltende Fassung). 
Dies ist im Entwurfstext nunmehr entfallen. Damit besteht keine Möglichkeit mehr, die 
Beschlüsse der KEK durch eine zweite Instanz überprüfen zu lassen. Wir schlagen daher 
vor, diese Möglichkeit weiterhin beizubehalten und anstelle der abgelösten DLM nun der 
ZAK zu übertragen. 

3.2 Zuständigkeiten und Verfahren 

Im Hinblick auf die im Entwurf niedergelegten Zuständigkeiten und Aufsichtbefugnisse 
besteht noch gewisser Klarstellungs- und Berichtigungsbedarf:  

Zunächst ist auf ein Redaktionsversehen hinzuweisen. § 36 Abs. 1 RfStV-E enthält kei-
nen Bezug auf § 36 Abs. 2 Nr. 5 RfStV-E, so dass für die Aufsicht über Plattformen nach 
dem jetzigen Entwurf keine Zuständigkeitsreglung vorläge. 

Zu unklar ist außerdem die künftige Rolle der Prüfausschüsse nach § 35 Abs. 2 Satz 2 
RfStV-E für die Aufsicht gegenüber bundesweiten privaten Veranstaltern. Da die Norm 
keine Mindestanforderungen für die Besetzung (Mitgliederzahl, Verfahren der Ernen-
nung) und das eigentliche Prüfverfahren enthält, drohen hier Rechtsunsicherheiten. Wir 
plädieren daher für eine weitere Präzisierung im Hinblick auf die Besetzung und das 
Prüfverfahren im RfStV.  

Im Rahmen des § 38 Abs. 4  Nr. 2 a) RfStV-E bitten wir um eine Präzisierung des Ver-
weises auf die „Anforderungen des § 51a Abs. 5 RfStV-E“. In dieser Norm ist neben der 
Zuweisungsdauer von 10 Jahren lediglich die Situation einer Nichtnutzung der Übertra-
gungskapazität geregelt, wofür § 51a Abs. 5 S. 3 RfStV-E jedoch eigenständig festlegt, 
dass dies nach § 38 Abs. 4 Nr. 2 b) RfStV-E zu behandeln sei. Der in § 38 Abs. 4 Nr. 2 a) 
RfStV-E enthaltene Verweis geht daher unseres Erachtens ins Leere.  

4 V. Abschnitt – Plattformen, Übertragungskapazitäten, §§ 50 ff. RfStV-E 

Mit den vorgeschlagenen Regelungen wird – wie eingangs bereits ausführlich dargelegt 
– im Ergebnis ein Ansatz gewählt, der auf ein Mehr an Regulierung im Sinne einer Über-
tragung und Anwendung bestehender Mechanismen auf neue Dienste hinausläuft. Mit 
der viel zu unbestimmten Begriffsdefinition für „Plattform“ ist insoweit auch das Feld er-
öffnet für eine noch weitergehende Ausdehnung der Regulierung. Wir regen daher an, 
den gewählten Ansatz bezüglich der Plattformregulierung nochmals zu überdenken und 
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die Notwendigkeit jeder einzelnen Regulierungsvorschrift neu zu überprüfen. Im Einzel-
nen nehmen wir zu den Vorschlägen wie folgt Stellung: 

4.1 Zuordnung und Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten, §§ 51, 
51a RfStV-E 

4.1.1 Verfahren 

Gem. § 36 Abs. 2 Nr. 3 RfStV-E soll die ZAK künftig zuständig sein für die Zuweisung von 
Übertragungskapazitäten für bundesweite Versorgungsbedarfe nach § 51a RfStV-E. Da 
die Norm allein die Zuweisung betrifft, bleibt nach der vorgeschlagenen Fassung jedoch 
die Ausgestaltung des vorgelagerten Ausschreibungsverfahrens offen. Die flankierende 
Norm des § 51a Abs. 2 RfStV-E verweist zur Festlegung von Beginn und Ende der An-
tragsfrist sowie bzgl. der „Anforderungen an die Antragstellung“ auf die Landesmedien-
anstalten.  

Die Erfahrungen mit den länderübergreifend abgestimmten Ausschreibungsbedingungen 
für ein bundesweites DVB-H Erprobungsprojekt haben gezeigt, dass der gemeinsame 
Ansatz nicht unmittelbar dazu geführt hat, dass die landesspezifischen Abweichungen 
auf ein Minimum begrenzt und deutlich gekennzeichnet wurden. Vielmehr ergab sich für 
die Unternehmen das Problem, unter erheblichem Zeitdruck für jede Landesmedienan-
stalt eine eigene Version der Bewerbungsunterlagen einreichen zu müssen – was mit 
einem immensen Verwaltungsaufwand verbunden war. Das Risiko, aufgrund einer For-
malie in einem Bundesland insgesamt als Bewerber auszuscheiden, ist angesichts dieser 
Praxis nicht zumutbar. Hier sollte unbedingt klargestellt werden, dass die ZAK auch einen 
einheitlichen Ausschreibungstext abstimmt. 

4.1.2 Bedarfsanmeldung, § 51 Abs. 1 RfStV-E 

Im Hinblick auf die Bedarfsanmeldung nach § 51 Abs. 1 RfStV-E sehen wir weiteren Klar-
stellungsbedarf bezüglich der erfassten Technologien. Angesichts der technologie- und 
diensteneutralen Ausgestaltung ohne Einschränkung auf bestimmte Frequenzbänder auf 
Basis der Formulierung „drahtlos“ sind durch den Entwurf nicht nur Satellit oder terrestri-
sche Übertragungswege, sondern generell alle Funktechnologien (UMTS, WLAN, Wi-
MAX, etc.) erfasst.  

Das in § 50 RfStV-E niedergelegte Kriterium, dass die jeweilige Übertragungskapazität 
der Übertragung von Rundfunk „dienen“ müsse, führt letztere Technologien ebenfalls 
nicht aus dem Anwendungsbereich des § 51 RfStV-E. Hier sehen wir Abgrenzungsprob-
leme zum TK-Regulierungsregime und bitten insoweit um eine klare Begrenzung im Hin-
blick auf die Frequenzsituation.  
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Zur Klarstellung unterbreiten wir folgende Vorschläge: 

§ 51 Abs. 1 S. 2 [neu]:  

„S. 1 gilt nur für die Frequenzbänder, für die im Frequenzbereichszuweisungsplan eine 
primäre Zuweisung für den Rundfunk besteht.“ 

§ 51 Abs. 1 Nr. 1 [neu]:  

„Zur Verfügung stehende freie Kapazitäten sind parallel über die Landesmedienanstalten 
und die Bundesnetzagentur allen potenziell interessierten Anstalten, Unternehmen und 
Organisationen durch öffentliche Ausschreibung bekannt zu machen.“ 

§ 51 Abs. 4 lit. a – c [neu]: 

„…a) Sicherung der Grundversorgung mit Rundfunk  

b) Sicherstellung einer effizienten Frequenznutzung 

c) Belange des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, des privaten Rundfunks, der Anbieter 
von Telemedien und der Plattformbetreiber“ 

4.1.3 Zuordnungsgrundsätze, § 51 Abs. 3 RfStV-E 

Die Zuordnung richtet sich im aktuellen Entwurf nach dem geltend gemachten Bedarf, 
ohne dass Anforderungen an diesen Bedarf festgelegt werden. Angesichts der Vielzahl 
von öffentlich-rechtlichen Programmen lässt sich dies nicht mehr mit dem Argument der 
Grundversorgung rechtfertigen. Zudem ist bezüglich der Zuweisung an private Veranstal-
ter eine Auseinandersetzung mit den Inhalten gemäß § 51a des Entwurfs vorgesehen. 
Dies bedeutet eine unberechtigte Ungleichbehandlung. Die zu berücksichtigende Teilha-
be an neuen Techniken und Programmformen ist im Übrigen nicht nachvollziehbar. Wir 
verweisen hierzu auf die ausführlichen gesonderten Erläuterungen unter Punkt 5.2. 

Wir bitten außerdem um eine präzise Klarstellung des derzeit lediglich als „Hinweis“ ge-
kennzeichneten Verweises auf die Möglichkeit einer Teilzuordnung. Dabei sollten unse-
res Erachtens die folgenden Eckpunkte beachtet werden: 
 
• Wir verstehen den Hinweis auf Teilzuordnung ausschließlich im Sinne einer Auftei-

lung der Kapazitäten, keinesfalls aber in einer frequenztechnischen Aufteilung des 
Kanals. Letztere wäre unter Effizienz- und Koordinierungsaspekten abzulehnen. 

 
• Zuordnungen und Zuweisungen an (öffentlich-rechtliche) Programmanbieter sollten 

in Form von Programmäquivalenten erfolgen, damit Kapazitätsgewinne durch den 
Einsatz von effizienteren Codierverfahren nicht zu einer automatischen und unkon-
trollierten Ausweitung der Programmangebote führen. Hilfsweise wäre eine Rege-
lung zur Überprüfung der Zuordnung von Kapazitäten auch vor Ablauf von 20 Jahren 
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vorzunehmen, wenn effizientere Codierverfahren eingeführt werden. Entsprechen-
des gilt für Zuweisungen. 

 
• Explizite Teilzuordnungen sind nach derzeitigem Stand abzulehnen, da sie vielfälti-

ge, neue Fragen bzgl. des rechtlichen Rahmens für den Sendernetzbetrieb aufwer-
fen. Teilzuweisungen für DVB-T oder T-DAB sind unabhängig davon zu ermöglichen 
(wie bereits heute im 3. privaten DVB-T Multiplex). Für mobile TV sollte hingegen 
das Plattformmodell den Vorzug erhalten, d.h. die vollständige Kapazität eines oder 
mehrerer Multiplexe wird an den Plattformbetreiber zugewiesen. Aufgrund der Aufla-
gen in den Lizenzen für den Plattformbetrieb kann es aber zu impliziten Teilzuord-
nungen kommen, die dann auf die Zuordnungen anzurechnen wären. 

 
• Teilzuordnungen und Teilzuweisungen für einen hybriden Betrieb (DVB-T / DVB-H) 

sind aufgrund der damit einhergehenden Einschränkungen (geringere Reichweite 
bzw. unverhältnismäßig höhere Kosten für den Netzaufbau, Batterielaufzeit der End-
geräte, etc.), die in der Regel zu Lasten des DVB-H-Betreibers gehen dürften, abzu-
lehnen. 

4.2 Weiterverbreitung, § 51b RfStV-E 

§ 51b Abs. 2 RfStV-E sieht eine Zulassungspflicht für die Weiterverbreitung von außereu-
ropäischen Programmen aus Ländern vor, die nicht Vertragsstaaten des Europäischen 
Übereinkommens über das grenzüberschreitende Fernsehen (FSÜ) sind. Die Weiter-
verbreitung außereuropäischer Angebote stellt einen wichtigen Schritt zur gesellschaftli-
chen und kulturellen Integration von in Deutschland lebenden Ausländern dar. Gleichzei-
tig werden Fremdsprachenkenntnisse und Toleranz gefördert. Dies sollte nicht durch 
unnötige Regulierungsanforderungen behindert werden. Da die Übertragung im Ausland 
regelmäßig nicht zu ihrem Kerngeschäft gehört, dürften ausländische Rundfunkveranstal-
ter selten willens sein, für Deutschland eine gesonderte Lizenz zu beantragen. Zudem 
hätte die Regelung, die nur für die Weiterverbreitung im Inland gilt, eine weitere Privile-
gierung des Satelliten gegenüber anderen Plattformen zur Folge.  

Ein formelles deutsches Zulassungsverfahren einzig für die Weiterverbreitung würde für 
die internationalen Programmveranstalter einen unverhältnismäßigen Aufwand bedeuten. 
Da ein Großteil der betroffenen Sender dies nicht mittragen wird, müssten die Netz-
betreiber in der Konsequenz deren Übertragung einstellen. Dies würde zum einen die 
Inhalte- und Programmvielfalt erheblich verringern. Zum anderen ginge Menschen mit 
Migrationshintergrund beim Fernsehen über das TV-Kabel oder DSL dann auch eine 
zentrale kulturelle Bezugsgröße zu ihren Heimatländern verloren.  

Um Missbräuche im Einzelfall zu verhindern, ist daher eine bloße Anzeigepflicht mit ent-
sprechenden ex-post-Eingriffsmöglichkeiten zu präferieren, wie dies in mehreren Bun-
desländern bereits verankert ist (vgl. etwa § 37 f.  MStV Berlin Brandenburg). So würde 
der Plattformbetreiber die notwendige Flexibilität behalten, um ein vielfältiges Programm-
angebot zusammenzustellen.  
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Alternativ wäre denkbar, die Weiterverbreitung dieser Rundfunkprogramme an die Vorla-
ge einer Lizenz in deutscher oder englischer Sprache zu binden. Zuständige Stelle hierfür 
sollte die ZAK sein. 

4.3  „Plattformregulierung“, § 52 ff. RfStV-E 

4.3.1 Gesamtsystematik der Plattformregulierung 

Wie eingangs dargelegt, verlangt die vom Gesetzgeber ins Auge gefasste Regulierung 
von Plattformen zunächst eine systematische Auseinandersetzung mit dem Regulie-
rungsbedarf, bevor der Gesetzesentwurf  erstellt wird. Vorbehaltlich unserer generellen 
Bedenken gegen den Ansatz einer Plattformregulierung (s. Punkt 1.2) sowie der fehlen-
den definitorischen Eingrenzung des Plattformbegriffs (s. Punkt 2.2) betrachten wir die 
systematische Ausgestaltung der Plattformregulierung im vorgelegten Entwurf insgesamt 
skeptisch:  

Maßstab für sämtliche Regulierungsansätze sollte Art. 31 Universaldienstrichtlinie sein. 
Dieser erlaubt Eingriffe nur in eng begrenzten Ausnahmefällen (erhebliche Zahl von Nut-
zern, Hauptmittel für die Fernsehübertragung, Zumutbarkeit, Verhältnismäßigkeit und 
Transparenz). Diese nach EU-Recht erforderlichen Voraussetzungen sind derzeit jedoch 
nicht auf allen Übertragungswegen gegeben. Dies muss bei der weiteren Ausgestaltung 
berücksichtigt werden und sollte sich im Gesetzestext wiederfinden. Ein Beispiel dafür 
bildet etwa die Übertragung via UMTS, die wohl auch in Zukunft kein Hauptmittel für die 
Fernsehübertragung bilden wird. In diesem Zusammenhang ist schließlich auch zu be-
rücksichtigen, dass zum Erwerb der UMTS-Frequenzen erhebliche finanzielle Mittel auf-
gebracht werden mussten. Auch insoweit ist UMTS nicht mit Rundfunkfrequenzen zu 
vergleichen; die weitreichenden Auflagen für die Nutzung des für den Rundfunk gewid-
meten Spektrums hängen auch mit ihrer unentgeltlichen Vergabe zusammen. Dieses 
Beispiel zeigt, dass die jetzige Systematik insgesamt zu weit greift. 

Der weit definierte Plattformbegriff und die daran anknüpfenden Pflichten im eigentlichen 
Regulierungsteil verkennen somit die dringend notwendigen Abstufungen des Pflichten-
programms hinsichtlich der unterschiedlichen Dienste, die zukünftig der Plattformregulie-
rung unterfallen würden. Wir halten die jetzt gewählte Systematik daher für einen grund-
legend falschen Ansatz. Wir mahnen dringend an, entweder den Plattformbegriff klar zu 
beschränken oder aber zumindest Abstufungen im Regulierungsteil, gerade, aber nicht 
ausschließlich, im Hinblick auf die Belegungsvorschriften vorzunehmen und hier nach 
dem Kriterium der Relevanz für die Meinungsbildung zu differenzieren. Insoweit erscheint 
eine differenzierte funktionale Betrachtungsweise der Aktivitäten der Teilnehmer auf den 
Rundfunk- und Telekommunikationsmärkten (etwa technischer Betrieb des Netzes, Ver-
wendung von Zugangsberechtigungssystemen) sachdienlich, wo sich spezifische Ge-
fährdungspotenziale etwa für die Zielsetzungen des Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG ergeben.  
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4.3.2 Anzeigepflicht für Plattformen, § 52 Abs. 1, 2 RfStV-E 

Der BITKOM begrüßt, dass zugunsten einer Anzeigepflicht zumindest auf ein primäres 
formelles Zulassungsverfahren verzichtet wird. Zu begrüßen ist auch, dass mit § 52 Abs. 
2 RfStV-E durch Anknüpfung an Nutzerzahlen der Versuch einer gewissen Eingrenzung 
des Adressatenkreises der Anzeigepflicht unternommen wird. 

Dennoch geht der jetzt vorgesehene Mechanismus im Ergebnis fehl. Zunächst ist aus 
Sicht des BITKOM nicht nachvollziehbar, wieso die dringend notwendige Eingrenzung 
des Adressatenkreises nicht im allgemeinen Teil festgelegt wird und sich nur auf die ei-
gentliche Anzeigepflicht nach § 52 RfStV-E bezieht (vgl. allgemein auch Punkt 4.3.1). 
Angesichts des hier offensichtlich zugrundeliegenden Kriteriums der meinungsbildenden 
Wirkung hätte es nahe gelegen, entsprechende Einschränkungen insgesamt vor die 
Klammer zu ziehen. Den Orientierungspunkt für einen solchen Ansatz müsste dann Art. 
31 der Universaldienstrichtlinie bilden, der Regulierung nur für solche Kommunikations-
netze für zulässig erklärt, die von einer erheblichen Zahl von Nutzern  als Hauptmittel für 
die Fernsehübertragung genutzt werden. Damit soll ein Übermaß an Regulierung verhin-
dert und Entwicklungsmöglichkeiten für neue Angebote geschaffen werden.  

Schließlich sollte, wie eingangs bereits dargelegt, der Begriff „Plattformen mit Rundfunk 
und vergleichbaren Telemedien“ einheitlich verwendet werden und nicht auf die Anzeige-
pflicht beschränkt werden. Gleichzeitig ist er um die Beschränkung auf lineare Teleme-
dien zu ergänzen. 

Insgesamt bedeutet der Verzicht auf ein formelles Zulassungsverfahren zugunsten einer 
Anzeigepflicht kaum eine Reduzierung der Regulierungstiefe. Denn entscheidend ist 
letztendlich, dass die eigentlichen in den §§ 52a- e RfStV-E niedergelegten Belegungs- 
und Zugangspflichten sämtliche Plattformbetreiber treffen und die Erfüllung dieser Pflich-
ten gem. § 52 Abs. 4 Nr. 2 RfStV-E bereits im Zusammenhang mit der Anzeige nachge-
wiesen werden muss. Die mit § 52 Abs. 1 bzw. Abs. 2 RfStV-E vorgenommenen Ein-
schränkungen wirken sich auf die eigentlichen Regulierungsmechanismen somit über-
haupt nicht aus. Wir plädieren hier nachdrücklich dafür, dieses System zugunsten einer 
echten ex-post Regulierung aufzugeben. 

4.3.3 Verantwortlichkeit, § 52a Abs. 2 RfStV-E 

Wir begrüßen, dass der Entwurf die Frage der Verantwortlichkeit nach einem abgestuften 
Modell regeln möchte, in welchem die Plattformbetreiber richtigerweise nur subsidiär 
verantwortlich sind. Die konkrete Reichweite und Systematik der Verantwortlichkeitsreg-
lung bleibt jedoch für uns noch undeutlich. Es sollte klargestellt werden, dass ausschließ-
lich die Dritten für eigene Inhalte verantwortlich und grundsätzlich auch diese Dritten zur 
Umsetzung von Anordnungen der Aufsichtsbehörden verpflichtet sind. Die Anforderun-
gen, wann ausnahmsweise eine Maßnahme auch an den Plattformanbieter gerichtet 
werden kann, sind dagegen zu konkretisieren. Diese Möglichkeit muss die ultima ratio 
sein. Entsprechende Ausnahmesituationen sind daher eng zu begrenzen. Der Weg zur 
Zielerreichung muss dem Plattformbetreiber freigestellt sein. Satz 3 übernimmt hier den 
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Wortlaut von § 59 Abs. 4 RfStV. Dieser richtet sich aber im Wesentlichen an Access Pro-
vider, die lediglich Zugang vermitteln. Der Begriff der Sperrung passt daher nicht. Besser 
wäre z.B. ein „nicht zugänglich machen“. Außerdem sollte klar gestellt werden, dass die-
se Alternative nur in den Fällen greift, in denen es um die Einstellung oder Untersagung 
des Gesamtprogramms geht. In anderen Fällen wäre eine solche Anordnung unverhält-
nismäßig. 

Wir bitten außerdem darum, den in § 52a Abs. 2 S. 2 RfStV-E enthaltenen Bezug „sie“ 
durch „diese“ zu ersetzen, um zu verdeutlichen, dass hiermit die Programmveranstalter 
bzw. Diensteanbieter gemeint sind.  

4.3.4 Entgeltregulierung, § 52a Abs. 3 RfStV-E 

§ 52a Abs. 3 RfStV-E sieht eine Regelung zur Ausgestaltung von Entgelten und Tarifen 
sowie Anforderungen an die Weiterverbreitung vor. Darüber hinaus sollen Entgelte und 
Tarife für sämtliche in § 52b RfStV-E genannten Angebote offengelegt werden. Die Vor-
schrift gilt unabhängig davon, ob es sich um Must-Carry Programme handelt oder der 
Plattformbetreiber bzw. Programmanbieter über eine besondere Marktmacht verfügt.  

Der BITKOM lehnt eine rundfunkrechtliche Entgeltregulierung aus folgenden grundle-
genden Erwägungen ab: 

Zunächst bildet die telekommunikationsrechtliche Regulierung nach dem TKG, das be-
reits Regelungen zur Festsetzung von Entgelten aufstellt, die Grenze der rundfunkrechtli-
chen Regulierung. Dabei handelt es sich um abschließende Regelungen, die schon EU-
rechtlich nicht durch weitergehende, recht vage Verpflichtungen des Rundfunkstaatsver-
trags erweitert werden dürfen. Eine solche Doppelregulierung kann schnell zu widerspre-
chenden Entscheidungen führen. Wir weisen überdies darauf hin, dass die Landesme-
dienanstalten in das TK-rechtliche Regulierungsverfahren auch formell eingebunden 
sind. 
 
Problematisch sind auch die weitgehenden Offenlegungspflichten. Hier fehlt es schon an 
einer Konkretisierung, wem gegenüber diese Offenlegung zu erfolgen hat. Zudem ist es 
nicht zumutbar, ohne Anhaltspunkte für einen Missbrauch sämtliche Entgelte und Tarife 
offen zu legen. Dies würde in nicht vertretbarer Weise in den Gestaltungsspielraum des 
Plattformbetreibers eingreifen, ohne dass dafür ein nachvollziehbares Interesse besteht. 
Die Vermarktung von Inhalten würden erheblich erschwert, wenn nicht gar unmöglich 
gemacht, wenn z.B. Verhandlungen über den Wert von Premium-Inhalten quasi vor den 
Augen der interessierten Öffentlichkeit stattfinden würden.  
 
Unklar ist zudem, wie sich § 52a Abs. 3 und 4 RfStV-E zu § 87 Abs. 5 UrhG verhalten. 
Danach sind Kabelunternehmen und Sendeunternehmen gegenseitig verpflichtet, die 
Kabelweiterverbreitung zu angemessenen Bedingungen zu ermöglichen, sofern kein die 
Ablehnung eines Vertragsschlusses rechtfertigender Grund besteht. Auch hier droht die 
Gefahr einer Doppelregulierung.  
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§ 52a Abs. 3 RfStV sollte daher gestrichen werden.  

4.3.5 Veränderungsverbot, § 52a Abs. 4 RfStV-E 

Die Regelung des § 52a Abs 4 RfStV ist systemfremd. Es handelt sich bei den beschrie-
benen Konstellationen um eine durch das Urheberrecht abschließend geregelte Materie, 
durch welches die Interessen der betroffenen Veranstalter hinreichend geschützt werden. 
Eine darüber hinaus gehende Regulierung durch das Medienordnungsrecht bedeutet 
eine unangebrachte Doppelregulierung. Schon aus diesem Grund ist eine Streichung 
angezeigt.  

Zudem ist der Normvorschlag geeignet, die Interessen der Infrastrukturanbieter unange-
messen zu benachteiligen. Das Recht von Programmveranstaltern, ohne sachlich ge-
rechtfertigten Grund die Bedingungen der Einspeisung ihrer Programme zu diktieren 
oder die Einspeisung zu untersagen, kann zu einer rechtsmissbräuchlichen Ausübung 
führen. Insbesondere den öffentlich-rechtlichen und großen privaten Programmfamilien 
verleiht diese Regelung einen deutlichen Vorteil gegenüber den Infrastrukturbetreibern 
und konkurrierenden kleineren Programmveranstaltern. Das einseitige Diktieren von 
Bedingungen bzw. die Verweigerung der Einspeisung einzelner Programme, wenn nicht 
das ganze Bouquet eingespeist wird, stellt den Bouquetschutz durch die Hintertür wieder 
her. Auch aus diesem Grund sollte § 52a Abs. 4 RfStV-E gestrichen werden.  

4.3.6 Must-Carry, § 52b Abs. 1 und 2 RfStV-E 

Vorbehaltlich der eingangs geäußerten (Punkt 1.2) generellen Bedenken gegen eine 
pauschale Erstreckung der Belegungsvorschriften auf neue digitale Dienste wenden wir 
uns bei der konkreten Ausgestaltung von § 52b Abs. 1 RfStV-E ausdrücklich gegen eine 
Festlegung von Must-Carry Verpflichtungen zugunsten der öffentlich-rechtlichen Veran-
stalter durch bestimmte Kapazitätsobergrenzen. Eine solche Bezugnahme auf Übertra-
gungskapazitäten eröffnet einer vom jetzigen Rundfunkstaatsvertrag ausdrücklich noch 
nicht vorgenommen Ausweitung des Programmauftrages der öffentlich-rechtlichen Ver-
anstalter bereits jetzt Tür und Tor und führt in der Konsequenz dazu, dass möglicherwei-
se eine Reihe von privaten Programmen zukünftig nicht mehr in digitalen, kapazitätsbe-
grenzten Netzen verbreitet werden können. Wie bereits ausgeführt, unterliegen Must-
Carry Regelungen schließlich dem Vorbehalt des Art. 31 der Universaldienstrichtlinie. 
Dem muss § 52b RfStV-E Rechnung tragen.  

Darüber hinaus „bestraft“ die Festlegung der zur Verfügung zu stellenden Kapazitäten 
auf „bis zu ein Drittel“ diejenigen Netzbetreiber, die in effizientere Übertragungstechniken 
und Netzausbau investieren, mit einer immer weiter ansteigenden Must-Carry Belastung. 
So muss ein Netzbetreiber, der lediglich 60 Programme überträgt, für Must-Carry Pro-
gramme lediglich eine Kapazität zur Verfügung stellen, die für die Übertragung von 20 
Programmen notwendig ist. Sollte die derzeitige Kapazitätsobergrenze für öffentlich-
rechtliche Programme gem. § 19 Abs. 5 RfStV fallen, wäre seitens der öffentlich-
rechtlichen Veranstalter eine extensive Ausweitung des Programmangebots denkbar. In 
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letzter Konsequenz kann dies bedeuten, dass ein Netzbetreiber, der z.B. ca. 250 digitale 
Programme verbreitet und Kapazitäten im Umfang von ca. zehn 8 MHz Kanälen für In-
ternet und Telefon vorsieht (entspricht weiteren 150 Programmen) schon ein Äquivalent 
von über 130 Programmen für die Übertragung von Must-Carry Programmen vorsehen 
müsste. Da nicht absehbar ist, in welchem Umfang er diese Kapazität zukünftig tatsäch-
lich bereit halten muss, fehlt ihm jede Planungssicherheit für die zukünftige Belegung 
seiner Netze. Nicht zuletzt werden die Übertragungschancen für private Programmanbie-
ter beeinträchtigt, da die öffentlich-rechtlichen Veranstalter in erster Linie von einer sol-
chen Kapazitätsausweitung profitieren. Außerdem kann sich die Verpflichtung nicht auf 
feste Plätze oder Kanäle beziehen, da solche bei IP-basierter Übertragung nicht existie-
ren. 

Must-Carry Vorschriften sollen sicherstellen, dass die für die Meinungsvielfalt unerlässli-
chen Programme auch zum Zuschauer gelangen. Auf welchem Weg dies passiert, muss 
der Entscheidung des Infrastrukturanbieters unterliegen, der auch das alleinige Risiko 
etwaiger Fehlentscheidungen trägt. Wie Kapazitäten ökonomisch sinnvoll genutzt und 
eine für den Nutzer optimale Performance sichergestellt werden kann, obliegt der Ver-
antwortung des Infrastrukturanbieters. Aus Sicht des BITKOM ist daher allenfalls ein 
programmbezogenes Must-Carry-Regime noch verhältnismäßig, wenn bestimmte 
Grundanforderungen gewahrt bleiben. Dazu gehört eine sachgerechte Begrenzung der 
öffentlich-rechtlichen Programme, die beispielsweise nicht jedes einzelne Regionalfens-
ter umfassen kann. 

Vorbehaltlich dieser grundlegenden Bedenken gegen die schlichte Übertragung bekann-
ter Belegungsvorschriften auf neue Dienste weisen wir noch auf folgendes hin: Wenn die 
Vielfaltsicherung eine Zugangsregulierung zu Lasten der Plattformbetreiber erforderlich 
macht, dann muss umgekehrt den Plattformbetreibern Zugang zu den Inhalten gewährt 
werden (sog. „Must-Offer“). Andernfalls könnten die Inhalteanbieter die Bedingungen der 
Einspeisung diktieren – eine Situation, die heute am Markt teilweise bereits beobachtet 
werden kann. Dies wiederum birgt die Gefahr, dass sich die Plattformbetreiber gegen-
über den herkömmlichen Verbreitungswegen nicht etablieren können. Zumindest muss 
daher den Plattformbetreibern im Sinne eines fairen Wettbewerbs der Zugang zu den 
Inhalten zu den gleichen Bedingungen wie den Anbietern aller anderen Verbreitungswe-
ge gewährt werden. 

Im Sinne der Chancengleichheit der Verbreitungswege ist für den „Must-Carry“-Bereich 
außerdem jedenfalls anzuordnen, dass für den Transport der Signale unabhängig von 
der Art des Verbreitungsweges technologieneutral das gleiche Entgelt zu entrichten ist. 
Darüber hinaus sollte klargestellt werden, welche inhaltliche Bedeutung § 52b Abs. 2 
RfStV-E gegenüber der Regelung des Abs. 1 zukommt. 

Als sinnvoll bewerten wir im Interesse eines außenpluralistischen Ansatzes die Regelung 
in Absatz § 52b Abs. 3 RfStV-E, welche im Kern auf die vom Endkunden tatsächlich emp-
fangbare Programmvielfalt abstellt. Ziel der Rundfunkregulierung ist eine ausreichende 
Versorgung des Endkunden. Dem Zuschauer kommt es hierbei in der Regel nicht darauf 
an, auf welchem Weg er ein bestimmtes Rundfunkprogramm empfängt. Gleichzeitig bit-
ten wir darum, § 52b Abs. 2 RfStV-E dahingehend zu präzisieren, dass bereits durch § 51 
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und § 51a RfStV-E vermittelte Teilhabepflichten im Rahmen des § 52b RfStV-E anzu-
rechnen sind. Wir gehen davon aus, dass dies Intention der bereits jetzt in § 52b Abs. 3 
S. 2 RfStV-E niedergelegten Regelung sein soll. Jedoch sollte hier eine Verdeutlichung 
stattfinden und insbesondere das Wort „berücksichtigen“ durch eine klarere Formulierung 
ersetzt werden.   

4.3.7 Zugangsfreiheit, § 52c RfStV-E 

Die geplante Beibehaltung der Regulierung von Zugangsberechtigungssystemen und 
Schnittstellen für Anwendungsprogramme in § 52c Abs. 1 Nr. 1 und 2 RfStV-E verstößt 
aus unserer Sicht wie die geltende Fassung gegen das verfassungsrechtliche Verbot der 
Doppelzuständigkeit von Bund und Ländern, da diese Bereiche im TKG parallel und un-
ter Beteiligung der Landesmedienanstalten reguliert sind. Gleichzeitig stellt dies aus 
Sicht der EU einen Verstoß gegen die aus Transparenzgründen notwendige klare Aufga-
benzuweisung an die entsprechenden nationalen Regulierungsbehörden bei der Umset-
zung der europäischen TK-Infrastrukturregulierung dar. 

Fragen der Normung von APIs sowie der Bereitstellung von Zugangsberechtigungssys-
temen entbehren einer medienrechtlichen Relevanz, da Aspekte der Meinungsvielfaltsi-
cherung nicht betroffen sind. Letztere sind bereits im Medienkonzentrationsrecht, der 
Belegungsregulierung und der Regulierung von Navigatoren angemessen berücksichtigt.  

Bei Streitfällen besteht die Gefahr, dass der Betreiber eines Übertragungsnetzes zum 
Adressaten zweier sich widersprechender Entscheidungen bzw. Verwaltungsakte wird. 
Dies ist aus Gründen der Rechtssicherheit nicht hinnehmbar. Wir plädieren daher dafür, § 
52c RfStV-E auf die Regelung des Navigators als übergeordnete Nutzeroberfläche zu 
beschränken und die verfassungsrechtlich bedenklichen Parallelregelungen aus dem 
RfStV zu streichen. 

Soweit in § 52c Abs. 1 Nr. 3 RfStV-E elektronische Programmführer geregelt werden, 
halten wir die bisherige Praxis, dass der Grundsatz der Diskriminierungsfreiheit weiterhin 
im Rundfunkstaatsvertrag festgehalten und die konkrete Ausgestaltung den Landesme-
dienanstalten – über die Gemeinsame Stelle Digitaler Zugang – durch Satzung oder 
Richtlinie überlassen bleibt, für sinnvoll. Dieses in der Vergangenheit bewährte Konzept 
sollte auch zukünftig beibehalten werden, da sich dieser Bereich in einer ständigen tech-
nologischen Weiterentwicklung befindet und so auf der Ebene unterhalb des Gesetzge-
bers eine flexible Handhabung durch die Landesmedienanstalten ermöglicht wird. Dazu 
wäre allerdings in § 53 RfStV-E noch eine konkrete Ermächtigung zu schaffen. Außerdem 
halten wir auch beim Thema EPG eine reziproke Ausgestaltung für sachgerecht: Pro-
grammveranstalter haben in den Einspeiseverhandlungen zahlreiche, weitgehende For-
derungen an die Ausgestaltung des EPG – bis hin zur Fernbedienung – gemacht, die 
letztlich zu einem Einheits-EPG führen würden. Kunden wünschen eine möglichst einfa-
che Menüführung und Bedienbarkeit sowie personalisierte Angebote. Der Gesetzgeber 
sollte hier klarstellen, dass die Konditionen der Einspeisung nicht mit Forderungen an die 
EPG-Gestaltung verknüpft werden dürfen. Auch müssen die speziellen Belange des Mo-
bilfunks, insbesondere die begrenzten Darstellungsmöglichkeiten, das unterschiedliche 
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Nutzungsverhalten der Endkunden sowie die sonstigen technischen Gegebenheiten 
stärker berücksichtigt werden. 

4.3.8 Untersagung des Plattformbetriebs, § 52e RfStV-E 

Die Untersagung des Plattformbetriebs ist ein schwerwiegender Eingriff in die wirtschaft-
liche Betätigung des Plattformbetreibers, insbesondere vor dem Hintergrund der enor-
men Investitionen, die mit dem Aufbau und der Vermarktung einer Plattform verbunden 
sind. Insofern ist eine hohe Planungssicherheit für den Plattformbetreiber unerlässlich. 
Vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll, den Plattformbetreiber nicht lediglich vor der Un-
tersagung des Betriebs anzuhören, sondern ihm ähnlich wie in § 38 Abs. 4 Nr. 1 a und b 
eine Abhilfemöglichkeit in einer angemessenen Frist zu ermöglichen. 

5 Die Rolle der öffentlich rechtlichen Rundfunkanstalten im Entwurf 

Der BITKOM beobachtet mit Sorge, dass der vorgelegte Entwurf an mehreren Stellen 
Präjudizien für die zukünftige Rolle der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten im digita-
len Umfeld schafft. Wir sehen die Gefahr, dass hier eigentlich dem 11. RfÄStV vorbehal-
tende grundlegende Entscheidungen zum Umfang des Funktionsauftrages bereits heute 
durch spezifische Weichenstellungen vorgezeichnet werden.  

5.1 Nutzung aller Übertragungswege, § 19a S. 1 RfStV-E 

Zunächst legt § 19a RfStV-E nunmehr fest, dass die öffentlich-rechtlichen Anstalten „ih-
rem gesetzlichen Auftrag durch Nutzung aller Übertragungswege nachkommen können“. 
Wir erachten die damit getroffene Grundentscheidung in der hier vorzufindenden Pau-
schalität und vor dem Hintergrund der aktuellen extensiven Digitalisierungsstrategien der 
öffentlich-rechtlichen Anstalten für besorgniserregend. Aus Sicht des BITKOM lässt sich 
die abstrakte Frage des Funktionsauftrages nicht abspalten von den gewählten Übertra-
gungswegen. Gerade an dieser Stelle sollte die außenpluralistische Sichtweise ange-
wendet werden, indem dieses Recht lediglich Übertragungsinfrastrukturen erfasst, deren 
Zuschauer keinen anderen Zugang zu den Programmen der öffentlich-rechtlichen haben. 
Keineswegs darf dieser Teilhabeanspruch zu einer Verdoppelung der öffentlichen-
rechtlichen Sender auf einem Zuschauer-Endgerät führen. 

Die in § 19a RfStV-E zugrunde liegende Wertung lässt den Schluss zu, die Verbreitung 
von Inhalten, etwa auch über umfangreiche Internet-Angebote sei lediglich ein zusätzli-
ches Übertragungsmittel ohne Bezug zum eigentlichen Funktionsauftrag. Der BITKOM 
sieht indes bereits in dieser uferlosen Ausdehnung in das Medium Internet die Frage des 
Funktionsauftrages berührt. Anders als die Entwurfsverfasser es mit der Formulierung 
intendieren, kann der Formulierung „ihrem gesetzlichen Auftrag“ daher keine beschrän-
kende Wirkung beigemessen werden, weil § 19a RfStV-E einen Teilaspekt des Auftrages, 
nämlich die Frage der Digitalisierungsstrategie bereits entlang der tatsächlichen Entwick-
lungen öffnet.  
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Wir plädieren daher für eine Streichung von § 19a S. 1 RfStV-E. Jedenfalls aber muss § 
19a RfStV-E ergänzt werden um die Anforderung, dass insbesondere terrestrische Über-
tragungskapazitäten sowohl unter frequenzökonomischen, als auch wirtschaftlichen As-
pekten effizient zu nutzen sind. 

5.2 Kriterien für die Zuordnung drahtloser Übertragungskapazitäten, § 51 Abs. 3 
Nr. 4 a) RfStV-E 

Als noch problematischer erachten wir die in § 51 Abs. 3 Nr. 4 a) RfStV-E vorgesehene 
Berücksichtigung des Kriteriums „Teilhabe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks an neuen 
Techniken und neuen Programmformen“ bei der Zuordnung drahtloser Übertragungska-
pazitäten. Nach dem Entwurf sollen die Ministerpräsidenten im Falle des Scheiterns einer 
Verständigung gem. § 51 Abs. 3 Nr. 3 RfStV-E  unter Vielfaltsgesichtspunkten über die 
Zuordnung entscheiden und dabei das beschriebene Kriterium berücksichtigen. Mit dem 
vorgelegten Kriterium wird somit implizit eine pauschale Teilhabeberechtigung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks etabliert, die aus unserer Sicht den Funktionsauftrag berührt 
und dabei wegen der unbestimmten Formulierung eine besonderes extensive Interpreta-
tion zulässt, unter die sich etwa die kürzlich von der ARD veröffentlichte Digitalstrategie 
nahezu vollständig subsumieren ließe. Dies ist umso problematischer, als das Kriterium 
ausweislich der Gesamtformulierung des § 51 Abs. 3 Nr. 4 a) RfStV-E als zusätzliches 
Kriterium neben die Grundversorgung tritt, der Funktionsauftrag hier also faktisch explizit 
über die Grundversorgung hinaus ausgedehnt wird. Auch hierin liegen aus Sicht des 
BITKOM im Ergebnis eine Vorwegnahme des 11. RfÄStV und eine nicht hinnehmbare 
Vorablegitimation der weitreichenden Digitalisierungspläne der öffentlich-rechtlichen 
Sendeanstalten.  

Das Kriterium „Teilhabe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks an neuen Techniken und 
Programmformen“ ist daher vollständig zu streichen. 

6 Artikel 5: Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages 

Mit Artikel 5 des 10. RfÄStV soll § 8 Abs. 4 des Rundfunkgebührenstaatsvertrages 
(RGebStV) grundlegend modifiziert werden. Anstatt des allgemeinen Verweises auf § 28 
BDSG findet sich nunmehr eine weitreichende eigenständige Ermächtigung der durch die 
Landesrundfunkanstalten beauftragten Stellen zur Datenerhebung im Zusammenhang 
mit der Rundfunkgebühr. Der Entwurf ist ersichtlich von dem Verlangen geleitet, vorhan-
den geglaubte Regelungslücken und Lücken in der Durchsetzung der Gebührenpflicht zu 
schließen. Die Vorschrift soll im Kern die GEZ ermächtigen zur Ermittlung von Rundfunk-
teilnehmern in weitem Umfang Daten bei nichtöffentlichen Stellen, also insbesondere 
privaten Unternehmen abzufragen. Nach Vorstellung der Rundfunkkommission soll dies 
ohne Kenntnis der Betroffenen geschehen. Voraussetzung ist nach dem Entwurf ledig-
lich, dass die abgefragten Datenbestände „dazu geeignet sind, Rückschlüsse auf die 
Gebührenpflicht zuzulassen“. Die Vorschrift zielt damit offensichtlich in erster Linie darauf 
ab, die Beteiligung der GEZ am kommerziellen Adresshandel durch eine spezifische 
Vorschrift zu legitimieren. Bereits der mit dem 8. Rundfunkänderungsstaatsvertrag einge-
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führte § 8 Abs. 4 RGebStV geltende Fassung war auf dieses Ziel angelegt, sah sich je-
doch von Beginn an breiter Kritik von Seiten der Datenschützer und aus der juristischen 
Literatur ausgesetzt. Allgemein wurde angenommen, dass auch mit der Einführung des § 
8 Abs. 4 RGebStV die Erhebung beim kommerziellen Adresshandel rechtswidrig blieb, da 
§ 28 BDSG keine Befugnis zur Erhebung ohne Kenntnis des Betroffenen enthält.2 Mit der 
jetzigen Neuformulierung soll offenbar diesen juristischen Bedenken begegnet und die 
Abfrage beim kommerziellen Adresshandel nunmehr generell ermöglicht werden. 

Der BITKOM lehnt die jetzt vorgesehene erweiterte Ermächtigungsgrundlage ab. Die 
umfassende Abfrage personenbezogener Daten bei nichtöffentlichen Stellen ohne 
Kenntnis des Betroffenen stellt einen erheblichen Grundrechtseingriff dar, der durch den 
intendierten Zweck nicht gerechtfertigt wird. Die Regelung ist damit unverhältnismäßig. 
Insgesamt ist die Erhebungsbefugnis tatbestandlich viel zu weit geraten, da die Voraus-
setzung der Geeignetheit zum Rückschluss auf eine Gebührenpflicht keinerlei klare Be-
grenzungskriterien enthält und damit faktisch nunmehr eine generalklauselartige Ermäch-
tigung beinhaltet. Dies ist vor allem deshalb problematisch, weil die Ermächtigung im 
Übrigen nicht nur einfache Bestandsdaten, sondern insbesondere – wiederum nur höchst 
vage eingegrenzt – auch die „Zugehörigkeit des Betroffenen zu einer bestimmten Perso-
nengruppe“ sowie „Berufs-, Branchen- oder Geschäftsbezeichnungen“ erfassen soll. Die 
jetzt vorgesehene Ermächtigung in § 8 Abs. 4 RGebStV-E widerspricht damit auch den 
Grundsätzen der Datenvermeidung und Datensparsamkeit. 

Auch die angedachte Einschränkung "erkennbarer Grund zu der Annahme", dass der 
Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der näher bezeichneten 
Handlungen hat, ändert an dieser Bewertung nichts. Die verwendete Formulierung ist der 
Systematik des Datenschutzes völlig fremd. "Erkennbare Gründe" können niemals Ge-
genstand einer solchen Beurteilung sein, und es bleibt völlig offen, wodurch sich diese 
Gründe erkennbar machen sollen, und welche es sein dürften.  

Schließlich ist zu betonen, dass die jetzt vorgesehene Formulierung nicht nur Abfragen 
bei kommerziellen Adresshändlern ermöglicht, sondern bei faktisch jedem privaten Un-
ternehmen, aus dessen Adressbestand die GEZ sich Rückschlüsse auf ein Rundfunkteil-
nehmerverhältnis erhofft. 

Der BITKOM weist in diesem Zusammenhang schließlich nochmals eindringlich darauf-
hin, dass das gesamte System der Finanzierung des öffentlichen Rundfunks und hier 
spezifisch das Erhebungsverfahren einer grundlegenden Reform bedarf. Der Ansatz 
einer gerätebezogenen Abgabe ist nicht zuletzt wegen des damit verbundenen Erhe-
bungsverfahrens durch die GEZ überholt und sollte zugunsten einer allgemeinen Me-
dienabgabe abgeschafft werden. Auf diese Weise würden die datenschutzrechtlich prob-
lematischen Befugnisse überflüssig. Die vorgesehene neue datenschutzrechtliche Er-
mächtigung setzt vor diesem Hintergrund ein grundlegend falsches Signal. 

 
2 Vgl. den Beschluss der 68. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder vom 28./29. 
Oktober, abrufbar unter http://www.datenschutz-berlin.de/doc/de/konf/68/GEZ-Beschluss.pdf sowie Her-
merschmidt, Multimedia und Recht (MMR) 2005, S. 155, 160. 
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7 Zusätzliche Frage 1: Nach welchen Kriterien können Plattformen in die 
medienkonzentrationsrechtliche Prüfung einbezogen werden? 

Zunächst ist festzuhalten, dass Plattformbetreiber bereits jetzt faktisch einer Kontrolle 
durch die KEK unterliegen. Denn wie sich aus der Mitteilung 3/2007 ergibt, prüft die KEK 
im Rahmen der Erteilung oder Verlängerung von Sendelizenzen „auch die Zurechnung 
von Programmen zu Plattformbetreibern“, was eine Vorlagepflicht der Sender für die 
entsprechenden Plattformverträge nach sich zieht. Zur Begründung stützt sich die KEK 
dabei nur vage auf eine unterstellte Gefahr, dass angesichts gewandelter Geschäftsmo-
delle der Plattformbetreiber, diese zunehmend selbst zu Inhalteanbietern und Inhalte-
vermarktern würden. Wir bewerten diese zusätzliche Kontrolle neben der rundfunkrecht-
lichen Kontrolle über die §§ 52, 53 RfStV sowie angesichts der bestehenden kartellrecht-
lichen Grenzen als eine unzulässige Ausdehnung der medienkonzentrationsrechtlichen 
Kontrolle, zumal die Plattformanbieter auf diese Weise überprüft werden, ohne selbst 
verfahrensbeteiligt zu sein. 

Insgesamt bedarf die Medienkonzentrationskontrolle in Deutschland nach Auffassung 
des BITKOM einer grundsätzlichen Überarbeitung, bei der die Aufgaben zwischen Lan-
desmedienanstalten und ZAK auf der einen Seite und der KEK auf der anderen Seite 
klarer gefasst und Auswüchse verhindert werden. Dies bedarf allerdings umfassender 
Diskussionen. Betont werden soll hierzu daher zunächst, dass der aktuelle Rundfunk-
staatsvertrag bereits Regelungen zur Vermeidung einer vorherrschenden Meinungs-
macht im Medienbereich beinhaltet. Rundfunkveranstalter erhalten zudem nur eine Li-
zenz, die die redaktionell unabhängige Veranstaltung eines Programms voraussetzt. 
Damit werden unzulässige Einflüsse Dritter bereits auf diesem Wege adressiert.  
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Anlage: Abweichende Auffassung der Bertelsmann AG zur BITKOM-Stellungnahme 
zum Zehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge  

Die besondere Rolle des Rundfunks, die sich allein über seinen Inhalt definiert, hat sich 
durch die Digitalisierung nicht verändert. Dort, wo Knappheit herrscht (digitale Terrestrik, 
analoges/digitales Kabel, wo nicht hinreichend ausgebaut), ist nach wie vor Regulierung 
notwendig. DVB-T wie auch DVB-H Kapazitäten sind sogar noch begrenzter als das im 
Hinblick auf Vielfaltsgesichtspunkte regulierte analoge Kabel. Hinzukommen technische 
Hemmnisse wie vor allem die Notwendigkeit einer Frequenzkoordination nicht nur an den 
Landesgrenzen (Kontinent), sondern auch zwischen den einzelnen Kommunikationsräu-
men bzw. Bundesländern innerhalb Deutschlands. 

1 Plattformregulierung 

1.1 Bouquet- und Plattformdefinitionen 

Die Bertelsmann AG spricht sich ebenfalls für einen differenzierten Plattformbegriff als 
Kernbestandteil der geplanten Neuregelungen zur Plattformregulierung im 10. RfÄStV 
aus. In seiner Funktion der Abgrenzung regulierungsbedürftiger von nicht regulierungs-
bedürftigen Tatbeständen kommt ihm eine zentrale Bedeutung zu, die vom Gesetzgeber 
ein besonders hohes Maß an Klarheit und damit Rechtssicherheit fordert. Die bisherigen 
Definitionsansätze sind insbesondere im Hinblick auf die Komplexität der Plattformtatbe-
stände noch zu unklar.  

Hinsichtlich unterschiedlicher Regulierungsnotwendigkeit sind zum einen Bouquets von 
Plattformen, zum anderen unterschiedliche Arten von Plattformen abzugrenzen. 

1.1.1 Bouquets 

Bouquets, denen aufgrund ihrer Funktion keine durch u.a. Zugangsregulierung abzufe-
dernde Gefahren für die Vielfalt immanent sind, kommen im Wesentlichen in drei Kons-
tellationen vor: 

- zum einen bei der technischen (und ggf. auch inhaltlichen) Zusammenfassung 
von Sendern einer Sendergruppe in einem Multiplex (Beispiel: DVB-T, Satellit); 

- zum anderen bei der rein inhaltlichen Zusammenfassung von Sendern einer 
Sendergruppe bei EPGs oder in Navigatoren zum Zwecke der gemeinsamen 
Darstellung und besseren Auffindbarkeit (Beispiel: Sender-Bouquets); 

- und schließlich bei der rein inhaltlichen Zusammenfassung von gesellschafts-
rechtlich nicht notwendig verbundenen Sendern eines Genres (zumeist special 
interest, also beispielsweise ein Bouquet „Regional“ oder „Lifestyle“), welche 
nicht der Erreichung eines weiterführenden ökonomischen Zwecks, sondern der 
besseren Auffindbarkeit oder Vermarktbarkeit der Programme für den Zuschauer 
dient. 
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Klarzustellen ist weiter, was unter „eigenen privaten Programmen und Diensten“ zu ver-
stehen ist. Diese ist vor allem relevant für Fälle, in denen eine Senderfamilie an einzel-
nen Bouquet-Programmen lediglich Minderheitsbeteiligungen hält. 

1.1.2 Plattformen 

Bertelsmann AG spricht sich für eine Ausdifferenzierung der Rechtsfolgen nach Art der 
Plattform und Grad der Integration aus. Zu differenzieren ist in drei Kategorien mit unter-
schiedlichem Potential zur Vielfaltsbeeinträchtigung: 

- Verbreitungsplattformen: Betreiber von Infrastrukturen zur Verbreitung von u.a. 
Rundfunkdiensten, wobei der Plattformbetreiber selbst unmittelbar oder mittelbar 
über den Zugang eines Programmanbieters zur Infrastruktur entscheidet. 

- Technik- und Verschlüsselungsplattformen: Betreiber von Infrastrukturen zum 
Empfang von u.a. Rundfunkdiensten, inkl. Zugangskontrollsystemen (CAS), 
Spezifikation bei Empfangsgeräten (STB) von z.B. a) Navigatoren, b) Software-
schnittstellen (API) c) Hardware-Konfiguration (z.B. Prozessor-Leistung, HDD). 

- Programm- und Vermarktungsplattformen: Vermarkter von Rundfunk-
/Diensteangeboten, wobei der Vermarkter in eigenem Namen und auf eigenes 
Risiko für ihn wirtschaftliche Programmpakete bündelt (die über Technik- und 
Verschlüsselungsplattformen für Endkunden zugänglich sind). 

 

Diese Arten des Plattformbetriebs können miteinander integriert werden. Sie führen in 
der Hand eines Anbieters zu einer Intensivierung der Vielfaltsgefährdung, vor allem bei 
vollintegrierten Plattformen, die zugleich ebenfalls Contentanbieter sind. Hier droht eine 
Bevorzugung eigener Programme. 

Diesen unterschiedlichen Gefährdungslagen kann durch die bisher gewählten Definiti-
onsansätze aber auch den eigentlichen Regulierungsregelungen kaum Rechnung getra-
gen werden. 

1.2 Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten an Plattformbetreiber 

§ 52a RfStV-E sieht ausdrücklich vor, dass drahtlose Übertragungskapazitäten künftig 
auch Plattformanbietern zugewiesen werden können. Eine solche pauschale Erweiterung 
des Kreises der Zugangsberechtigten ist abzulehnen. 

Es gibt keinen ersichtlichen und dem Rundfunkrecht immanenten Grund, Plattformbetrei-
bern ein Zugangsprivileg bei der Zuweisung von Frequenzen zu gewähren. Der Platt-
formbetrieb allein kann kein Selbstzweck sein; privilegiert im Rundfunksystem werden 
Inhalte mit besonderer gesellschaftspolitischer Bedeutung – diese unterliegen dafür al-
lerdings eine strengen Regulierung, die für die Plattformbetreiber im Entwurf hingegen 
ausdrücklich nicht vorgesehen wird. 

Sollte ein Zuweisungsanspruch für Plattformbetreiber lediglich eingeführt werden, um ein 
Geschäftsmodell zu ermöglichen, erscheint das Rundfunkrecht schon kompetenziell der 
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falsche Ort zu sein. Hier wird Vielfaltssicherung und Inhalt geregelt, wirtschaftsrechtliche 
Elemente hingegen finden sich im Wirtschafts- und Wettbewerbsrecht. 

So der Gesetzgeber dennoch einen Zugangsanspruch für Plattformbetreiber regeln will 
muss dieser dem geltenden System entsprechen, also müssen Plattformbetreiber den 
gleichen Regulierungsansprüchen unterworfen werden wie Rundfunkanbieter, ansonsten 
besteht keine Rechtfertigung einer Aufnahme ins Regelungsprivileg des RfStV. 

1.3 Plattformregulierung 

Der Entwurf zu § 52 b enthält keinerlei Regelungen zur Regulierung besonders vielfalts-
gefährdender vertikal integrierter Plattformbetreiber. 

Er enthält zudem systematische Schwächen und eine unzureichende Absicherung priva-
ter Rundfunkanbieter. Die Belegungsvorgaben müssten daher grundsätzlich im Staats-
vertragsentwurf selbst ausdifferenziert und der jeweiligen Gefährdungs- und Kapazitäts-
lage entsprechend der verschiedenen Plattformtypen und dem Grad der vertikalen Integ-
ration angepasst werden. 

Im Einzelnen erscheint die Systematik zwischen Abs. 1 und Abs. 2 des Entwurfs unklar. 
Abs. 2 ist als allgemeiner Tatbestand für alle „sonstigen Plattformen“ gefasst und soll die 
Grundsätze des Abs. 1 „entsprechend der zur Verfügung stehenden Gesamtkapazität 
berücksichtigen“. Aus dieser Unbestimmheit lässt sich eine der bisherigen Regulierungs-
systematik widersprechende Absenkung der Vielfaltssicherung auf kleineren Plattformen 
interpretieren, die nicht gemeint sein kann. Die für ein scheinbar differenziertes Bele-
gungsregime gewählte Grenze von 60 Programmen erscheint willkürlich und lässt typi-
sche Gefahrenlagen als Grundlage differenzierter Vielfaltssicherung auf Plattformen au-
ßen vor. 

2 Must-Carry/Must-Offer 

Die Bertelsmann AG spricht sich für das Beibehalten von sinnvollen Must-Carry-
Regelungen zur Vielfaltsgewährleistung als legitimes Mittel im Sinne der Universaldienst-
richtlinie aus. 

Als Content-Anbieter lehnt die Bertelsmann AG hingegen die Idee einer Must-Offer-
Verpflichtungen für Inhalteanbieter mit Nachdruck ab. Die Forderung eines Teils der Ka-
belnetzbetreiber nach einer gesetzlichen Verpflichtung für Veranstalter von Fernsehpro-
grammen, bestimmte Premiuminhalte allen TK-Netzbetreibern zur Verfügung zu stellen, 
geht ins Leere und bedarf keines regulatorischen Eingriffs. Die zugrundeliegende inkohä-
rente Strategie, einerseits gegen Must-Carry-Regelungen vorzugehen und andererseits 
eine Must-Offer-Regelung zu fordern, zielt allein darauf ab, garantierten Zugriff auf die 
wirtschaftlich erfolgreichen Programme nehmen zu können, ohne dabei verfassungs-
rechtlich begründeten Vielfaltserfordernissen folgen zu müssen. Dieses Ziel kann aber im 
Rundfunkrecht, das sich der Vielfaltsicherung verschrieben hat, keine Berücksichtigung 
finden. Nicht nur, dass die Forderung nach einem Must-Offer mit bestimmten Einspeise-
verpflichtungen korrespondieren müsste, die von den Netzbetreibern gleichzeitig in Frage 
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gestellt werden – die Forderung betrachtet auch das falsche Wettbewerbsverhältnis, da 
sie regulatorisch in das Verhältnis zwischen TV-Sender und dem Kabelnetzbetreiber mit 
Gebietsmonopol eingreifen würde. Die Forderung würde die bisherige Zugangs- und 
Weiterverbreitungsregulierung auf den Kopf stellen und statt eines Zugangs des Inhaltes 
zur Infrastruktur einen Zugangsanspruch der monopolistischen Infrastrukturanbieter zu 
attraktiven Programmen konstruieren. Im Falle der Erstreckung eines Must-Offer auf 
Programme, für die Einspeiseentgelte gezahlt werden, käme eine solche Forderung einer 
Enteignung gleich. 

Die angesprochene Problemlage stellt sich jedoch vielmehr im Verhältnis der Netzbetrei-
ber untereinander, insbesondere wenn vertikal integrierte Netzbetreiber exklusive Inhalte 
erwerben. Die Forderung nach einem Must-Offer setzt die Annahme eines Wettbewerbs 
zwischen und auf den jeweiligen Übertragungswegen voraus. Dies trifft nicht zu, da sich 
die Inhalteanbieter jeweils mit Monopolisten (bezogen auf den Zugang zum Endkunden) 
konfrontiert sehen. Die Inhalteanbieter müssen demgegenüber grundsätzlich jeden 
Haushalt erreichen – unabhängig davon, über welchen Übertragungsweg er versorgt 
wird, um die für die Refinanzierung der Programme/Angebote erforderliche Reichweite 
zu erzielen. Ein Eingriff in die Vertragsfreiheit der Sendeunternehmen im Wege einer 
gesetzlichen Angebotsverpflichtung bestimmter Premiuminhalte ist daher abzulehnen. 
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10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
13. September 2007, Seiten 1 bis 5 
 

Stellungnahme zum Entwurf eines zehnten Staatsvertrages 
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Stand 15. Juni 2007) 
 
Die Arbeitsgemeinschaft Privater Rundfunk (APR) nimmt zum Entwurf des 10. Rundfunkänderungsstaats-
vertrages (nachfolgend: RStV-E) Stellung und legt ihren Schwerpunkt auf die Belange des Hörfunks. Die 
Stellungnahme nimmt unter Nr. 1 eine Bemerkung zur Lizenzierung bundesweiter Programme vorweg 
und folgt dann der Reihenfolge der Paragrafen des RStV-E, so dass aus der Reihenfolge der einzelnen 
Punkte nicht auf die Wichtigkeit des Anliegens für die APR geschlossen werden darf. 
 
1. Der Entwurf des RStV-E geht auf bundesweite Sachverhalte ein. Das betrifft die Zulassung von 

Veranstaltern, Bedarfsanmeldungen, Zuordnung und Zuweisung von Frequenzen sowie die Auswahl 
bei konkurrierenden Zuweisungsanträgen. Die auf Basis von Versuchsgesetzen der einzelnen Län-
der koordiniert durchgeführten Verfahren für DMB und DVB-H sind ein wichtiger Erfahrungshorizont 
der Vorschläge. Sie beziehen sich damit erstmals auch auf bundesweites Radio. 

 
 Schon der Anwendungsbereich „bundesweit“ kann problematisch werden. „Bundesweit“ ist näm-

lich nicht „länderübergreifend“, so dass Unklarheit besteht, ob dieses rechtliche Instrumentarium 
anwendbar wäre, wenn es zum Beispiel um Layer geht, in denen aus Gründen der Nicht-
Verfügbarkeit von Frequenzen einzelne Bundesländer ausgeschlossen wären – diese Fälle sind aus 
den Szenarien für die Umsetzung der RRC06 bekannt. Wie zudem aus der gemeinsamen Bedarfs-
anmeldung beispielsweise der südwestdeutschen Länder bei DVB-T ersichtlich ist, gibt es Fälle län-
derübergreifender Rundfunkveranstaltungen in Ballungsräumen. Zwischen der nur landesweiten 
Tätigkeit und der gemeinschaftlichen Tätigkeit „bundesweit“ (verstanden in dem Sinn, dass alle 
Bundesländer flächenmäßig betroffen sind) besteht eine Lücke im Instrumentarium des RStV-E. 

 
 Es fehlt insbesondere eine Verzahnung der unterschiedlichen Bereiche, obwohl Entscheidun-

gen auf der einen Ebene unmittelbar Auswirkungen auf die andere haben. So zeigen alle Modellbe-
rechnungen zur Umsetzung der RRC06 beim Radio in Band III, dass ein forcierter Ausbau bundes-
weiter Angebote dazu führen wird, dass für lokale und regionale Allotements einschließlich der Ver-
sorgung von Ballungsräumen weniger Kapazität zur Verfügung steht. Die intensive Nutzung des 
neu geschaffenen Instrumentariums für bundesweite Angebote birgt also die Gefahr, dass die Ges-
taltungsspielräume in den einzelnen Bundesländern im Bereich lokalen und regionalen Radios (oder 

anderer digital verbreiteter elektronischer Medien) eingeschränkt wird. Die negativen wirt-

schaftlichen Veränderungen (Stichwort: nationale Werbebudgets), die mit der Zulassung bundes-
weiter Radioangebote zulasten der lokalen/regionalen Sender verbunden sind, können an dieser 
Stelle nicht ausführlich besprochen werden. Der Gesetzgeber muss sich bewusst sein, dass die Zu-
lassung bundesweiter Radioangebote die gewachsene Struktur entscheidend verändern wird und 
vor allem mit negativen Auswirkungen auf den lokalen Hörfunk.  
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Die gleichen Wechselbeziehungen bestehen bei länderübergreifenden Bedarfen: Eine Bedarfs-
anmeldung auch unterhalb der Ebene einer bundesweiten Bedeckung hat Auswirkungen auf die 
Möglichkeiten der Planung für bundesweite Allotements auf der einen beziehungsweise für lokale 
und regionale Allotements auf der anderen Seite. 

 
 Notwendig ist also für das Radio eine Planung „aus einem Guss“ sowohl für bundesweite als 

auch für länderübergreifende und schließlich für lokale/regionale Bedeckungen. Derartiges wird in 
Modellrechnungen bei der Bundesnetzagentur diskutiert. Für aufeinander abgestimmte Bedarfsan-
meldungen aller Ebenen gibt es aber kein rechtliches  Instrumentarium.  

 
 Der einzige Berührungspunkt kann – bei gutem Willen in der Rechtsanwendung – in § 51a Abs. 4 

S. 2 RStV-E gesehen werden, wo das Kriterium der Wirtschaftlichkeit für die Zuweisung von 
Übertragungskapazität für bundesweite Angebote normiert wird. Diese Aussage gilt allerdings nur 
dann und nur insoweit, als es nicht nur um die Wirtschaftlichkeit des zur Zuweisung anstehenden 
Programms geht, sondern auch die Auswirkungen auf die anderen Ebenen der konkurrierenden An-
gebote (länderübergreifend, landesweit und lokal/regional) geht. Außerdem müsste das Kriterium 
der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung aus dem Regelungszusammenhang der Zuordnung beim Rechts-
problem der Planung von Bedarfsanmeldungen analog angewendet werden. Ob das Kriterium der 
Wirtschaftlichkeit in § 51a Abs. 4 S. 2 RStV-E so weitgehend interpretiert werden kann, ergibt sich 
aus dem vorgelegten Entwurf nicht. 

 
2. Die vorgesehene Änderung der Definition eines Programmbouquets führt zu einer Schieflage 

innerhalb des dualen Rundfunks. Ein Bouquet im öffentlich-rechtlichen Bereich kann auch aus An-
geboten anderer Anstalten bestehen. Im privaten Bereich sind – anders als bisher – „eigene“ Pro-
gramme des Anbieters gefordert. Die vorgesehene Änderung sollte fallengelassen werden, da auch 
kooperierende private Programme ein Bouquet bilden können. Die Abgrenzung zur Plattform wäre, 
ob eine Kooperation „auf Augenhöhe“ stattfindet, während beim Plattformbetreiber die Gefahr be-
steht, dass er auf Grund besonderer Macht (ökonomisch, technisch, organisatorisch) Vorgaben 
macht. Diese Abgrenzungsschwierigkeit sehend wird angeregt, auf den Begriff des Programmbou-
quets insgesamt zu verzichten. 

 
3. Die Definition der Plattform hat auch die Ebene der Vermarktung einzubeziehen. Gerade die 

Diskussion um DVB-H macht deutlich, dass es nicht genügt, ein bestimmtes Programm auf der 
Plattform technisch verfügbar zu machen, wenn zugleich Vermarkter verschiedene Programmpake-
te schnüren und dieses Angebot nirgendwo vermarktet wird – in der Konsequenz also nirgendwo 
den Kunden erreicht. Diese Gefahr besteht jedenfalls dann, wenn Verschlüsselungssysteme ange-
wandt werden und ein Programm nur dann empfangbar ist, wenn der Vermarkter einen Schlüssel 
bereitstellt, wonach bestimmte, nur von ihm vermarktete Programme einer Plattform freigeschaltet 
werden (unabhängig von der Frage eines besonderen Programmentgelts für das einzelne Pro-
gramm). 

 
4. Die vorgeschlagene Definition einer Plattform führt dazu, dass auch Internet-Angebote um-

fasst werden. Die Kritik an diesem Ansatz ist bekannt und in weitem Umfang nachvollziehbar. An-
dererseits sind Konstellation wie folgendes Beispiel denkbar: Gegenwärtig bietet die Firma Terratec 
ein Noxon-Internetradio an. Das Gerät greift auf die weltweit zur Verfügung stehenden Audio-
Streams im Internet zu. Die Hardware kommuniziert dabei mit einer eigenen Plattform im Internet, 
kann also nur über diese auf das Angebot Dritter zugreifen. Die gesamte Bedienerführung (Aus-
wahllisten, Favoriten) wird von der Plattform auf das Endgerät übertragen. Eine Sicherung der Mei-
nungsvielfalt ist in dieser Konstellation notwendig, wobei in einem sich öffnenden Markt aus Sicht 
des Nutzers von Medienangeboten nicht auf die hohen Zugriffszahlen, wie sie offenbar dem § 52 
Abs. 2 RStV-E gedanklich zu Grunde liegen, abgestellt werden kann. Es sollte sichergestellt sein, 
dass während des Aufbaus eines Marktes die Vielfalt der Angebote ungehindert empfangbar ist, da 
sonst die nicht empfangbaren Angebote beim Marktzutritt benachteiligt werden und es später kaum 
noch möglich sein wird, dies zu korrigieren. 
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5. Die Regelung des § 19a RStV-E zugunsten der öffentlich-rechtlichen Anstalten greift dem 11. 

RÄndStV vor. Die Anstalten sollen nach dem Entwurf alle Übertragungswege nutzen können. 
Soweit hier der gesetzliche Auftrag angesprochen ist, wird eine Festlegung hoffentlich im 11. Rund-
funkänderungsstaatsvertrag in konkreter Art und Weise erfolgen. § 19a RStV-E sollte also erst in 
jenem Zusammenhang auf die konkrete Funktion der Anstalten hin normiert werden. 

 
6. Notwendig ist, ARD und ZDF nicht nur zur Aufgabe der analogen terrestrischen Versorgung 

zu ermächtigen, sondern vielmehr auch unter bestimmten Bedingungen zur Aufgabe zu verpflich-
ten. Die Nutzung des Bandes III für den Hörfunk wird nämlich nur dann möglich sein, wenn analo-
ge TV-Nutzungen der Anstalten beendet werden. Es darf nicht die Situation entstehen, dass das 
Räumen analoger Positionen als Druckmittel genutzt wird, um sich an anderer Stelle ein durch 
nichts gerechtfertigtes Entgegenkommen zu erkaufen. Der Gedanke führt letztendlich dazu, dass 
die zuständigen Landesstellen im Rahmen ihrer Zuordnungsentscheidungen analoge Frequenzen 
dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk auf dieser Ebene des Landesrechts entziehen können, wozu 
das rechtliche Instrumentarium bislang nicht ausreichend ist. 

 
7. § 20a Abs. 2 S. 2 RStV-E befasst sich mit Sonderbestimmungen für Aktiengesellschaften im 

Hinblick auf Finanzinvestoren. Da § 20a Abs. 1 Nr. 5 RStV-E juristischen Personen aus der Europäi-
schen Union und darüber hinaus die Möglichkeit der Zulassung einräumt, werden auch andere 
Rechtsformen als die deutsche Aktiengesellschaft in der Praxis relevant. Eine generell abstrakte 
Regelung böte sich an. 

 
8. § 20a Abs. 3 RStV-E beinhaltet eine Konkretisierung des Gebotes der Staatsferne des Rund-

funks. § 52 Abs. 3 RStV-E verweist hierauf für Plattformbetreiber allerdings nicht. Damit sind nicht-
staatsferne Plattformbetreiber möglich. Soweit ein Plattformbetreiber nur die technische Infrastruk-
tur zur Verfügung stellt, bestehen hiergegen kaum Bedenken; die Beteiligung von Gebietskörper-
schaften zum Beispiel an Kabelnetzbetreibern ohne Einfluss auf das Programm ist damit möglich. 
Sobald aber ein Plattformbetreiber auf die Zusammenstellung des Programmangebots Ein-
fluss nimmt, ist das Gebot der Staatsferne des Rundfunks zu beachten. Der Staat darf auch nicht 
teilweise auf die Kommunikation in der Gesellschaft einwirken, etwa indem er bestimmte Pro-
gramme bevorzugt transportiert, andere ausschließt. Entweder wird § 20a Abs. 3 RStV-E auf diese 
Form des Plattformbetriebs erstreckt oder die Belegungsregeln nach § 52b RStV-E gelten nur ein-
geschränkt für den staatlich  kontrollierten Plattformbetreiber in der Weise, dass ein eigener Spiel-
raum der Programmbelegung nicht besteht.  

 
9. Die Regelung der Zuständigkeiten und Aufgaben der Medienaufsicht für bundesweite Ange-

bote wirft mannigfaltige Folgefragen auf, für die keine Lösung vorhanden ist. Auch bei einer bun-
desweiten Lizenzierung handelt es sich um eine Tätigkeit der jeweilig zuständigen Landes-
Medienanstalt, wobei nach dem Windhund-Prinzip jene Landesanstalt zuständig ist, die zuerst mit 
der Sache befasst ist. Das steuert die Anwendbarkeit des Verwaltungsverfahrensrechts und proze-
duraler Bestimmungen des jeweiligen Landesmediengesetzes, wobei schon die im RStV-E ange-
dachte Überlagerung mit bundeseinheitlichen Bestimmungen in der Praxis Fragen aufwerfen wird.  

 
 Das wird dazu führen, dass die frühe Fristsetzung einer Landesmedienanstalt dazu führen kann, 

dass sie Verfahren bewusst an sich bindet. Oder einzelne Veranstalter können durch zeitlich gestaf-
felte Abgabe von Anträgen bei verschiedenen Anstalten Sonderkompetenzen begründen. Das er-
scheint unbefriedigend. 

 
 Die zu erlassenden Verwaltungsakte auf einem flexiblen Multiplex werden in den Nebenbestimmun-

gen in Bezug zueinander stehen, was im Falle des Erlasses durch verschiedene Behörden zu Folge-
problemen führen wird. 
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 Politisch ist eine Medienanstalt der Länder nicht konsensfähig, so dass das Konzept der vier ver-
schiedenen Organe für die unterschiedlichen Landesmedienanstalten einzig als Lösung bleibt. Den-
noch sollte erwogen werden, dass beispielsweise in bundesweiten Verfahren nach § 51a Abs. 2 
RStV-E vorgesehen ist, dass eine federführende Anstalt benannt wird, so dass alle Anträge nur 
noch einfach an diese zu schicken sind, die Verwaltungsakte von ihr erlassen und vollzogen wer-
den. Dies könnte (etwa im Wege einer Satzung) an die vorsitzführende Landesmedienanstalt in-
nerhalb der ALM gekoppelt sein oder an sonstige Zuständigkeiten (Beispiel: Besondere Beauftragte 
wie etwa der Hörfunkbeauftragte). 

 
10. Die zeitliche Begrenzung für die Infrastrukturförderung auf den 31. Dezember 2010 ist zu 

kurz. Alle Digitalisierungsstrategien gehen davon aus, dass der notwendige Zeitraum länger sein 
wird. Insbesondere der (lokale und regionale) Hörfunk wird noch deutlich länger analog auf UKW 
senden, einzelne Angebote erst später auf einen digitalen Übertragungsweg wechseln. Notwendig 
ist also, dass Übergangsszenarien, insbesondere ein teurer Simulcast deutlich über das Jahr 
2010 hinaus gefördert werden können. Anknüpfungspunkt ist die Medienvielfalt insbesondere im 
lokalen und regionalen Bereich. Gegenstand der Förderung kann auch die Empfängersituation sein, 
was man zwar unter „technische Infrastruktur“ fassen könnte, der Klarheit aber im RStV zum Aus-
druck gebracht werden sollte. 

 
11. §§ 51, 52 RStV-E befassen sich mit der Zuordnung und Zuweisung von Übertragungskapazi-

täten. § 51 Abs. 1 RStV-E regelt indes die Bedarfsanmeldung, also einen anderen (zeitlich davor 
liegenden) Aspekt. Diese Bedarfsanmeldung hat erhebliche Bedeutung. Ihr liegt sinnvollerweise 
ein in sich geschlossenes Nutzungskonzept zu Grunde, das die Interessen und damit die Bedarfe 
bundesweiter Angebote auf der einen bis hin zu lokalen und regionalen Angeboten auf der anderen 
Seite zum Ausdruck bringt. Auf die Ausführungen oben unter Nr. 1 wird verwiesen. Damit ist eine 
Bedarfsanmeldung ein wesentlicher Teil der Ausgestaltung einer Rundfunkordnung. § 51 Abs. 1 
RStV-E überlässt dies staatlichen Exekutiven ohne Kriterien vorzugeben. Dies ist nach der NRW-
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes zur bisherigen „Frequenzoberverwaltung“ unzuläs-
sig. Es bedarf also eines anderen Mechanismus, der insbesondere auf Gesichtspunkte der Vielfalts-
sicherung abstellt. Im Rahmen der Grundkonzeption der Neuordnung der Medienaufsicht wäre eine 
Beteiligung von ZAK und – im Hinblick auf die vielfaltssichernden Aspekte, die nicht reine Rechts-
anwendung sind – der GVK sinnvoll. 

 
12. Es erscheint inkonsequent, die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sowohl auf der E-

bene der Zuordnung als auch auf der Ebene der Zuweisung bei der Kapazität zu berücksichtigen. 
Die Anstalten hätten also nach der im Entwurf vorliegenden Konzeption zweifachen Zugriff auf vor-
handene Übertragungskapazitäten. Angesichts des Umstandes, dass Multiplexe gemischt genutzt 
werden, also Öffentlich-Rechtliche und Private in einemMultiplex gebündelt werden, stellt sich die 
Frage, ob die Ebene der Zuordnung bei digitalen Multiplexen für den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk fallengelassen werden kann, dieser also ausschließlich auf der Ebene der Zuweisung zum Zuge 
kommt. 

 
13. In § 51a Abs. 4 RStV-E ist am Ende unklar, auf welche Art elektronischer Programmführer ab-

gestellt wird. Gemeint ist vermutlich die Basisnavigation. Es sollte aufgenommen werden, dass die 
Interessenvertretungen der Programmveranstalter bei der Ausgestaltung der Basisnavigatoren, wie 
sie am Ende (sinnvollerweise über gemeinsame Satzung der Landesmedienanstalten) verbindlich 
gemacht werden, ein Mitspracherecht haben. Im Bereich des Hörfunks ist auf sachorientierte, ein-
vernehmliche und die Interessen des Mediennutzers, der einen möglichst einfachen Zugang zum 
Radio behalten soll, abstellende Gespräche der Verbände des privaten Hörfunks mit der ARD hin-
zuweisen. 

 
14. § 51b Abs. 3 RStV-E mit dem Hinweis auf landesgesetzliche Regelungen zur analogen Kanal-

belegung ist im Grunde kein Unterfall der Weiterverbreitung, sondern eine Übergangsregelung zur 
Plattformregulierung (§ 52b RStV-E). Dies sollte systematisch klarer zum Ausdruck gebracht wer-
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den. § 51b RStV-E betrifft systematisch nur die Fälle der Verbreitung eines Rundfunkprogramms 
ohne Zuweisungsentscheidung einer Landesmedienanstalt; geregelt ist, in welchen Konstellationen 
eine davor liegende Zulassung benötigt wird. § 51b RStV-E mit der Überschrift „Weiterverbreitung“ 
ist so gesehen ein Relikt aus früheren Zeiten, in denen zwischen Belegungsfragen und Zulassungs-
fragen nicht klar unterschieden wurde. 

 
15. § 52a Abs. 3 RStV-E will zu Recht regionalen und lokalen Angeboten eine angemessene und 

chancengleiche Kondition für die Programmverbreitung einräumen. Die Regelung greift al-
lerdings zu kurz, wie die derzeitige Erfahrung im Kabel zeigt. Es besteht nämlich keine medien-
rechtliche Vorgabe dafür, technische Strukturen seitens des Plattformbetreibers vorzusehen, die 
überhaupt lokale und regionale Angebote ermöglichen. Gerade im Hörfunk werden die Programm-
veranstalter vor die Situation gestellt, dass bisher ortsnah angelegte Netzstrukturen aufgelöst wer-
den, so dass die Einspeisung von Programmen nur großflächig vorgenommen wird. Auch die bun-
desweite Zuführung von TV-Angeboten über Satelliten führt für regionale TV-Angebote zum gleich-
artigen Problem. Anzusetzen ist also nicht ausschließlich bei den Entgelten und Tarifen für die Pro-
grammverbreitung, sondern davor mit einer medienrechtlichen Verpflichtung, der Vielfalt wegen 
die Infrastruktur so aufzubauen, dass auch lokale und regionale Angebote in den intendierten 
Verbreitungsgebieten transportiert werden können.  

 
16. Die Vorschrift des § 52b RStV-E zur Belegung von Plattformen ist unzureichend, denn sie be-

fasst sich ausschließlich mit Fernsehen und ignoriert den Hörfunk. In einem ersten Schritt muss die 
Belegungsregel vorsehen, dass alle Mediengattungen diskriminierungsfrei behandelt werden. 
Es muss also ausgeschlossen werden, dass zum Beispiel das Radio aus dem Blickfeld der Belegung 
gerät. Schließlich sind die ortsüblich benutzten Programme zu transportieren. Der Begriff macht 
bewusst eine Anleihe beim früheren „ortsüblich empfangbar“ auf der einen Seite, stellt aber mit 
„genutzt“ auf das Nutzerverhalten ab – und zwar am jeweiligen Ort, also in der Region. Die Bele-
gung hat demzufolge nicht nur bundesweit massenattraktives Programm zu berücksichtigen, son-
dern muss im jeweiligen Verbreitungsgebiet auch die hier auf anderen Vertriebswegen (also ter-
restrisch) intensiv genutzten Programm auf dem alternativen Vertriebsweg transportieren. 

 
 Der Anknüpfungspunkt einer Belegungsregelung kann bei 30 Audiostreams liegen – die Formulie-

rung vermeidet bewusst den Begriff „Programm“, um zu kennzeichnen, dass auch die eng forma-
tierten Audioangebote, die in Plattformen wie etwa dem Kabel transportiert werden, zu berücksich-
tigen sind. Der Begriff meint an dieser Stelle nicht nur lineare Angebote, sondern auch jene For-
men, die etwa im urheberrechtlichen Bereich als „Premium-Radio“ bezeichnet werden - also speziell 
für den Nutzer generierte Streams. Radioprogramme, die eng formatierten Audiostreams und das 
Premium-Radio sind für den Nutzer austauschbar, so dass eine Belegung der Übertragungskapazi-
tät mit der einen Art von Angebot die Möglichkeit der Meinungsvielfalt mit dem anderen Angebot 
einschränkt.  



 

Stellungnahme zur Novelle des Rundfunkstaatsvertrags 
Position zum 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag (Textentwurf vom 15.06.2007) 

 
 

I. Einleitung 

Die Bundesländer wollen in den kommenden Monaten den Rundfunkstaatsvertrag (RStV) 
novellieren. Am 21. Juni 2007 hat die Rundfunkkommission den Entwurf eines „Zehnten 
Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Zehnter Rundfunk-
änderungsstaatsvertrag)“ zur Anhörung vorgelegt. 

Neben der Reform der Medienaufsicht sollen auch die Vorschriften zu Übertragungskapa-
zitäten und zur Belegung von Kabelnetzen mit digitalen Fernsehprogrammen (§ 52 RStV) 
neugefasst und erweitert werden. Der Anwendungsbereich der Vorgaben wird auf „Platt-
formen“ ausgedehnt. Damit würde erstmals eine übergreifende Regulierung der 
Betreiber digitaler Plattformen eingeführt. Zu diesen Tendenzen hatte sich die ANGA 
bereits im Januar mit einer „Medienpolitischen Grundsatzposition“ und im Juni mit einer 
weiteren Stellungnahme zu Wort gemeldet (abrufbar unter www.anga.de). 
 

II. Zusammenfassende Bewertung: 

Das Konzept einer einheitlichen Regulierung von Übertragungsnetzen und „Plattfor-
men“ erweist sich im Ergebnis als nicht zielführend. Es besitzt nicht die notwendige 
Trennschärfe, um der Vielfalt und Unterschiedlichkeit der relevanten Sachverhalte gerecht 
zu werden und vermengt Aspekte, die nicht zusammengehören. Dies trifft in besonderem 
Maße die zahlreichen Netzbetreiber, die keine eigenen Play Out-Center nutzen, son-
dern die Programme lediglich unverändert weiterverbreiten. 

Die Novelle hätte in vielen Punkten eine drastische Überregulierung der Netzbetreiber zur 
Folge und wäre für alle Beteiligten mit einem unangemessen hohen bürokratischen Auf-
wand verbunden. Eine gleichermaßen effektive und effiziente Plattformregulierung kann 
nur eine abgestufte, funktional ausgerichtete Regulierung sein. Der Rundfunkstaats-
vertrag sollte – jedenfalls bei der leitungsgebundenen Übertragung – weiterhin zwischen 
Netzbetrieb und Plattformfunktionen unterscheiden. Im Zuge veränderter Gefahrenla-
gen bedarf es ergänzend einer Must Offer-Verpflichtung der Veranstalter zur Verhinde-
rung des Missbrauchs von Inhaltemonopolen. 

http://www.anga.de/
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III. Einzelanmerkungen 

1. Anwendungsbereich der „Plattformregulierung“ 

Die Definition des Begriffs „Plattform“ grenzt den Anwendungsbereich der neuen Vor-
schriften nicht hinreichend klar ab. Nach den Formulierungen des Entwurfs würden dar-
unter selbst solche Netzbetreiber fallen, die nicht mehr tun, als digitale Programme in 
ihren Netzen unverändert weiterzuverbreiten. 

Ein gewisser Regulierungsbedarf für bestimmte digitale Plattformfunktionen mag begründ-
bar sein. Die Regulierung darf aber nicht auch über viele Jahre etablierte Sachverhalte er-
fassen, die nach aller Erfahrung mit keinerlei neuen Gefahrenpotenzialen verbunden sind. 

So wäre es nicht sachgerecht, wenn sich die neue Plattformregulierung pauschal 
auf alle Arten von Netzbetreibern erstrecken würde. Dies ist gerade bei folgenden Un-
ternehmenskategorien weder erforderlich noch angemessen: 

• Lokal tätige Familienbetriebe, die meist aus dem Elektrohandwerk hervorgegangen 
sind und die eine unterschiedliche Zahl von Einzelnetzen betreiben, an die jeweils zwi-
schen 5 und ca. 500 Haushalte angeschlossen sind. Bei den einzelnen Netzen handelt es 
sich um unabhängige Netzinseln mit eigener Satellitenempfangsstation oder um klassische 
Verteilanlagen der sogenannten „Netzebene 4“, die sich auf privaten Grund beschränken 
und die Signale völlig unverändert von vorgelagerten Netzbetreibern der sogenannten 
Netzebene 3 beziehen. Dabei versorgen viele dieser Unternehmen nur wenige Hundert 
Haushalte, einige aber auch mehrere 10.000. Ein Gefährdungspotenzial im Hinblick auf die 
Meinungsvielfalt ist aufgrund der mittelständischen Prägung und der stark zersplitterten 
Netzstrukturen ohne zentrale Programmeinspeisung nicht ansatzweise erkennbar. Be-
triebsgröße und Netzstruktur schließen es von vornherein aus, dass diese Betreiber 
ein eigenes Play Out-Center betreiben, um selbst digitale Plattformdienste anzubieten. 

• Stadtnetzbetreiber mit einem integrierten Netz der Ebenen 2, 3 und 4 und eigener Sa-
tellitenempfangsstation. Von dieser Kategorie gibt es bundesweit verstreut ca. 20 Unter-
nehmen. Oft handelt es sich dabei um Tochtergesellschaften von Stadtwerken oder 
Stromversorgern. Diese Unternehmen sind im Hinblick auf eine Gefährdung der Meinungs-
vielfalt von je her völlig unverdächtig. Es besteht durchgängig keine Verzahnung mit Inhal-
teanbietern. Die Unternehmen versorgen – meist über voll ausgebaute Netze - teilweise 
mehrere 10.000 bis über 100.000 Haushalte, verfügen aber ebenfalls nicht über eigene 
digitale Play Out-Center. 

• Überregional tätige Betreiber mit Schwerpunkt auf der Netzebene 4, die bundesweit 
verstreut zwischen ca. 100.000 bis über 3 Mio. Haushalte versorgen. Ihre Netzstrukturen 
sind außerordentlich stark zersplittert und beschränken sich noch überwiegend auf die so-
genannte Ebene 4. Sie betreiben jeweils mehrere Hundert oder Tausend Einzelnetze mit 5 
bis ca. 5.000 angeschlossenen Haushalten. Durch die starke Zersplitterung und die ver-
gleichsweise kleine Zahl unabhängig (mit eigener Satellitenkopfstelle) versorgter Netze ver-
fügen sie trotz ihrer Größe meist nicht über eigene Play Out-Center. Auch hier besteht 
durch den Schwerpunkt auf der bloßen Netzebene 4 und mangels eigener Bündelung 
von digitalen Programmströmen kein relevantes Vielfaltsrisiko, das eine spezifische 
Plattformregulierung erfordern könnte. 
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• Wohnungsunternehmen: Letztlich würde die Definition sogar Unternehmen der Woh-
nungswirtschaft erfassen, die bloße Hausverteilanlagen zur Versorgung ihrer Mieter besit-
zen. Hier dürfte es sich um viele Hundert Unternehmen handeln. Spezifische Vielfalts-
risiken gibt es hier ebenso wenig wie bei den vorstehenden Kategorien. 

Bei diesen Unternehmenskategorien fehlt es schon im Ansatz an einem Bedürfnis für 
eine gesonderte Plattformregulierung. Dies wäre vielmehr sowohl für die Netzbetreiber 
als auch für die Landesmedienanstalten mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbun-
den. 

Die Länder sollten sich auf den Ursprung der Novellierungsbestrebungen besinnen: Die 
medienpolitische Diskussion um die „Plattformregulierung“ ist vor allem mit Blick auf mög-
liche Manipulationsgefahren beim Multiplexing von digitalen Programmströmen, der 
Ausgestaltung von Navigatoren und der entsprechenden Spezifizierung/Zertifizierung von 
Endgeräten entstanden. Diese Risiken sind aber nicht pauschal mit dem Betrieb von digi-
talen Kabel- bzw. Telekommunikationsnetzen verbunden, sondern bestehen allenfalls im 
Hinblick auf die genannten Funktionalitäten und nur in Person dessen, der sie im Einzelfall 
kontrolliert. 

Davon kann jedenfalls bei den vorgenannten lokalen und mittelständisch geprägten Betrei-
berkategorien keine Rede sein. Für diese Netzbetreiber ohne eigene Digitalplattform ist 
allenfalls eine Fortschreibung der geltenden Vorgaben zur Programmbelegung von 
Netzkapazitäten akzeptabel. Den je nach ausgeübter Funktion unterschiedlichen Ge-
fahrenpotenzialen wird allein eine abgestufte, funktional orientierte Regulierung ge-
recht: 

• Vorschriften für Netzbetreiber dürfen nur Belegungsvorgaben nach dem Muster 
des geltenden § 52 RStV enthalten; allerdings mit den notwendigen Anpassungen 
(vgl. dazu unten, Ziffer 4.). 

• Davon unabhängig können - in angemessenem Umfang - spezielle Vorgaben für 
Unternehmen, die Plattformenfunktionen im engeren Sinne (also i.d.R. ein Play 
Out-Center mit eigenem Multiplexing und - jedenfalls optional - Verschlüsselungs-
technologie) kontrollieren, hinzukommen. Bei diesen Unternehmen, die die 
Funktionsherrschaft über die eigentlichen Plattformdienste (Multiple-
xing/Verschlüsselung/SmartCard- oder DRM-Handling) ausüben, kann es 
sich, muss es sich aber nicht um Netzbetreiber handeln. Darunter können viel-
mehr auch netzunabhängige PayTV- und DVB-H-Bündler fallen. Erfasst werden 
sollten dabei aber nur Plattformen mit erheblicher Breitenwirkung. Die Schwelle 
könnte bei Plattformdiensten liegen, die von mehr als einer Million Haushalten 
genutzt werden. Soweit in einzelnen Fällen die Funktionsherrschaft über die 
Technik- und die sogenannte Vermarktungsplattform (Subscriber Management 
u.ä.) auseinanderfällt, kann der Vermarkter mittelbar über die Technikplattform ad-
ressiert werden (ähnlicher Ansatz bereits in § 52a Abs. 2 des Entwurfspapiers). 
Der vorgeschlagene, konturlose Plattformbegriff ist dafür nicht erforderlich. 

Diese Abgrenzung nach der Funktionsherrschaft über die maßgeblichen Dienste hat 
auch bereits Eingang in die Vertragspraxis gefunden. Sie liegt den mit ARD und ZDF in 
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2004 abgeschlossenen Zusatzvereinbarungen zum ANGA/GEMA-Gesamtvertrag 
zugrunde. Dort wurde in Anlage 4 der „Zusatzvereinbarung D-Digital“ festgehalten:  

„Betreiber einer digitalen Plattform“ im Sinne § 2 Abs. 4 der Zusatzvereinbarung „D-Digital“ ist, 
wer über die Weitersendung hinaus das Multiplexing der DVB-Signalströme betreibt und/oder 
kontrolliert und damit über die technische Freischaltung der über die Plattform verbreiteten, ver-
schlüsselten Programme entscheidet.“ 

Viele Detailregelungen des Vertrags wurden folgerichtig ausdrücklich nur auf Unterneh-
men bezogen, die unter diese Definition fallen. Die große Mehrheit der ANGA-Betreiber tut 
dies nicht. Auch diese Vertragspraxis belegt daher: 

Der Anwendungsbereich von Plattformvorschriften muss von dem der Belegungsvor-
gaben für die Basisprogramme separiert werden. Er muss sich auf diejenigen Unter-
nehmen beschränken, die die jeweiligen Plattformfunktionen kontrollieren. Unter 
modifizierter Weitergeltung des § 52 RStV könnten alle spezifischen Plattformaspekte 
funktionsorientiert im jetzigen § 53 geregelt werden. Bei konsequenter Orientierung der 
Vorgaben an den einzelnen Funktionen (Multiplexing, Verschlüsselung, EPG-Steue-
rung/Endgeräte-Zertifizierung) könnte auf die übergreifende Begriffsdefinition der 
Plattform sogar gänzlich verzichtet werden. 

2. Anzeigepflicht für Plattformen 

Private Anbieter von Plattformen sollen nach dem neuen § 52 Abs. 2 einer Anzeigepflicht 
unterworfen werden. Eine Ausnahme ist für „Kabelplattformen“ bis zu einer bestimmten 
Größe vorgesehen. Diese Ausnahme ist – wenn man an der Plattformregulierung unbe-
dingt festhalten will - im Ansatz sachgerecht. Mit Blick auf die unter Ziffer 1. genannten 
Betreiberkategorien  müsste sie dann jedoch weiter gehen und die Eingriffsschwelle 
erst bei mehr als 3 Millionen - jedenfalls aber nicht unter 200.000 - angeschlossenen 
Haushalten gesetzt werden. 
Besser zu lösen wäre die Problematik im Rahmen der vorgenannten abgestuften 
Regulierung, also mit separaten Vorschriften für den bloßen Netzbetrieb und weiterge-
hende digitale Plattformfunktionen. Dann würde es für den klassischen Netzbetrieb bei 
den Anzeigepflichten nach den einzelnen Landesmediengesetzen verbleiben. 

3. Zuständigkeit für die Aufsicht über Netzbetreiber 

Nach dem vorliegenden Entwurfstext würde auch die Aufsicht über kleinste lokale 
Betreiber und Netze auf die neuen Zentralinstanzen ZAK und GVK übergehen (§ 36 Abs. 
2 Nr. 4 und 5. sowie Abs. 3) Dies erscheint nicht sachgerecht, wenig praktikabel und wi-
derspricht dem Gedanken der Subsidiarität. Diese Unstimmigkeit könnte im Rahmen der 
unter Ziffer 1. beschriebenen Abstufung aufgelöst werden, in dem die Aufsicht über die 
Programmbelegung bloßer Netzbetreiber bei den einzelnen Landesmedienanstalten ver-
bleibt. 
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4. Übertragungspflichten („Must Carry“) für Plattformen und Netze 

Es wurde bereits erläutert, dass separate Vorschriften für den bloßen Netzbetrieb und 
digitale Plattformfunktionen vorzuziehen sind, um den spezifischen Regulierungsbedarf 
bei digitalen Plattformdiensten zielgenau umzusetzen: Eine Must Carry-Vorschrift für TK-
Netze sollte in modifizierter Form bestehen bleiben, spezifische Vorgaben für Plattformen 
sollten - soweit erforderlich - separat normiert werden. Die Must Carry-Vorschriften für 
Netzbetreiber sollten folgenden Grundsätzen entsprechen: 
 

• Übertragungspflichten für privatwirtschaftliche Programme sind - auch nach 
den Kriterien des Artikel 31 der EU-Universaldienstrichtlinie - angesichts der be-
stehenden Programmvielfalt der öffentlich-rechtlichen Anstalten allenfalls in be-
grenztem Umfang erforderlich. Hier haben zivilrechtliche Einspeiseverträge 
Vorrang. 

• Kein pauschaler Must Carry-Status für Mantelprogramme von Regionalfens-
tern: Regionale Inhalte sind sicherlich besonders schutzwürdig. Dies darf aber 
nicht dazu führen, dass auch ihre Mantelprogramme umfassende Verbreitungsga-
rantien erhalten. Regionalfenster können gegebenenfalls auch isoliert im Wege 
der Partagierung übertragen werden. Die vorgeschlagenen Regelungen (§ 52b 
Abs. 1 Nr. 1 b) grenzen an Umgehung und gewähren inakzeptable Trittbrettfahrer-
vorteile. 

• Übertragungspflichten dürfen sich bei den öffentlich-rechtlichen Programmen 
grundsätzlich nur auf die Grundversorgungsprogramme für die jeweilige Re-
gion erstrecken. Darunter fallen nicht sogenannte „landesfremde“ Dritte Program-
me. Diese sind aber wegen ihrer hohen Zuschauerattraktivität Gegenstand von 
ergänzenden Regelungen mit den Netzbetreibern. 

• Bei den privaten Programmen dürfen Übertragungspflichten jedenfalls nur 
an abstrakte Kriterien anknüpfen. Dabei sind jedoch pauschale „Drittelregelun-
gen“ und Zuweisungen ganzer Kanalkapazitäten („im Umfang einer Übertra-
gungskapazität“) nicht mehr zeitgemäß. Die Gründe sind der weithin erfolgte 
Netzausbau, das Hinzutreten von - ebenfalls „digitalen“ - Diensten wie Internet 
und Telefon sowie die Einführung effizienterer Signalmodulationen. Bei Pro-
grammplattformen im engeren Sinne mag dies teilweise anders sein, dies ist dann 
aber separat zu regeln. Ausreichend ist hier dagegen ein Modell von „Pro-
grammkörben“. Die Auswahl von unter Vielfaltsaspekten gleichwertigen Pro-
grammen zählt zum unternehmerischen Spielraum des Netzbetreibers und 
entscheidet sich folglich nach den Interessen der Anschlusskunden. 

• Aus dem Gebot der Erforderlichkeit folgt generell, dass sich Übertragungspflichten 
jedenfalls nicht pauschal auf ganze Kabelkanäle oder Bouquets beziehen dür-
fen. Auch hier kommt es sonst zu nicht gerechtfertigten Trittbrettfahrereffekten. 

• Technologieneutralität: Die Must Carry-Vorgaben müssen unterschiedslos für 
alle Arten von Netzen gelten, die in relevantem Umfang als Hauptmittel zum 
Empfang von Fernsehprogrammen genutzt werden (als Untergrenze bieten sich 
z.B. 500 versorgte TV-Haushalte in einem Netz an). 
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Die Anlage zu diesem Positionspapier enthält einen Formulierungsvorschlag einer 
neuen Must Carry-Vorschrift für Telekommunikationsnetze. Im Interesse eines me-
dienpolitischen Konsenses geht er bei der Berücksichtigung von landesfremden Dritten 
und privaten Programmen über den verfassungsrechtlich gebotenen Mindeststandard hin-
aus. 
 
Ergänzende Anmerkung: Sollte trotz mangelnder Eignung an einer übergreifenden Plattformregulierung fest-

gehalten werden, ist jedenfalls die nachfolgende wichtige Eingrenzung des Anwendungsbereichs unerlässlich: 

Unternehmen, die sich auf die Bündelung von Sparten- bzw. Zusatzangeboten zur Ergänzung des Basis-

angebots von Netzbetreibern beschränken (die bereits den Must Carry-Vorgaben unterliegen), können nicht 

ihrerseits umfassenden Übertragungspflichten bzgl. der Basisprogramme unterworfen werden. Sonst würde es 

zu einer unsachgemäßen Doppelung identischer Programme in ein und dem selben Netz kommen. 

 

5. Keine Verschärfung der medienrechtlichen Entgeltregulierung (§ 52a Abs. 3) 

§ 52a Abs. 3 des Entwurfs würde eine erhebliche Verschärfung der medienrechtlichen 
Entgeltkontrolle bewirken. Neu wäre zunächst die Ausdehnung des Gleichbehandlungs-
gebots auf sämtliche - und nicht wie im geltenden Rundfunkstaatsvertrag nur regionale 
und lokale - Programmveranstalter. Eine solche Preisregulierung überschreitet den Re-
gelungsbereich des Medienordnungsrechts und greift in rein wirtschaftliche Zusam-
menhänge ein. Sie führt zudem zu einer unsachgemäßen Doppelregelung von 
Aspekten, die bereits durch das Telekommunikationsgesetz und das allgemeine Kartell-
recht (Missbrauchsverbote des GWB) umfänglich geregelt sind. Die Regelung würde eine 
nach dem Grundsatz der Rechtseinheit unzumutbare Gefahr divergierender Entschei-
dungen über die Angemessenheit von Einspeisetarifen schaffen. Sie wäre auch Zweifeln 
an der Gesetzgebungskompetenz der Länder ausgesetzt. Es stellt sich zudem die Frage, 
ob die Landesmedienanstalten über die notwendigen Ressourcen für die Beurteilung 
komplexer Entgeltfragen verfügen. Die Bundesnetzagentur hat dafür nicht ohne Grund 
spezialisierte Beschlusskammern eingerichtet. 

Die geltende Regelung war - wenngleich heute ebenfalls zweifelhaft - allenfalls mit dem 
behaupteten besonderen Schutzbedürfnis lokaler und regionaler Veranstalter zu begrün-
den. Eine Ausdehnung auf alle Programme ist mit Blick auf den effektiven Schutz durch 
das Bundeskartellamt und die Bundesnetzagentur nicht zu rechtfertigen. Für die Bestim-
mung findet sich auch keine Grundlage in der maßgeblichen Universaldienstrichtlinie 
der Europäischen Union. Vielmehr sieht Art. 31 Absatz 2 der Richtlinie ausdrücklich eine 
Nichtdiskriminierung von Netzbetreibern im Kontext von Verbreitungsentgelten vor. Die 
Neuregelung des Staatsvertragsentwurfs würde die Verhältnisse auf den Kopf stellen. 
Entsprechendes gilt generell für die Verpflichtung auf für die Veranstalter „angemessene“ 
Bedingungen. 

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass die beiden Verweisungen auf § 52b „Abs. 1 
Satz 1“ keine eindeutige Zuordnung ermöglichen. § 52b Abs. 1 ist in mehrere Ziffern un-
terteilt, die aber in einem - sehr langen - Satz verbunden erscheinen. 
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Im Ergebnis darf es gegenüber dem geltenden § 52 Abs. 3 Nr. 5 RStV jedenfalls nicht zu 
Verschärfungen kommen. 

6. Zum Paketierungs- und Vermarktungsverbot des § 52a Absatz 4 

§ 52 Abs. 5 RStV geltender Fassung stellt die „Entbündelung“ unter Zustimmungsvorbe-
halt. In dem vorliegenden Entwurf ist nun von „(inhaltlicher) Veränderung“ die Rede. 
Dies verstehen wir als sachgemäße Rückführung auf den Schutz der inhaltlichen Integrität 
des Programms. Es wäre in der Tat nicht legitim, dem Programmveranstalter einen Zu-
stimmungsvorbehalt auch zu technisch determinierten Veränderungen des Signals zuzu-
gestehen. Der Klammerzusatz „inhaltlicher“ muss jedoch unbedingt berücksichtigt werden. 

Aufrecht erhalten wir unsere generelle Kritik an dem „Vermarktungsverbot“: Zunächst ist 
nicht klar, wie weit der darin verankerte Zustimmungsvorbehalt reicht: Eine „Vermarktung 
von Programmen“ findet in den Kabelnetzen in gewisser Weise von je her statt. Denn mit 
der Bereitstellung von Kabelanschlüssen wird mittelbar auch das damit nutzbare Pro-
grammangebot zum Gegenstand der entgeltlichen Kundenbeziehungen. Zur „Paketie-
rung“: Hier geht es nicht um das „ob“ des Zugangs von/zu bestimmten Programm-
angeboten, sondern allein um die Ausgestaltung der Konditionen. Dies kann aber nicht 
Regelungsgegenstand des Rundfunkgesetzgebers sein. So gibt es auch keinen verfas-
sungsrechtlichen Anspruch der Zuschauer oder Programmveranstalter auf kostenfreie 
Rundfunkversorgung bzw. Kabeleinspeisung. 

7. Weiterverbreitung von ausländischen Programmen: Keine neue Zulassungs-
pflicht 

Nach dem vorliegenden Entwurf soll die Weiterverbreitung eines ausländischen Fern-
sehprogramms, das nicht in der EU oder innerhalb des EWR veranstaltet wird, pau-
schal einer Zulassungspflicht unterworfen werden (§ 51b Abs. 2). Dies wäre eine 
erhebliche Verschärfung gegenüber der geltenden Rechtslage. Viele Landesmedien-
gesetze machen die Zulässigkeit der Weiterverbreitung nicht von einer förmlichen Zulas-
sung, sondern nur von der Einhaltung bestimmter materieller Voraussetzungen abhängig 
(z.B. Art. 35 Abs. 1 Nr. 5 BayMG, § 23 Abs. 1 Nr. 4 LMG NRW, § 35 Abs. 1 Nr. 4 NMe-
dienG). Uns ist nicht bekannt, dass es mit dieser Verfahrensweise, die eine effektive ex 
post-Kontrolle gewährleistet, Probleme gegeben hat, die jetzt eine generelle Zulassungs-
pflicht rechtfertigen. Eine Zulassungspflicht erscheint nicht zuletzt im Hinblick auf die ge-
ringen Zuschaueranteile dieser „Exotenprogramme“ auf der einen und dem hohen admini-
strativen Aufwand auf der anderen Seite unangemessen. Der Rundfunkstaatsvertrag 
sollte hier lediglich auf das jeweilige Landesrecht verweisen oder aber eine Regelung 
treffen, die nicht über die Anforderungen der exemplarisch genannten Landesmedienge-
setze hinausgeht. 
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8. Schutz vor Inhaltemonopolen: „Must Offer“-Verpflichtung der Veranstalter 

Mit der digitalen Verbreitung gewinnen attraktive Inhalte und die etablierten Programm-
marken weiter an Bedeutung, Marktwert und letztlich auch Verhandlungsmacht gegenüber 
den Netzbetreibern. Im wachsenden Wettbewerb der Netze und Rundfunkempfangswege 
ist der Zugang zu allen relevanten Programmen für die Netzbetreiber heute wichtiger 
denn je. Ein Netzbetreiber, der nicht in der Lage ist, sämtliche in Deutschland nachgefrag-
ten Programme anzubieten, verliert zwangsläufig Kunden an konkurrierende Anbieter. 
Deshalb ist es inzwischen in vielen Fällen nicht mehr der Programmveranstalter, der auf 
regulatorischen Schutz seines Zugangs zu Netzen angewiesen ist, sondern der Netz-
betreiber, dessen Zugang zu allen relevanten Programmangeboten gewährleistet 
werden muss. 

 

Die Gefahr von Exklusivvereinbarungen zwischen Programmanbietern und einzelnen 
Netzbetreibern ist alles andere als theoretisch: So findet schon heute die von Premiere als 
Veranstalter verantwortete Live-Übertragung der Fußball-Bundesliga im immer wich-
tigeren IP-Standard exklusiv bei der Deutschen Telekom statt. Es ist damit zu rech-
nen, dass entsprechende Exklusivvereinbarungen künftig an Bedeutung gewinnen 
werden. Auch im europäischen Ausland gibt es bereits deutliche Warnsignale: In 
Belgien ist es dem führenden Telefonkonzern gelungen, sich die Rechte an der Profifuß-
ballliga unter Ausschluss anderer Netzbetreiber exklusiv zu sichern. Ähnliches ist in der 
Schweiz passiert. Ein weiteres aktuelles Beispiel ist die Blockade der Einspeisung von 
TV-Kanälen in die britischen Kabelnetze durch die BSkyB-Satellitenplattform. Nach 
Presseberichten hat dies bei den Kunden des Kabelnetzbetreibers Virgin Media erhebliche 
Verärgerung ausgelöst und empfindliche Kundenverluste verursacht. Hier zeigt sich, dass 
das angeblich so starke „Reichweiteninteresse“ der Sender selbst bei PayTV kein ausrei-
chendes Korrektiv sein muss. Dies kann gerade bei besonders engen Partnerschaften 
zwischen einem Programmveranstalter und einzelnen Netzbetreibern der Fall sein. 
 

Wird durch Exklusivvereinbarungen mit einzelnen Netzbetreibern den Wettbewerbern 
die Einspeisung von Premiuminhalten verweigert, widerspricht dies zugleich den In-
teressen der angeschlossenen Haushalte und auch dem Schutzziel des Landesme-
dienrechts, der Sicherung eines möglichst vielfältigen Programmangebots. Dieser 
Gefahr kann effektiv nur durch eine Inpflichtnahme der beteiligten Programmveran-
stalter begegnet werden. 
Die Länder müssen bereits im Vorfeld geeignete Instrumentarien schaffen, um den 
Missbrauch von Inhaltemonopolen zu verhindern. Es bedarf einer „Must Offer“-
Verpflichtung: Ein Fernsehveranstalter, der über Premiuminhalte oder eine Premium-
marke verfügt, muss interessierten Netzbetreibern die Übertragung des Programms 
zu den gleichen Bedingungen gestatten, zu denen er zuvor der Ausstrahlung seines 
Programms über einen anderen Übertragungsweg zugestimmt hat. 

 
Ein geeigneter Formulierungsvorschlag ist der Anlage zu diesem Positionspapier zu 
entnehmen. 
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Die vorgeschlagene Regelung mag auf den ersten Blick eher an Wettbewerbsrecht denken 
lassen. Das Ziel der Sicherung eines unkomplizierten Zugangs der Zuschauer zu Premiu-
minhalten ist dem öffentlichen Medienrecht jedoch keineswegs fremd. Dies belegt bereits 
die bestehende Listenregelung im Rundfunkstaatsvertrag (und der EU-Fernseh-
richtlinie) zur Übertragung von Großereignissen. Unser Formulierungsvorschlag knüpft di-
rekt an diese Regelung an. 
 
Die geltende Listenregelung des § 4 RStV verfolgt das Ziel, den Zuschauern zu beson-
ders wichtigen Programminhalten einen kostengünstigen Zugang zu gewährleisten. 
Dies würde konterkariert, wenn durch Exklusivvereinbarungen mit dem Programmveran-
stalter nur ein oder wenige Netzbetreiber in der Lage wären, diese Programme zu verbrei-
ten. Die Kunden anderer Netzbetreiber wären dann - soweit möglich - gezwungen, 
kurzfristig den Empfangsweg zu wechseln, wenn sie das Programm empfangen wollen. 
Schon die damit verbundenen Wechselkosten können einem Zugangshindernis, wie 
es die Fernsehrichtlinie ausschließen wollte, gleichkommen. Entsprechendes gilt für 
evtl. in der Anschlussgebühr versteckte Exklusivzuschläge des „privilegierten“ Netzbetrei-
bers. 
 
Unsere Forderung nach einer Must Offer-Verpflichtung steht auch nicht im Wider-
spruch zu dem Wunsch nach einer Deregulierung des Must Carry-Regimes: 

• Wir fordern nicht die Abschaffung des Must Carry-Regimes, sondern eine Umges-
taltung. Die wichtigsten öffentlich-rechtlichen und privaten Programme behalten ih-
ren Must Carry-Status. Hier gilt der Schutz des Zugangs dann beiderseitig. 

• Soweit sich unser Must Offer-Vorschlag auf weitere Programme, insbesondere 
Premium-Sparteninhalte erstreckt, greift der Gedanke der genannten Listenrege-
lung unmittelbar. 

• Schließlich unterscheidet sich der Schutzgedanke des Must Offer und des 
Must Carry in wichtigen Aspekten: Must Carry ist dem Grunde nach nur für ge-
wisse Programmkategorien gerechtfertigt, die für einen wesentlichen Teil der All-
gemeinheit von Interesse sind. Must Offer an Premiuminhalten bezieht und 
beschränkt sich dagegen - wie die Listenregelung - auf bestimmte Sendungen o-
der Programmmarken, und schützt auch kleinere Zuschauergruppen bezüglich 
nicht duplizierbarer Inhalte. Wegen dieser Unterschiede ist es kein Wertungswi-
derspruch, wenn die beiden Schutzkreise nicht absolut deckungsgleich sind. 
Wollte man dies anders sehen, würden wir im Übrigen - angesichts der schwerer 
wiegenden Gefahr von Exklusivbindungen der Programmveranstalter - auch eine 
Deckungsgleichheit der erfassten Programme akzeptieren. 
 

Wichtig ist jedoch, dass die Must Offer-Verpflichtung ausdrücklich eine Angebotspflicht 
zu (im Verhältnis zu anderen Netzbetreibern) gleichwertigen Bedingungen vor-
schreibt, damit sie nicht durch prohibitive Konditionen ausgehebelt werden kann. 
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Abschließend sei erwähnt, dass die von uns vorgeschlagene Bezugnahme auf eine Ver-
einbarung mit einem konkurrierenden Netzbetreiber ausschließt, dass ein Programmver-
anstalter einer Verbreitung zustimmen muss, für die er seinerseits gar keine Senderechte 
erworben hat. Der Verweis auf entgegenstehende Lizenzrechte verfängt deshalb nicht. 
Unsere Must Offer-Forderung bedeutet somit im Ergebnis nicht mehr als eine - überfäl-
lige - Gleichbehandlungspflicht marktstarker Programmveranstalter, die der Vielfalts-
sicherung die notwendige Symmetrie verleiht. Gerade die privaten Senderfamilien werden 
bekanntlich zunehmend von rein monetären Interessen bestimmt. Wenn ein Netzbetreiber 
Exklusivität besonders vergütet, wird der Programmveranstalter zunehmend bereit sein, 
Reichweitenverluste in Kauf zu nehmen. 
 
 
9. „Zugangsfreiheit“: CA, API und Navigatoren 

§ 53 des Rundfunkstaatsvertrags (in der geltenden Fassung) kann als Grundnorm für eine 
zielgenaue, angemessene und effektive Regulierung von Plattformdiensten weiterbeste-
hen. Die Vorschrift bedarf jedoch - um ihren Schutzzweck zu erreichen - in einem Punkt 
einer grundlegenden Anpassung: Sie darf nicht nur für Netzbetreiber gelten, sondern 
muss alle Unternehmen erfassen, die die betreffenden Plattformfunktionalitäten 
kontrollieren - unabhängig davon, welche weiteren Funktionen sie ausüben. Einen ge-
eigneten Formulierungsvorschlag enthält die Anlage zu diesem Positionspapier. 
 
 
10. Plattformen und Medienkonzentration 

In dem Anhörungsschreiben wurde ergänzend um Stellungnahme zu medienkonzen-
trationsrechtlichen Aspekten in Bezug auf sogenannte Plattformen und die Zuwei-
sung von Übertragungskapazitäten gebeten. Die allgemein gefasste Fragestellung lässt 
noch keine vertieften Ausführungen zu. Wir beschränken uns daher in dieser Phase auf 
folgende grundsätzliche Anmerkungen: 
 
a) Die Einbeziehung von „Plattformen“ in medienkonzentrationsrechtliche Prüfungen 

kann allenfalls bei der Beurteilung der vorherrschenden Meinungsmacht eines Pro-
grammveranstalters in Betracht kommen. Die Plattform, bzw. der Netzbetreiber 
kann aber nicht selbst Objekt solcher Prüfungen sein. Denn ein Unternehmen, 
das sich auf die Bereitstellung technischer Dienstleistungen beschränkt und gerade 
nicht selbst als Programmveranstalter auftritt, verfügt nicht ansatzweise über rele-
vante Meinungsmacht. Diese liegt allein bei demjenigen, der die redaktionelle Hoheit 
innehat. 

 
b) Sollten sich im Einzelfall engere Verbindungen zwischen marktstarken Senderfamilien 

und sogenannten Plattformbetreibern ergeben, dürften sich diese in aller Regel ent-
sprechend im Zuschauermarktanteil niederschlagen, so dass eine separate Erfas-
sung grundsätzlich entbehrlich sein dürfte. 
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c) Verbleibende Einflüsse der Netzbetreiber bei der Belegung von Übertragungs-
kapazitäten haben durch den Zuwachs an digitalen Kapazitäten in den letzten Jahren 
drastisch an Bedeutung verloren. Die medienkonzentrationsrechtliche Relevanz 
liegt heute ferner denn je. Der weithin erfolgte Ausbau der Kabelnetze und der gelten-
de § 52 RStV stellt - wie auch die von uns anliegend vorgeschlagene Neufassung -
ganz offenkundig sicher, dass in den deutschen Kabelnetzen nicht nur eine Vielfalt 
von Programmen, sondern auch eine Vielfalt von Veranstaltern abgebildet wird. Mit 
Kabelnetzbetreibern verbindet sich in Deutschland daher in medienkonzentrations-
rechtlicher Hinsicht keinerlei Besorgnis, die eine weitere Befassung mit der Problema-
tik erfordert. Bei drahtlosen Übertragungswegen mit vergleichsweise beschränkten 
Übertragungskapazitäten mag sich dies anders verhalten. 

 
d) Der Begriff der „Plattform“ eignet sich im Übrigen aufgrund der bereits erläuter-

ten Ungenauigkeit auch nicht als Anknüpfungspunkt für medienkonzentrations-
rechtliche Beurteilungen. Der Rundfunkstaatsvertrag orientiert sich mit dem 
Zuschauermarktanteilsmodell zu Recht an einer exakt messbaren Größe. Diese Klar-
heit würde beeinträchtigt, wenn ergänzend stark wertungsabhängige Plattformaspekte 
einbezogen würden. 

 

 
 
Bonn, 17. Juli 2007 
 
 
 
 
 

Informationen zur ANGA Verband Deutscher Kabelnetzbetreiber e.V.: 

Die ANGA vertritt die Interessen von mehr als 120 Unternehmen der deutschen Breitbandkabel-
branche, darunter Tele Columbus, EWT, HanseNet, Kabel Baden-Württemberg, PrimaCom, NetCo-
logne, Martens, Marienfeld und viele andere vorwiegend mittelständisch geprägte Kabelnetz-
betreiber, die insgesamt rund 9 Millionen Haushalte mit Kabelfernsehen versorgen. 

Ursprünglich hervorgegangen aus der privaten Verteilebene (sogenannte Netzebene 4) betreiben 
inzwischen viele Kabelunternehmen der ANGA heute auch sogenannte "integrierte" Netze, 
die die TV-Signale über eigene Satellitenempfangsstationen völlig unabhängig von den vorgelager-
ten Kabelgesellschaften der sogenannten Netzebene 3 (ehemals Telekom) empfangen. 

Zu den Mitgliedern des Verbandes zählen zudem führende Systemhersteller wie Alcatel-Lucent, 
Siemens, Motorola, Scientific Atlanta, Kathrein, Teleste, Triax, Astro und Wisi. 

Über eine Tochtergesellschaft ist der Verband Veranstalter der ANGA Cable (www.angacable.de), 
der Fachmesse für Kabel, Breitband und Satellit. An der Veranstaltung haben zuletzt mehr als 
360 internationale Aussteller und 10.000 Fachbesucher aus über 60 Ländern teilgenommen. 
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Anlage:  Formulierungsvorschläge für den Rundfunkstaatsvertrag: 
 
I. § 52  Verbreitung von Fernsehprogrammen über Telekommunikationsnetze 
 
(1) Fernsehprogramme, die in einem Bundesland rechtmäßig veranstaltet werden, dürfen in allen Bun-

desländern in Telekommunikationsnetzen verbreitet werden. Zulässig ist auch die zeitgleiche und 
unveränderte Weiterverbreitung von Fernsehprogrammen, die in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union nach den jeweils geltenden Vorschriften veranstaltet werden. Entsprechendes gilt für 
Programme, die nach den Bestimmungen des Europäischen Übereinkommens über das grenz-
überschreitende Fernsehen veranstaltet werden. Die Weiterverbreitung kann nur nach Maßgabe der 
jeweiligen europäischen Regelungen ausgesetzt werden. Die Verbreitung oder Weiterverbreitung ist 
der örtlich zuständigen Landesmedienanstalt mindestens vier Wochen vor Beginn durch den Veran-
stalter oder den Betreiber des Telekommunikationsnetzes anzuzeigen. Die Zulässigkeit der Wei-
terverbreitung sonstiger ausländischer Programme richtet sich nach dem jeweiligen 
Landesrecht. 

 
(2) Vorbehaltlich weitergehender landesgesetzlicher Vorgaben für die drahtlose Verbreitung gelten für 

Telekommunikationsnetze, die von mindestens 500 Haushalten als Hauptmittel für den Emp-
fang von Fernsehprogrammen genutzt werden, die nachfolgenden Bestimmungen. 

 
(3) Zu verbreiten sind mindestens folgende öffentlich-rechtlichen Fernsehprogramme: 

1. Das Erste Programm der ARD 
2. Das Zweite Deutsche Fernsehen 
3. Die Programme 3sat, Phoenix, Kinderkanal und ARTE 
4. Das für die jeweilige Region, in dem sich das Telekommunikationsnetz befindet, 

bestimmte Dritte Fernsehprogramm der Landesrundfunkanstalt 
5. Zwei weitere Dritte Programme einer Landesrundfunkanstalt 

 
(4) Zu verbreiten sind weiterhin mindestens folgende Programme: 

1. Vier private Vollprogramme im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Rundfunkstaats-
vertrags 

2. Zwei für das Verbreitungsgebiet bestimmte Regionalprogramme oder -fenster 
3. Ein Spartenprogramm mit dem Schwerpunkt Information 
4. Ein Spartenprogramm mit dem Schwerpunkt Musik 
5. Ein Spartenprogramm mit dem Schwerpunkt Sport 
6. Ein Teleshoppingangebot 
7. Zwei fremdsprachige Programme, davon mindestens eines in englischer 

Sprache und in Grenzgebieten eines in der Sprache des Nachbarlandes, so-
fern dieses Programm im Bereich des Telekommunikationsnetzes terrest-
risch empfangbar ist. 

 
(5) Über die Verbreitungstechnik entscheidet der Betreiber des Telekommunikationsnetzes. Entscheidet 

er sich für eine andere als die analoge Verbreitung, muss gewährleistet sein, dass die für die Sicht-
barmachung nötigen Endgeräte zu marktüblichen Preisen für jedermann erhältlich sind. 

 
(6) Die Übertragungspflichten nach Absatz 3 und 4 gelten nur, soweit das betreffende Programm am 

Ort der Programmübernahme bzw. Einspeisung drahtlos empfangbar ist. 

www.anga.de 
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(7) Hat der Veranstalter eines Fernsehprogramms der Verbreitung über ein Telekommunikati-

onsnetz zugestimmt, ist er verpflichtet, anderen Betreibern von Telekommunikationsnetzen 
die Verbreitung in dem gleichen Empfangsgebiet zu entsprechenden Bedingungen zu gestat-
ten. Diese Verpflichtung gilt für: 
 

1. Die zehn bundesweiten Fernsehprogramme mit der höchsten Zuschauereinschalt-
quote im Vorjahr 

2. Fernsehprogramme, die die in § 4 Absatz 2 genannten Großereignisse oder die Spie-
le der ersten Fußballbundesliga ausstrahlen. 

 
(8) Verstößt der Netzbetreiber oder der Programmveranstalter gegen die Vorgaben der Absätze 1 bis 7 

setzt die Landesmedienanstalt eine angemessene Frist, um die Einhaltung der Vorgaben zu 
gewährleisten. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist kann die Landesmedienanstalt die notwendigen 
Anordnungen treffen. 

 
 
II. § 53  Plattform- und Zugangsdienste 
 
(1) Veranstalter von Fernsehprogrammen und Betreiber von Telekommunikationsnetzen dürfen 

durch die nachfolgenden Systeme weder unmittelbar noch mittelbar ohne sachlich gerechtfertigten 
Grund unbillig behindert oder gegenüber gleichartigen Marktteilnehmern unterschiedlich behandelt 
werden: 

 
1. Zugangsberechtigungssysteme 
2. Schnittstellen für Anwendungsprogramme 
3. Systeme, die die Auswahl von Fernsehprogrammen steuern und die als übergeordnete Be-

nutzeroberfläche für alle über das System angebotenen Dienste verwendet werden. 
 

(2) Die Verwendung eines Systems nach Absatz 1 ist der jeweils zuständigen Landesmedienanstalt 
unverzüglich anzuzeigen. Satz 1 gilt für Änderungen entsprechend. Der zuständigen Landesme-
dienanstalt sind im Fall eines konkreten Verdachts eines Verstoßes gegen die Anforderungen des 
Absatz 1 auf Verlangen die zur Aufklärung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

 
(3)  Ob ein Verstoß gegen die Vorgaben des Absatz 1 vorliegt, entscheidet die zuständige Landesme-

dienanstalt im Benehmen mit der Bundesnetzagentur. 
 

(4)  Zuständig ist die Landesmedienanstalt des Landes, in dem der Anbieter oder Verwender des Sys-
tems seinen Sitz, Wohnsitz oder in Ermangelung dessen seinen ständigen Aufenthalt hat. Ergibt 
sich danach keine Zuständigkeit, so ist diejenige Landesmedienanstalt zuständig, in deren Bezirk 
der Anlass für die Amtshandlung hervortritt. 
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Gemeinsame Stellungnahme 
der IPTV-Anbieter Arcor und HanseNet 

zum Entwurf des 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrags 
 

 

I. Allgemeine Anmerkungen 

 

Der Entwurf des Rundfunkänderungsstaatsvertrags erhebt den Anspruch, einen allgemeingültigen  

Plattformbegriff zu prägen, der auf die vermeintlichen  technischen, ökonomischen und medienrelevanten 

Gemeinsamkeiten unterschiedlicher Systeme abhebt und unterwirft derart definierte Plattformen einer 

einheitlichen Regulierung. Dabei wird zu Unrecht davon ausgegangen, dass den IPTV-Betreibern eine 

den Kabelnetzbetreibern vergleichbare marktbeherrschende Rolle zukommt.  

 

Durch die weit reichende Regulierung wird ein Wettbewerb der Inhalte über verschiedene Übertragungs-

wege, der zur mehr Vielfalt führen würde, verhindert. Zudem wird in Deutschland eine technische Inno-

vation behindert, die in anderen Ländern bereits wichtige Impulse für die Medienlandschaft gesetzt hat.  

 

Mit dem Entwurf zum RÄStV wird eine Regulierung auf einen Bereich erweitert, dem noch keine 

Breitenwirkung und Meinungsbildungsrelevanz zukommt. Ob und inwieweit Maßnahmen zur 

Vielfaltsicherung in diesem Bereich erforderlich sein werden, kann heute noch nicht beurteilt werden. Bei 

der Regulierung ist daher Zurückhaltung geboten. Insbesondere darf es nicht zu einer Regulierung auf 

Vorrat kommen, wenn damit die Gefahr verbunden ist, diesen neuen Verbreitungsweg insgesamt zu 

gefährden. 
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II. Stellungnahme zu den einzelnen Abschnitten 

 

§ 2 Abs. 2 Begriffsbestimmung 

 
- Nr. 9 Definition Programmbouquet 

Eine Definition des Begriffs Programmbouquet kann entfallen, wenn dieser Begriff an keiner anderen 

Stelle des Staatsvertrages verwendet wird. Im Übrigen besteht auch keine Notwendigkeit ein 

Programmbouquet zu schützen. Ein Programmbouquet kann Vielfalt nicht gewährleisten. Schon allein 

deswegen nicht, weil es durch einen einzelnen Anbieter, der bestimmte Ziele verfolgt, zusammengestellt 

wird. Entscheidend ist alleine, ob in der Summe der übertragenen Programme eine Vielfaltsicherung 

hergestellt wird. In diesem Zusammenhang ist auch auf die Kommentierung zu § 52a Abs. 4 (bzw. 5-neu) 

zu verweisen. 

 

- Nr. 10 Definition Plattform 

Die gewählte Formulierung der „Zurverfügungstellung digitaler Übertragungskapazitäten oder digitaler 

Datenströme“ ist eine unzureichende Beschreibung des Geschäftsmodells der IPTV-Betreiber. IPTV-

Betreiber wie Arcor und HanseNet stellen Programmanbietern keine Übertragungskapazitäten oder 

digitalen Datenströme zur Verfügung und vermarkten auch keine Übertragungskapazitäten oder 

Datenströme gegenüber diesen.  

Vielmehr kaufen IPTV-Anbieter das Programmangebot Dritter als Vorleistung ein, um Endkunden ein 

Produkt höherer Wertschöpfungsstufe anzubieten. Dieser Sachverhalt unterscheidet sich grundlegend 

von den Ausprägungen eines Geschäftsmodells, bei dem die Übertragungskapazität den Programm-

anbietern zur freien Nutzung zur Verfügung gestellt wird. Insofern außerdem im weiteren Text des RÄStV 

von „Plattformanbietern“ die Rede ist, kann sich dieser Ausdruck folglich auch nur auf das Angebot der 

Plattformdienste an Endkunden beziehen und nicht auf ein Angebot von Plattformkapazitäten an 

Programmveranstalter. 

Die Einbeziehung Dienste Dritter in die Definition des Plattformbegriffs geht zu weit, da für die 

Regulierung einzig die Verbreitung der Programme entscheidend sein kann. Eine Ausweitung über 

Programme hinaus erfordert zumindest eine Konkretisierung. Die zu regulierenden Dienste müssen 

Meinungsbildungsrelevanz aufweisen. Nach dem vorliegenden Wortlaut wären auch Telemedien erfasst. 

Mangels rundfunkrechtlichen Bezuges kann hier eine Regulierung ausschließlich im Telemediengesetz 

stattfinden. 
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Formulierungsvorschlag: 

Im Sinne dieses Staatsvertrages ist…  

Nr. 9: Plattform eine Zusammenfassung von eigenen privaten Programmen oder von 

Programmen Dritter in digitaler Technik mit dem Ziel, diese Endkunden als Gesamtangebot 

zugänglich zu machen. 

 

 

§ 52 Plattformen 

 

§52 Abs. 2 

Für IPTV- Plattformen - als neue Anbieter im etablierten Fernsehmarkt - sollte die Anzeigepflicht so 

verordnet werden, dass kleine Plattformen mit geringer Meinungsbildungskraft – orientiert am Kriterium 

der Angemessenheit - nicht von vornherein überreguliert werden.  

 

Formulierungsvorschlag:  
(2) Private Anbieter, die Plattformen mit Rundfunk und vergleichbaren Telemedien anbieten 

wollen, müssen dies mindestens zwei Monate vor Inbetriebnahme der zuständigen 

Landesmedienanstalt anzeigen. Eine Anzeigepflicht besteht nicht für 

1. Anbieter von Plattformen mit weniger als 1 Millionen Nutzern oder weniger als 50 Millionen 

Zugriffen im Monatsdurchschnitt eines Jahres oder 

 

 

§ 52a Regelungen für Plattformen 

 

§52a Abs. 2 sieht vor, dass Maßnahmen zur Sperrung von Programmen und Diensten auch gegen 

Plattformanbieter gerichtet werden können. Dies darf nicht dazu führen, dass die ausführenden Organe 

sich an den Plattformbetreiber wenden, um lediglich ihren Aufwand zu minimieren, obwohl der für das 

Programm oder den Dienst Verantwortliche direkt zur Unterlassung aufgefordert werden kann. Es muss 

klargestellt werden, dass ausschließlich die Dritten für eigene Inhalte verantwortlich und grundsätzlich 

auch diese Dritten zur Umsetzung von Anordnungen der Aufsichtsbehörden verpflichtet sind. Die 

Anforderungen, wann ausnahmsweise eine Maßnahme auch an den Plattformanbieter gerichtet werden 

kann, sind zu konkretisieren. Diese Möglichkeit muss die ultima ratio sein. 
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Formulierungsvorschlag:  

 (2) Plattformanbieter sind für eigene Programme verantwortlich. Bei Verfügungen der 

Aufsichtsbehörden gegen Programme Dritter, die über die Plattform verbreitet werden, sind sie 

zur Umsetzung dieser Verfügung verpflichtet. Sind Maßnahmen gegenüber dem Verantwortlichen 

von Programmen nach Satz 2 nicht durchführbar oder erfolglos geblieben, können Maßnahmen 

zur Sperrung von Programmen auch gegen den Plattformanbieter gerichtet werden, sofern eine 

Sperrung technisch möglich und zumutbar ist. 

 

§ 52a Abs. 3 

 

§ 52a Abs. 3 sieht vor, dass Anbieter von Programmen und Diensten nicht unbillig behindert oder 

diskriminiert werden. Diese Regelung kann nur Anwendung finden auf die Übertragung der Sender die 

von der Must-Carry-Regelung § 52b Abs. 1 erfasst sind. Alle anderen Sender unterliegen dem freien 

Nachfrageprinzip. Eine Entgeltregulierung nach dem Vorbild des TKG ist unangemessen. Für die Vielfalts-

sicherung ist es ausreichend, wenn im Must-Carry-Bereich eine Diskriminierungsfreiheit sichergestellt 

wird. Eine weitergehende Regulierung aufgrund marktbeherrschender Stellung ist dem Regime des TKG 

(insbesondere Markt 18) zu unterstellen. Die zwei letzten Sätze des Absatz 3 müssen deshalb gestrichen 

werden. 

 

Formulierungsvorschlag:  

(3) Anbieter von Programmen nach § 52b Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1 dürfen 

durch die Ausgestaltung der Entgelte nicht unbillig behindert oder gegenüber gleichartigen 

Anbietern ohne sachlich gerechtfertigten Grund unterschiedlich behandelt werden. Die 

Verbreitung von Angeboten nach § 52b Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1 hat zu 

angemessenen Bedingungen zu erfolgen. Entgelte und Tarife für Angebote nach § 52b Abs. 1 Nr. 

1 oder Abs. 2 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1 sind offen zu legen. 

 

§ 52a Abs. 4-neu 

 

Wie eingangs dargelegt, stehen die Plattformen beim Contenzugang in einem klaren Abhängigkeits-

verhältnis zu den Programmanbietern. Eine Belegungspflicht setzt deshalb eine entsprechende 

Verpflichtung der Programmveranstalter zur Bereitstellung der Programme zwingend voraus. Die 

reziproke Verpflichtung muss sich auch auf die Ausgestaltung der Konditionen beziehen. 
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Formulierungsvorschlag: 

(4) Anbieter von Programmen sind verpflichtet, ihre Programme Plattformbetreibern für die 

Verbreitung an Endkunden bereit zu stellen. Dabei dürfen Plattformen durch die Ausgestaltung 

von Entgelten nicht unbillig behindert oder gegenüber gleichartigen Nachfragern ohne sachlichen 

Grund unterschiedlich behandelt werden. Die Bereitstellung von Programmen für die Verbreitung 

nach § 52b Absatz 1 oder 2 hat zu angemessenen Bedingungen zu erfolgen. Entgelte und Tarife 

für die Bereitstellung von Programmen sind offen zu legen.  

 

§52a Abs. 4 (5-neu) 

 

Als IPTV-Anbieter können wir dem Gebot der inhaltlichen Integrität des einzelnen Programms  zustimmen, 

eine Ausdehnung jedoch auf Programmpakete/-bouquets ist rundfunkrechtlich nicht tragbar. Die 

Vielfaltsicherung wird bereits durch § 52b des Entwurfs gewährleistet.  

 

Formulierungsvorschlag:  

(5- neu)  Der Anbieter einer Plattform darf – unbeschadet der Regelung in Absatz 4 – ohne 

Zustimmung des jeweiligen Rundfunkveranstalters dessen Programme und Dienste inhaltlich 

nicht verändern. 

 

 

§ 52b Belegung von Plattformen 

 

§52b Abs. 1 

 

Im Gegensatz zu Satelliten- und Kabel-TV gibt es bei IPTV keine fest definierte Kapazität für TV-Zwecke. 

Anknüpfungspunkt einer Belegungsverpflichtung kann also im Falle eines IPTV-Anbieters nur eine die 

tatsächlich für die Verbreitung von Fernsehprogrammen verwendete Kapazität sein.  

 

Formulierungsvorschlag: 

Abs. 1 Satz 1. Der Plattformanbieter hat innerhalb einer Übertragungskapazität im Umfang von 

höchstens einem Drittel der für die digitalen Verbreitung verwendeten Gesamtkapazität 

sicherzustellen, dass ... 
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Da die geographische Reichweite von IP-Netzen nicht technisch definiert werden kann, müssten alle 

regionalen und lokalen Programmfenster allen Nutzern angeboten werden. Schon allein um eine 

Überforderung der Endkunden durch mehrere Hundert Programme zu vermeiden, darf nicht jede lokale 

Besonderheit, wie z.B. ein einstündiges Lokalfenster für eine einzelne Stadt, zu einem Anspruch auf 

Einspeisung eines weiteren vollständigen Programms führen. Auch für private Programme ist eine klare 

Grenze zu ziehen, die sich nicht prozentual bestimmen lässt. 

Darüber hinaus sollte der Gesetzgeber klar zum Ausdruck bringen, welche Programme aus 

Vielfaltsgesichtspunkten zwingend erforderlich sind und diese in Form von Programmkategorien 

aufzählen, unter die der Plattformbetreiber dann einzelne Programme subsumieren kann. Hiermit würde 

die erforderliche Klarheit bei der Umsetzung der Belegungsvorgaben gewährleistet. 

 

§ 52b Abs. 3- neu  

 

Die Transportleistung von Programmen, die in § 52b Abs.1 geregelt sind (Must-Carry), muss einem 

angemessen Entgelt unterliegen und ist diskriminierungsfrei allen Plattformen unabhängig von der Art des 

Verbreitungsweges (Prinzip der Technikneutralität) zugänglich zu machen. Entscheidend ist die Höhe der 

Aufwendungen der Rundfunkveranstalter für einzelne Verbreitungswege. 

 

Formulierungsvorschlag: (3- neu)   

(3) Der Plattformbetreiber hat für die Bereitstellung der unter Abs. 1 und 2 genannten 

Übertragungskapazitäten einen Anspruch auf angemessene Vergütung gegenüber dem Anbieter 

von Programmen. Dabei dürfen Plattformen durch die Ausgestaltung von Entgelten nicht unbillig 

behindert oder gegenüber gleichartigen Nachfragern ohne sachlichen Grund unterschiedlich 

behandelt werden. 

 

 

§ 52c Zugangsfreiheit 

 

§ 52c sollte gestrichen werden, da es eine Doppelregulierung mit dem Telekommunikationsgesetz gibt.   
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Gemeinsame Stellungnahme 
von T-Mobile Deutschland,  
Vodafone D2 und O2 Germany 
 
zum Entwurf des Zehnten Staatsvertrages 
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge  
 
(Zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag, Stand: 15. Juni 2007) 
 
 
 
 
 
 
 
1. Vorbemerkung 
 
Die Mobilfunknetzbetreiber T-Mobile Deutschland (T-Mobile), Vodafone D2 (Vodafone) und 
O2 Germany (O2) bedanken sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf des 
Zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrags.  
 
T-Mobile, Vodafone und O2 haben sich im Rahmen der länderübergreifenden 
Ausschreibungen von DVB-H Frequenzen als Plattformbetreiber beworben und damit ihre 
grundsätzliche Bereitschaft erklärt, zur Einführung von Mobile TV im DVB-H Standard in 
Deutschland maßgeblich beizutragen. Um das Ziel einer erfolgreichen Erschließung dieses 
attraktiven Marktes zu erreichen, bedarf es aus Sicht der Mobilfunknetzbetreiber eines 
angemessenen rechtlichen Rahmens.  Dabei muss der deutsche Gesetzgeber die 
europäischen Vorgaben berücksichtigen, wie sie etwa in der Universaldienstrichtlinie 
verankert sind. T-Mobile, Vodafone und O2  plädieren mit dieser Stellungnahme für eine 
Regulierung, die sowohl die rundfunkrechtlich gebotene Vielfaltsicherung als auch die 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten für die Erschließung eines neuen Marktes im Blick behält. 
 
Vor diesem Hintergrund konzentriert sich die folgende Stellungnahme auf die zur Diskussion 
gestellten Vorgaben für Plattformen sowie auf diejenigen zur Regelung der Zuordnung und 
der Zuweisung von  digitalen terrestrischen Frequenzen. Des Weiteren wird die Frage nach 
möglichen Anpassungen des Medienkonzentrationsrechts aufgegriffen. 
 
 
2. Grundsätzliche Anmerkungen 
 
T-Mobile, Vodafone und O2 begrüßen, dass mit dem vorliegenden Staatsvertragsentwurf die 
Weichen für eine zentrale Zuweisung von Übertragungskapazitäten für bundesweite 
Versorgungsbedarfe gestellt werden sollen. Eine solche Zusammenfassung von 
Entscheidungskompetenzen ist dringend geboten, insbesondere um die Vergabeverfahren 
von digitalen terrestrischen Frequenzen künftig zu harmonisieren und zu beschleunigen. 
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Dies verbessert die Planungssicherheit für alle Beteiligten an die Bundesländer 
übergreifenden Vorhaben signifikant. 
 
Ebenso positiv bewerten wir die im Entwurf vorgesehene Möglichkeit, drahtlose 
Übertragungskapazitäten künftig auch an Plattformbetreiber zuweisen zu können. Vor allem 
für die erfolgreiche Entwicklung von Mobile TV wird damit eine unerlässliche Grundlage 
geschaffen. 
 
Noch nicht ausgereift ist aus unserer Sicht hingegen die mit dem Entwurf angestrebte 
übergreifende Plattformlösung für alle Übertragungswege. Sie setzt sich vor allem mit den 
vorgesehenen Belegungsregeln in einen rechtlich nicht akzeptablen Gegensatz zur 
Universaldienstrichtlinie (Richtlinie  2002/22/EG), die ausweislich der Begründung nicht 
zuletzt dem Schutz von erst im Entstehen befindlicher Märkte vor einer unverhältnismäßigen 
Regulierung dient.  Für Mobile TV hat die EU Kommission diesen Aspekt in einer gerade 
veröffentlichten Mitteilung noch einmal bekräftigt, indem sie ausführt, dass die Auferlegung 
von Übertragungspflichten bei entstehenden Diensten unzulässig sind, und auch andere 
traditionelle Rundfunkverpflichtungen für das mobile Fernsehen möglicher Weise als 
unangemessen einzustufen sind (Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische 
Parlament, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen vom 18. Juli 2007: Stärkung des Binnenmarkts für das Mobilfernsehen 
(KOM(2007) 904 endgültig), S. 7). Zudem stellt eine übergreifende Plattformlösung die zum 
Teil enormen Unterschiede zwischen klassischen Rundfunkübertragungswegen und neuen, 
auch für Rundfunk genutzten Verbreitungswegen nicht in Rechnung. Die einzelnen 
Übertragungswege sind durch sehr unterschiedliche Wettbewerbsumfelder gekennzeichnet. 
Im Unterschied zu Breitbandkabelnetzen, bei denen kaum Wettbewerb existiert, gibt es etwa 
bei UMTS und TV über DSL keinen Wettbewerbsschutz der einzelnen Anbieter.  
 
Von der Plattformregulierung erfasst würden dem Entwurf zu Folge nicht nur die 
traditionellen Rundfunkübertragungswege wie Kabel, Satellit und Terrestrik, sondern ebenso 
TV über DSL, Internetportale, DVB-H und sogar UMTS. Bei den vier letztgenannten handelt 
es sich gegenwärtig nachweislich nicht um Hauptübertragungswege für Rundfunkangebote. 
Diese Kritik wird auch nicht durch die vorgeschlagene De Minimis-Regel ausgeräumt, da 
diese nur bestimmte Anbieter betrifft, indem sie sie etwa von der Anzeigepflicht ausnimmt. 
Auf Grund der weitreichenden technischen Beschränkungen für den gleichzeitigen Empfang 
von Rundfunkprogrammen ist bei der Mobilfunktechnologie UMTS auch zukünftig 
auszuschließen, dass hier ein relevanter Rundfunkübertragungsweg entstehen kann. Nicht 
vergessen werden darf schließlich, dass zum Erwerb der UMTS-Frequenzen erhebliche 
finanzielle Mittel aufgebracht werden mussten, die die Unternehmen im Vertrauen auf das 
Ausbleiben einer weitgehenden medienrechtlichen Regulierung getätigt haben. Auch 
insoweit ist UMTS nicht mit Rundfunkfrequenzen zu vergleichen; die weitreichenden 
Auflagen für die Nutzung des knappen für den Rundfunk gewidmeten Spektrums hängen 
auch mit ihrer unentgeltlichen Vergabe zusammen. So findet nach § 61 Abs. 2 S. 2 TKG für 
Frequenzen, die für Rundfunkdienste vorgesehen sind, das Versteigerungsverfahren keine 
Anwendung. 
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Das im Staatsvertragsentwurf vorgesehene Belegungsregime ist aus den vorgenannten 
Gründen für UMTS, DVB-H, TV über DSL und Internetportale mit der 
Universaldienstrichtlinie nicht vereinbar. Hinzu kommt, dass die genannten 
Übertragungswege erhebliche Unterschiede etwa bei den zur Verfügung stehenden 
Kapazitäten aufweisen, denen auch mit unterschiedlichen Regulierungsansätzen begegnet 
werden sollte. Während die Breitbandkabelnetze ebenso wie die Terrestrik auch in Zukunft 
begrenzte Kapazitäten aufweisen werden, sind solche Beschränkungen weder beim 
Satelliten noch bei TV über DSL zu erkennen. Gleiches gilt auch für weitergehende 
Zugangsansprüche, wie das Beispiel Internet illustriert. Inhalteanbieter und Nutzer können 
hier zwischen über 8 Milliarden Seiten wählen. Ein Must Carry-Regime ist daher bei den 
letztgenannten Übertragungswegen weder notwendig noch verhältnismäßig. Da die 
Terrestrik weiterhin anhand von mit der Zuweisung verbundenen Vorgaben reguliert werden 
soll, entfällt auch hier die Notwendigkeit einer zusätzlichen Regulierung, die sich am 
bisherigen Kabelbelegungsmodell orientiert. Auf eine insofern rechtlich problematische und 
faktisch unnötige Ausweitung der Belegungsvorgaben für Kabelbetreiber auf andere 
Übertragungswege sollte aus unserer Sicht verzichtet werden. 
 
Soweit es um die Konditionen der Verbreitung von Rundfunk und Telemedien geht – wie bei 
den Normen zur Entgeltregulierung – bedeutet dies für Telekommunikationsanbieter eine 
Doppelregulierung, da diese bereits dem Telekommunikationsrecht unterliegen. Außerdem 
ist eine Benachteiligung der Marktgegenseite durch das Kartellrecht erfasst. Es wäre daher 
auch im Sinne der Kohärenz der Gesamtrechtsordnung, die rundfunkrechtlichen Regelungen 
auf  solche zur Vielfaltsicherung im engeren Sinne zu begrenzen. Eine weitergehende 
Regulierung würde jedenfalls die Marktsituation der Plattformanbieter gegenüber 
ausländischen Anbietern erheblich verschlechtern. So planen beispielsweise aktuell SES 
und Eutelsat, über Satellit gemeinsam Fernsehprogramme auf das Handy zu übertragen.  
 
Notwendig erscheint T-Mobile, Vodafone und O2 gegenwärtig lediglich eine Lösung für die 
Zuweisung von Kapazitäten für Plattformen im Bereich der digitalen Terrestrik. Die zu 
diesem Bereich im vorliegenden Entwurf enthaltenen Regelungen sind daher für uns von 
besonderer Bedeutung. Auf eine übergreifende und damit nicht hinreichend differenzierte 
Plattformlösung sollte hingegen aus unserer Sicht verzichtet werden.  
 
Auf Grund der vorstehenden Überlegungen plädieren wir dafür, dass der 
Staatsvertragsgeber sich hinsichtlich der Neuregelungen für Plattformen sowie der 
Zuordnungs- und Zuweisungsfragen auf die §§ 51 und 51a beschränkt. Zu diesen Punkten 
bitten wir um Berücksichtigung unserer nachstehenden Anmerkungen und Vorschläge im 
Detail. Wenn der Staatsvertragsgeber an den Plänen für eine übergreifende 
Plattformregulierung festhalten möchte, bitten wir darüber hinaus hilfsweise um Prüfung und 
Berücksichtigung unserer Anmerkungen zu den darauf bezogenen Regelungen. 
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3. Anmerkungen im Einzelnen 
 
A. Regelungen zu Plattformen 
 
1. Definition (§ 2 Abs. 2 Nr. 10) 

T-Mobile, Vodafone und O2 halten es für vorzugswürdig, bei der Plattformdefinition auf das 
Zurverfügungstellen von Kapazitäten und nicht lediglich auf eine Zusammenfassung von 
Programmen und Diensten abzustellen. Die Begriffe „Zusammenfassung“ und „als 
Gesamtangebot zugänglich zu machen“ konturieren alleine noch nicht hinreichend den 
Gegenstandsbereich. Auch reine Inhalteanbieter, die Inhalte Dritter in ihr Angebot 
integrieren, wären hiervon erfasst (etwa Portalanbieter im Internet).  
 
Allerdings wirft die erste Variante der Plattformdefinition noch Fragen auf. Es bleibt etwa 
unklar, was genau davon erfasst wird: Was ist die Definition von „digitalen Datenströmen“? 
Sollen damit auch Anbieter ohne eigene physische digitale Übertragungskapazitäten erfasst 
werden? Aus unserer Sicht sollte der unklare Begriff der „digitalen Datenströme“ gestrichen 
werden. Jedenfalls ist die Vermarktung von diesen Inhalten an den Verbraucher ohne 
Verfügungsmöglichkeiten über Kapazität nicht regulierungsbedürftig. 
 
Offene Plattformen im Internet fallen nicht unter die von uns favorisierte Definitionsvariante, 
da keine Kapazitäten (und auch keine Datenströme) zur Verfügung gestellt werden, sondern 
der Nutzer die Angebote über das Internet und ohne zusätzliche Technologie (Set-Top-
Boxen o. ä.) abrufen kann. Die Begründung sollte aber zusätzlich klarmachen, dass offene 
Plattformen im Internet (auch offene TV-Plattformen im Internet) nicht erfasst werden. Die 
Regelungen für Plattformen, die vor allem darauf reagieren, dass Plattformbetreiber die auf 
ihrer Plattform befindlichen Angebote auswählen und damit Einfluss darauf haben, was beim 
Nutzer ankommt, „passen“ nicht bei offenen Plattformen im Internet: Der Nutzer kann 
jederzeit auf konkurrierende Angebote ausweichen und es besteht auch kein 
Kapazitätsproblem.  
 
Außerdem sollte der Begriff der „Dienste“ zugunsten des eingeführten und gesetzlich 
definierten Terminus der „Telemedien“ ersetzt werden. Da die Regulierung vor allem das Ziel 
der Vielfaltsicherung verfolgt, erscheint es sinnvoll, sie auf Plattformen zu konzentrieren, die 
besonders meinungsrelevante Inhalte verbreiten. Dies sind Rundfunk und vergleichbare 
Telemedienangebote; dabei kann in der Formulierung an die gerade verabschiedete 
Richtlinie über Audiovisuelle Mediendienste angeknüpft und ergänzend auf das Kriterium der 
Linearität abgestellt werden (hierdurch werden etwa Teleshopping-Angebote einbezogen).  
 
Daraus resultiert folgender Vorschlag für eine Norm zur Plattformdefinition: 
 
10. Plattform die Zurverfügungstellung digitaler Übertragungskapazitäten auch für 
Rundfunkprogramme und vergleichbare lineare Telemedien Dritter mit dem Ziel, diese 
anderen als Gesamtangebot zugänglich zu machen 
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2. Zuordnung (§ 51)  

Aus unserer Sicht ist eine Zuordnung von Teilkapazitäten insbesondere bei den knappen für 
DVB-H zur Verfügung stehenden Frequenzressourcen nicht sinnvoll. Teilzuordnungen von 
Übertragungskapazitäten bergen insbesondere bei der Nutzung von digitalen Multiplexing-
Verfahren die Gefahr eines eingeschränkten Angebotes für die Nutzer und sind daher nicht 
zeitgemäß. Würde etwa bei nur einem für die DVB-H Verbreitung verfügbaren Multiplex (wie 
dem aktuell von den Landesmedienanstalten auf der Grundlage von Modellversuchsklauseln 
ausgeschriebenen Multiplex) bereits auf der Zuordnungsebene eine Aufteilung nach 
öffentlich-rechtlichen und privaten Trägern vorgenommen, wäre ein technisch einheitliches 
Angebot für die Kunden auf einer Plattform gefährdet. Ein solches Vorgehen würde im  
Ergebnis daher wahrscheinlich zu einer geringeren Programmvielfalt für die Nutzer führen, 
da Teilzuordnungen zu einem zersplitterten Markt mit einer geringeren Anzahl von 
Programmen auf verschiedenen Endgeräten führen dürften. Außerdem führt die Aufteilung 
der Bandbreite eines analogen Kanals in Teilkapazitäten zum Verlust von 
Programmäquivalenten (aus technischen Gründen können bei einer Teilung in zwei 
Multiplexe geringerer Bandbreite insgesamt weniger Programmäquivalente verbreitet werden 
als über eine ungeteilte Frequenz). All dies spräche gegen den Grundsatz einer effizienten 
Frequenznutzung und widerspräche dem Ziel, die Entwicklung einer digitalen Dividende für 
die Informationsgesellschaft optimal auszuschöpfen. Eine Aufteilung des 
Kapazitätsspektrums auf dieser Entscheidungsstufe ist aus den vorgenannten Gründen mit 
Blick auf die Meinungsvielfalt oftmals kein Gewinn, auch wenn damit auf den ersten Blick 
den Kapazitätsanforderungen der öffentlich-rechtlichen und der privaten Seite entsprochen 
werden soll. Daher sollte der Staatsvertragsgeber die Möglichkeit von Gesamtzuordnungen 
favorisieren. Das Ziel eines vielfältigen Angebotes aus privaten und öffentlich-rechtlichen 
Programmen und Telemedien lässt sich auf der nachgeordneten Ebene der Zuweisung 
durch entsprechende Regelungen sicherstellen, ohne dass die Programmvielfalt für die 
Rezipienten eingeschränkt würde.  
 
T-Mobile, Vodafone und O2 schlagen ausgehend von den vorstehenden Überlegungen 
folgenden Normtext für § 51 vor, der anknüpft an die in Variante 1 des 
Staatsvertragsentwurfs vorgesehene Zuordnungskompetenz der Ministerpräsidenten der 
Länder: 
 
(2) Über die Zuordnung von Übertragungskapazitäten für bundesweite Versorgungsbedarfe 
an die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF oder das 
Deutschlandradio oder die Landesmedienanstalten entscheiden die Ministerpräsidenten der 
Länder durch qualifizierte Mehrheit von … (entsprechend MPK-qualifizierter Mehrheit). 
(3) Für die Zuordnung gelten insbesondere die folgenden Grundsätze: 
1. Zur Verfügung stehende freie Übertragungskapazitäten sind der ARD, dem ZDF oder 

dem Deutschlandradio und den Landesmedienanstalten bekannt zu machen. 
2. Reichen die Übertragungskapazitäten für den geltend gemachten Bedarf aus, sind 

diese entsprechend zuzuordnen. 
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3. Reichen die Übertragungskapazitäten für den geltend gemachten Bedarf nicht aus, 

wirken die Ministerpräsidenten auf eine Verständigung zwischen den Beteiligten hin; 
Beteiligte sind für private Anbieter die Landesmedienanstalten. Die Beteiligten 
können sich auch darauf einigen, dass die Übertragungskapazität einem 
Plattformbetreiber zugewiesen wird, der sowohl Angebote der öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten als auch Angebote der privaten Anbieter 
zugänglich macht.  

 
4. Kommt eine Verständigung zwischen den Beteiligten nicht zu Stande, entscheiden 

die Ministerpräsidenten, welche Zuordnung unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten der Übertragungskapazität sowie unter Berücksichtigung des 
Gesamtangebots die größtmögliche Vielfalt des Angebotes sichert. Dabei sind 
insbesondere folgende Kriterien zu berücksichtigen: 
a) Sicherung der Grundversorgung mit Rundfunk und Teilhabe des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks an neuen Techniken und Programmformen, 
b) Belange des privaten Rundfunks und der Anbieter von Telemedien. 
Grundsätzlich sind hierbei Übertragungskapazitäten als Ganzes zuzuordnen. 
Eine Absatz 3 Ziff. 3. Satz 2 entsprechende Zuordnung ist möglich.  

 
Wenn die Staatsvertragsparteien sich für die im Entwurf genannte Variante entscheiden, die 
Zuordnung durch die Landesmedienanstalten vornehmen zu lassen, sollten der Grundsatz 
der einheitlichen Zuordnung von Übertragungskapazitäten und die Möglichkeit einer 
gemeinsamen Plattform für öffentlich-rechtliche und private Angebote auch hierbei verankert 
werden.  
 
3. Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten (§ 51a)  

T-Mobile, Vodafone und O2 begrüßen, dass der Staatsvertragsentwurf die Möglichkeit 
eröffnen will, terrestrische Frequenzen auch an Plattformbetreiber zuzuweisen. Eine solche 
Neuregelung ist ein wichtiger Schritt insbesondere für eine erfolgreiche Entwicklung des 
Mobile TV-Marktes.  
 
Die in § 51a des Entwurfs normierten Zuweisungsregeln sollten aber noch einmal überdacht 
werden.  
 
a) Streichung bzw. hilfsweise Modifizierung von § 51a Abs. 4 S. 3 
Insbesondere die in Abs. 4 geforderte Berücksichtigung von Hörfunkveranstaltern bei allen 
digitalen terrestrischen Plattformen sollte relativiert werden. Die uns vorliegenden 
Marktforschungsergebnisse jedenfalls zu DVB-H zeigen, dass aus Nutzersicht 
Hörfunkangebote bei dieser für Fernseh- und Telemedienangebote konzipierten Technologie 
eine nachrangige Rolle spielen. Eine Verwendung der knappen DVB-H Ressourcen für 
Hörfunk geht zu Lasten der Vielfalt von TV-Angeboten, ohne dass hierfür aus Nutzersicht 
Bedarf besteht. Außerdem sind Hörfunkangebote auf den entsprechenden Empfangsgeräten 
ohnehin verfügbar, eine Notwendigkeit ihrer Berücksichtigung auf den DVB-H Frequenzen ist 
insoweit nicht ersichtlich. Darüber hinaus ist der Grundsatz des chancen- und 
diskriminierungsfreien Zugangs bereits durch das Telekommunikations- und Kartellrecht 
gewährt, so dass § 51a Abs. 4 S. 3 aus unserer Sicht entfallen sollte.  
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Für den Fall, dass die Länder an dieser Regelung festhalten wollen, sollte jedenfalls die 
Aufnahme der Hörfunkprogramme herausgenommen werden oder eine § 52b Abs. 3 
entsprechende Ausnahme für den Fall aufgenommen werden, dass Hörfunkprogramme 
bereits über das Endgerät empfangen werden können. 
 
b) Möglichkeit der Kapazitätsaufteilung bei fehlender Einigung 
Für den in § 51a Abs. 4 formulierten Fall, dass es zu keiner Einigung über die Aufteilung der 
Übertragungskapazitäten kommt, stellt sich die Frage, ob darauf zwingend mit der 
Zuweisung der Kapazitäten an einen Antragsteller reagiert werden muss. Auch wenn die 
Landesmedienanstalten keine umfassende Einigung zwischen allen Antragstellern erreichen 
können, mag eine Aufteilung der zur Verfügung stehenden Kapazitäten anhand von 
Programmäquivalenten zwischen einigen ausgewählten Antragstellern diejenige Lösung 
sein, die unter Vielfaltsgesichtspunkten vorzugswürdig ist. Daher sollte den 
Landesmedienanstalten an dieser Stelle zumindest die Option einer geteilten Zuweisung 
eingeräumt werden, wobei die Aufteilung auf die Vielfalt des Gesamtangebotes, eine 
einheitliche Systemarchitektur sowie die mit einer Zuweisung einhergehende wirtschaftliche 
Verantwortung abstellen müsste. 
 
T-Mobile, Vodafone und O2 schlagen für § 51a Abs. 4 folgenden alternativen Text vor: 
 
(4) Lässt sich innerhalb der von der zuständigen Landesmedienanstalt zu bestimmenden 
angemessenen Frist keine Einigung erzielen oder entspricht die vorgesehene Aufteilung 
voraussichtlich nicht dem Gebot der Meinungsvielfalt, trifft die zuständige 
Landesmedienanstalt eine Entscheidung über die Zuweisung der 
Übertragungskapazität, wobei auch eine Aufteilung vorgenommen werden kann. Es ist 
diejenige Entscheidung zu treffen, die am ehesten dazu führt, dass das 
Gesamtangebot auf der Übertragungskapazität  
1. die Meinungsvielfalt fördert, 
2. auch das öffentliche Geschehen, die politischen Ereignisse sowie das kulturelle 

Leben darstellt und 
3. bedeutsame politische, weltanschauliche und gesellschaftliche Gruppen zu Wort 

kommen lässt. 
In die Auswahlentscheidung ist ferner einzubeziehen, ob das Gesamtangebot wirtschaftlich 
tragfähig erscheint sowie Nutzerinteressen und -akzeptanz hinreichend berücksichtigt. 
 
c) Klarstellung des Verweises in § 38 auf § 51a Abs. 4 
An dieser Stelle sei ein kurzer Blick auf § 38 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 erlaubt, der ausführt, dass 
eine Zuweisung nach § 51a zurückgenommen werden kann, wenn bei der Zuweisung die 
Beschränkung gemäß § 51a Abs. 4 nicht berücksichtigt wurde. Dieser Verweis passt nicht, 
da § 51a Abs. 4 keine Beschränkungen enthält, sondern Auswahlkriterien für die Zuweisung 
von Übertragungskapazitäten beschreibt. 
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4. Plattformen (§ 52)  

a)  Anwendungsbereich 
Wie bereits in den grundsätzlichen Anmerkungen dieser Stellungnahme ausgeführt, ist eine 
alle Übertragungswege umfassende undifferenzierte Regulierung von Unternehmen, die 
Kommunikationsnetze betreiben, nicht im Einklang mit den Vorgaben der 
Universaldienstrichtlinie. Dies gilt vor allem für die Must Carry-Vorschriften umfassenden 
Belegungsvorgaben in § 52b, auf die in § 52 Abs.1 ausdrücklich verwiesen wird. Eine solche 
Regulierung kommt nach der Universaldienstrichtlinie nur für Übertragungswege in Betracht, 
die als Hauptübertragungswege für Rundfunkangebote gelten können und entsprechend 
genutzt werden.  
 
Artikel 31 der Universaldienstrichtlinie bestimmt im Wortlaut: „Die Mitgliedstaaten können zur 
Übertragung bestimmter Hör- und Fernsehrundfunkkanäle und –dienste den unter ihre 
Gerichtsbarkeit fallenden Unternehmen, die für die öffentliche Verbreitung von Hör- und 
Fernsehrundfunkdiensten genutzte elektronische  Kommunikationsnetze betreiben, 
zumutbare Übertragungspflichten auferlegen, wenn eine erhebliche Zahl von Endnutzern 
diese Netze als Hauptmittel zum Empfang von Hörfunk- und Fernsehsendungen nutzen. 
Solche Verpflichtungen  dürfen jedoch nur auferlegt werden, soweit sie zur Erreichung klar 
umrissener Ziele von allgemeinem Interesse erforderlich sind; sie müssen verhältnismäßig 
und transparent sein.“ 
Auch in ihrer Mitteilung vom 18. Juli 2007 betont die Kommission mit Blick auf 
Mobilfernsehen, dass die Auferlegung von Übertragungsverpflichtungen bei entstehenden 
Diensten unzulässig ist (KOM(2007) 904 endgültig, Punkt 2.2). 
 
Die somit nach EU-Recht erforderliche Voraussetzung für die Auferlegung von 
Übertragungspflichten durch den Gesetzgeber ist bei weitem nicht bei allen technischen 
Übertragungskapazitäten, auf die der Staatsvertragsentwurf in § 52 die nachfolgenden 
Belegungsregeln beziehen will, gegeben. Weder TV über DSL noch DVB-H oder gar UMTS 
können realistischer Weise aktuell als Hauptmittel zum Empfang von Hörfunk- und 
Fernsehsendungen bei einer erheblichen Zahl von Endnutzern angesehen werden. Die 
hierfür notwendige Relevanz dieser Übertragungswege ist (noch) nicht gegeben. Im Fall von 
UMTS – auch darauf wurde in den grundsätzlichen Anmerkungen bereits hingewiesen – ist 
sogar auszuschließen, dass diese Mobilfunktechnologie eine solche rundfunkspezifische 
Relevanz jemals erreichen wird.  
 
Eine gemeinschaftsrechtskonforme Regelung müsste folgende Punkte berücksichtigen: 
 

 UMTS wird sicherlich auch künftig nicht in erster Linie zur Übertragung von Rundfunk 
verwendet werden und muss daher grundsätzlich von der Regulierung nach § 52b 
des Staatsvertragsentwurfs ausgenommen werden. Dies muss mindestens in der 
Begründung zum Staatsvertragsentwurf unzweifelhaft klargestellt werden 
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 Für digitale terrestrische Rundfunkübertragungskapazitäten wie DVB-H würde die 

Anwendbarkeit von §§ 52b und 52c Absatz 1 Satz 1 zu einer Doppelregulierung 
führen, da sich bereits die Auswahlentscheidung bei der Zuweisung an der Förderung 
von Meinungsvielfalt orientiert. Eine solche Doppelregulierung ist sachlich nicht 
geboten und führt zudem zu Rechtsunsicherheiten, da das Verhältnis der 
verschiedenen Bestimmungen nicht eindeutig geklärt wird. Der Verweis in § 52b auf 
die §§ 51 und 51a jedenfalls reicht auf Grund der vagen Formulierung („ist zu 
berücksichtigen“) nicht aus, um die notwendige Rechtssicherheit zu schaffen. Daher 
plädieren T-Mobile, Vodafone und O2 dafür, Betreiber digitaler terrestrischer 
Plattformen explizit von den Belegungsregeln nach § 52b sowie aus dem 
Geltungsbereich der §§ 52b und 52c Absatz 1 Satz 1 auszunehmen.  

 
 TV über DSL dürfte nur und erst für den Fall, dass entsprechende Angebote für eine 

erhebliche Zahl von Nutzern als Hauptmittel für den Rundfunkempfang dienen, in das 
Belegungsregime nach § 52b eingeordnet werden dürfen.  

 
Eine entsprechende Anpassung des Staatsvertragsentwurfs an die Vorgaben der 
Universaldienstrichtlinie ist aus unserer Sicht zwingend. Dies gilt auch für § 52c Abs. 1 S. 1, 
soweit er auf Plattformbetreiber ausgeweitet wird (s. u. Nummer 7). 
 
b)  Anzeigepflicht 
Auch die in § 52 vorgesehene Anzeigepflicht ist für UMTS-Plattformen nicht angemessen. 
Dies sollte sich in den Ausnahmeregelungen in Abs. 2 deutlich widerspiegeln. Nicht 
akzeptabel ist eine Privilegierung, die nur für bestimmte Plattformen, z.B. Kabel, Ausnahmen 
von der Anzeigepflicht zulässt. Für die Privilegierung bestimmter Angebote gibt es keine 
sachliche Rechtfertigung.  
 
Außerdem sollte der Begriff „Zugriff“ gestrichen werden. Da offene Webcasting-Plattformen 
nach dem unter A. 1. gemachten Vorschlag nicht unter die Plattformdefinition fallen, ist der 
Begriff des „Zugriffs“ entbehrlich.  
 
Eine staatsvertragliche Regelung für § 52 Abs. 1, die die vorstehenden Ausführungen in 
Rechnung stellt, könnte folgender Maßen ausgestaltet werden: 
 
(1) Die nachstehenden Regelungen gelten für Plattformen auf allen technischen 
Übertragungskapazitäten. §§ 52b, 52c Absatz 1 Satz 1 gelten nur für solche Plattformen, 
die eine erhebliche Zahl von Endnutzern als Hauptmittel zum Empfang von Hörfunk- 
und Fernsehsendungen nutzen. [in der Begründung: UMTS explizit ausgeschlossen]. 
§§ 52b, 52c Absatz 1 Satz 1 gelten nicht für Plattformbetreiber, denen eine 
Übertragungskapazität nach § 51a zugewiesen wurde. 
(2) Private Anbieter, die Plattformen mit Rundfunk und vergleichbaren Telemedien anbieten 
wollen, müssen dies mindestens zwei Monate vor Inbetriebnahme der zuständigen 
Landesmedienanstalt anzeigen. Eine Anzeigepflicht besteht nicht für 
1. Anbieter von Kabelplattformen mit weniger als (10.000) angeschlossenen 

Wohneinheiten, und 
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2. Anbieter sonstiger Plattformen mit weniger als [3 Millionen]… Zuschauern im 

Monatsdurchschnitt eines Jahres. 
 
(3) … 
 
 
5. Regelungen für Plattformen (§ 52a)  

a)  Verantwortlichkeit, § 52a Abs. 2 
Der Regelungsgehalt der Verpflichtung, Verfügungen der Aufsichtsbehörden gegen 
Programme und Dienste Dritter umzusetzen, die über die Plattform verbreitet werden, in Abs. 
2 S. 2 ist unklar. Soweit die Untersagung eines Programms oder eines Telemediums 
durchführbar ist, bedarf es keiner Umsetzung durch den Plattformbetreiber. Für den Fall, 
dass eine solche Untersagung nicht durchführbar oder nicht Erfolg versprechend ist, greift S. 
3. Andere Verfügungen der Landesmedienanstalten (etwa die Pflicht zur Ausstrahlung einer 
Beanstandung, z.B. in § 12 Abs. 5 NMedienG) kann der Plattformbetreiber bei Programmen 
und Telemedien Dritter nicht umsetzen. Es wird daher empfohlen, S. 2 zu streichen. S. 3 
übernimmt den Wortlaut des § 59 Abs. 4 RStV. Dieser richtet sich aber im Wesentlichen an 
Access Provider, die nur den Zugang zum Internet insgesamt vermitteln, während 
Plattformbetreiber nach der Definition die jeweiligen Programme und Telemedien zugänglich 
machen. Der Begriff der „Sperrung“ passt daher hier nicht. Es sollte stattdessen der 
Terminus aus der Plattform-Definition aufgegriffen werden und vom „nicht zugänglich 
machen“ gesprochen werden. Auch sollte klargestellt werden, dass dieser Satz nur in den 
Fällen greift, in denen es um die Einstellung des Programms (bei Entziehung oder 
Anordnung des Ruhens der Zulassung) oder die Untersagung bzw. Sperrung des 
Telemediums geht. In anderen Fällen (etwa Beanstandung eines Programms) wäre die 
Anordnung des Nicht-Zugänglichmachens unverhältnismäßig.  
 
T-Mobile, Vodafone und O2 regen daher folgende Neufassung von § 52a Abs. 2 an: 

 
(2) Plattformanbieter sind für eigene Programme und Dienste verantwortlich. Ist eine 
Anordnung zur Einstellung der Veranstaltung eines Rundfunkprogramms eines Dritten 
oder zur Untersagung oder Sperrung eines Telemediums eines Dritten gegenüber dem 
Verantwortlichen nicht durchführbar oder nicht Erfolg versprechend, kann angeordnet 
werden, dass der Plattformbetreiber das Programm oder das Telemedium nicht mehr 
zugänglich macht, soweit dies zumutbar ist.  
 
b)  § 52a Abs. 3  
 
 (1) Streichung der Norm 
Außerdem sprechen sich T-Mobile, Vodafone und O2 dafür aus, die Vorgaben zur 
Entgeltregulierung in § 52a Abs. 3 zu streichen. 
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Zunächst ist zu bemerken, dass alle die Leistungsbedingungen betreffenden Regelungen für 
Unternehmen, die Kommunikationsnetze im Sinne der Rahmenrichtlinie betreiben, nur im 
Umfang dessen zulässig sind, die der gemeinschaftliche Rechtsrahmen für elektronische 
Kommunikationsnetze und -dienste erlaubt. 
 
 Für eine davon unabhängige rundfunkrechtliche Entgeltregulierung im Markt der 
Rundfunkübertragungswege („Markt 18“) ist daher kein Raum. Darüber hinaus verhindert 
bereits das Kartellrecht die Benachteiligung der Marktgegenseite. 
 
 
 (2) Hilfsweise: Reziproke Ausgestaltung von § 52a Abs. 3 S.1 
Soweit die Länder an Abs. 3 festhalten wollen, sollte zumindest sichergestellt werden, dass 
angesichts der Marktbedingungen Verpflichtungen nicht einseitig nur Plattformbetreibern 
auferlegt werden können, sondern vielmehr immer reziprok auch die Inhalteanbieter treffen 
müssen, wenn diese Entgelte für ihre Programme verlangen. Es sollte daher aufgenommen 
werden, dass auch die Anbieter von Rundfunkprogrammen und vergleichbaren linearen 
Telemedien Plattformbetreiber durch die Ausgestaltung der Entgelte nicht unbillig behindern 
oder gegenüber gleichartigen Betreibern ohne sachlich gerechtfertigten Grund 
unterschiedlich behandeln dürfen. 
 
 (3) Klarstellung des Anwendungsbereichs von § 52a Abs. 3 S. 2 - 5 
Die Verpflichtung zur Offenlegung von Entgelten und Tarifen gemäß § 52a Abs. 3 bezieht 
sich ausschließlich auf Angebote nach § 52b. Daher wäre es konsequent, alle 
Plattformbetreiber, die den Belegungsvorgaben des § 52b nicht unterliegen, von dieser 
Verpflichtung auszunehmen. Da unseren vorstehenden Vorschlägen zu Folge nicht alle 
Plattformbetreiber in den Anwendungsbereich von § 52b des Staatsvertragsentwurfs fallen 
dürfen, ist insoweit bei § 52a ebenfalls eine Anpassung notwendig. Wir schlagen vor, dass 
die Geltung von § 52a Abs. 3 mit Ausnahme von Satz 1 auf die nach § 52b Verpflichteten 
beschränkt wird. Außerdem ist die Einbeziehung sämtlicher Angebote zu weitgehend. Die 
Norm sollte auf die Angebote nach § 52b Abs. 1 Nr. 1 beschränkt werden. 
 
 (4) Klarstellung des Verhältnisses zu § 87 Abs. 5 UrhG 
Außerdem bleibt beim jetzigen Entwurf das Verhältnis zu § 87 Abs. 5 UrhG unklar. Im 
Entwurf heißt es, dass die Verbreitung von Angeboten nach § 52b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 
zu angemessenen Bedingungen zu erfolgen hat. Nach § 87 Abs. 5 UrhG sind 
Sendeunternehmen und Kabelunternehmen gegenseitig verpflichtet, einen Vertrag über die 
Kabelweitersendung zu angemessenen Bedingungen abzuschließen, sofern nicht ein die 
Ablehnung des Vertragsabschlusses sachlich rechtfertigender Grund besteht. Hier sollte die 
Begründung das Verhältnis der beiden Normen zueinander beleuchten, um eine 
Doppelregulierung im Bereich der Kabelweitersendung auszuschließen. 
 
c)  § 52a Abs. 4  
§ 52a Abs. 4 (Verbot der Änderung etc. ohne Zustimmung) hat keinen über urheberrechtliche 
Regelungen hinausgehenden Gehalt und sollte gestrichen werden. 
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6. Belegung von Plattformen (§ 52b)  

T-Mobile, Vodafone und O2 verweisen auf die vorstehenden Ausführungen, die § 52b und 
insbesondere seinen Geltungsbereich zum Gegenstand haben. An dieser Stelle möchten wir 
gleichwohl noch einmal betonen, dass aus unserer Sicht § 52b des Staatsvertragsentwurfs 
keine Anwendung finden darf für Plattformbetreiber, die bereits den 
Frequenzzuweisungsregeln nach § 51 a unterworfen sind. Dasselbe gilt für Plattformen auf 
Übertragungswegen, die nicht als Hauptmittel für den Rundfunkempfang im Sinne der 
Universaldienstrichtlinie anzusehen sind. Auch sie dürfen dem Belegungsregime von § 52b 
nicht unterworfen werden. Im Ergebnis ist es für uns nicht plausibel und nicht notwendig, die 
bestehenden Regelungen für die Belegung digitaler Kabelanlagen (§ 52 des geltenden 
Rundfunkstaatsvertrages) materiell zu verändern bzw. den Geltungsbereich des 
Kabelbelegungsmodells auf andere Übertragungswege auszudehnen. 
 
Für den Fall, dass der Staatsvertragsgeber unserer Empfehlung nicht folgen will, möchten 
wir uns noch folgende Hinweise zu § 52b des Staatsvertragsentwurfs erlauben. 
 

- Die Ausdehnung des Umfangs der zu verbreitenden Fernsehprogramme und 
Angebote (= Telemedien?) von bisher den gesetzlich bestimmten auf alle 
gebührenfinanzierten Angebote auf allen Plattformen erscheint sehr weitgehend. 

- Die in Abs. 1 vorgesehenen Regelungen entstammen der traditionellen Rundfunkwelt 
und passen in weiten Teilen nicht auf TV über DSL. Da die Kapazitäten auf diesen 
neuen Übertragungswegen im Unterschied zu den herkömmlichen Wegen nicht 
begrenzt sind, lässt sich z. B. ein „Drittel der zur Verfügung stehenden 
Gesamtkapazität“ nicht bestimmen. Auch die Formulierung „im Umfang eines 
analogen Fernsehkanals“ ergibt im Internet keinen Sinn. 

- Abs. 2 lässt aus unserer Sicht die gebotene Rechtssicherheit vermissen. In der 
Entwurfsfassung ist für die Normunterworfenen unklar, welche Vorgaben gelten 
sollen. Der Staatsvertragsentwurf lässt des Weiteren nicht erkennen, in welcher 
Weise die Grundsätze von Abs. 1 übertragen werden sollen und wie eine 
entsprechende Belegung der zur Verfügung stehenden Gesamtkapazitäten bei 
weniger als 60 Fernsehprogrammen aussehen muss. 

 
 
7. Zugangsfreiheit (§ 52c)  

Technische Systeme, wie Zugangsberechtigungssysteme oder 
Anwendungsprogrammierschnittstellen, sollten aus dem Anwendungsbereich des 
Rundfunkstaatsvertrages ausgenommen werden. Sie unterliegen zudem bereits der 
telekommunikationsrechtlichen Regulierung nach §§ 48 ff. TKG. Eine Doppelregulierung 
durch BNetzA und Landesmedienanstalten ist dem Anbieter nicht zuzumuten.  
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a) Keine Ausweitung von § 52c auf Plattformbetreiber 
Keinesfalls erscheint es aus Sicht von T-Mobile, Vodafone und O2 sachgerecht, die 
Verpflichtung des Satzes 1 des ersten Absatzes, die bisher für Anbieter von 
Telekommunikationsdienstleistungen gilt, auf Plattformbetreiber auszuweiten. § 52c dient 
ebenso wie der bisherige § 53 RStV der Regulierung von „bottle necks“ im 
Kommunikationsprozess. Allerdings stellt nicht jede Plattform einen solchen „bottle neck“ 
dar. Soweit die Auswahl durch den Plattformbetreiber als „bottle neck“ angesehen wird, 
erfolgt hier eine Regelung bereits durch die Belegungsregeln. Es wird daher vorgeschlagen, 
Satz 1 gegenüber dem jetzigen § 53 Abs. 1 S. 1 RStV nicht zu verändern. Sollte eine 
Ausweitung auf Plattformbetreiber gewünscht sein, so wäre jedenfalls im Sinne der 
Universaldiensterichtlinie der Anwendungsbereich des S. 1 in gleicher Weise wie der des § 
52b zu beschränken. 
 
b) Regeln für EPGs 
Wichtig sind Regelungen zur Diskriminierungsfreiheit weiterhin beim Thema EPG, auch hier 
muss sie jedoch künftig reziprok ausgestaltet werden. Die Vorschläge von ARD, VPRT und 
ZDF zur Gestaltung von Navigatoren belegen, in welchem Umfang Sender versuchen, 
Einfluss auf die redaktionelle Gestaltung von EPGs zu nehmen. Dem muss die 
Medienregulierung Grenzen setzen. T-Mobile, Vodafone und O2 begrüßen, dass nach § 53 
die Landesmedienanstalten in Satzungen oder Richtlinien weiterhin Konkretisierungen 
vornehmen können. Dies ermöglicht die für diesen Bereich nötige Flexibilität, die 
insbesondere für mobile Endgeräte notwendig sind. 
 
 
B. Weitere Anmerkungen 
 
1. Zulassungsregeln (§ 20a Abs. 3)  

Der Verweis auf § 15 Aktiengesetz in § 20a Abs. 3 ist zu vage, um als Grundlage von 
Entscheidungen in einer zentralen verfassungs- und rundfunkrechtlichen Frage wie der der 
Staatsfreiheit des Rundfunk als Grundlage zu dienen. § 15 Aktiengesetz verweist u. a. auf § 
17 Aktiengesetz, dem zu Folge bereits eine Minderheitsbeteiligung genügen kann, um das 
Verhältnis eines verbundenen Unternehmens zu begründen. Dies wird in der 
Kommentarliteratur für den Fall angenommen, dass eine Minderheitsbeteiligung tatsächlich 
wie eine Mehrheit wirkt, etwa aufgrund der Zusammensetzung des Aktionärskreises und der 
regelmäßigen Präsenz in der Hauptversammlung. Da es insoweit an der gebotenen 
Eindeutigkeit mangelt, erscheint es sinnvoll, anstelle des Verweises auf § 15 Aktiengesetz im 
Staatsvertragsentwurf ausschließlich auf § 16 Aktiengesetz Bezug zu nehmen, der eine klare 
Erfassung von eindeutigen Mehrheitsverhältnissen erlaubt. 
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2. Weiterverbreitung (§ 51b)  

T-Mobile, Vodafone und O2 weisen darauf hin, dass die für (nicht europäische) ausländische 
Programme vorgesehene Zulassungspflicht für Programme in § 51b Absatz 2 zu 
weitreichend ist. Dem Anspruch einer rundfunkrechtlichen Aufsicht in Deutschland kann auch 
mit einer Anzeigepflicht und anschließender Missbrauchkontrolle  entsprochen werden. Ein 
derartiger Regulierungsansatz würde dem Gebot der Verhältnismäßigkeit eher entsprechen. 
 
 
 
3. Medienkonzentrationsregeln (Anschreiben Dr. Drewitz)  

In diesem Bereich sind eindeutige Verantwortungszuweisungen besonders wichtig. Daher 
wird angeregt, in § 36 Absatz 4 am Ende des ersten Satzes in Klammern einzufügen „3. 
Unterabschnitt der Dritten Abschnitts“, um damit das Aufgabenspektrum der KEK eindeutig 
zu kennzeichnen.  

Dies führt auch zu mehr Klarheit in Bezug auf § 39 S. 3 („Die Entscheidungen der KEK sind 
den Zuweisungen von Übertragungskapazitäten nach diesem Staatsvertrag und durch die 
zuständige Landesmedienanstalt auch bei der Entscheidung über die Zuweisung von 
Übertragungskapazitäten nach Landesrecht zugrunde zu legen.“).  

Zu den Fragen im Anschreiben von Herrn Dr. Drewitz möchten wir gerne die folgenden 
Aspekte betonen: 

Die KEK berücksichtigt bei ihren Prüfungen bereits Plattformbetreiber. Die Programme auf 
der Plattform werden dem Plattformbetreiber nach § 28 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 RStV zugerechnet, 
wenn wesentliche Abweichungen von vertraglich vereinbarten Sendekonzepten der 
Zustimmung des Plattformbetreibers bedürfen (vgl. beispielsweise die Beschlüsse der KEK 
Az.: 236, III 2.1.3; Az.: 254, III 2.1.4; Az.: 265-1 und 265-2, III. 2.1.3; Az.: 272, III 2.1.2). 
Bereits jetzt gibt es an der Praxis der KEK berechtigte verfahrensrechtliche und materielle 
Kritik an der großzügigen Auslegung der medienkonzentrationsrechtliche Regelungen, die 
der Rundfunkstaatsvertragsgeber mit dem Ziel von mehr Rechtssicherheit und Deregulierung 
angehen muss. Hierzu wird eine intensive Diskussion zwischen den Marktbeteiligten 
erforderlich sein. 
  
Unabhängig davon ist jedenfalls eine darüber hinaus gehende Einbeziehung von Plattformen 
nicht angezeigt. Es besteht kein inhaltlicher Einfluss des Plattformbetreibers auf die 
Programme, die eine weitergehende Berücksichtigung bei der Konzentrationsregulierung 
rechtfertigen würde.  
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I. Plattformbegriff und Regelungen für Plattformen  
 
Plattformbegriff (§ 2) 
1. Der Plattformbegriff wird mittlerweile beinahe inflationär in unterschiedlichsten Zu-

sammenhängen verwandt. Die Verwendung bezieht sich zum einen auf unterschied-
liche Funktionen und Sachverhalte, zum anderen auch auf die verschiedensten Über-
tragungswege. Dementsprechend können Plattformen generiert werden durch: 

 
 - Zuweisung einer dem Rundfunk gewidmeten Übertragungskapazität, 
 - Einsatz von CA-Systemen, 
 - Bündelung und Vermarktung von Inhalten, 
 - Herstellen von Endkundenbeziehungen über Abrechnungssysteme, 
 - Multiplexing, 
 - Konfiguration von Endgeräten, 
 - Angebot und Verwendung von API’s, 
 - Verwendung von Navigationssystemen. 
 
 Bereits die Vielfalt der verschiedenen Sachverhalte, die hier von Relevanz sein kön-

nen, wirft die Frage nach der Sinnhaftigkeit einer einheitlichen Plattformdefinition ü-
ber alle Übertragungswege hinweg auf. 

 
 Verschiedene dieser Einzelfunktionen haben bereits jetzt eine normative Regelung 

erfahren, ohne dass der Begriff der Plattform Eingang in den Rundfunkstaatsvertrag 
bzw. in das Telekommunikationsgesetz gefunden hat. Auch der europäische Regulie-
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rungsrahmen für Kommunikationsnetze und -dienste kennt den Plattformbegriff bis-
lang nicht.  

 
 Die bisherige medienrechtliche Regulierung greift allerdings bereits Plattformsach-

verhalte auf, wobei sie hierbei grundsätzlich von einer Trennung der Inhalteregulie-
rung einerseits und der Technikregulierung andererseits ausgeht (z. B. Zuweisung 
einer Übertragungskapazität gem. § 52 a Abs. 1 RStV, Zuweisung von Kapazitäten 
durch Kabelanlagenbetreiber gem. § 52 RStV u. a.). Der vorliegende Entwurf ver-
sucht nun, den Begriff der Plattform auf einer hohen Abstraktionsebene zu definieren. 
Dies führt zwangsweise dazu, dass in den Bestimmungen der §§ 50 ff. auf die unter-
schiedlichen Ausprägungen eines möglichen Plattformbetriebs wieder differenziert 
eingegangen werden muss. 

 
Dabei wird offenbar, dass sich diese Differenzierung wieder in die „traditionellen“ Ka-
tegorien der Medienregulierung, nämlich Inhalte und Technik, auflöst. Dies erscheint 
auch konsequent, denn der Rundfunkstaatsvertrag in seiner geltenden Fassung 
kennt bereits Regelungen für Plattformsachverhalte und kommt dabei auch ohne die-
se Begrifflichkeit aus. 

 
Aus Sicht von ARD und ZDF stellt sich deshalb die Frage, ob tatsächlich die Not-
wendigkeit besteht, den Begriff des „Plattformbetreibers“ übergreifend in das Medien-
recht einzuführen oder ob es nicht sinnvoller wäre, neue regulierungsbedürftige 
Sachverhalte, wie die bundesweite Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitä-
ten an einen Nichtrundfunkveranstalter, aufzugreifen und nach Maßgabe der bisheri-
gen Kategorien zu regulieren. 

 
2. Sofern an einer übergreifenden Plattformdefinition festgehalten werden soll, ist si-

cherzustellen, dass sich die Anforderungen und die Reichweite der Regulierung an 
den möglichen unterschiedlichen Ausprägungen einer Plattform orientieren. Dies gilt 
insbesondere für die Sicherstellung der Vielfalt des Angebots, des diskriminierungs-
freien Zugangs der Programmveranstalter als auch der Ausgestaltung der Vermark-
tung und der Zugänglichmachung gegenüber den Nutzern. Ein besonderes Diskrimi-
nierungspotenzial im Hinblick auf den Zugang von Programmveranstaltern bzw. der 
Bevorzugung eigener Angebote besteht insbesondere dort, wo Netzbetrieb und das 
Angebot oder die Vermarktung von Inhalten vertikal integriert sind. Gleiches gilt für 
die rundfunkrechtliche Zuweisung von terrestrischen Kapazitäten an Nichtrundfunk-
anbieter, die Bündelungs- und Vermarktungsfunktion ausüben. Werden solchen An-
bietern, die ihrerseits Angebote verschiedener Rundfunkveranstalter oder Dienstean-
bieter auf ihre Plattform aufnehmen und zu einem Gesamtangebot bündeln, Übertra-
gungskapazitäten zugewiesen, handelt es sich um eine wesentliche Änderung des 
bisherigen Regelungskonzeptes zur Vielfaltsicherung bei der terrestrischen Übertra-
gung, die zwingend eine gesetzliche Anpassung erforderlich macht. 

 
Die im Entwurf des 10. RfÄStV enthaltenen beiden Varianten einer Plattform-Defini-
tion erfüllen nach Auffassung von ARD und ZDF diese Anforderungen noch nicht. So 



Stellungnahme von ARD und ZDF zum 10. Staatsvertrag zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge in der Entwurfsfassung vom 15.06.2007 
   
 

Seite 3 von 17 

ist in der Rechtswirklichkeit das Phänomen voll integrierter Plattformen (z.B. T-Home 
und Kabel digital) feststellbar, bei denen Netzbetrieb, Systembetrieb, Inhaltegenerie-
rung bzw. Vermarktung und teilweise der Vertrieb von Endgeräten zusammenfallen. 
Darüber hinaus gibt es aber auch teilintegrierte Plattformen, bei denen mindestens 
zwei der vorstehend genannten Komponenten erfüllt sind, etwa Netzbetrieb und Sys-
tembetrieb (z.B. Entavio) oder Vertrieb von Endgeräten und Inhaltegenerierung (z.B. 
Premiere).  

 
Es kann deshalb nicht alleine auf die Zurverfügungstellung digitaler Übertragungska-
pazitäten für Programme und Dienste Dritter im Rahmen eines Gesamtangebots ab-
gestellt werden, wie dies Variante 1 des Entwurfes vorsieht und dabei die Kompo-
nenten Netzbetrieb sowie Endgerätevermarktung nicht berücksichtigt. Auch die Vari-
ante 2 erfasst im Wesentlichen nur die Bündelungsfunktion von Programmen und 
Diensten Dritter zu einem Gesamtangebot und die Zugänglichmachung für Dritte. 
ARD und ZDF schlagen daher vor, den Begriff der „Plattform“ anhand der einzelnen, 
den Betrieb einer Plattform ausmachenden Funktionen zu definieren: 

 
§ 2 Abs. 2, Nr. 10 
 … 
Plattform die Zusammenstellung (einschließlich Bündelung und Navigation), Verbreitung, 
Vermarktung und Zugänglichmachung (Konfiguration und Bereitstellung von Endgeräten) von 
Rundfunk und vergleichbaren Telemedien. Die plattformbezogenen Funktionen können auch 
durch verschiedene Anbieter erbracht werden.  

 
Ansatzpunkt für die medienrechtlichen Regelungen müssten danach die beschriebe-
nen einzelnen Funktionen des Plattformbetriebs sein, die nicht immer in einer Hand 
liegen müssen. 
 

3. Bei voll integrierten Plattformen ist zudem eine medienkonzentrationsrechtliche Re-
gulierung unabdingbar. Wenn Technik und Inhalt zunehmend zusammen fallen, er-
geben sich völlig neue Gefährdungspotentiale für die Angebotsvielfalt und die Mei-
nungsfreiheit, denen es frühzeitig und wirksam vorzubeugen gilt.  

 
So hat die KEK ihren aktuellen 3. Konzentrationsbericht aus dem Jahre 2006 unter 
die Überschrift „Crossmediale Verflechtungen als Herausforderung für die Konzentra-
tionskontrolle“ gestellt. Sie betont, dass der Besitz attraktiver Inhalte in Verbindung 
mit einer Kontrolle des Distributionssystems neuartige strategische Positionen schafft 
und darüber hinaus die Generierung weiterer Erlöse erlaubt. „Ergebnis dieser Ent-
wicklungen sind crossmedial aufgestellte Medienkonzerne, die in einer Vielzahl von 
Medienteilmärkten mit unterschiedlichsten Angeboten präsent sind. Das mediale Ein-
produkt-Unternehmen wird wohl zum Ausnahmefall.“ (Vorwort). Sie schlussfolgert zu 
Recht, dass Plattformbetreiber als Gatekeeper im Rahmen der Vielfaltkontrolle be-
sondere Aufmerksamkeit verdienen und unterbreitet konkrete Regelungsvorschläge 
zur Klarstellung der §§ 26 ff. RfStV.  
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ARD und ZDF halten es für unabdingbar, dass der Gesetzgeber die medienkonzent-
rationsrechtlichen Regelungen bereits im 10. RfÄStV an die neuen Erfordernisse an-
passt. Gerade für die Fälle, wo nur ein Plattformbetreiber vorhanden ist, müssen 
zwingend vielfaltsichernde Vorkehrungen getroffen werden. 

 
Regelungen für Plattformen (§§ 52, 52 a) 
4. ARD und ZDF regen an, in § 52 Abs. 1 klarer wie folgt zu formulieren: 
 

§ 52 
(1) Die nachstehenden Regelungen gelten für den Plattformbetrieb auf allen Übertra-

gungswegen. 

 
Der Begriff „Übertragungsweg“ ist dabei in § 3 Nr. 28 TKG definiert als 

 

„Telekommunikationsanlagen in Form von Kabel- oder Funkverbindungen mit ihren übertra-

gungstechnischen Einrichtungen als Punkt-zu-Punkt- oder Punkt-zu-Mehrpunktver-

bindungen mit einem bestimmten Informationsdurchsatzvermögen (Bandbreite oder Bitrate) 

einschließlich ihrer Abschlusseinrichtungen“  

 
5. In § 52 Abs. 2 Ziff. 2 erscheint es aus Sicht von ARD und ZDF mit medienrechtlichen 

Erfordernissen unvereinbar, dass Betreiber von Plattformen mit weniger als 10.000 
angeschlossenen Wohneinheiten keiner Anzeigepflicht unterliegen sollen. Die ver-
fassungsrechtlich dem Staat aufgegebenen Gewährleistungspflichten gelten auch für 
die an diese Anlagen angeschlossenen Teilnehmer. Deshalb sollte insoweit eine Ori-
entierung an der sogenannten Bagatellgrenze in den Landesmediengesetzen bei-
spielsweise von 1.000 angeschlossenen Wohneinheiten stattfinden.  

 
Eine Anzeigepflicht ab einer solchen Größenordnung erscheint auch nicht unbillig, 
denn sie dient dazu, festzustellen, ob den Anforderungen entsprechend § 20 a Abs. 1 
und 2 genügt werden muss oder nicht und ob insoweit die Anforderungen der §§ 52 a 
bis 52 d zum Tragen kommen. Ähnliche Anzeigepflichten treffen derzeit Betreiber 
von digitalen Kabelanlagen bei Überschreiten der Bagatellgrenzen auch nach den 
Landesmediengesetzen und wären daher auch für Anbieter von Plattformen ab der 
genannten Größenordnung zumutbar. 

 
6. Des Weiteren sollte in der allgemeinen Plattformregelung des § 52 a nicht nur ein 

inhaltliches, sondern auch ein technisches Veränderungsverbot vorgesehen werden. 
 

Ein ausschließlich inhaltliches Veränderungsverbot reicht aus Sicht von ARD und 
ZDF nicht aus. Es muss vielmehr der Gefahr vorgebeugt werden, dass Plattform-
betreiber ohne Zustimmung des betroffenen Programmanbieters Eingriffe in die vom 
Anbieter zur Verfügung gestellten Sendesignale oder Bouquetdatenströme vorneh-
men. Praktisch bedeutsam wird das, wie die Erfahrung gezeigt hat, für die Signalver-
schlüsselung, den Austausch, die Hinzufügung oder Entfernung von Programm- 
und/oder programmbegleitenden Daten (Videotext, Mehrkanalton, Dolby Ton, SI-
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Daten), die Veränderung der dem einzelnen Programm zugewiesenen Bitraten, etc. 
Gerade diese technischen Elemente sind wesentliche Qualitätsparameter für ein 
Programm. Bei der Verschlüsselung werden gar strukturelle Fragen der Empfangssi-
tuation und der technischen Grundversorgung (Empfangbarkeit für jedermann) be-
rührt. Jede eigenmächtige Veränderung wäre geeignet, die Position des Programms 
im Wettbewerb zu schwächen. 
 
Aus diesem Grund muss es ausschließlich Sache des Programmanbieters sein, ob 
und in welchem Umfang er es einem Dritten gestattet, das von ihm hoheitlich zu-
sammengestellte Programmsignal zu verändern. Aus der Entwurfsfassung des § 52a 
Abs. 4 wird insoweit nicht hinreichend deutlich, dass die Regelung den Gefahren, die 
sich aus der eigenmächtigen technischen Veränderung der Signalströme ergeben 
können, wirksam begegnen kann. Sie sollte deshalb z. B. in Anlehnung an § 38 a 
Abs. 7 ThürLMG klarer formuliert werden. ARD und ZDF schlagen eine entsprechen-
de Ergänzung in § 52a Abs. 4 vor: 

 
§ 52 a 
 … 
(4) Der Betreiber einer Plattform darf ohne Zustimmung des jeweiligen Rundfunkveranstal-

ters dessen Programme und vergleichbare Telemedien bzw. Programmbouquets weder 
technisch noch inhaltlich verändern sowie einzelne Rundfunkprogramme oder Inhalte 
nicht in Programmpakete aufnehmen oder in anderer Weise entgeltlich oder unentgeltlich 
vermarkten. 

 
 
 
II. Zuordnung und Zuweisung drahtloser Übertragungskapazitä-

ten für bundesweite Versorgungsbedarfe 
 
Allgemeines 
1. Der Gesetzgeber erfüllt mit der Ordnung der Kapazitätsvergabe in den §§ 50, 51a 

seine verfassungsrechtliche Pflicht, die wesentliche Struktur der Rundfunkordnung 
selbst festzulegen (vgl. BVerfGE 57, 295, 323 f.). Vor dem Hintergrund, dass sich die 
Nutzung neuer Übertragungswege auf die öffentliche und individuelle Meinungsbil-
dung auswirkt, muss der Gesetzgeber insbesondere bei der Verteilung von knappen 
Übertragungskapazitäten die Grundsätze der Meinungsvielfalt und der kommunikati-
ven Chancengerechtigkeit beachten. Jede Entscheidung darüber, ob und wie verfüg-
bare Übertragungskapazitäten genutzt werden, wirkt sich zwangsläufig auf die Rund-
funklandschaft insgesamt sowie auf die Positionen der Rundfunkveranstalter im Ver-
hältnis zueinander aus. Verfassungsrechtlich ist das Gebot eines funktionierenden 
und publizistischen Wettbewerbs sicherzustellen, mit der Folge, dass beide Säulen 
des dualen Systems bei der Kapazitätsvergabe zu berücksichtigen sind.  

 
Mit Blick auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk bedeutet diese Verpflichtung die Si-
cherstellung der Grundversorgung und der grundgesetzlich verbrieften Entwicklungs-
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garantie. Auch bei der drahtlosen Übertragung ist zur Erreichung der Ziele aus Art. 5 
Abs. 1 S. 2 GG die Vielfalt und ein gewisses Maß an Ausgewogenheit der verschie-
denen Meinungen zu sichern (vgl. BVerfGE 57, 295, 320). Dabei ist nicht nur der 
Rundfunk insgesamt, sondern auch das jeweilige „Übertragungssystem“ und das je-
weilige Verbreitungsgebiet in den Blick zu nehmen (BVerfGE 73, 118, 162). Öffent-
lich-rechtlicher Rundfunk kann nur dann zur Erreichung der Ziele aus Art. 5 Abs. 1 S. 
2 GG beitragen, wenn es ihm ermöglicht wird, die Entwicklung auf allen neuen Über-
tragungsformen zu begleiten. Zur Erfüllung seines Funktionsauftrages muss er auf 
Veränderungen von Technik, Darstellungsformen und vor allem Nutzungsbedingun-
gen reagieren können. Die Grundversorgung und eine angemessene Teilhabe des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks an neuen Übertragungsformen sind daher für die 
drahtlose Übertragung auch einfachgesetzlich zu gewährleisten. Hierzu müssen die 
bundesweiten Kapazitäten nach gesetzlich definierten Kriterien unter Beachtung der 
verfassungsrechtlichen Vorgaben zwischen den Trägern des dualen Systems verteilt 
werden. Die Zuordnungs- und Zuweisungsregelungen haben daher in formeller wie in 
materieller Hinsicht sowohl dem Grundversorgungsauftrag als auch der Bestands- 
und Entwicklungsgarantie des öffentlich-rechtlichen Rundfunks Rechnung zu tragen.  

 
2. Dem Regelungsentwurf zur bundesweiten Zuordnung und Zuweisung von drahtlosen 

digitalen Übertragungskapazitäten (§§ 51 und 51a) ist deshalb grundsätzlich zuzu-
stimmen, soweit ein bundesweiter Versorgungsbedarf besteht. Diese Vorschriften 
werden insbesondere für neue drahtlose digitale Rundfunkverbreitungstechnologien, 
wie beispielsweise DVB-H, DMB bzw. DVB-SH, Bedeutung erlangen. Jedoch sollte 
ein bundesweiter Bedarf nicht zwangsläufig an eine bundesweite Bedeckung mit 
denselben Inhalten gekoppelt sein. Vielmehr ist auch bei der bundesweiten Kapazi-
tätsvergabe darauf zu achten, dass die Verbreitung regionaler und lokaler Angebote 
ermöglicht wird.  
 

Zuordnung von drahtlosen Übertragungskapazitäten (§ 51) 
3. ARD und ZDF begrüßen die Übernahme des bisherigen Verfahrens für die Zuord-

nung von Satellitenkanälen für drahtlose bundesweite Übertragungskapazitäten in § 
51 des Entwurfs und die damit verbundene unmittelbare Berücksichtigung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks bei der Kapazitätsvergabe.  

 
4. Angesichts der Tatsache, dass die Befugnis zur Ausgestaltung der Rundfunkordnung 

den Ländern zusteht, ist es folgerichtig, dass die Ministerpräsidenten durch einver-
nehmlichen Beschluss über die Zuordnung der drahtlosen Übertragungskapazitäten 
entscheiden und der Vorsitzende der Ministerpräsidentenkonferenz die Kapazitäten 
sodann zuordnet. Dieses Verfahren folgt der Notwendigkeit zur interföderalen Koope-
ration beim grenzüberschreitenden Rundfunk (BVerfGE 73,118,196 f.) und trägt der 
Befugnis aller Länder zur Ordnung der bundesweiten Kapazitätsvergabe gebührend 
Rechnung. Die Entscheidung kann nur einvernehmlich getroffen werden, da es sich 
um einen bundesweiten Versorgungsbedarf handelt. Dies wird aktuell dadurch unter-
strichen, dass die 16 Bundesländer gemeinsam einen bundesweiten Bedarf für die 
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Versorgung mit mobilen, multimedialen Rundfunkanwendungen im DVB-H Standard 
angemeldet haben. 

 
Die vorgeschlagene Alternative, wonach die Landesmedienanstalten über die Zuord-
nung entscheiden sollen, ist hingegen nicht akzeptabel. Denn die Landesmedienan-
stalten sind qua Funktion und ihrem Selbstverständnis nach primär Interessenvertre-
ter der privaten Rundfunkanbieter. Sie sind damit gewissermaßen Partei, ihnen kön-
nen daher keine für die Ausgestaltung der dualen Rundfunkordnung so bedeutsamen 
Entscheidungen übertragen werden. § 51 Abs. 2 sollte daher wie folgt gefasst wer-
den: 

 
§ 51 
 ... 
(2) Über die Zuordnung von Übertragungskapazitäten für bundesweite Versorgungsbedarfe 

an die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das 
Deutschlandradio oder die Landesmedienanstalten entscheiden die Ministerpräsidenten 
der Länder durch einstimmigen Beschluss. 

 
5. Die in § 51 Abs. 3 formulierten Grundsätze der Zuordnung haben, wie das Zuord-

nungsverfahren insgesamt, verfassungsrechtliche Vorgaben zu beachten. Danach ist 
der Einfluss staatlicher Stellen auf die Programmveranstalter durch geeignete Ver-
fahrensvorschriften und materiell-rechtlich präzise Entscheidungskriterien so weit wie 
möglich auszuschließen (BVerfGE 83, 283, 322 ff.). Programmbezogene Wertungs-
spielräume dürfen dabei nicht bestehen. Durch die Geltung der bisherigen Regelung 
der Satellitenkanalzuordnung für die bundesweiten drahtlosen Übertragungskapazitä-
ten allgemein wird der Gesetzgeber diesen Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts grundsätzlich gerecht. Da die Vergabe von bundesweiten Übertragungskapazi-
täten aller Voraussicht nach auch in Zukunft technischen Knappheitszwängen unter-
worfen sein wird, erfolgt die maßgebliche Zuordnungsentscheidung zwischen den 
beiden Säulen anhand der in § 51 Abs. 3 Nr. 4 normierten materiellen Vergabekrite-
rien. Damit wird dem Vorrang des Rundfunks bei der Zuordnung terrestrischer Über-
tragungskapazitäten Rechnung getragen. In diesem Zusammenhang müssen auch 
dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk in angemessenen Umfang Übertragungskapazi-
täten zugeordnet werden können, die es ihm ermöglichen, die von seinem Auftrag 
umfassten Angebote zu verbreiten.  

 
6. ARD und ZDF befürworten ausdrücklich die beabsichtigte Klarstellung in § 51, wo-

nach auch Teilzuordnungen von Übertragungskapazitäten möglich sein sollen. Damit 
ist sichergestellt, dass auch in bundesweiten Vergabeverfahren Rundfunkveranstal-
tern unmittelbar Frequenzen zugewiesen werden können. 

 
Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten an private Anbieter (§ 51a) 
7. § 51 a Abs. 4 S. 3 erwähnt erstmals die Möglichkeit, dass Unternehmen, die nicht 

selbst Rundfunkveranstalter sind, sondern diesen Plattformdienstleistungen für deren 
Programme anbieten, Übertragungskapazitäten zugewiesen werden können. Dann 
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soll zusätzlich zu den auch für die Zuweisung an private Programmveranstalter gel-
tenden Bedingungen berücksichtigt werden, ob der Plattformbetreiber chancenglei-
chen und diskriminierungsfreien Zugang zu angemessenen Bedingungen gewährt. 
Diese abstrakte Verpflichtung wird den Erfordernissen, die mit der Zulassung von 
Plattformbetreibern einhergehen, aus Sicht von ARD und ZDF nicht gerecht. Sie dif-
ferenziert insbesondere nicht hinreichend die denkbaren Konstellationen, in denen 
Programmveranstalter Zugang zu einer Plattform erlangen können.  

 
Zu denken ist zum einen an den Fall, dass dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk nach 
§ 51 keine Übertragungskapazitäten zugeordnet worden sind. Ihm muss dann die 
Möglichkeit eingeräumt werden, auf den Plattformen angemessen vertreten zu sein. 
Insofern sollte § 51a um einen Absatz 5 ergänzt werden, der in den Belegungskrite-
rien die Verbreitung öffentlich-rechtlicher und privater Programmangebote vorgibt. 

 
Wenn dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk Übertragungskapazitäten zugeordnet 
worden sind, muss es ihm andererseits möglich sein, von einem Plattformbetreiber 
die Integration in seine Plattform zu angemessenen Bedingungen zu verlangen. Dies 
sollte in § 51a in einem neuen Absatz 7 aufgegriffen werden. 

 
Entscheidet sich ein Rundfunkveranstalter hingegen für den eigenen Netzbetrieb, 
muss allerdings gewährleistet sein, dass seine Angebote auf allen Endgeräten, die 
ein Plattformbetreiber unterstützt, abgebildet werden können. Der Entwurf macht da-
zu in § 52 b Abs. 3 einen Regelungsvorschlag. Allerdings sollte eine solche Regelung 
nur für jene Fälle vorgesehen werden, in denen im Wege einer Vereinbarung mit dem 
Veranstalter Einvernehmen erzielt wurde. § 52 b Abs. 3 Satz 2 sollte zudem ersatzlos 
entfallen. Aufgrund der unterschiedlichen Kapazitäts-Voraussetzungen bei drahtlosen 
und drahtgebundenen Übertragungswegen (siehe unten III./2.) regen wir zudem an, 
die Verbreitungsregelungen für drahtlose Übertragungswege direkt in § 51 a zu ver-
ankern und wie folgt zu formulieren. 

 
§ 51 a  
 … 
(4) Lässt sich innerhalb der von der zuständigen Landesmedienanstalt zu bestimmenden 

angemessenen Frist keine Einigung erzielen oder entspricht die vorgesehene Aufteilung 
voraussichtlich nicht dem Gebot der Meinungsvielfalt, weist die zuständige Landesme-
dienanstalt dem Antragssteller die Übertragungskapazität zu, der am ehesten erwarten 
lässt, dass sein Angebot  

 1. die Meinungsvielfalt fördert,  
 2. auch das öffentliche Geschehen, die politischen Ereignisse sowie das kulturelle 

 Leben darstellt und  
 3. bedeutsame politische, weltanschauliche und gesellschaftliche Gruppen zu Wort 

 kommen lässt.  
 
 In die Auswahlentscheidung ist ferner einzubeziehen, ob das Angebot wirtschaftlich trag-

fähig erscheint sowie Nutzerinteressen und -akzeptanz hinreichend berücksichtigt. Für 
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den Fall, dass die Übertragungskapazität einem Plattformbetreiber zugewiesen werden 
soll, ist des Weiteren zu berücksichtigen, ob der Zugang von Fernseh- und Hörfunkver-
anstaltern sowie Anbietern von vergleichbaren Telemedien einschließlich elektronischer 
Programmführer zu angemessenen Bedingungen ermöglicht und chancengleich und dis-
kriminierungsfrei gewährt wird. Dazu gehört auch, dass die von der Plattform unterstütz-
ten Endgeräte alle Angebote empfangen und darstellen können, die in medienrechtlich 
zulässiger Weise außerhalb der Plattform verbreitet werden. 

 
(5) Für den Fall, dass einem Plattformbetreiber Übertragungskapazitäten zugewiesen wer-

den, sind ihm Belegungsvorgaben aufzuerlegen. Als Kriterien für die Belegung sind zu 
berücksichtigen: 

 a) Sicherung der Grundversorgung mit Rundfunk und Teilhabe des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks an neuen Techniken und Programmformen, 

 b) Belange des privaten Rundfunks und der Anbieter von Telemedien. 
 
(6) Die Zuweisung von Übertragungskapazitäten erfolgt für die Dauer von zehn Jahren. Eine 

einmalige Verlängerung um zehn Jahre ist zulässig. Die Zuweisung ist sofort vollziehbar. 
Wird eine zugewiesene Übertragungskapazität nach Ablauf von zwölf Monaten nach Zu-
gang der Zuweisungsentscheidung nicht genutzt, kann die zuständige Landesmedienan-
stalt die Zuweisungsentscheidung nach § 38 Abs. 4 Nr. 2 b widerrufen. Auf Antrag des 
Zuweisungsempfängers kann die Frist verlängert werden.  

 
(7) Plattformbetreiber sind verpflichtet, mit Dritten, denen Übertragungskapazitäten für bun-

desweite Versorgungsbedarfe zugewiesen worden sind, einen Vertrag über die Integrati-
on in die Plattform zu angemessenen Bedingungen abzuschließen.  

 
 
 
III. Weiterverbreitung sowie Belegung von Plattformen 
 
§ 51 b Weiterverbreitung 
1. Diese Regelung entspricht dem § 52 Abs. 1 Satz 1 und 2 RStV. Sie knüpft im 1. Satz 

an die Definition der Kabelweitersendung in § 20 b UrhG (zeitgleiche unveränderte 
und vollständige Weiterübertragung eines Programms) an, allerdings unvollständig. 
Um sicherzustellen, dass das Rundfunkrecht keine geringeren Anforderungen an die 
Weitersendung von Rundfunkprogrammen stellt, als das geltende Urheberrecht, soll-
te im Rahmen der Novellierung das Adjektiv „vollständig“ ergänzt werden. 

 
§ 52 b Belegung von Plattformen 
2. Der Ansatz der Länder, Übertragungspflichten für sämtliche Übertragungswe-

ge/Plattformen vorzusehen, wird grundsätzlich begrüßt. Dies entspricht dem Grund-
satz der Technologieneutralität. Die Anzahl der weiterverbreiteten Fernsehprogram-
me, an die die neue Belegungsregelung anknüpfen will, ist aus Sicht von ARD und 
ZDF allerdings als Kriterium für die Anwendung der Belegungsverpflichtungen unge-
nügend. Denn bei der erwarteten Vielzahl der Anbieter von digitalem Rundfunk und 
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vergleichbaren Telemedien wäre eine nur beschränkte Programmanzahl erst Recht 
Anlass für eine Regulierung.  

 
Dieser Ansatz scheint dem Bemühen geschuldet, einheitliche Belegungsregelungen 
für drahtlose (terrestrische) als auch drahtgebundene Übertragungskapazitäten zu 
formulieren.  

 
Aufgrund der unterschiedlichen Kapazitätsressourcen ist ein solcher einheitlicher An-
satz jedoch nicht zielführend: Während bei den drahtgebundenen Übertragungswe-
gen ausreichend Kapazitäten für digitalen Rundfunk zur Verfügung stehen und im 
Zuge des analog/digital-Umstiegs weiter wachsen werden, sind die Frequenzen für 
drahtlose Rundfunkverbreitung nach wie vor ein knappes Gut. Aus diesem Grund 
werden die Frequenzen hoheitlich verwaltet und für Rundfunkzwecke zugeordnet. Es 
erscheint sinnvoll, die Belegung dieser knappen Ressourcen schon zum Gegenstand 
der Frequenzzuweisung (§ 51a) zu machen (siehe oben II./7.). 

 
Als Regelungsgegenstand für § 52 b verblieben somit nur die Fälle der Weitersen-
dung von Rundfunk und vergleichbaren Telemedien über drahtgebundene Übertra-
gungswege (Breitbandkabel, Telefonkabel). Es könnte dann auch weiter wie bisher 
auf die Reichweite, also die Anzahl der angeschlossenen Haushalte, abgestellt wer-
den. Diese ist in § 52 bereits geregelt. 

 
3. Unter § 52 b Abs. 1a werden die Belegungsverpflichtungen bezüglich der Angebote 

des öffentlich-rechtlichen Rundfunks relativiert, indem nicht mehr auf die nach § 19 
Abs. 4 zulässigerweise gebildeten Programmbouquets Bezug genommen wird. Dies 
erscheint aus folgenden Gründen problematisch: 

 
- ARD und ZDF gehen davon aus, dass den Gebührenzahlern in der digitalen Welt 

das gesamte zulässige Programm- und Telemedienangebot grundsätzlich auf al-
len Verbreitungswegen zur Verfügung stehen sollte, soweit die vorhandenen Ü-
bertragungskapazitäten dies erlauben. Dieses Gesamtangebot der ARD-
Landesrundfunkanstalten sowie des ZDF wird in den Programmbouquets „ARD 
digital“ und „ZDFvision“ unter einem elektronischen Programmführer derzeit nur 
über Satellit verbreitet.  

 
- Programmbouquets sind eine wichtige Darstellungsform für Programmfamilien 

oder Programmpakete in der digitalen Welt. Die Bildung von Bouquets ist für ARD 
und ZDF deshalb unter programmlichen und programmstrategischen Gesichts-
punkten das effektivste Mittel, um die eigenen Angebote in der Vielzahl der künftig 
zu erwartenden digitalen Angebote für die Gebührenzahler wahrnehmbar und auf-
findbar zu machen. Eine Bündelung von Programmen in Bouquets steht grund-
sätzlich allen Anbietern von digitalem Rundfunk offen und wird von diesen auch 
genutzt. So bündeln private Programmveranstalter ihre Angebote ebenso wie Inf-
rastrukturanbieter (RTL World, Premiere, Kabel digital, tividi, primaTV, etc.). 
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- Die Bouquets von ARD und ZDF sind redaktionell gestaltete digitale Gesamtan-
gebote. Innerhalb der Bouquets erfolgt eine medienrechtlich zulässige Ausdiffe-
renzierung, die der Programmhoheit der Anstalten unterfällt. Dazu gehört z.B. die 
Integration von programmbegleitenden MHP-Zusatzdiensten wie dem ARD-
Online-Kanal und den ZDFdigitext als ständigen Dienst und eine Vielzahl ereig-
nisbezogener Angebote, wie zur Fußball-WM, zur Tour de France, zu Magazinen 
und Unterhaltungssendungen.  

 
- Aber auch aus anderen Aspekten sind die Bouquets als Einheit zu sehen: So ist 

es technisch möglich, im Rahmen eines sog. statistischen Multiplexing einzelnen 
Programmen ereignisbezogen eine höhere Datenrate zuzuweisen, um z.B. die 
Bildqualität zu verbessern oder Dolby-Surround-Sound anbieten zu können. Das 
statistische Multiplexing trägt damit einer effektiven Nutzung des knappen Guts 
Frequenzen Rechnung. 

 
4. In den Breitbandkabelnetzen und DSL-Netzen ist es heute ohne Probleme möglich, 

ausreichend Kapazität für diese Bouquets zur Verfügung zu stellen. Die Beibehaltung 
einer (auch) bouquetbezogenen Verbreitungsverpflichtung wäre deshalb auch nicht 
unangemessen, wie das folgende Beispiel belegt:  

 
Ausgehend von der geltenden Programmzahlbegrenzung des § 19 RfStV, einer der 
Satellitenverbreitung entsprechenden Signalqualität in SD-Qualität sowie einer Modu-
lation der Kanäle in den Breitbandkabelanlagen nach dem Stand der Technik (256 
QAM), bestünde für die ARD ein Kapazitätsbedarf von 3 Kabelkanälen, um ihr Pro-
grammbouquet qualitätsgerecht und vollständig verbreiten zu können.  

 
 Insgesamt stehen in den nicht ausgebauten Kabelnetzen derzeit ca. 18 Kanäle für 

digitalen Rundfunk zur Verfügung. Nach dem Ende der Simulcast-Verbreitung wer-
den bei vollständigem Ausbau auf 864 MHz insgesamt ca. 100 Kanäle verfügbar 
sein.  

 
5. ARD und ZDF halten es deshalb für angemessen, die Betreiber drahtgebundener 

Übertragungswege grundsätzlich zu verpflichten, die erforderlichen digitalen Übertra-
gungskapazitäten für die Programmbouquets des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
zur Verfügung zu stellen. Die bekannten Geschäftsmodelle der DSL-Provider sehen 
bereits die vollständige Verbreitung der Bouquets von ARD und ZDF vor. Gleichwohl 
ist es sachgerecht, auch diese Art der Verbreitung einzubeziehen, um die Meinungs- 
und Angebotsvielfalt in den DSL-Netzen sicherzustellen und so die Breitbandkabel-
netzbetreiber in einem Infrastrukturwettbewerb nicht zu benachteiligen. Dementspre-
chend wird folgender Regelungsvorschlage unterbreitet: 
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§ 52 b Weiterverbreitung, Belegung von drahtgebundenen Übertragungskapazitäten  
 
(1) Die zeitgleiche, unveränderte und vollständige Weiterverbreitung von bundesweit empfang-

baren Fernsehprogrammen, die in Europa in rechtlich zulässiger Weise und entsprechend 
den Bestimmungen des Europäischen Übereinkommens über das grenzüberschreitende 
Fernsehen veranstaltet werden, ist zulässig. Die Weiterverbreitung von Fernsehprogrammen 
kann unter Beachtung europäischer rundfunkrechtlicher Regelungen ausgesetzt werden. 
Andere als die in Satz 1 genannten Rundfunkprogramme bedürfen für die Weiterverbreitung 
einer Zulassung durch die zuständige Landesmedienanstalt. Landesrechtliche Regelungen 
zur analogen Kanalbelegung für Rundfunk sind zulässig, soweit sie zur Erreichung klar um-
rissener Ziele von allgemeinem Interesse erforderlich sind. Sie können insbesondere zur Si-
cherung einer pluralistischen, am Gebot der Meinungsvielfalt orientierten Medienordnung ge-
troffen werden. Einzelheiten, insbesondere die Rangfolge bei der Belegung der Kabelkanäle, 
regelt das Landesrecht. 

 
(2) Private Betreiber von Plattformen haben 
 1. innerhalb einer Übertragungskapazität im Umfang von einem Drittel der für die digitale 

Verbreitung zur Verfügung stehenden Gesamtkapazitäten sicherzustellen, dass 
  a) die erforderlichen Übertragungskapazitäten für die gebührenfinanzierten Rundfunkpro-

gramme und Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks einschließlich seiner Pro-
grammbouquets zur Verfügung stehen, 

 b) die Übertragungskapazitäten für die privaten Fernsehprogramme, die Regionalfenster 
gemäß § 25 enthalten, zur Verfügung stehen, 

 c) die Übertragungskapazitäten (im Umfang eines analogen Fernsehkanals) für die im 
jeweiligen Land zugelassenen regionalen und lokalen Fernsehprogramme sowie die 
Offenen Kanäle zur Verfügung stehen; (soweit diese Übertragungskapazität nicht aus-
geschöpft ist, richtet sich die Belegung nach Landesrecht); die landesrechtlichen Son-
dervorschriften für Offene Kanäle und vergleichbare Angebote bleiben unberührt,  

 d) die technischen Übertragungskapazitäten nach Buchstabe a bis c im Verhältnis zu 
 anderen digitalen Übertragungskapazitäten technisch gleichwertig sind;  

 
 2. innerhalb einer weiteren Übertragungskapazität im Umfang der Übertragungskapazität 

nach Nummer 1 trifft der Plattformanbieter die Entscheidung über die Belegung mit in digi-
taler Technik verbreiteten Fernsehprogrammen und Telemedien, soweit er darin unter Be-
rücksichtigung der Interessen der angeschlossenen Teilnehmer eine Vielzahl von Pro-
grammveranstaltern sowie ein vielfältiges Programmangebot an Vollprogrammen, nicht 
entgeltfinanzierten Programmen, Spartenprogrammen und Fremdsprachenprogrammen 
einbezieht sowie Telemedien angemessen berücksichtigt;  

 
 3. innerhalb der darüber hinausgehenden Übertragungskapazitäten trifft er die Entscheidung 

über die Belegung allein nach Maßgabe der allgemeinen Gesetze.  
 
(3) Der Anbieter einer Plattform hat die Belegung von Rundfunk oder vergleichbaren Telemedien 

der zuständigen Landesmedienanstalt spätestens zwei Monate vor ihrem Beginn anzuzeigen. 
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Werden die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 3 nicht erfüllt, erfolgt die Auswahl der zu 
verbreitenden Rundfunkprogramme nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und des Landes-
rechts durch die zuständige Landesmedienanstalt. Zuvor ist dem Betreiber einer Plattform ei-
ne angemessene Frist zur Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen zu setzen. Bei Ände-
rung der Belegungen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.  

 
 
 
IV. Zugangsfreiheit 
 
Allgemeines 
1. Der Vorschlag zu § 52 c ist bedauerlicherweise durch eine weitere Deregulierung im 

Zugangsbereich gekennzeichnet. Aus Sicht von ARD und ZDF sollte der Gesetzge-
ber im 10. RfÄStV die Gelegenheit nutzen, vorhersehbare ökonomische und techni-
sche Veränderungen frühzeitig und effektiv zu regulieren. Verbindliche und handhab-
bare Regelungen sind zur Gestaltung des Digitalisierungsprozesses dringend erfor-
derlich, um Diskriminierungspotentialen gerade durch vertikal integrierte Betreiber 
von digitalen Plattformen, die zugleich eigene publizistische Interessen verfolgen und 
selbst Rundfunkangebote veranstalten oder vermarkten, zu begegnen. Es ist nicht 
zuletzt verfassungsrechtlich geboten, die Sicherung eines chancengleichen und dis-
kriminierungsfreien Zugangs der Nutzer und Inhalteanbieter zu Diensten und Infra-
strukturen durch geeignete Regularien sicherzustellen. Die nachfolgenden Anmer-
kungen beruhen auf der Prämisse, dass der von ARD und ZDF vorgeschlagene wei-
te Begriff des Plattformbetreibers (siehe oben I.2.) zugrunde gelegt wird, da nur dann 
die maßgeblichen Sachverhalte zur Sicherung der Zugangsfreiheit erfasst werden.  

 
2. Das Verhältnis von § 52 c Abs. 1 Satz 1 und 2 sollte dahingehend klargestellt wer-

den, dass sich die Verpflichtungen in Satz 2 auf die in Satz 1 genannten Adressaten 
beziehen.  

 
Schnittstellen und Standards 
3. Mit dem Einsatz neuer Technologien in Teilbereichen des Marktes (Kabel oder Satel-

lit bzw. Free- oder Pay-TV) erwachsen Diskriminierungspotentiale (z.B. durch prop-
rietäre Verschlüsselungssysteme oder APIs) zu Lasten derjenigen Programmveran-
stalter, deren Programmverbreitung von solchen Technologien beeinflusst wird oder 
auf diese angewiesen ist. Aus diesem Grund ist das Ziel diskriminierungsfreier Zu-
gangsdienste in Verbindung mit Rundfunk mit dem Einsatz proprietärer Empfangsge-
rätetechnologien nur schwer zu vereinbaren. Der chancengleiche Zugang von Pro-
grammveranstaltern zu Plattformen setzt zwingend die Verwendung offener Techno-
logien auf der Endgeräteseite voraus. Der dem RfStV zugrundeliegende Rundfunk-
begriff geht davon aus, dass Programmveranstalter ihre Programme an ein Massen-
publikum richten. Dafür sind gerade offene und einheitliche Technologien, wie die 
DVB-Standards, eine unverzichtbare Grundlage. So ist z.B. derzeit zu beobachten, 
dass sich die DSL-Provider trotz eines vorhandenen DVB-Standards (DVB-IP) die 
Rundfunkverbreitung über DSL-Netze mit proprietären Technologien erschließen 
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wollen. Entgegenwirkende Aktivitäten der Telekommunikationsregulierung sind nicht 
ersichtlich; im Gegenteil findet dort eine Deregulierung statt. 

 
Die Regulierung der Anwendung technischer Standards durch die Länder wird durch 
das Recht des Bundes zur Festlegung technischer Standards im Bereich der Tele-
kommunikation nicht behindert. Denn die Zugangsregulierung im Hinblick auf die Er-
reichung kommunikativer Chancengerechtigkeit wird nicht durch bundesrechtliche 
Regelungen gesperrt, die dieselbe Dienstleistung im Hinblick auf ökonomischen 
Wettbewerb regulieren. Andersherum kann die Bundesregulierung Gefahr laufen, 
gegen das Gebot länderfreundlichen Verhaltens zu verstoßen, wenn diese so ausge-
formt und angewandt wird, dass sie keinen Raum mehr für eine an kommunikative 
Chancengerechtigkeit orientierte Zugangsregulierung belässt. 

 
4. Hinsichtlich des Einsatzes von Verschlüsselungssystemen stellt der DVB Common 

Scrambling Standard (DVB-CSA) eine wichtige Komponente zur Sicherstellung einer 
Basiskompatibilität von verschiedenen proprietären CA-Systemen dar. Über DVB-
CSA können mehrere CA-Systeme parallel und Plattformen mit unterschiedlichen 
CA-Systemen somit bei Bedarf interoperabel betrieben werden. § 52 c sieht u.a. vor, 
dass Anbieter über CA-Systeme nicht diskriminiert werden dürfen. Eine technische 
Konkretisierung auf den DVB-CSA-Standard fand sich bislang aber nur in § 48 Abs. 3 
Nr.1 TKG.  

 
Dort ist allerdings Ende 2006 in einem wenig transparenten Verfahren und mit nicht 
nachvollziehbaren Argumenten die Anwendung des DVB-CSA für Rundfunk in IPTV-
Netzen ausgenommen worden. Wie die neueste Mitteilung der BNetzA (Nr. 
425/2007/ Teil 4 TKG, Rundfunkübertragung – Anwendung des § 48 TKG Interope-
rabilität von digitalen Fernsehempfangsgeräten für IP-TV) erkennen lässt, beabsich-
tigt die BNetzA als Ziel einer Anhörung der beteiligten Kreise möglicherweise eine 
Verlängerung dieser Ausnahmeregelung. Auch dies weist auf das Erfordernis hin, 
grundlegende Anforderungen an technische Rundfunkinfrastrukturen wieder stärker 
im RfStV zu konkretisieren, da ansonsten das Normziel des Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG 
gefährdet werden könnte. Zu denken wäre insbesondere daran, die ursprünglich auf-
grund des 4. Rundfunkänderungsstaatsvertrag bereits einmal bestehende rundfunk-
staatsvertragliche Verpflichtung zum Einsatz einheitlich normierter europäischer 
Standards wieder einzuführen und für die in § 52 c geregelten (Zugangs)Systeme 
gesetzlich zu fixieren. Gleiches gilt für Schnittstellen für Anwendungsprogramme (A-
PI). 

 
Navigation 
5. Benutzeroberflächen, wie Navigatoren und elektronische Programmführer (EPGs), 

die die Programmauswahl und damit den Programmzugang und die Programmnut-
zung steuern, werden in der digitalen Welt zentrale Anwendungen sein. Die fort-
schreitende vertikale Integration von Infrastrukturbetreibern und die Etablierung von 
Plattformbetreibern erhöht die Gefahr einer Diskriminierung anderer Programmange-
bote in Navigatoren und EPGs dieser Netzbetreiber. Die Entwurfsfassung übernimmt 
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in § 52 c Abs. 1 leider nur die rudimentären Regelungen des § 53 RfStV und ver-
säumt es, in diesem zentralen Bereich klare Vorgaben zu formulieren. 

 
a) Deshalb sollten neben dem allgemein gehaltenen § 52 c Abs. 1 Nr. 3 in einem eigen-

ständigen Abs. 2 konkrete Mindestanforderungen an diese Benutzeroberflächen be-
reits im Rundfunkstaatsvertrag definiert werden. ARD/ZDF und VPRT haben dazu 
die bekannten gemeinsamen Empfehlungen vorgelegt, die auf Initiative der GSDZ in-
zwischen auch Gegenstand der Erörterung mit den Marktpartnern gewesen sind. 

 
b) Die von einigen Marktpartnern vorgebrachten Bedenken, eine solche Regelung kön-

ne insbesondere gegenüber Endgeräteherstellern aus dem Ausland nicht wirksam 
durchgesetzt werden, dürfen indes nicht dazu führen, dass dieser wichtige Bereich 
nicht oder nur rudimentär reguliert wird. 

 
Ziel einer Regelung sollte nicht sein, der Geräteindustrie in einem funktionierenden 
freien Endgerätemarkt Vorgaben zu Navigatoren zu machen. Das Ziel muss es aller-
dings sein, in den Fällen,  
- in denen Plattformbetreiber selbst Navigationssysteme anbieten; 
- in denen Plattformbetreiber durch Spezifikationen Einfluss auf die in Endgeräte in-

tegrierten Navigationssysteme nehmen,  
rundfunkstaatsvertragliche Anforderungen an diese Systeme zu formulieren. In die-
sen Fällen ist eine Kontrolle und Einflussnahme des Regulierers ohne Weiteres mög-
lich und auch leistbar.  

 
c) ARD und ZDF sprechen sich deshalb dafür aus, die Implementierung einer neutralen 

Ebene der Programmführung (Basisnavigation) vorzuschreiben sowie entsprechende 
Mindestanforderungen daran aufzuführen. Dazu sollte gehören, dass die Basisnavi-
gation 
• alle verfügbaren Angebote chancengleich und diskriminierungsfrei listet; 
• frei von Produkt- und Programmwerbung ist; 
• dem Nutzer ermöglicht, alle Angebote unmittelbar einzuschalten und aus einem 

Angebot unmittelbar in die Basisnavigation zurückzuwechseln; 
• die Nutzung elektronischer Programmführer ermöglicht, die auf der Plattform ver-

breitet werden; 
• die von den Diensteanbietern bereitgestellten Service-Informationen auswertet; 
• die Auswahl der Angebote über verschiedene Listungen ermöglicht; 
• dem Nutzer die Möglichkeit eröffnet, eine Favoritenliste anzulegen. 

 
d) Auf diese Weise kann einerseits dem Bedürfnis der Rundfunkveranstalter nach einer 

diskriminierungsfreien Basisnavigation Rechnung getragen werden. Andererseits 
steht den anderen Marktteilnehmern der Bereich „Elektronische Programmführung“ 
zur freien Gestaltung offen, so dass z.B. die Zeitschriftenverlage den publizistischen 
Wettbewerb des Programmzeitschriftenmarktes hier fortsetzen und auch die Netz- 
und Plattformbetreiber in diesem Bereich tätig werden könnten.  
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e) Suchmaschinen und andere Navigationsinstrumente sollten ebenfalls von § 52 c er-
fasst werden. Denn auch sie können eine Gefahr für die Meinungsfreiheit darstellen, 
wenn über sie künftig (ggf. anstelle von Navigatoren/EPG) der Zugang zu Rundfunk-
angeboten vermittelt werden würde. Dies sollte sich auch in der Medienregulierung 
niederschlagen. 

 
6. Schließlich sollten auch die Verfahrensregelungen den Erfordernissen einer sich ra-

sant entwickelnden Medienwelt angepasst werden. Transparenz und Rechtssicher-
heit sollten dabei der Maßstab sein. 

 
So ist das bisher in § 53 Abs. 3 RfStV vorgesehene umfassende Initiativrecht der 
Landesmedienanstalten, die eigenständig und nach Kenntnis der Verbreitungsbedin-
gungen tätig werden sollen, bedauerlicherweise nicht mehr explizit im Gesetzeswort-
laut des § 52 c enthalten. Aus Sicht von ARD und ZDF sollte es unerheblich sein, 
woher die zuständige Landesmedienanstalt Informationen über Sachverhalte des 
§ 52 c erhält.  

 
 Des Weiteren sollte gewährleistet werden, dass potentiell Betroffene, insbesondere 

die Rundfunkveranstalter, überhaupt Kenntnis von Anzeigen erlangen und so erst in 
den Stand versetzt werden, Gefährdungen für die eigene Rechtsposition erkennen 
und ggf. rügen zu können. Dies könnte durch die ergänzende Regelung erfolgen, 
dass die zuständige Landesmedienanstalt über das Angebot und die Verwendung 
von neuen Zugangsdiensten in geeigneter Weise (z.B. durch Veröffentlichung auf der 
Internetseite der ALM) informieren muss.  

 
 Im Interesse eines effektiven Verfahrens und in Anbetracht der Tatsache, dass ein-

mal eingeleitete Entwicklungen in diesem grundrechtsrelevanten Bereich nur schwer 
rückholbar sind, sollte die zuständige Landesmedienanstalt verpflichtet werden, in-
nerhalb von zwei Monaten nach Zugang über eine Beschwerde zu entscheiden. 
Auch hier sollte die Verpflichtung auferlegt werden, dass den von den Entscheidun-
gen (auch mittelbar) Betroffenen in geeigneter Weise (z.B. durch Veröffentlichung auf 
der Internetseite der ALM) Kenntnis verschafft werden muss. 

 
§ 52c 
(1) Betreiber von Plattformen, die Rundfunk und vergleichbare Telemedien verbreiten, haben zu 

gewährleisten, dass die eingesetzte Technik ein vielfältiges Angebot ermöglicht. Sämtliche 
dafür erforderlichen Schnittstellen sind offenzulegen. Die von einer anerkannten europäi-
schen Normenorganisation festgelegten Standards sind anzuwenden. Zur Sicherung der 
Meinungsvielfalt dürfen Betreiber von Plattformen Anbieter von Rundfunk und vergleichbaren 
Telemedien einschließlich elektronischer Programmführer weder unmittelbar noch mittelbar 
insbesondere 

  1. durch Zugangsberechtigungssysteme oder 
  2. durch Schnittstellen für Anwendungsprogramme oder 
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 3. durch Systeme, die auch die Auswahl von Rundfunkprogrammen steuern und die als ü-
bergeordnete Benutzeroberflächen den ersten Zugriff auf alle auf einer Plattform verbreite-
ten Angebote ermöglichen; 

bei der Verbreitung ihrer Angebote unbillig behindern oder gegenüber gleichartigen Anbie
 tern ohne sachlich gerechtfertigten Grund unterschiedlich behandeln. 
 
(2) Betreiber von Plattformen, die Systeme nach Abs. 1 Nr. 3 anbieten oder Vorgaben (Spezifi-

kationen) für solche Systeme an Endgerätehersteller oder Dritte Anbieter machen, haben zu 
gewährleisten, dass diese Systeme eine neutrale Ebene der Programmführung enthalten 
(Basisnavigation), die 

  1. alle verfügbaren Angebote chancengleich und diskriminierungsfrei listet; 
  2. frei von Produkt- und Programmwerbung ist; 
 3. dem Nutzer ermöglicht, alle Angebote unmittelbar einzuschalten und aus einem Angebot 

unmittelbar in die Basisnavigation zurückzuwechseln; 
 4. die Nutzung elektronischer Programmführer ermöglicht, die auf der Plattform verbreitet 

werden; 
  5. die von den Diensteanbietern bereitgestellten Service-Informationen auswertet; 
 6. die Auswahl der Angebote über verschiedene Listungen ermöglicht; 
 7. dem Nutzer die Möglichkeit eröffnet, eine Favoritenliste anzulegen. 
 
(3) Die Verwendung eines Zugangsberechtigungssystems, einer Schnittstelle für Anwendungs-

programme und die Entgelte hierfür bzw. die Verwendung eines Systems i. S. v. Abs. 2 sind 
der zuständigen Landesmedienanstalt unverzüglich anzuzeigen. Satz 1 gilt für Änderungen 
entsprechend. Der zuständigen Landesmedienanstalt sind auf Verlangen die erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. Die zuständige Landesmedienanstalt informiert über Anzeigen von 
Plattformbetreibern gem. Satz 1 sowie über Änderungen gemäß Satz 2 in geeigneter Weise. 

 
(4) Die zuständige Landesmedienanstalt wird unverzüglich tätig nach einer Anzeige gem. Abs. 3, 

aufgrund einer Information durch die BNetzA oder nach einer Beschwerde von Rundfunkan-
stalten, Anbietern von Telemedien oder von Nutzern. Sie trifft zwei Monate nach Kenntnis des 
Sachverhalts bzw. nach Eingang der Beschwerde eine Entscheidung. 

 
Ordnungswidrigkeiten 
7. Aus Sicht von ARD und ZDF ist zu begrüßen, dass die Ordnungswidrigkeiten-

Tatbestände in § 49 um den Zusatz ergänzt werden sollen, dass der Plattformbetrieb 
untersagt werden kann, sofern ein Plattformbetreiber schwerwiegend gegen die Be-
stimmungen dieses Staatsvertrages oder des Jugendmedienschutzstaatsvertrages 
verstößt. Zur besseren Anwendbarkeit dieser Regelung scheint es empfehlenswert 
zu sein, den Begriff „schwerwiegend“ zu konkretisieren. 

 
§ 49 - Ordnungswidrigkeiten 
Nr. … Verstößt ein Plattformbetreiber nach einer Aufforderung der zuständigen Landesmedien-
anstalt wiederholt gegen die Bestimmungen dieses Staatsvertrages oder des Jugendmedien-
schutzstaatsvertrages, kann die zuständige Landesmedienanstalt den nach vorheriger Anhörung 
den Plattformbetrieb untersagen. 
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Gemeinsam mit der Einladung zur Anhörung zum Entwurf des Zehnten Staatsvertrages zur 

Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (10. RÄStV) sind wir aufgefordert worden, zu 

dem Entwurf schriftlich Stellung zu nehmen. Diese Gelegenheit nehmen wir im Folgenden 

gerne wahr – möchten an dieser Stelle jedoch ausdrücklich darauf hinweisen, dass unsere 

Stellungnahme ausschließlich die Position der IPTV-Anbieter in unserem Verband 

wiedergibt, die keinesfalls auf die Interessenslage von mobile-TV-Anbietern übertragen 

werden kann. 

 

I. Vorbemerkung 

Wir begrüßen, dass mit dem vorliegenden Entwurf des 10. RÄStV die Thematik der Plattform 

und deren Rolle bei der Verbreitung von Rundfunkangeboten – auch im Hinblick auf neue 

Übertragungstechnologien – einer verbindlichen Regelung zugeführt werden soll.  

Zu wenig werden aus unserer Sicht allerdings die ungleichen Machtverhältnisse zwischen 

etwa IPTV-Anbietern auf der einen Seite und Programmanbietern auf der anderen Seite 

berücksichtigt. Deutlich stärkeren Eingang in den 10. RÄStV sollten daher ergänzende 

Regelungen finden, die Programmanbieter dazu verpflichten, ihre Inhalte diskriminierungsfrei 

und zu transparenten Bedingungen zur Verfügung zu stellen. Denn in der jetzigen Situation 

besteht eine massive Wettbewerbsbenachteiligung von IPTV-Anbietern gegenüber den 

Anbietern von Kabel- und Satelliten-TV.  

Ohne eine solche - den Belegpflichten gegenüber stehende diskriminierungsfreie 

Zugangsregelung - kann auch nicht sichergestellt werden, dass IPTV-Anbieter und andere 

Betreiber neuartiger Plattformen ein vielfältiges TV-Angebot zu wettbewerbsfähigen Preisen 

bereitstellen können. „Must offer“ ist somit Grundvoraussetzung für das Erreichen des Ziels 

der Vielfaltsicherung. Umgekehrt gilt: Ohne eine „Must offer Regelung“ könnten 

Programmanbieter den Betrieb von Plattformen sogar willkürlich verhindern. Denn weigerten 

sich etwa öffentlich-rechtliche Sender, ihr Programm über die Plattform eines Anbieters zu 

übertragen, so wäre dieser Plattformbetreiber nicht in der Lage, die Drittel-Anforderungen an 

den Plattformbetrieb gem. § 52b Abs. 1 Nr. 1a) zu erfüllen und könnte somit die Plattform 

nicht rechtmäßig betreiben. 
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Wichtig ist aus Sicht des VATM darüber hinaus, dass mit dem 10. RÄStV das Gebot der 

Neutralität gegenüber Technologien und Geschäftsmodellen gewahrt wird, welches 

Grundvoraussetzung für einen Wettbewerb im Interesse von Endkunden und der 

Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen auf dem europäischen Markt ist. Dabei 

müssen die Besonderheiten der einzelnen Technologien selbstverständlich in angemessener 

Form berücksichtigt werden. 

 

 

II. Einzelkommentierung 

1. Begriff des Programmbouquet - § 2 Abs. 2 Nr. 9 

Aus Sicht des VATM sollte § 2 Abs. 2 Nr. 9 gestrichen werden, da sich eine Definition des 

Begriffs „Programmbouquet“ erübrigt, wenn dieser Begriff an keiner anderen Stelle des 

Staatsvertrages verwendet wird.  

Im Übrigen möchten wir darauf hinweisen, dass aus unserer Sicht auch keine Notwendigkeit 

besteht, bestimmte Programmbouquets zu schützen, da dies nicht dem Ziel der 

Vielfaltsicherung dient. 

 

2. Begriff der Plattform - § 2 Abs. 2 Nr. 10 

Aus Sicht des VATM ist die vorgeschlagene Plattformdefinition zu weitgehend. Grundsätzlich 

sollte die Regulierung auf den Zweck der Vielfaltsicherung beschränkt werden und nicht auf 

einen Bereich erweitert werden, dem noch keine Breitenwirkung und 

Meinungsbildungsrelevanz zukommt.  

Ob und inwieweit Maßnahmen zur Vielfaltsicherung erforderlich sein werden, lässt sich heute 

noch nicht abschließend beurteilen. Insofern sollte bei der Regulierung Zurückhaltung geübt 

werden. Insbesondere darf es nicht zu einer „Regulierung auf Vorrat“ kommen, wenn damit 

die Gefahr verbunden ist, neue Verbreitungswege insgesamt zu gefährden. 

Des Weiteren geht die Formulierung „Zurverfügungstellung digitaler 

Übertragungskapazitäten oder digitaler Datenströme“ in § 2 Abs. 2 Nr. 10 des Entwurfes als 
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Definition an den Geschäftsmodellen der IPTV-Anbieter vorbei. Diese TV-Anbieter stellen 

Programmanbietern weder Übertragungskapazitäten oder digitale Datenströme zur 

Verfügung, noch vermarkten sie diese. Vielmehr kaufen die genannten TV-Anbieter das 

Programmangebot Dritter als Vorleistung ein, um Endkunden ein eigenes Produkt 

anzubieten. Diese Tätigkeit unterscheidet sich grundlegend von den Ausprägungen eines 

Geschäftsmodells, bei dem die Übertragungskapazität den Programmanbietern zur freien 

Nutzung zur Verfügung gestellt wird. Insofern sprechen wir uns für einen der Tätigkeit der 

IPTV-Anbieter gerecht werdenden Begriff der „Plattform“ aus.  

Auf keinen Fall jedoch sollte der Klammerzusatz „(oder sie zu vermarkten)“ aktiviert werden, 

da es aus Sicht unseres Verbandes keine Rechtfertigung dafür gibt, die reine 

Vermarktungstätigkeit regulatorischen Vorgaben zu unterwerfen. 

Im Übrigen kritisieren wir, dass der Entwurf den Plattformbetreiber im Ergebnis mit den 
herkömmlichen Kabelnetzbetreibern gleichsetzt. Insofern geht der Entwurf damit zu Unrecht 
davon aus, dass den Plattformbetreibern eine den Kabelnetzbetreibern vergleichbare 
marktbeherrschende Rolle zukommt. Tatsächlich werden es die Plattformbetreiber – auch 
ohne eine ausufernde Regulierung – schwer haben, sich gegenüber den etablierten 
Teilnehmern durchzusetzen. Diese Gefahr wird durch die Gleichbehandlung in der 
Regulierung noch erhöht. 

Darüber hinaus geht der Entwurf auch davon aus, dass der Plattformbetreiber gegenüber 
den Inhalteanbietern und Rundfunkveranstaltern eine überlegene Position innehat. Das 
Gegenteil ist der Fall. Der Plattformbetreiber ist, um sich gegenüber den herkömmlichen 
Verbreitungswegen durchsetzen zu können, auf die Verbreitung der Programme der großen 
Sendergruppen unbedingt angewiesen, so dass die Inhalteanbieter und Sendeunternehmen 
die Bedingungen weitestgehend diktieren können. Damit wird ein Wettbewerb der Inhalte, 
der zur mehr Vielfalt führen würde, verhindert. 

3.  Regelungen der Zuordnung - § 51 Abs. 2 

Sofern die Zuordnungsentscheidung der zweiten vorgeschlagenen Alternative folgend durch 

die Landesmedienanstalten erfolgen soll, sollte aus Gründen der Normverständlichkeit in 

Absatz 2 klargestellt werden, dass es sich hierbei lediglich um das „ob“ der Zuordnung 

handelt und nicht um die Entscheidung, an wen die Zuordnung erfolgt. Die derzeitige 

Formulierung des Absatzes 2 könnte dahingehend missverstanden werden, dass die 
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Landesmedienanstalten Übertragungskapazitäten bereits einem konkreten Anbieter 

zuordnen. Dies würde jedoch im Widerspruch zu den Zuteilungsregelungen stehen. 

 

4. Regelungen für Plattformen - § 52a 

• Maßnahmen zur Sperrung von Programmen und Diensten - § 52a Abs. 2 

§ 52a Abs. 2 sieht vor, dass Maßnahmen zur Sperrung von Programmen und Diensten auch 

gegen Plattformanbieter gerichtet werden können, wenn Maßnahmen gegen den 

eigentlichen Verantwortlichen nicht durchführbar oder nicht Erfolg versprechend sind. An 

dieser Stelle bedarf es aus unserer Sicht einer Klarstellung dahingehend, dass der 

Plattformbetreiber nicht verpflichtet werden kann, wenn hierdurch lediglich der Aufwand für 

die Aufsichtsbehörden verringert wird. Wenn also die Möglichkeit besteht, den für das 

Programm oder den Dienst originär Verantwortlichen direkt zur Unterlassung aufzufordern, 

sollte der Plattformbetreiber nicht zur Verantwortung heran gezogen werden dürfen. Dies 

sollte insbesondere auch für Programme oder Dienste gelten, deren Verantwortliche im 

Ausland direkt von den ausführenden Organen zur Unterlassung aufgefordert werden 

können. 

Um die klar subsidiäre Verantwortlichkeit des Plattformbetreibers zu unterstreichen sollte 

daher in Abs. 2 Satz 2 die Formulierung „sind sie zur Umsetzung dieser Verfügung 

verpflichtet“ geändert werden in „sind die verantwortlichen Dritten, die Programme und 

Dienste anbieten zur Umsetzung dieser Verfügung verpflichtet“. 

 

• Diskriminierungsfreiheit - § 52a Abs. 3 

Die Grundsätze der Nicht-Diskriminierung, Billigkeit, Angemessenheit und Transparenz 

gemäß § 52a Abs. 3 des Entwurfs sollten aus Sicht des VATM eine reziproke Anwendung 

auf die Vertragsbedingungen und Entgelte finden, die Plattformbetreiber an 

Programmanbieter zu zahlen haben. Nur so kann die Gefahr einer Monopolstellung der 

Programmanbieter unter Kontrolle gehalten und eine Programmvielfalt für Endkunden auf 

Dauer sicher gestellt werden.  
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Wir schlagen daher folgende ergänzende Formulierung vor: 

„Plattformen dürfen insbesondere durch die Ausgestaltung der Einspeiseentgelte nicht 

unbillig behindert oder gegenüber gleichartigen Nachfragern ohne sachlichen Grund 

unterschiedlich behandelt werden. Die Bereitstellung des Programmangebots hat zu 

angemessenen Bedingungen zu erfolgen. Entgelte und Tarife für die 

Programmbereitstellung sind offen zu legen.“ 

Im Sinne der Chancengleichheit der Verbreitungswege sollte im Must-Carry-Bereich darüber 

hinaus angeordnet werden, dass für den Transport der Signale unabhängig von der Art des 

Verbreitungsweges, technologieneutral das gleiche Entgelt zu entrichten ist. 

Berücksichtigung finden sollte hierbei auch die Höhe der Aufwendungen der 

Rundfunkveranstalter für einzelne Verbreitungswege sein. 

Des Weiteren sollte sich das Diskriminierungsverbot auf den Must-Carry-Bereich 

beschränken, da im Übrigen bereits der Wettbewerb der Plattformen für die gebotene Vielfalt 

sorgen wird. Durch eine Verpflichtung der Plattformbetreiber, die gleichen Inhalte zu 

verbreiten, besteht vielmehr die Gefahr eine weitergehende Vielfalt zu verhindern, weil es 

den Plattformbetreibern nicht möglich ist, sich durch besondere Inhalte von anderen 

Plattformanbietern abzugrenzen. 

Im Übrigen sprechen wir uns gegen den in § 52a Abs. 3 Satz 3 vorgesehenen Verweis auf 

die Entgeltregulierung im Telekommunikationsgesetz aus. Um das Ziel der 

Diskriminierungsfreiheit zu erreichen sind die übrigen Regelungen in § 52a Abs. 3 

vollkommen ausreichend. Eine Entgeltregulierung im RÄStV sollte jedoch auf jeden Fall 

unterbleiben. Insofern sprechen wir uns für die Streichung von § 52a Abs. 3 Satz 4 aus, der 

nicht erforderlich ist und schlimmstenfalls zu Rechtsunsicherheiten führen kann. 

 

• Keine inhaltliche Veränderung von Programmen oder Diensten - § 52a Abs. 4 

Aus Sicht des VATM sind die vorgeschlagenen Restriktionen hinsichtlich der inhaltlichen 

Gestaltung und Paketierung rundfunkrechtlich nicht gerechtfertigt. Die Vielfaltsicherung wird 

bereits durch § 52b des Entwurfes gewährleistet. Weitergehende Einschränkungen im 

Hinblick auf die Verwertung dürfen sich allenfalls aus dem Urheberrecht ergeben. 



Stellungnahme des VATM 
zum Entwurf des  
10. Rundfunkänderungsstaatsvertrages 

 

 

VATM Verband der Anbieter von Telekommunikations- und Mehrwertdiensten e. V. 

Oberländer Ufer 180-182  • 50968 Köln • Tel 0221 / 37 677 25 • Fax 0221 / 37 677 26 • E-Mail: vatm@vatm.de  
 

Präsidium: Gerd Eickers (Präsident), Harald Stöber (Vizepräsident), Charles Fränkl, Dr. Horst Lennertz, Dr. Alwin Mahler, 
Joachim Piroth, Axel Rückert, Renatus Zilles • Geschäftsführer: Jürgen Grützner 

6

Für den Fall, dass dieser Forderung nicht gefolgt werden kann, sollte jedoch auf jeden Fall in 

§ 52a Abs. 4 die Klammer um das Worte „inhaltlich“ gestrichen werden, um technisch 

gegebenenfalls notwendige Veränderungen am Eingangssignal, die für Plattformanbieter zur 

Signalübermittlung unerlässlich sind und die keinerlei Auswirkungen auf den Inhalt von 

Programmen oder Diensten haben, weiter zu ermöglichen.  

 

5. Belegung von Plattformen - § 52b 

Aus Sicht des VATM sollten IPTV-Anbieter aus folgenden Gründen von den in § 52b 

normierten Belegungsverpflichtungen ausgenommen werden: 

Erforderlichkeit von Must-Carry: 

IPTV-Anbieter bieten schon heute alle in § 52b Abs. 1 Satz 1 und 2 genannten Programme 

auf freiwilliger Basis an. Für sie ist das Angebot eines solchen Programmspektrums 

essentiell, da der Kunde ein Programmangebot erwartet, das demjenigen der Kabel- und 

Satelliten-TV-Anbieter entspricht und über dieses hinausgeht. IPTV-Anbieter haben also ein 

eigenständiges Interesse an der Erfüllung der genannten Auflagen. Einer gesetzlichen 

Verpflichtung bedarf es daher nicht.  

Unabhängig von diesem Argument werden die in § 52b Abs. 1 Satz 1 und 2 genannten 

Programme bereits dem Verbraucher über Kabel und Satellit zugänglich gemacht – hier 

beträgt die Marktpenetration heute über 95 %, wie die Bundesnetzagentur in ihrer 

Festlegung des Marktes für Rundfunk-Übertragungsdienste zur Bereitstellung von 

Sendeinhalten für Endnutzer vom 20.09.2006 bekannt gab. Im Übrigen hat die BNetzA 

festgestellt, dass IPTV kein Substitut für den TV-Empfang über Kabel oder Satellit darstellt, 

d.h. die TV-Bedürfnisse des Verbrauchers nicht durch IPTV gedeckt werden. 

Erfüllbarkeit von Must-Carry: 

IPTV-Anbieter werden derzeit beim Bezug von TV-Signalen stark durch die 

Konditionengestaltung - insbesondere von Seiten der privaten Programmanbieter - 

behindert. Während diese die Einspeisung ihrer Signale in andere Netze zumindest teilweise 

bezahlen müssen, zwingen sie den IPTV-Anbietern hohe Einspeiseentgelte für die 

Contentbereitstellung auf. Die Programmanbieter nutzen hierbei den Umstand aus, dass der 
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IPTV-Kunde nur ein komplettes, also ein dem Programmspektrum der Kabel-TV-Anbieter 

ebenbürtiges TV-Angebot akzeptiert. Diese Haltung der privaten Programmanbieter 

behindert den Weg zu einem breitflächigen Angebot, wie es den Plattformbetreibern in § 52b 

auferlegt wird. Abhilfe kann hier nur die oben dargestellte Ausdehnung des § 52a Abs. 3 auf 

Programmanbieter bringen. 

 

6. Zugangsfreiheit - § 52c 

Im Rahmen dieser Vorschrift sollte sicher gestellt werden, dass es nicht zu 

Überschneidungen mit der Regulierung nach dem TKG (§§ 48 ff.) kommt. Darüber hinaus 

sollte berücksichtigt werden, dass eine Standardisierung noch nicht gegeben ist, was einer 

Umsetzung der Vorschrift entgegen steht. 

 

 

Berlin, 23.07.2007 
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Verband Deutscher Zeitschriftenverleger 
 

Stellungnahme  
zum Entwurf eines Zehnten Staatsvertrages zur Änderung rundfunkrecht-
licher Staatsverträge (10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag) v. 15.6.2007 

Stand: Juli 2007 
 

 
Die deutschen Zeitschriftenverleger publizieren auf ca. 2000 Zeitschriftenportalen im öf-
fentlichen Internet sowie über weitere elektronische Medien Informationen, Meinungen 
und Unterhaltung zu allen Themen, die Menschen bewegen. Dabei handelt es sich haupt-
sächlich um elektronische Presse mit Text, Bildern und ergänzenden Videoclips. Da die 
Leserschaft allmählich ins Netz abwandert, erlangt der Erfolg dieser Angebote eine immer 
größere Bedeutung für die Zukunft einer vielfältigen Zeitschriftenpresse.  
 
Die Zeitschriftenverleger sind unverändert der Auffassung, dass die Mediengesetze der 
digitalen Welt für alle zugangsoffenen Abrufmedien das Modell der Pressefreiheit adap-
tieren müssen. Das gilt für die elektronische Presse mit Text, Bildern und ergänzenden 
Videos über neue Medienformen bis hin zu audiovisuellen Abrufmedien (allesamt Tele-
medien i. S. d. Staatsvertrages für Rundfunk und Telemedien). Und auch auf zugangsof-
fene lineare Medien im öffentlichen Internet kann die Rundfunkregulierung nicht ohne wei-
teres übertragen werden.  
 
Der 9. Rundfunkänderungsstaatsvertrag hat hinsichtlich der klassischen elektronischen 
Presse kleine Schritte in die richtige Richtung getan. Dennoch muss der Staatsvertrag 
künftig besser zum Ausdruck bringen, dass er nicht „Rundfunk“ und quasi aus dessen 
Perspektive „Telemedien“, sondern ganz wesentlich elektronische Presse und weitere 
zugangsoffene und entsprechend freie Medien betrifft. Leider scheint der derzeitige Ent-
wurf eines 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrag die gegenteilige Tendenz zu befördern, 
allein im zugangsknappen Rundfunk legitime restriktive Regulierung sowohl auf zugangs-
offene Nicht-Rundfunkmedien auszuweiten als auch unbesehen auf zugangsoffene linea-
re Medien zu übertragen (dazu unten A). 
 
Allein zugangsbeschränkte proprietäre Medienangebote legitimieren weitergehende Re-
gulierung (dazu unten B). 
 
Von staatlichen Beschränkungen der Medienfreiheiten der Bürger (A und B) ist die Frage 
zu unterscheiden, inwieweit öffentlich-rechtlicher Rundfunk erlaubt oder gar auf gegen 
öffentlich-rechtliche Konkurrenz geschützte Medien ausgedehnt werden darf. Insoweit 
relevante Vorschläge werden unter C kommentiert.  
 
 
 
 
 



2                           VDZ zum 10. RfÄndStV-E i. d. F. v. 15.6.2007  
 

A Keine zusätzliche Regulierung zugangsoffener Medien 
 
I. Beschränkung regulierter „Plattformen“ auf zugangsbeschränkte und geschlos-
sene Medienverteilstrukturen (§§ 2 Abs. 2 Nr. 10 i. V. m. §§ 50 52 ff. StV-E) – Me-
dienangebote oder deren Bündelung im öffentlichen Internet oder anderen zu-
gangsoffenen Netzen dürfen nicht erfasst sein 
 
Die Definition der „Plattform“ und alle Normen für Plattformen (§§ 50 ff.) müssen zweifels-
frei auf Zusammenfassungen einer beschränkten Zahl von Programmen in abgeschlosse-
nen (proprietären) Verteilstrukturen beschränkt werden. Im Gegenschluss sind Medienan-
gebote und deren Zusammenfassungen in zugangsoffenen Netzen wie etwa dem öffentli-
chen Internet zweifelsfrei aus der Regulierung herauszuhalten. 
 
Die eingangs beschriebene Gefahr scheint sich zunächst in §§ 2 Abs. 2 Nr. 10 i. V. m. §§ 
50 ff.1 zu realisieren. Soweit die für den DVB-H-Betrieb geplante zugangsbeschränkte und 
proprietäre Medienverteilplattform erfasst werden soll, ist dieses Motiv verständlich und 
erscheint eine Regulierung legitim. Die nötige Begrenzung des Anwendungsbereiches auf 
derartige zugangsbeschränkte und proprietäre Verbreitungswege wird jedoch in beiden 
Varianten der Plattformdefinition nicht deutlich. Das gilt schon für die erste Alternative, ist 
insbesondere in der zweiten Definition aber offensichtlich. Eine „Zusammenfassung“ auch 
von „Programmen und Diensten“ Dritter als Gesamtangebot für andere kann in jeder 
Website im öffentlichen Internet gesehen werden, auf der mehrere Medienangebote zu-
gänglich sind. Hinzu kommt, dass § 50 und § 52 offenbar alle öffentlichen Telemedien 
unter Einschluss der klassischen elektronischen Presse erfassen und also in die Platt-
formregulierung einbeziehen. 
 
Weitere Beschränkungen der Medienfreiheiten im öffentlichen Internet über die bestehen-
den allgemeinen Gesetze hinaus wären medienpolitisch verfehlt und unverhältnismäßig. 
Das gilt insbesondere für rundfunktypische Instrumente wie die Expansion bzw. Wieder-
einführung behördlicher Inhaltsaufsicht, Anzeigepflichten (§ 52 Abs.2 RfÄndStV-E), bin-
nenplurale Vorgaben in der Form von Belegungsregeln (§ 52b RfÄndStV-E), inhaltliches 
Sonderrecht, Satzungshoheit einer Medienaufsichtsbehörde zur Ausgestaltung der Me-
dienfreiheit usf. Soweit diese Beschränkungen für „Plattformen auf allen technischen 
Übertragungskapazitäten“ also auch Medienangebote im öffentlichen Internet oder in ver-
gleichbar zugangsoffenen Verteilstrukturen erfassen können (vgl. § 52 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 
1 usf. ÄndStV-E), ist klarzustellen, dass diese medienpolitischen Zugriffe allein für zu-
gangsbeschränkte, proprietäre Verteilstrukturen (wie etwa DVB-H, proprietäre IP-TV-
Strukturen) gelten. Ihre Anwendung auf Medienangebote im öffentlichen und zugangsof-
fenen Internet sind hingegen für keinen Medientyp zielführend. 
 
1. Telemedien, von pressetypischen Angeboten mit Text, Bildern und Video bis hin 
zu audiovisuellen Abrufmedien 
 
Das gilt zunächst für alle Telemedien im offenen Internet, also insbesondere auch die ca. 
2000 Zeitschriftenportale, die mit Text, Bildern und vielfach Videos Presse sind bzw. eine 
dieser gleichwertige Freiheit genießen müssen. Es gilt zudem für stationäre wie mobile 

                                                 
1 §§ ohne Kennzeichnung beziehen sich im Folgenden auf den Staatsvertrag über Rundfunk und Tele-
medien i. d. F. des Entwurfs eines 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrages vom 15.6.2007. 
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Endgeräte und unabhängig von der Art des verwendeten Netzes, solange Zugangsoffen-
heit auf Angebots- und Empfangsseite besteht. 
 
Das Gesagte gilt auch dann, wenn ein Portal im offenen Internet mehrere, auch fremde 
Angebote zusammenfasst bzw. im Paket anbietet. Auch wenn die Website mit den zu-
sammengefassten Informationsmedien nicht alle Informationsmedien im Internet auf-
nimmt, also insoweit nicht zugangsoffen ist, kann weder Anzeigepflicht noch sonstiges 
rundfunkähnliche Sonderrecht gelten. Die Zusammenfassung findet auf gleicher Ebene 
mit den nicht aufgenommenen Informationsangeboten statt; es gibt keinen Ausschluss 
aus dem publizistischen und wirtschaftlichen Wettbewerb. Vielmehr wird eine Auswahl 
aus den insgesamt am zugangsoffenen Pressemarkt erhältlichen Angeboten zusätzlich 
als Korb offeriert. Der Nutzer hat mit demselben Endgerät innerhalb derselben offenen 
Verteilstruktur des offenen Internet unverändert auch Zugriff auf alle nicht im fraglichen 
Portal angebotenen Informationsangebote. 
 
Man erkennt den Unterschied zu der Vergabe von Übertragungskapazitäten beispielswei-
se für DVB-H. Hier soll tatsächlich eine Art Plattform mit proprietärer Verteilstruktur ent-
stehen, auf die eine begrenzte Zahl von Anbietern sowie Medienangeboten – wie auf ein 
Floß –  hinaufgehievt wird. Anders als das zugangsoffene Internet ist das begrenzte Ver-
teilsystem nicht für alle Anbieter zugangsoffen. Und anders als eine Bündelung der ent-
sprechenden Angebote auf einer Website im offenen Internet steht das Angebotsbündel 
nicht als ein (gebündeltes) Angebot unter beliebig vielen auf einer zugangsoffenen Ange-
botsebene. 
 
 
2. Ausschluss selbst linearer Medienangebote im offenen Internet aus einer „Platt-
formregulierung“  
 
Selbst Fernsehen und Hörfunk, hier verstanden im Sinne linearer Angebote (= Live-
Stream) können in zugangsoffenen Angebotsstrukturen nicht mehr unbesehen mit rund-
funktypischem Sonderrecht beschränkt werden. Wenn jedermann ohne Begrenzung der 
Zahl der Anbieter und Programme lineare audiovisuelle Programme auf der unbegrenzten 
Plattform des öffentlichen Internet anbieten kann, ist die Mehrzahl der rundfunktypischen 
Sonderregeln nicht mehr legitimierbar.  
 
Es ist eine Sache, wenn das Bundesverfassungsgericht trotz allmählichen Schwindens 
der Zugangsknappheit im Rundfunk das duale System im Sinne eines Fortbestehens bin-
nenplural orientierten öffentlich-rechtlichen Rundfunks festschreibt. Es ist auch noch 
nachvollziehbar, wenn angesichts der zwar größeren, aber immer noch begrenzten Zahl 
an Sendeplätzen auf vielen Verteilplattformen (Terrerstrik, Kabel, DVB-H etc.) für diese 
Bereiche an Lizenzzwang, Belegungsregime und anderen rundfunkspezifischen Sonder-
regeln für private Anbieter festgehalten wird.  
 
Es wäre aber eine ganz andere Sache, wenn auch für die völlig zugangsoffene und inso-
fern unendliche Rundfunk-„Plattform“ des öffentlichen Internet an diesen Regeln fest-
gehalten würde. Wenn man heute ohne Zugangsbeschränkung einen täglichen Live-
Stream zu geringeren Kosten online stellen kann als eine tägliche Druckschrift verbreiten, 
legitimieren auch Argumente wie „Meinungsbildungsrelevanz“, „Reichweite“, „Aktualität“ 
oder „Suggestivkraft“ des Bewegtbildes die genannten Kontrollmechanismen für private 
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Angebote nicht mehr. Sowenig eine Zeitschrift ab einer Reichweite von 5 Millionen Lesern 
irgendein Element ihrer Pressefreiheit verliert, sowenig kann der Erfolg eines linearen 
Medienangebots im zugangsoffenen Umfeld dazu führen, dass es nun ein geringeres 
Maß an Freiheit genießt und beispielsweise in ein Lizenz- oder Anzeigeerfordernis hi-
neinwächst.  
 
Insbesondere kann auch nicht das Argument verfangen, solange es zahlenmäßig be-
schränkte Rundfunkprogramme in zugangsbeschränkten Verteilstrukturen gebe, müssten 
auch die unbeschränkten Rundfunkprogramme im zugangsoffenen Internet die Restriktio-
nen der begrenzten Verteilstruktur erdulden. Das liegt nicht nur daran, dass auch der mit 
dem Privileg einer Lizenz im zugangsbeschränkten Markt ausgestattete Rundfunkanbieter 
im zugangsoffenen Internet Angebote ohne die Sonderregulierung anbieten kann. Es ist 
auch schlicht unverhältnismäßig.  
 
Das Gesagte gilt nicht nur für die einzelnen Angebote, sondern auch für Zusammenfas-
sungen auf Plattformen, die Namen haben könnten wie Zattoo, Joost, Babelgum etc.  
 
Jede einzelne Freiheitsbeschränkung müsste im zugangsoffenen Umfeld konkret gerecht-
fertigt werden. Hier sollen nur wenige Beispiele kurz gestreift werden. 
 

Eine Rechtfertigung von Lizenzen oder auch nur Anzeigepflichten ist nicht möglich.  
 

Eine Lizenz im Sinn einer Auswahlentscheidung würde voraussetzen, dass nicht ein 
jeder seinen Live-Stream anbieten kann. Das trifft aber nicht zu.  

 
Eine Lizenz im Sinne eines präventiven, der Gefahrenabwehr dienenden Verbotes 
mit Erlaubnisvorbehaltes muss ebenso wie die präventive Anzeige entfallen. Die Ge-
fahren öffentlicher Äußerungen der Bürger muss der Staat des Grundgesetzes zu-
nächst einmal hinnehmen; Streit über die Einhaltung der allgemeinen Gesetze wird 
im Einzelfall und in der Regel nach Veröffentlichung sowie von Richtern entschie-
den. Auch Jugendschutzrecht erlaubt keine Anzeigepflicht oder Erlaubnisvorbehalte 
für Web-TV. 

 
Es erschiene auch befremdlich, sollte die jedem Bürger zugängliche Äußerungsmög-
lichkeit eines online-Live-Stream von einer besonderen persönlichen Zuverlässigkeit im 
Sinne der Gewähr einer Einhaltung von Gesetzen und Verwaltungsakten abhängig 
gemacht werden (so z. B. § 52 Abs. 3 i. V. m. § 20a Abs. 1 Nr. 6). Was legitim sein 
mag, wenn sich zu viele Bewerber um eine begrenzte Zahl von Standplätzen auf dem 
Markt der Meinungen bewerben, erscheint als Äußerungsbedingung für einen zu-
gangsoffenen Meinungs- oder Medienmarkt vor Art. 5 GG unhaltbar. Auch dann, wenn 
das fragliche Medium wie hier der Live-Stream, bislang nicht jedermann zugänglich 
war. 

  
 
II. § 50, § 52 Abs. 2 und öfters – „Vergleichbare Telemedien“ in zugangsoffenen Ver-
teilstrukturen 
 
Die Verwendung einer Rechtskategorie der dem Rundfunk „vergleichbaren Telemedien“ 
ist abzulehnen, soweit eine solche Vergleichbarkeit die Erstreckung weiterer Restriktionen 
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auf „vergleichbare“ Nicht-Rundfunkmedien in zugangsoffenen Umfeldern stützen soll. Das 
gilt umso mehr für die vorgesehene Definition („Telemedien, die an die Allgemeinheit ge-
richtet sind“), die auch klassische elektronische Presse und letztlich jede online-
Veröffentlichung in diese Kategorie zwingen würde. So soll die „Vergleichbarkeit“ zusam-
mengefasster Telemedien mit Rundfunk offenbar nach § 52 Abs. 2 die Anwendbarkeit des 
rundfunktypischen Instrumentariums mit Anzeigepflicht, Belegungsregime etc. auf derarti-
ge Zusammenfassungen eröffnen.  
 
All diese Regelungen sind nur in zugangsbeschränkten und proprietären Verteilsystemen 
legitim, nicht hingegen in zugangsoffenen Verteilsystemen wie etwa dem öffentlichen In-
ternet.  
 
 
 
B Regulierung geschlossener Medienverteilplattformen notwendig 
 
 
I. EPG 
 
So wie eine rundfunktypische Regulierung zugangsoffener Medienmärkte abzulehnen ist 
(oben A), so muss in zugangsbeschränkten Medienverteilsystemen nötigenfalls Regulie-
rung die Medienvielfalt sichern. Soweit digitale TV-Programme auf geschlossenen TV-
Plattformen angeboten werden und auch die TV-Programminformationen vermehrt in digi-
taler Form innerhalb dieser Plattformen stattfinden, kann eine vielfältige und unabhängige 
TV-Programmpresse nur gesichert werden, wenn auch unabhängige Anbieter elektroni-
scher Programminformationen (EPGs) Zugang zu solchen Plattformen haben.  
 
 
1. § 52c Abs. 1 Satz 2 
 
Der VDZ begrüßt und unterstützt die Klarstellung in § 52c Abs. 1 Satz 2, nach der auch 
Anbieter „elektronischer Programmführer“ gegenüber solchen TV-Plattformen einen An-
spruch darauf haben, weder unbillig behindert noch ohne sachlich gerechtfertigten Grund 
gegenüber gleichartigen Anbietern unterschiedlich behandelt zu werden.  
 
Ob diese Rechte, nicht unbillig behindert bzw. nicht diskriminiert zu werden, ausreichen, 
um TV-Plattformbetreiber zu verpflichten, vorhandene technische Kapazitäten unabhängi-
gen EPG-Anbietern zu überlassen, hängt davon ab, welche Gründe für eine Zugangsver-
weigerung als unbillig bzw. diskriminierend angesehen werden.  
 
Insbesondere muss klargestellt werden, dass es eine unbillige Behinderung darstellt, 
wenn der EPG-Anbieter bereit ist, vorhandene Übertragungskapazitäten zu marktüblichen 
Preisen zu mieten und den EPG an die jeweilige Plattform anzupassen, der TV-
Plattformanbieter dennoch aber die Schaffung der Zugangsmöglichkeit verweigert.  
 
Ebenso ist klarzustellen, dass auch die Basisnavigation als Angebot eines vergleichbaren 
Anbieters den Anspruch auf Gleichbehandlung im Sinne der zweiten Alternative auslöst. 
Ansonsten liefe der Anspruch auf diskriminierungsfreien Zugang leer, solange gar kein 
EPG, sondern eben nur eine Basisnavigation angeboten wird.  
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Weitere Erwägungen zur Frage „unbilliger Behinderung“ bzw. „unsachlicher Ungleichbe-
handlung“ werden folgen. 
 
Darüber hinaus gehend bleibt die Normierung eines Zugangsanspruchs wünschenswert. 
Insoweit verweisen wir auf die VDZ-Position „Zugang von Dritt-EPGs zu digitalen TV-
Plattformen“ (Stand Mai 2007). 
 
 
2. § 51a Abs. 4 Satz 3 
 
Der VDZ begrüßt und unterstützt § 51a Abs. 4 Satz 3, der im Falle der Zuweisung draht-
loser Übertragungskapazitäten an Plattformanbieter eine chancengleiche und diskriminie-
rungsfreie Zugangsmöglichkeit elektronischer Programmführer zur Plattform zu einem 
positiven Auswahlkriterium macht. 
 
 
II. § 51 Abs. 3 Nr. 3 und 4 – Zuweisung drahtloser Übertragungskapazitäten  
 
§ 51 Abs. 3 Nr. 3 und 4 wirken, als ob private Rundfunkveranstalter und Telemedienan-
bieter im Gefüge des Art. 5 GG gegenüber dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk nachran-
gige Grundrechtsträger wären. § 51 Abs. 3 Nr. 3 und 4 müssen im Gegenteil auch für den 
Fall der Knappheit von Übertragungskapazitäten vorsehen, dass private Anbieter Vorrang 
genießen, solange der öffentlich-rechtliche Rundfunkauftrag nicht gefährdet wird. Zudem 
erscheint eine gesetzliche Vertretung der privaten Medienanbieter durch eine Behörde (§ 
51 Abs. 3 Nr. 3) fragwürdig. 
 
 
 
 
C Keine automatische Erweiterung des öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
auftrags auf alle denkbaren Übertragungswege oder gar auf Nicht-
Rundfunkmedien – §§ 19a Satz 1,  § 51 Abs. 3 Nr. 4a 
 
Die in § 19a Satz 1 enthaltene gesetzliche Festschreibung, alle technischen Übertra-
gungswege seien Teil des öffentlich-rechtlichen Rundfunkauftrags, ist nicht tragbar. Dass 
die Verbreitung von Fernseh- und Hörfunkprogrammen über neue Übertragungswege bei 
einem entsprechenden Grundversorgungsbedarf von Fall zu Fall Teil des Rundfunkauf-
trags werden kann, legitimiert keine pauschale Festlegung, alle möglichen Übertragungs-
wege seien per se vom Auftrag gedeckt. Tatsächlich muss zunächst der Funktionsauftrag 
unter Einschluss der Frage bestimmt werden, welche Übertragungswege in welchem Um-
fang dazu zählen. Entsprechend kann § 19a Satz 1 nur bestimmen, dass der öffentlich-
rechtliche Rundfunk die für seine Aufgabenerfüllung notwendigen Übertragungswege nut-
zen kann. 
 
Fast noch befremdlicher erscheint die mediale Ausdehnung des Auftrags über Fernsehen 
und Hörfunk hinaus, die schon mit der Nutzung aller denkbaren Übertragungswege impli-
ziert wird, weil viele Übertragungswege und deren Endgeräte kaum für Fernsehen und 
Hörfunk, wohl aber für Telemedien, d. h. elektronische Presse, kurze Abrufvideos usf. 
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geeignet sind. Noch klarer wird dies, nimmt man § 53 Abs. 3 Nr. 4a hinzu, der von der 
„Teilhabe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks an neuen Techniken und Programmfor-
men“ spricht und dieser Teilhabe sogar besondere Bedeutung zuschreibt. Es wirkt so, als 
solle der öffentlich-rechtliche Rundfunk, der alle anderen Medien nur als begleitende 
Randnutzung anbieten darf, nun auch zum öffentlich-rechtlichen Publishing-House und 
Multimediananbieter werden dürfen.  
 
Eine solche Expansion der dualen Rundfunkordnung in Richtung dualer Medienordnung 
ist mit geltendem Recht und einer freiheitlichen Gesamtmedienordnung unvereinbar.  
 
Es widerspricht zudem Geist, Zweck und Inhalt der EU-Vorgaben für den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk, die zu den bisherigen nationalen medienrechtlichen Grenzen hin-
zukommen, keinesfalls aber diese beseitigen wollen oder auch nur können.  
 
Das gilt insbesondere für die im deutschen Verfassungs- und Medienrecht unverzichtbare 
mediale Beschränkung des öffentlich-rechtlichen Rundfunkauftrags: Hörfunk- und Fern-
sehprogramme sind öffentlich-rechtlicher Auftrag (§ 11 Satz 1), alle anderen Medien, von 
Druckschriften bis hin zu Telemedien dürfen nur programmbegleitend und mit programm-
bezogenem Inhalt (§ 11 Satz 2) angeboten werden. Diese mediale Beschränkung auf pro-
grammbegleitende Randnutzung gilt selbstverständlich für alle Inhaltstypen, also etwa für 
Information und Meinung ebenso wie für Unterhaltung und Ratgeber. 
 
Sinn und Zweck der medialen Begrenzung ist verfassungsrechtlich wie medienpolitisch für 
das Verbot öffentlich-rechtlicher Presse ebenso klar und zweifelsfrei wie für Telemedien 
von elektronischer Presse bis hin zu audiovisuellen Abrufmedien: 
 

1. Öffentlich-rechtlicher Rundfunk ist ein – im Gegensatz zu den Grundsätzen jeder 
echten Presse-, Meinungs- und Medienfreiheit – staatlich überformter und normativ or-
ganisierter wie finanzierter Medienbereich. Er ist als solcher in einer freien Gesellschaft 
immer nur die zweitbeste Lösung und bedarf als Sonderfall staatlicher Medienausges-
taltung und staatlichen Eingriffs in die freie gesellschaftliche Meinungsbildung der 
Rechtfertigung. Diese Rechtfertigung ist für alle neuen Medienangebote im zugangsof-
fenen Internet ebenso wenig gegeben wie für die zugangsoffene und außenplurale 
Presse auf Papier. Insbesondere wenn man die frei entstandene, noch nie da gewese-
ne außenplurale Vielfalt der neuen Internet-Medien sieht, erscheint das Begehren von 
ARD und ZDF nach öffentlich-rechtlicher Expansion in diesen Sektor unbegründet. 
Selbst wenn die Legitimation des öffentlich-rechtlichen Sonderkonstrukts für Rundfunk-
programme trotz zunehmender Außenpluralität erhalten bleibt, lässt sie sich doch je-
denfalls nicht medial ausdehnen.  

 

2. Eine insgesamt, unter Einschluss aller Medien freiheitliche Meinungsbildung setzt 
die mediale Begrenzung öffentlich-rechtlicher Medien voraus. Wird nur eines von vielen 
Medien und damit nur ein Segment der Meinungsbildung, d. h. der Rundfunk, durch 
staatliche Ausgestaltung und Garantie eines öffentlich-rechtlichen Pfeilers als duales 
System der wirklich freien, außenpluralen Meinungsbildung entzogen, ist das für das 
Gesamtmediensystem insgesamt noch erträglich. Die Begrenzung öffentlich-rechtlicher 
Medienorganisation auf einen abgegrenzten Teil der Medien, d. h. auf Rundfunkpro-
gramme (Fernsehen- und Hörfunk), ist also notwendige Bedingung ihrer Rechtferti-
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gung. Eine duale Rundfunkordnung mag legitim oder erwünscht sein, eine duale Me-
dienordnung würde keinerlei wirklich freies Mediensegment mehr übrig lassen.  

 
3. Die Grundrechtsgarantie der freien Presse verlangt, dass der Staat auch bei der Re-
gelung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks den Erhalt einer freien Presse berücksich-
tigt. Der Staat ist verpflichtet, in seiner Rechtsordnung überall, wo Normen die Presse 
berühren, dem Postulat ihrer Freiheit Rechnung zu tragen (Spiegel-Urteil). Wollten aber 
Gesetze dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk die mediale Ausweitung hin zu elektroni-
scher Presse und Neuen Medien erlauben, deren refinanzierbare Nutzung durch Zeit-
schriften und Zeitungen zunehmend zur Bedingung des Überlebens einer vitalen Pres-
se wird, würden sie die Garantie des Instituts Freie Presse verletzen. 
 
Aber auch als Anspruch auf Nutzung aller denkbaren Übertragungswege „nur“ für Fern-
seh- und Hörfunkprogramme kann die viel zu weit gehende Regelung des § 19 a 
Satz 1 mit Blick auf den Grundrechtschutz der Presse keinen Bestand haben: Die dem 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk eröffnete Möglichkeit, zukünftig ausnahmslos „alle“ 
Übertragungsmöglichkeiten nutzen zu können, geht zwangsläufig mit entsprechenden 
Kostensteigerungen bei den Anstalten einher. Demgegenüber hat die faktisch von je-
dem Bundesbürger zu entrichtende Rundfunkgebühr schon jetzt eine Höhe erreicht, die 
das Medienbudget der Bevölkerung in einer Weise vorab „abschöpft“, dass die Bürger 
für die anderen medialen Angebote vielfach keine finanziellen Mittel mehr übrig haben. 
 
Dem steht die gesetzgeberische Funktionsverantwortung gerade auch für den Erhalt 
der Presse gegenüber, nach der unter anderem sicherzustellen ist, dass der Presse 
durch legislative Maßnahmen nicht „existenzwichtige Finanzquellen“ entzogen werden, 
womit das Institut Freie Presse, „also de[r] Bestand und die Funktionsfähigkeit der 
Presse“ nicht mehr gewährleistet wäre (BVerfGE 73, 118, 180 f.). Dieser gesetzgeberi-
schen Funktionsverantwortung widerspricht es, die Kosten für den Betrieb der öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten – und sei es über die Eröffnung des unbegrenzten 
Zugangs zu „allen Übertragungswegen“ – in Höhen ansteigen zu lassen, die über die 
Rundfunkgebühr in vielen Haushalten zu einer Ausschöpfung des Medienbudgets füh-
ren muss. 

 
 
Berlin, im Juli 2007 
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Verbandes Privater Rundfunk und Telemedien e. V. 
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I. Allgemein 
 
Der VPRT bedankt sich für die Möglichkeit der Stellungnahme zur Entwurfsfassung 
des 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrages (10. RÄndStV), wie sie von der Rund-
funkkommission freigegeben wurde (Stand: 15. Juni 2007). Der 10. RÄndStV ist für 
die Mitglieder des VPRT in den Bereichen Fernsehen und Multimedia sowie Radio 
und Audiodienste von absolut zentraler Bedeutung. Die Zahl der „Plattformen“, über 
die Rundfunk (TV und Hörfunk) sowie vergleichbare Telemedien (Teleshopping) 
verbreitet werden, nimmt stetig zu. Umso mehr muss die Neuordnung des Rechts-
rahmens den Zugang und die Weiterverbreitung der Inhalteanbieter entsprechend 
absichern. Der VPRT hatte im Vorfeld bereits ein Plattformpapier in das FDM ein-
gebracht, das die wesentlichen Regulierungsansätze, insbesondere auch mit Blick auf 
die Gefährdungslage bei vertikal integrierten Anbietern, enthielt. Der nun vorgelegte 
Entwurf greift diesbezüglich zu kurz und sollte an zahlreichen Stellen den jeweiligen 
Gefährdungslagen für Inhalteanbieter besser Rechnung tragen. 
 
 
II. Zentrale Forderungen 
 
1. Plattformdefinition 
Die Definition des Plattformbegriffs ist besonders relevant, da sie die Grundlage für 
den Regelungsgehalt der restlichen Vorschriften bildet. Die einzelnen Definitionen 
sind bislang sehr allgemein gehalten. Die allgemeine Definition wird allerdings in 
den Vorschriften zur Weiterverbreitung nicht mehr in einzelne Fallgestaltungen 
untergliedert. Insoweit kann dann auch den unterschiedlichen Gefährdungslagen des 
Plattformbetriebes nicht Rechnung getragen werden, die u. a. vom Übertragungsweg, 
vom Umfang der Kapazitäten sowie von der Möglichkeit des Zugangs zum Endnut-
zer abhängen. Aus Sicht des VPRT ist daher eine differenziertere Definition des 
Plattformbegriffs vorzunehmen, um auch eine differenziertere Regulierung zu er-
möglichen. Unterschiedliche Arten von Plattformen (z. B. Verbreitung, Technik und 
Verschlüsselung, Programm und Vermarktung) können je nach Kombination den 
diskriminierungsfreien und chancengleichen Zugang sowie die Weiterverbreitung 
behindern. Hier sind insbesondere Plattformen mit eigener technischer Infrastruktur 
regulatorisch zu erfassen. 
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Aus Sicht des VPRT ist der vorliegende Entwurf allerdings insbesondere dahinge-
hend enttäuschend, dass bislang keine Regelungen zur Sicherung der Zugangs- und 
Diskriminierungsfreiheit bei vertikaler Integration getroffen worden sind, obwohl in 
diesem Bereich nachweislich Handlungsbedarf besteht. Hier muss eine zusätzliche 
Absicherung der Inhalteanbieter sowie der netzbetreiberunabhängigen Vermarkter 
erfolgen. 
 
2. Weiterverbreitungsregeln 
Der technologieneutrale Ansatz der Vorschriften ist zunächst zu begrüßen. Vielfalt-
sicherung darf nicht nach der eingesetzten Technologie beurteilt werden, sondern 
muss auf allen Plattformen gleichermaßen gelten. 
 
Daher sind auch die vorgesehenen Ausnahmen von Internetplattformen einer bislang 
unklaren Größe sowie von NE 4-Betreibern bis 10.000 Wohneinheiten nicht gerecht-
fertigt. Die Vielfaltregelungen sollen nach dem Entwurf zudem unmittelbar nur für 
Plattformen mit mehr als 60 Fernsehprogrammen gelten. Dies vernachlässigt den 
Zugang der Radioanbieter und lässt gleichzeitig offen, was genau für kleinere Platt-
formen zu gelten hat. Aus Sicht des VPRT darf dies keinesfalls eine Minderung der 
Vielfaltsicherung bei kleineren Plattformen bedeuten. Die Belegungsvorgaben müs-
sen vielmehr erst recht für kleinere Plattformen gelten und dabei sowohl entgelt- 
sowie nicht entgeltfinanzierte Angebote erfassen. Für den Hörfunk sind digitale 
Must-Carry-Regelungen zu ermöglichen. 
 
3. Kapazitätszuweisung an Plattformbetreiber 
Der VPRT spricht sich nach wie vor gegen eine pauschale Zuweisung von Kapazitä-
ten an Plattformbetreiber aus, da sich ein Zugangsprivileg durch nichts rechtfertigt. 
Der Plattformbetrieb allein kann kein Selbstzweck sein. Privilegierter Zugang ge-
bührt Rundfunkanbietern, die zugleich auch einer besonderen Regulierung unterlie-
gen, die für Plattformbetreiber im vorliegenden Entwurf ausdrücklich nicht vorgese-
hen wird. Auch nach dem geltenden Recht ist eine Zuweisung von Kapazitäten an 
Plattformbetreiber möglich, wenn diese eine Rundfunklizenz besitzen und die damit 
verbundenen regulatorischen Anforderungen erfüllen. Der Entwurf will nun nicht nur 
eine Zuweisung von Rundfunkkapazitäten an Plattformbetreiber ermöglichen, son-
dern unterwirft diese zugleich lediglich einer Anzeigepflicht. 
 
Sollte eine Zuweisung an Plattformanbieter nur zur Ermöglichung eines (wirtschaft-
lichen) Geschäftsmodells in der Terrestrik eingeführt werden, kann dies nicht im 
vielfaltsichernden Rundfunkrecht erfolgen, rein ökonomische Ansätze verfolgt das 
Wirtschafts- und Wettbewerbsrecht. Will der Gesetzgeber dennoch Regelungen 
treffen, müssten gleiche Anforderungen für Rundfunkanbieter und Plattformbetreiber 
gelten. 
 
Jedenfalls muss den Landesmedienanstalten die Möglichkeit eingeräumt werden, die 
Gesamtveranstaltung „Plattformbetrieb“ zu bewerten und falls erforderlich den Er-
werb einer Lizenz einzufordern. Außerdem muss klargestellt werden, dass insbeson-
dere bei bundesweiten Kapazitätsausschreibungen ein Verfahren gefunden wird, das 
die länderübergreifende Koordinierung von länderspezifischen Anforderungen fest-
legt, um die bei DVB-H gemachten Erfahrungen nicht zu wiederholen. Hier könnte 
etwa die ZAK die Länderanforderungen vorab zusammenführen und festlegen, wel-
che der speziellen Anforderungen auch bundesweit zu erfüllen sind. 
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4. Öffentlich-rechtlicher Rundfunk 
Der VPRT hat größte Bedenken, dass den anstehenden Entscheidungen zur Umset-
zung der EU-Entscheidung aus Brüssel (April 2007) im 10. RÄndStV bereits vorge-
griffen und damit die Ausgangslage für die privaten Anbieter im 11. RÄndStV mas-
siv verschlechtert wird. Dies bezieht sich insbesondere auf zentrale Kapazitätsfragen. 
Bevor eine Konkretisierung des Grundversorgungsauftrages und eine konkrete Be-
auftragung neuer Dienste staatsvertraglich vorgenommen wurde, werden nach dem 
Entwurf wiederum pauschal Kapazitäten dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk zuge-
ordnet, anstatt eine bedarfsorientierte Zuordnung und Zuweisung vorzunehmen. Der 
VPRT will der Diskussion um den 11. RÄndStV nicht vorgreifen, sondern lediglich 
das frühzeitige Schaffen von Fakten verhindern. Dies gilt auch bei den Weiter-
verbreitungsregeln, nach denen „alle gebührenfinanzierten Programme“ bevorrech-
tigt sein sollen, was als Freibrief für ein allumfassendes Must-Carry verstanden 
werden muss. Die unmittelbare Geltung der Brüssel-Ergebnisse sollte schon durch 
den 10. RÄndStV festgeschrieben werden. 
 
5. Navigatoren 
Der Entwurf trifft hier entgegen der breiten Diskussion in den letzten 1 ½ Jahren 
kaum eine neue gesetzliche Regelung. Die Sender – öffentlich-rechtlich wie privat – 
hatten dazu im Vorfeld zahlreiche Vorschläge unterbreitet, wie dies staatsvertraglich 
und/oder durch die Landesmedienanstalten umgesetzt werden sollte. Zu den Grund-
voraussetzungen für Navigatoren (bzw. EPGs, wenn diese den Navigator ersetzen) 
zählt das Vorhandensein einer neutralen Basisnavigation, die Verwendung mehrerer 
Listen sowie die jederzeitige Rückkehrmöglichkeit vom EPG in die Basisnavigation. 
In jedem Fall sollte aber die Ermächtigungsgrundlage der GSDZ für die Digitalsat-
zung entsprechend konkretisiert werden, um die Befugnisse auch gesetzlich hinrei-
chend bestimmt zu regeln. 
 
6. Stufenverhältnis Rundfunk/Telemedien 
Mit dem vorliegenden Entwurf werden Anbieter von Telemedien dem privaten Be-
darfssektor zugeordnet und partizipieren damit am privatrechtlichen Teil des Kapazi-
tätskuchens. Hier muss es allerdings einheitlich im Staatsvertrag ein Stufenverhältnis 
mit Vorrang des Rundfunks geben, wobei dem Rundfunk vergleichbare Telemedien 
(Teleshopping) angemessen zu berücksichtigen sind. Dies gilt sowohl für die Zuord-
nung als auch die Zuweisung sowie bei den Weiterverbreitungsregeln. 
 
7. Hörfunk 
Angesichts der zunehmenden Zahl der Plattformen muss auch der Hörfunk diskrimi-
nierungsfreien Zugang zu allen Plattformen erhalten. Dieser Anspruch muss sich 
gegen die Plattformbetreiber richten. Die Weiterverbreitungsregeln müssen aus-
drücklich auch den Hörfunk mit umfassen und sich nicht ausschließlich an Fernseh-
plattformen orientieren. Für den Hörfunk sind insbesondere ausdrückliche Regelun-
gen auch für länderübergreifende Sachverhalte zu finden, die im bisherigen Entwurf 
nur rudimentär enthalten sind. Die Kapazitätsforderungen mit Blick auf den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk gelten gleichermaßen für Hörfunk wie für TV. 



 4

8. Aufsicht 
Die vorgeschlagene „Zwischenlösung“ über die Bildung von drei Kommissionen 
geht in die richtige Richtung, könnte aber durch Zentralisierung der Tätigkeiten noch 
weiter vorangetrieben werden. Wichtig ist vor allem, dass die Kommissionen mit 
zentralen Entscheidungsbefugnissen ausgestattet werden und die Neureglung nicht 
lediglich eine Zusammenführung von 14 Einzelzuständigkeiten nach sich zieht. Für 
den Bereich der bundesweiten Zuweisung von terrestrischen Kapazitäten ist eine 
einheitliche Entscheidung noch nicht gewährleistet, da jede Landesmedienanstalt 
entsprechend ihrem Landesmediengesetz weiterhin eigene Ausschreibungsbedingun-
gen festlegen kann. Auch die Frage nach der zuständigen Landesmedienanstalt ist für 
einige Fallkonstellationen noch zu klären. 
 
9. Medienkonzentration 
Wichtig ist, die zunehmende Bedeutung von Plattformbetreibern auch im Medien-
konzentrationsrecht im Auge zu behalten. Abgeschlossene Verfahren haben offen-
bart, dass es Klarstellungsbedarf im Gesetz gibt (z. B. klare Aufgreifschwelle), um 
Rechtssicherheit für die betroffenen Unternehmen zu schaffen. Das Medienkonzent-
rationsrecht ist rundfunkzentriert – dies darf aber nicht dazu führen, dass Rundfunk-
anbieter perspektivisch in ihren Wachstumsmöglichkeiten begrenzt werden, wohin-
gegen andere Marktplayer ungehindert fusionieren können. Aus Sicht des VPRT sind 
allerdings in einem ersten Schritt Maßnahmen gegen vertikale Integration vorzuse-
hen, bevor in einem zweiten Schritt das Medienkonzentrationsrecht insgesamt auf 
den Prüfstand zu stellen ist, da ein im Wesentlichen rundfunkzentriertes Medienkon-
zentrationsrecht die nicht minder große Suggestivkraft anderer Medien nicht berück-
sichtigt. Dies kann nur durch eine Überprüfung des gesamten Systems, ggf. im Hin-
blick auf ein gesamtmarktzentriertes Modell mit angemessen bewerteter Bedeutung 
des Fernseheinflusses auf die Meinungsbildung, erfolgen. Unterschiedliche Gesetz-
gebungskompetenzen dürfen dabei einem am Regelungszweck orientierten Medien-
konzentrationsrecht nicht im Weg stehen. 
 
Bei der Zuweisung von Übertragungskapazitäten ist keine zusätzliche Prüfung vor-
herrschender Meinungsmacht beim Rundfunkanbieter geboten, da dieser sonst von 
Zukunftstechnologien ausgeschlossen werden könnte. Bei der Zuweisung an Platt-
formbetreiber – so man diese überhaupt ermöglichen will – wäre eine Beachtung der 
medienkonzentrationsrechtlichen Grundsätze positiv zu bewerten. 
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III. Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
§ 2  Begriffsbestimmungen 
 
Hier sollen nach dem Entwurf Definitionen für Programmbouquets und für Plattfor-
men eingeführt werden. Beide Definitionen sind derzeit zu unbestimmt und werfen 
zahlreiche Fragen auf. 
 
o Programmbouquets 
 
Die vorgeschlagene Definition der Programmbouquets wurde neu ins Gesetz 
aufgenommen. Bislang findet sich lediglich eine Legaldefinition öffentlich-
rechtlicher Programmbouquets in § 19 Abs. 4 Satz 2 RStV, die auch weiterhin ent-
halten bleiben soll (ebenso in § 19 Abs. 5). Dies ist abzulehnen, da nach Möglichkeit 
eine einheitliche Definition gefunden werden sollte. 
 
Es stellt sich aber die grundsätzliche Frage, ob es sinnvoll ist, den Begriff zu definie-
ren, ohne ihn in den materiell-rechtlichen Vorschriften außerhalb der oben genannten 
Vorschriften zu verwenden oder Rechtsfolgen daran zu knüpfen. Dass die Definition 
(noch) enthalten ist, lässt sich vermutlich darauf zurückführen, dass der Begriff mit 
Blick auf die Veränderung öffentlich-rechtlicher Programmbouquets in einem Vor-
entwurf des § 52 a Abs. 4 RStV-E enthalten war, inzwischen aber gestrichen wurde. 
Es liegt nahe, dass der Begriff insbesondere zur Abgrenzung von Bouquets („eigen“) 
zu Plattformen (auch Dritte) aufgenommen wurde, was zu begrüßen ist. Zur Klarstel-
lung und zur Abgrenzung vom Plattformbegriff sollte die Definition aus Sicht des 
VPRT erhalten bleiben. 
 
Diese Negativabgrenzung könnte zusätzlich durch die nachfolgenden Aspekte präzi-
siert werden, um die praktisch relevanten Formen von Bouquets zu erfassen: 
 
Reine Bouquets, denen aufgrund ihrer Funktion (Bündelung von Programmen und 
Angeboten, egal ob Free oder Pay) keine durch Zugangsregulierung abzufedernde 
Gefahren für die Vielfalt immanent sind, kommen im Wesentlichen in drei Konstel-
lationen vor: 
 

• zum einen bei der technischen (und ggf. auch inhaltlichen) Zusammenfassung 
von Sendern einer Sendergruppe in einem Multiplex (Beispiel DVB-T) 

• zum anderen bei der rein inhaltlichen Zusammenfassung von Sendern einer 
Sendergruppe auf Plattformen oder in Navigatoren zum Zwecke der gemein-
samen Vermarktung und besseren Auffindbarkeit (Beispiel: Sender-
Bouquets) 

• und schließlich bei der rein inhaltlichen Zusammenfassung von gesellschafts-
rechtlich nicht notwendig verbundenen Programmen/Angeboten eines oder 
mehrerer Genres (zumeist special interest), welche in erster Linie der besse-
ren Auffindbarkeit für den Zuschauer oder der Schaffung einer gemeinsamen 
Dachmarke dient. 

 
Diese Konstellationen werden von der Entwurfsdefinition bislang noch nicht trenn-
scharf umfasst. 
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Unklar bleibt bislang allerdings, nach welchen Maßstäben die Zurechung eines Pro-
gramms zu einem Bouquet erfolgt, wenn lediglich eine Unternehmensbeteiligung 
(Minderheitsbeteiligung) besteht oder sich etwa private Programm- oder Teleme-
dienanbieter gezielt zusammenschließen, um ein Bouquet zu bilden (Bsp. Genrebou-
quets). 
 
Zuletzt ist nicht klar, inwieweit das Erfordernis „unter einem elektronischen Pro-
grammführer“ zu verstehen ist, da die entsprechende Middleware derzeit nicht ver-
fügbar ist. Insofern würde eine strenge Auslegung dieser Anforderung die praktische 
Anwendbarkeit bei privaten Programmanbietern derzeit massiv beschränken. Daher 
müssen einige Klarstellungen erfolgen: 
 

• Der Begriff eigene private Programme und Dienste ist zu streichen und 
durch eine neue Regelung zu ersetzen. Diese darf nicht nur im Sinne einer 
Mehrheitsbeteiligung zu verstehen sein . Hier ließe sich an bestehende Wer-
tungen des RStV, beispielsweise an den Gedanken der gesellschaftsrechtli-
chen Zurechenbarkeit von Programmen aus § 28 Abs. 1 RStV anknüpfen. 

• Auch mehrere private Programm- und Telemedienanbieter können sich zu 
einem Programmbouquet zusammenfinden. Hierbei handelt es sich dann e-
her um Vermarktungsbouquets und nicht um eine Plattform (dazu siehe un-
ten). 

• Unter „Dienste“ müssen auch Telemedien gefasst werden. 
• Der Begriff „elektronischer Programmführer“ ist durch die Landesmedienan-

stalten näher zu bestimmen. 
 
VPRT-Vorschlag: 
Programmbouquet ist eine technische und/oder inhaltliche Zusammenfassung von  
1. öffentlich-rechtlichen Programmen zu einem Gesamtangebot unter einem elektro-
nischen Programmführer oder  
2. eigenen einander im Sinne des Rechtsgedankens des § 28 Abs. 1 RStV gesell-
schaftsrechtlich zurechenbaren privaten Programmen und/oder DienstenTelemedien, 
die in digitaler Technik verbreitet und/oder unter einem elektronischen Programm-
führer verbreitet gemeinsam dargestellt werden [Senderfamilienbouquets] sowie  
3. privaten Programmen und/oder Telemedien, die unabhängig von ihrer rundfunk-
rechtlichen Zurechenbarkeit in erster Linie der besseren Auffindbarkeit oder der 
Schaffung einer gemeinsamen Dachmarke dient, die in digitaler Technik verbreitet 
und/oder unter einem elektronischen Programmführer gemeinsam dargestellt werden 
[Genrebouquets].  
 
Näheres zum Begriff des elektronischen Programmführers regeln die Landesmedien-
anstalten durch Satzungen oder Richtlinien. 
 
In die Begründung aufzunehmen: drei o.g. Konstellationen von Bouquets 
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o Plattform 
 
Bei der Definition der Plattform werden zwei bzw. drei Möglichkeiten zur Diskus-
sion gestellt. Die Definition der Plattform ist insofern besonders wichtig, da später 
sämtliche materiell-rechtlichen Rechtsfolgen an diese Festlegung geknüpft werden. 
Auf eine Ausdifferenzierung der Rechtsfolgen nach Art der Plattform und Grad der 
Integration – wie vom VPRT vorgeschlagen – wird insgesamt verzichtet, was der in 
der Praxis relevanten Vielzahl der anzutreffenden Konstellationen mit ihren unter-
schiedlichen Gefährungspotentialen nicht gerecht wird. Aus Sicht des VPRT ist 
daher eine differenziertere Definition des Plattformbegriffs vorzunehmen, um auch 
eine differenziertere Regulierung zu ermöglichen. 
 
Unterschiedliche Arten von Plattformen können je nach Kombination den diskrimi-
nierungsfreien und chancengleichen Zugang sowie die Weiterverbreitung und damit 
die Vielfalt behindern. Der regelungsgegenständliche Markt findet im Wesentlichen 
drei unterschiedlich zu regelnde Arten von Plattformen vor, die auf unterschiedliche 
Art und Weise vielfaltsbeeinträchtigend wirken können: 
 

o Verbreitungsplattform: Betreiber von Infrastrukturen zur Verbreitung von 
Programmen/Angeboten, wobei der Plattformbetreiber selbst unmittelbar o-
der mittelbar über den Zugang eines Anbieters zur Infrastruktur entscheidet. 
Vielfach bestehen Kapazitätsengpässe und (Gebiets-)Monopole. In diesen 
Fällen ist ein hoher Grad an Vielfaltsbeeinträchtigung möglich, daher wird 
bereits heute stark reguliert (Kabel, Zuweisung in der Terrestrik). 

 
o Technik- und Verschlüsselungsplattform: Betreiber von Infrastrukturen 

zum Empfang von Programmen/Angeboten, inkl. Zugangskontrollsystemen 
(CAS), Spezifikation bei Empfangsgeräten (STB) von z. B. Navigatoren, 
Softwareschnittstellen (API) oder Hardware-Konfiguration (z. B. Prozessor-
Leistung, HDD). Beeinflussungspotential besteht im Wesentlichen über die 
Kosten und den Zugang zu Funktionalitäten der Set-Top-Boxen (API etc.), 
ggf. auch beim Endkundenkontakt. Vielfaltsbeeinträchtigungen sind bei Mo-
nopolstellungen und vor allem in Kombination mit einer Verbreitungsplatt-
form (Integration) zu befürchten. 

 
o Programm- und Vermarktungsplattform: Vermarkter von Program-

men/Angeboten, wobei der Vermarkter in eigenem Namen und auf eigenes 
Risiko für ihn wirtschaftliche Programmpakete bündelt (die über Technik- 
und Verschlüsselungsplattformen für Endkunden zugänglich sind). Beeinflus-
sungspotential besteht im Wesentlichen über Pakettierung, Zugangskonditio-
nen sowie Auffindbarkeit (Darstellung), Zugang zum Endkunden, vor allem 
in Kombination mit Verbreitungs- bzw. Technik- und Verschlüsselungsplatt-
form (Integration). 

 
Diese Arten des Plattformbetriebs sind miteinander wiederum kombinierbar und 
führen in der Hand eines Anbieters zu einer Intensivierung der Vielfaltsgefährdung. 
Der Gesetzgeber sollte daher entsprechend ein System abgestufter Regulierung für 
die unterschiedlichen Plattformen finden, das auch in den Bestimmungen des V. 
Abschnitts (§§ 50 ff. RStV) umzusetzen ist. Besonderer Regelungsbedarf gilt insbe-
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sondere für integrierte Plattformen, die zugleich auch Inhalteanbieter sind. Hier droht 
eine Bevorzugung eigener Programme (siehe hierzu Vorschlag zu § 52 b RStV-E). 
 
Diesen unterschiedlichen Gefährdungslagen kann durch die bisher gewählten Defini-
tionsansätze kaum Rechnung getragen werden. Dies kann zu Problemen führen: 
 

• Mangels Regelungen für den Fall der vertikalen Integration besteht ein Risi-
ko hinsichtlich Zugang und Weiterverbreitung für Inhalteanbieter sowie für 
netzbetreiberunabhängige Vermarkter. 

• Inhaltliche „Plattformbetreiber“/Reine Vermarktungsplattformen, die selbst 
nur ein bestimmtes technisches Kapazitätsspektrum auf einer Infrastruktur 
anmieten, könnten der allgemeinem Plattformdefinition unterfallen. Hier 
sollte abgestuft reguliert werden. Insbesondere wenn ein Plattformbetreiber 
das gesamte oder teilweise Kapazitätsspektrum einer technischen Infrastruk-
tur zur Verfügung gestellt bekommt (und nicht lediglich die Infrastruktur im 
Wettbewerb zu anderen anmietet), müssen erhöhte regulatorische Vorausset-
zungen gelten. In jedem Fall erfasst werden sollten Plattformen, die selbst 
Kapazitäten zugewiesen bekommen und damit den Zugang zur Infrastruktur 
ebenfalls kontrollieren können (Bsp. DVB-H/DMB). 

• Indem anstelle von Rundfunk und Telemedien allgemein von Programmen 
und Diensten die Rede ist, könnten auch reine Technikplattformen oder 
Dienste mit nutzergenerierten Inhalten („user-generated content“) oder Platt-
formen mit (fast) ausschließlich non-linearen Nicht-Rundfunkdiensten er-
fasst werden. Die ausdifferenzierten Regelungen, etwa zur Weiterverbrei-
tung, gehen hier zu weit. Hier sollten die Landesmedienanstalten durch eine 
flexible Ermächtigung ggf. „nachsteuern“ können, falls es Regulierungsbe-
darf gibt. 

 
VPRT-Vorschlag: 
Plattform ist die Zurverfügungstellung digitaler Übertragungskapazitäten oder digita-
ler Datenströme über eigene technische Infrastruktur auch für Programme und Diens-
te Dritter mit dem Ziel, diese anderen als Gesamtangebot zugänglich zu machen 
(oder sie zu vermarkten). Gleiches gilt bei fremder technischer Infrastruktur, wenn 
die Plattform den Zugang zur Infrastruktur kontrolliert. Dies ist insbesondere bei 
Zuweisung von (Teil-)Kapazitäten an die Plattform oder deren Betreiber der Fall.  
 
Bei Plattformen kann zwischen Verbreitungs-, Technik- und Verschlüsselungs- 
sowie Programm- und Vermarktungsplattformen differenziert werden (Anmerkung: 
Definitionen wie oben beschrieben). 
 
Näheres regeln die Landesmedienanstalten durch Satzungen oder Richtlinien. 
 
Begründung: 
In erster Linie sollen Verteilplattformen erfasst werden, die den Zugang zur Infra-
struktur (Netz/Plattform/Endgeräte) kontrollieren. Dies ist derzeit sowohl im Kabel 
(eigene technische Infrastruktur) als auch im Falle der mobilen Terrestrik (fremde 
technische Infrastruktur, aber Zugangskontrolle denkbar; siehe unten) der Fall. Die 
Besonderheit für die Rundfunk- und vergleichbare Telemedienanbieter ist, dass sie 
keinen unmittelbaren Zugang zur Kapazität erhalten können und daher einer regula-
torischen Absicherung bedürfen. 
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Reine Vermarktungsplattformen sollen nur dann erfasst sein, wenn über sie ebenfalls 
der Zugang zur Infrastruktur kontrolliert wird. Dies ist insbesondere der Fall, wenn 
der Vermarktungsplattform unmittelbar Kapazitäten zugewiesen werden. 
 
o Anbieter dem Rundfunk vergleichbarer Telemedien 
 
Der Begriff der vergleichbaren Telemedienanbieter wird im Unterschied zum Rund-
funkveranstalter (§ 2 Abs. 2 Nr. 11 RStV-E) nicht definiert. Nach wie vor findet sich 
eine Legaldefinition der vergleichbaren Telemedien in § 50 RStV-E (= Telemedien, 
die an die Allgemeinheit gerichtet sind). Diese sollte in die Begriffsbestimmungen 
übernommen und dabei das Kriterium der „Vergleichbarkeit“ näher präzisiert wer-
den. Insgesamt müsste im Entwurf des Staatsvertrages das Verhältnis zwischen 
Rundfunk und Telemedien einheitlich geregelt werden. Bei Vorrang des Rundfunks 
sowohl bei Zuordnung, Zuweisung als auch bei der Weiterverbreitung sind die dem 
Rundfunk vergleichbaren Telemedien (derzeit bislang eindeutig nur Teleshopping-
Angebote) angemessen zu berücksichtigen (siehe Vorschlag zu § 50 RStV-E). 
 
§ 9 b  Verbraucherschutz 
 
Der VPRT behält sich eine weitere Kommentierung vor, da die Regelungen des EG-
Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes umfassend geprüft werden müssen. Mit 
Blick auf die Werbung sollte jedoch sichergestellt werden, dass das durch die Fern-
seh(/AVMD)-Richtlinie statuierte Sendelandsprinzip nicht durch § 9 b abgeschwächt 
wird, indem etwa die deutschen Behörden aufgrund von potentiellen Beschwerden 
aus dem EU-Binnenmarkt gegen die Ausstrahlung nach nationalem Recht zulässiger 
Werbung einschreiten. 
 
§ 19 a  Digitalisierung 
 
Die Bestimmung entspricht § 52 a Abs. 2 RStV, nimmt allerdings ausdrücklich auf 
den „gesetzlichen Auftrag“ Bezug und wird nunmehr ausschließlich auf den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk bezogen. § 52 a RStV war allerdings als allgemeine Digi-
talisierungsbestimmung konzipiert, sodass in § 19 a RStV-E auch der Grundsatz 
aufgenommen werden sollte, dass private Veranstalter (Hörfunk und Fernsehen) alle 
Übertragungswege nutzen können sollen. 
 
§ 52 a wurde im 8. RÄndStV im Zusammenhang mit der Einführung von DVB-T 
aufgenommen und hat gleichzeitig klargestellt, dass nicht überall in Deutschland jede 
technische Verbreitungsart verfügbar ist (Begründung zum 8. RÄndStV). In der 
Begründung wurde ebenfalls festgehalten, dass die analog terrestrische Versorgung 
durch die digitale ersetzt werden kann, aber nicht muss. Der VPRT möchte diese auf 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk bezogene Schlussfolgerung des Gesetzgebers 
nachdrücklich unterstreichen. 
 
Die Neufassung der Vorschrift bietet daneben auch die Gelegenheit, Fälle der öffent-
lich-rechtlichen Überversorgung – etwa im Bereich des UKW-Hörfunks – auszu-
schließen, da diese über den gesetzlichen Auftrag hinausgehen. 



 10

 
Vorschlag VPRT: 
Die analoge terrestrische Fernsehversorgung Rundfunkversorgung kann auch dann 
eingestellt werden, wenn der Empfang der Programme über einen anderen Versor-
gungsweg gewährleistet wird oder wenn eine Doppelversorgung auf einem Versor-
gungsweg gegeben ist. 
 
§ 20  Zulassung 
§ 20 a  Erteilung einer Zulassung für Veranstalter 
 
§ 20 a Abs. 2 Satz 2 RStV-E sieht Beschränkungen der Zulassungsfähigkeit für 
Aktiengesellschaften vor. Aus Sicht des VPRT stellen diese Beschränkungen einen 
weiteren Schritt zu weniger unternehmerischer Freiheit der wirtschaftlich am Markt 
tätigen Sendeunternehmen dar. Der Gesetzgeber bedarf für solche Eingriffe in die 
Betätigungsfreiheit der Unternehmen eines erhöhten Begründungsbedarfs. Im kon-
kreten Fall bestehen ausreichende Vorgaben über Programmgrundsätze und sonstige 
mit der Zulassung als Rundfunkveranstalter verbundenen Verpflichtungen, sodass es 
einer weiteren strukturellen Vorgabe nicht bedarf. 
 
§ 20 a Abs. 3 Satz 2 RStV-E schließt eine Zulassung von Unternehmen aus, die im 
Verhältnis eines verbundenen Unternehmens im Sinne des § 15 AktG zu den in Satz 
1 Genannten stehen (hier: juristische Personen des öffentlichen Rechts). Hierunter 
fallen über § 17 AktG auch Unternehmen mit Staatsbeteiligung. Im Verhältnis zu § 
52 Abs. 3 RStV-E bedeutet dies somit, dass zwar eine Zulassung ausgeschlossen, 
aber ein Plattformbetrieb für Unternehmen mit Staatsbeteiligung zulässig wäre. In 
diesem Punkt widerspricht der Entwurf in § 20 a Abs. 3 Satz 2 RStV-E – ohne wei-
tergehende Begründung und bislang nicht näher diskutiert – dem wichtigen Prinzip 
der Staatsferne des Rundfunks. Dies beinhaltet gleichzeitig die Wertung, dass dem 
Plattformbetrieb automatisch weniger Einfluss auf die Meinungsbildung beigemes-
sen wird als der Zulassung als Rundfunkunternehmen. Dies ist aus Sicht des VPRT 
zumindest für Plattformen, über die Rundfunk und vergleichbare Telemedien ver-
breitet werden, zu bezweifeln und spiegelt sich vor allem nicht in der vom Gesetzge-
ber vorgeschlagenen (und grundsätzlich abzulehnenden) Berücksichtigung von Platt-
formbetreibern bei der Zuweisung von Frequenzen wieder. Nach der grundsätzlichen 
Systematik des Rundfunkstaatsvertrages könnten Plattformbetreiber allenfalls nach-
rangig berücksichtigt werden. Siehe daher auch Anmerkungen zu § 52 Abs. 2 RStV-
E. 
 
§ 35  Organisation 
 
Die im Entwurf vorgeschlagene „Zwischenlösung“ über die Bildung von drei Kom-
missionen geht in die richtige Richtung, könnte aber durch Zentralisierung der Tätig-
keiten noch weiter vorangetrieben werden. Wichtig ist vor allem, dass die Kommis-
sionen mit zentralen Entscheidungsbefugnissen ausgestattet werden und die Neureg-
lung nicht lediglich eine Zusammenführung von 14 Einzelzuständigkeiten nach sich 
zieht. Die zentralen Kommissionen müssen in die Lage versetzt werden, länderüber-
greifende Sachverhalte einheitlich zu beurteilen. Die Möglichkeit der Kommissio-
nen, verbindliche Entscheidungen für die jeweils zuständige Landesmedienanstalt 
treffen zu können, ist insoweit begrüßenswert. 
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§ 36  Zuständigkeiten, Aufgaben 
 
Abs. 1 und 2 regeln die Zuständigkeit der ZAK bzw. die der vollziehenden Landes-
medienanstalt. Gem. § 36 Abs. 1 Satz 1 RStV-E soll im Wesentlichen die Landes-
medienanstalt zuständig sein, bei der ein entsprechender Antrag oder eine Anzeige 
eingeht. Bei gleichzeitiger Zuständigkeit von mehreren Landesmedienanstalten soll 
die Zuständigkeit bei der Anstalt liegen, die zuerst befasst worden ist. Damit wäre 
eine Art „Run“ auf die Fristen verbunden. Im Zusammenhang mit einer Ausschrei-
bung würde dies bedeuten, dass die Landesmedienanstalt zuständig ist, die zuerst 
ausschreibt. Dies könnte eine Absenkung des Ausschreibungsniveaus zum Nachteil 
der Bewerber nach sich ziehen, falls nur noch nach Schnelligkeit ausgeschrieben 
wird. Andererseits könnte aber auch die Landesmedienanstalt zuständig sein, bei der 
der erste Antrag eingereicht wird. Dies wiederum würde jedoch jegliche Fristsetzung 
entbehrlich machen, wenn die erste Rückmeldung zuständigkeitsbegründend wäre. 
Fraglich ist zudem, inwieweit der Ort der Zulassung oder des Sitzes eines Unterneh-
mens eine Rolle spielen könnten. Denkbar wäre auch, die Zuständigkeit bei der 
Landesmedienanstalt zu begründen, bei der die höchste Zahl an Anträgen eingeht. 
Vorzugswürdig erscheint eine Lösung, in der innerhalb der ZAK nach Eingang der 
Anträge über die Zuständigkeit beraten und abschließend entschieden wird. 
 
In Abs. 1 sind die Aufgaben der ZAK nach Abs. 2 Nr. 2 und 5 ausgenommen. Un-
klar ist, warum für die Zuordnung von Kapazitäten und die Aufsicht über Plattfor-
men keine Zuständigkeiten begründet werden (soweit nach Abs. 3 nicht die GVK 
zuständig ist). Hier besteht Klarstellungsbedarf. 
 
§ 37  Verfahren bei Zulassung, Zuweisung und Aufsicht 
 
Nach Absatz 5 soll bei Rechtsmitteln gegen Entscheidungen nach §§ 35 und 36 kein 
Vorverfahren stattfinden. Eine ausdrückliche Regelung, wer Beklagte sein soll – die 
ZAK, die die verbindliche Entscheidung getroffen hat oder die ausführende LMA –
ist nicht vorgesehen. 
 
Die fehlende Möglichkeit eines Vorverfahrens ist abzulehnen. Gerade bei Zulas-
sungs- und Anerkennungsverfahren etc. gibt es viel Klärungsbedarf, der ggf. auch 
über die üblichen Rechtsmittel befriedigt werden kann. Ein Wegfall des Vorverfah-
rens würde eine sofortige Verlagerung auf die Verwaltungsgerichte bedeuten. 
Rechtsunsicherheit und langwierige gerichtliche Verfahren sind zu befürchten, wenn 
eine eher „unbürokratischere“ Überprüfung über das Vorverfahren entfällt. 
 
Für den Bereich der Zuweisung von terrestrischen Kapazitäten besteht aus unserer 
Sicht nach wie vor Unsicherheit, ob einheitliche Verfahren garantiert werden kön-
nen. Der Wortlaut des Entwurfstextes lässt an dieser Stelle den Schluss zu, dass jede 
Landesmedienanstalt entsprechend ihrem Landesmediengesetz weiterhin eine spezi-
fische Ausschreibung vornehmen kann. Das Ziel einer einheitlichen praktikablen 
Ausschreibung könnte auf diese Weise nicht gewährleistet werden (siehe hierzu auch 
Anmerkungen unten zu § 51 a Abs. 2 RStV-E). 
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V. Abschnitt  Plattformen, Übertragungskapazitäten 

 
§ 50  Grundsatz 
 
Dem Rundfunk vergleichbare Telemedien sind im gesamten Entwurf einheitlich 
einzuordnen (siehe dazu schon zu § 2 RStV-E). Hier ist ein Stufenverhältnis zu 
etablieren, bei dem neben dem Vorrang des Rundfunks die dem Rundfunk vergleich-
baren Telemedien (Teleshopping) angemessen zu berücksichtigen sind. 
 
Vorschlag VPRT: 
Die Entscheidung über die Zuordnung, Zuweisung und Nutzung der Übertragungs-
kapazitäten, die zur vorrangigen Verbreitung von Rundfunk unter angemessener 
Berücksichtigung derund vergleichbaren Telemedien (Telemedien, die an die Allge-
meinheit zu richten sind) dienen, erfolgt nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und 
des jeweiligen Landesrechts. 
 
§ 51  Zuordnung von drahtlosen Übertragungskapazitäten 
 
o Anmeldung des Versorgungsbedarfs 
 
Für Abs. 2 werden unterschiedliche Ansätze zur Diskussion gestellt. Der VPRT 
plädiert für eine Zuordnung der Kapazitäten durch die Landesmedienanstalten (im 
Text als Alternativvorschlag enthalten). 
 
In beiden Vorschlägen des Entwurfs ist allerdings mit Blick auf die öffentlich-
rechtlichen Anstalten erneut die Problematik angelegt, dass die Zuordnung allein auf 
Basis der von ARD und ZDF angemeldeten Versorgungsbedarfe erfolgen soll. Dies 
beinhaltet zugleich die Gefahr möglicher Überkompensation, die beihilferechtlich 
unzulässig wäre. Dies wäre insbesondere dann der Fall, wenn ARD und ZDF mehr 
zugeordnet wird als zur Grundversorgung oder gemäß der konkreten Beauftragung 
durch den Gesetzgeber erforderlich ist. Diese Gefahr muss durch die gesetzliche 
Regelung von vornherein ausgeschlossen werden. 
 
Der VPRT fordert daher, schon auf der Ebene der Zuordnung das Kriterium „be-
darfsgerecht“ einzuführen. Entscheidungen, die schon auf der Ebene der Zuordnung 
bzgl. des Kapazitätsbedarfs getroffen werden, können später nicht mehr korrigiert 
werden. Sollten zu viele Kapazitäten zugeordnet werden, droht andernfalls, dass der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk die zuviel zugeordneten Kapazitäten dringend mit 
Inhalten füllen muss, um eine EU-Rechtswidrigkeit zu vermeiden. Diesem „natürli-
chen Reflex“ ist insoweit ebenfalls vorzubeugen (siehe auch unten zu Abs. 5). 
 
o Grundsätze der Zuordnung 
 
Abs. 3 Nr. 4 b) des Entwurfs sieht bei der Zuordnung nur die Berücksichtigung der 
„Belange des privaten Rundfunks und der Anbieter von Telemedien“ vor. Dies ist 
bezogen auf den privaten Rundfunk deutlich zu wenig und stellt gegenüber dem 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk keine gleichwertige Berücksichtigung dar. Der 
Begriff der „Belange“ vermittelt ein Wertungsgefälle, das unangemessen ist. Es lässt 
unberücksichtigt, dass 
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• dem privaten Rundfunk im dualen System in unzulässiger Weise gleichzeitig 

alle (privaten) Telemedien gleichgeordnet zur Seite gestellt werden und da-
mit das „duale Rundfunksystem“ zu Lasten des privaten Rundfunks auf-
gebrochen wird. 

• im Digitalangebot mit zunehmenden Kapazitäten das öffentlich-rechtliche 
Angebot prozentual gesehen stets weniger als die Hälfte sein wird und inso-
fern schon die (abzulehnende!) Haltung des Gesetzgebers, eine gleichge-
wichtige Zuordnung im dualen System zu ermöglichen, von vornherein fehl 
geht. 

 
Ziffer 4 a) ist zwar aus der geltenden Bestimmung der Zuordnung von Satellitenka-
nälen entlehnt (§ 51 RStV), aber vor dem heutigen Hintergrund völlig unangemes-
sen, da Wertungen und Entscheidungen des 11. RÄndStV vorweggenommen wer-
den. Dies gilt insbesondere für die sehr allgemeine und offene Formulierung „Teil-
habe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks an neuen Techniken und Programmfor-
men“. Der Umfang der Teilhabe ist Gegenstand des 11. RÄndStV unter Berücksich-
tigung der von Brüssel vorgegebenen Kriterien. Eine pauschale Zuordnung der draht-
losen Übertragungskapazitäten kann aber durchaus in den Zeitraum vor der Umset-
zung der VPRT-Entscheidung liegen und würde dieser daher vorgreifen. Die im 
Entwurfstext gemachten Vorschläge setzen zudem gegenüber der EU-Kommission 
völlig falsche Signale im Hinblick auf den 11. RÄndStV. Stattdessen sollten hier 
bereits Schnittstellen für eine Auftragsbegrenzung und konkrete Beauftragung ge-
schaffen werden, um den Anforderungen der EU-Kommission – die ARD und ZDF 
gegenüber bereits jetzt gelten – zu entsprechen. 
 
Der vom Gesetzgeber aufgenommene Hinweis („Klarstellen, dass auch Teilzuord-
nungen möglich sind“) ist unklar. Sollten hiermit bedarfsgerechte Teilzuordnungen 
an den öffentlich-rechtlichen Rundfunk gemeint sein, wäre der Hinweis zu begrüßen. 
Sollten allerdings Teilzuordnungen innerhalb des privaten Sektors teils an Rund-
funkanbieter und teils an Plattformbetreiber gemeint sein, ist dies abzulehnen. Die 
Vorschrift regelt einen Vorgang auf der Ebene der Frequenzoberverwaltung und 
somit einer hoheitlichen Entscheidung. Plattformbetreibern wird an anderer Stelle 
des Textes keine Lizenzpflicht auferlegt (siehe dazu unten). Dennoch soll ggf. an 
dieser Stelle – je nach Auslegung – eine hoheitliche Teilzuordnung von Kapazitäten 
möglich sein. Dies widerspräche der gesetzlichen Systematik sowie der Vorrangstel-
lung des Rundfunks. Wie bereits erläutert, muss schon auf der Ebene der Zuordnung 
der Vorrang des Rundfunks bei angemessener Berücksichtigung der vergleichbaren 
Telemedien (Teleshopping) gewahrt bleiben. 
 
o Widerruf der Zuordnungsentscheidung 
 
Abs. 5 kann nicht als Korrektiv dienen, falls dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu 
viele Kapazitäten zugeordnet worden sind, sondern wird allenfalls den Druck auf 
ARD und ZDF erhöhen, auf den zugeordneten Frequenzen auch Programme und 
sonstige Angebote zu veranstalten. Daher muss bereits bedarfsgerecht zugeordnet 
werden. Ein Trial-and-Error-Prinzip geht nicht mit den europarechtlichen Vorgaben 
des Beihilferechts konform. 
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Vorschlag VPRT: 
- Zuordnungsentscheidung durch Landesmedienanstalten 
- nur bedarfsgerechte Zuordnung an öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
 
- Absatz 3 Nr. 4 Satz 2 RStV-E: 

Dabei sind insbesondere folgende Kriterien zu berücksichtigen: 
 a) Sicherung der Grundversorgung mit Rundfunk und Teilhabe des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks an neuen Techniken und Programmformen durch be-
darfsgerechte (Teil-)Zuordnung 

 b) vielfältige Versorgung durch Belange des privaten Rundfunks und der  
 c) angemessene Berücksichtigung der Anbieter von vergleichbaren Telemedien 
 
§ 51 a  Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten an private 

Anbieter durch die zuständige Landesmedienanstalt 
 
o Zuweisungsempfänger 
 
In Absatz 1 des Entwurfs soll ausdrücklich vorgesehen werden, dass drahtlose Über-
tragungskapazitäten künftig auch Plattformanbietern zugewiesen werden können. 
Der VPRT sieht hierfür im Bereich der Rundfunkkapazitäten – wie bereits mehrfach 
auch in den Debatten zu den Pilotversuchen bei DVB-H dargelegt – keinen Bedarf. 
Die mobil-terrestrische Kapazitätssituation unterscheidet sich nicht grundlegend von 
anderen Zuweisungsverfahren (etwa bei DVB-T), die eine Sonderregelung rechtfer-
tigen würde. 
 
Der VPRT spricht sich nach wie vor gegen eine pauschale Zuweisung von Kapazitä-
ten an Plattformbetreiber aus, da sich ein Zugangsprivileg durch nichts rechtfertigt. 
Der Plattformbetrieb allein kann kein Selbstzweck sein. Privilegierter Zugang ge-
bührt Rundfunkanbietern, die zugleich auch einer besonderen Regulierung unterlie-
gen, die für Plattformbetreiber im vorliegenden Entwurf ausdrücklich nicht vorgese-
hen wird. Auch nach dem geltenden Recht ist eine Zuweisung von Kapazitäten an 
Plattformbetreiber möglich, wenn diese eine Rundfunklizenz besitzen und die damit 
verbundenen regulatorischen Anforderungen erfüllen. Der Entwurf will nun nicht nur 
eine Zuweisung von Rundfunkkapazitäten an Plattformbetreiber ermöglichen, son-
dern unterwirft diese zugleich lediglich einer Anzeigepflicht. 
 
Sollte eine Zuweisung an Plattformanbieter nur zur Ermöglichung eines (wirtschaft-
lichen) Geschäftsmodells in der Terrestrik eingeführt werden, kann dies nicht im 
vielfaltsichernden Rundfunkrecht erfolgen, rein ökonomische Ansätze verfolgt das 
Wirtschafts- und Wettbewerbsrecht. Will der Gesetzgeber dennoch Regelungen 
treffen, müssten gleiche Anforderungen für Rundfunkanbieter und Plattformbetreiber 
gelten. 
 
Plattformanbietern bleibt es unbenommen, eine Rundfunklizenz zu beantragen oder 
sich vertraglich langfristig mit Rundfunkveranstaltern über die Zur-Verfügung-
Stellung von Kapazitäten zu einigen. Hier wird im Zusammenhang mit DVB-H etwa 
über den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags diskutiert, in den die Ver-
anstalter entsprechende Kapazitäten einbringen könnten. 
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Der VPRT kann sich bei der Zuweisung allenfalls vorstellen, dass in einem Stufen-
verhältnis nicht durch den Rundfunk oder vergleichbare Telemedien (Teleshopping) 
genutzte (Rest-)Kapazitäten auch durch sonstige Telemedien wie Plattformanbieter 
genutzt werden. Zumindest dieses Stufenverhältnis muss ausdrücklich in Absatz 1 
ergänzt werden. 
 
o Ausschreibung 
 
Absatz 2 des Entwurfs soll eine einheitliche Ausschreibung der Kapazitäten sichern. 
Die Erfahrungen im Zusammenhang mit DVB-H haben gezeigt, dass es hier für 
bundesweite Kapazitätsvergaben besonderer Regelungen bedarf, um unzumutbaren 
Verwaltungsaufwand durch Mehrfachanträge, die sich in vielen länderspezifischen 
Einzelanforderungen unterscheiden, zu vermeiden. Aus Sicht des VPRT ist dies 
derzeit noch nicht gewährleistet. Hier sollte der Staatsvertrag insbesondere eine 
Regelung dafür finden, dass bei bundesweiten Projekten innerhalb der ZAK über die 
länderspezifischen Besonderheiten der einzelnen Länder diskutiert und im Anschluss 
abschließend festgelegt und entschieden wird, welche länderspezifischen Anforde-
rungen in die einheitliche Ausschreibung aufgenommen werden. Dies sollte transpa-
rent erfolgen und am Ende dazu führen, dass die betroffenen Veranstalter eine ein-
heitliche Bewerbung abgeben können, die gleichzeitig auch allen Länderanforderun-
gen entspricht. 
 
o Auswahlkriterien 
 
Abs. 4 des Entwurfs legt die Auswahlkriterien fest. Die Kriterien des Satzes 1 (Nr. 1 
bis 3) sind allerdings so allgemein, dass sie in der Praxis weder den Zugang 
bestimmter Angebote sichern noch ausschließen werden. Der Begriff der „Meinungs-
vielfalt“ in Satz 1 Nr. 1 sollte durch das Kriterium der Angebots- und Anbieterviel-
falt ersetzt werden. 
 
Satz 2 stellt ausdrücklich auf die wirtschaftliche Tragfähigkeit ab, was im Gegensatz 
zu Satz 1 ein „hartes“ Kriterium darstellt. Da man sich im Rahmen dieser Vorschrift 
im Bereich der Kapazitätszuweisung von Rundfunkkapazitäten bewegt, sollte wie-
derum zunächst der vorrangige Zugang von Rundfunk geregelt werden, wobei ver-
gleichbare Telemedien (Teleshopping) angemessen zu berücksichtigen sind. Der 
bloße chancengleiche und diskriminierungsfreie Zugang ohne Stufenverhältnis wie 
in Satz 3 vorgesehen reicht daher nicht aus. Die ausschließliche Zuweisung von 
Übertragungskapazitäten an einen Plattformanbieter ist, wie oben bereits erläutert, 
abzulehnen und allenfalls dann denkbar, wenn Rundfunkanbieter mit ihrer Nachfrage 
nach Zuweisung der Kapazitäten bereits berücksichtigt worden sind. 
 
o Zuweisungsdauer 
 
Die Zuweisung soll nach dem Entwurf für die Dauer von 10 Jahren erfolgen (Abs. 
5). Dies ist vor dem Hintergrund der Rechts- und Planungssicherheit zu begrüßen, 
setzt aber voraus, dass die vorgenannten Absätze wie vorgeschlagen angepasst wer-
den. Die (allenfalls nachrangige) Zuweisung von Kapazitäten an einen Plattform-
betreiber für zehn Jahre mit einmaliger Verlängerungsmöglichkeit stellt für nachfra-
gende Rundfunkanbieter insbesondere bei knapper Kapazitätssituation für mehrere 
Jahrzehnte ein Zugangshindernis dar, das nicht mehr rückgängig gemacht werden 



 16

kann. Im Zusammenhang mit den nachfolgenden Belegungsvorschriften, die weitge-
hend dem Plattformbetreiber die Belegungsfreiheit überlassen, würde dies im 
nachteiligen Falle für einen Anbieter bedeuten, dass er für mindestens 10 Jahre kei-
nen Zugang zu Kapazitäten erhalten kann. 
 
Vorschlag VPRT: 
- Zuweisung an Plattformbetreiber in Abs. 1 streichen oder zumindest lediglich 

nachrangige Zuweisung; 
- Verfahren zur Einbeziehung der länderspezifischen Besonderheiten in einheitliche 

bundesweite Ausschreibung für Abs. 2 festlegen; 
- Vorrang des Rundfunks bei Auswahlkriterien in Abs. 4 aufnehmen. 
 
§ 51 b  Weiterverbreitung 
 
Nach Abs. 3 sollen landesrechtliche Regelungen zur analogen Kanalbelegung für 
Rundfunk zulässig bleiben (sowohl TV als auch Hörfunk). Dies ist zu begrüßen. Der 
VPRT hat sich in der Debatte um die Belegungsregeln der Länder stets für eine 
Beibehaltung der landesrechtlichen Vielfaltsicherung zum Schutz der Rundfunkan-
bieter und vergleichbarer Telemedien (Teleshopping) ausgesprochen. 
 
Im Bereich des Hörfunks sind analoge Kanalbelegungsvorgaben die absolute Aus-
nahme. Umso mehr muss dies für den digitalen Bereich geregelt werden. Eine Vor-
fassung des 10. RÄndStV (Stand: 4. Juni 2007) enthielt bereits eine Regelung in 
diese Richtung. Gerade im Hörfunk sind landesweite oder länderübergreifende (nicht 
bundesweite) Angebote der Regelfall, die landesrechtlich Zugang zu den Kapazitäten 
begehren. In der Vergangenheit konnte gerade im Verhältnis zu den Kabelnetzbetrei-
bern festgestellt werden, dass die Abbildung von regionalen Strukturen und Angebo-
ten im Hörfunk keine übergeordnete Priorität bei der Netzplanung und -belegung 
genießt. Umso dringender sind die Anbieter durch den RStV bzw. durch die länder-
rechtlichen Regelungen abzusichern. Der VPRT plädiert daher dafür, die entspre-
chende Regelung wieder in den 10. RÄndStV aufzunehmen. 
 
Vorschlag VPRT: 
Landesrechtliche Regelungen zur digitalen Kanalbelegung für Hörfunk und zur 
analogen Kanalbelegung für Rundfunk sind zulässig […] 
 
o Weitergehendes Regelungsbedürfnis: Verfahren bei Digitalisierung analo-

ger Kanäle 
 
Die Vielfalt des bestehenden Programmangebotes darf durch eine (willkürliche) 
Abschaltung analoger Kanäle nicht gefährdet werden. Daher spricht sich der VPRT 
wie schon im Rahmen der Evaluierung von §§ 52, 53 RStV für ein festgelegtes 
Verfahren bei der Digitalisierung analoger Kanäle – so sie nach Landesrecht über-
haupt zulässig ist – aus. Dieses Verfahren sollte im RStV übergreifend für das Lan-
desrecht harmonisiert werden. 
 
Das Verfahren muss auf Basis nachvollziehbarer und transparenter Kriterien erfol-
gen. Der VPRT würde es daher begrüßen, wenn § 51 b RStV-E um eine Verfahrens-
regelung für den Fall der Digitalisierung analoger Kanäle ergänzt wird. Zur Siche-
rung des derzeitigen Programmbestandes in analogen Kabelanlagen hat der VPRT 
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auch im Rahmen der letzten Gesetzesänderungen auf Länderebene gefordert, durch 
eine gesetzliche Regelung sicherzustellen, dass vor der Entscheidung über den Ana-
log-Digital-Umstieg und einer damit verbundenen möglichen Abschmelzung analo-
ger Verbreitung zu Lasten privater Anbieter folgende Punkte zum Zwecke der Viel-
faltsicherung und der Transparenz eingehalten werden: 
 
� vorherige Abstimmung mit den Veranstaltern über ein Migrationskonzept, 
� vorheriges Einvernehmen der Landesmedienanstalt bei der Digitalisierung 

analoger Kanäle, 
� Missbrauchsaufsicht der Landesmedienanstalt. 

 
Die Umwidmung bislang analog genutzter in digitale Übertragungskapazitäten sollte 
einem medienrechtlichen Genehmigungsvorbehalt unterstellt werden. Die diversen 
Beispiele aus den Ländern zeigen, dass das verfassungsrechtliche Gebot, eine plurale 
Medienordnung zu sichern, durch eine Reduzierung des analogen Kabelübertra-
gungsspektrums gefährdet werden kann. Dies gilt umso mehr, als für digitale Über-
tragung umgewidmete Kabelübertragungskapazitäten nicht zwingend für die Über-
tragung von Rundfunk, sondern z. B. für Triple Play-Angebote genutzt werden. Die 
Genehmigung der Landesmedienanstalt sollte davon abhängig gemacht werden, dass 
die Angebote, die in dem verbleibenden analogen Übertragungsspektrum verbreitet 
werden, den Anforderungen der Angebots- und Anbietervielfalt genügen. In diesem 
Zusammenhang muss auch insoweit sichergestellt sein, dass die dem Rundfunk 
vergleichbaren Telemedien (Teleshopping) angemessen berücksichtigt sind. 
 
§ 52  Plattformen 
 
o Technologieneutralität und bereichsspezifische Regelungen 
 
Absatz 1 des Entwurfs sieht für die Geltung der Plattformregelungen Technologie-
neutralität vor. Dies ist aus Sicht des VPRT ausdrücklich zu begrüßen. Allerdings 
sind die nachfolgenden Regelungen nicht nach den einzelnen Übertragungswegen 
und der dort gegebenen Kapazitäts- bzw. Belegungssituation ausgerichtet, was in 
vielen Fällen zu unzureichenden Regelungen führt. Der VPRT plädiert daher dafür, 
neben der allgemeinen technologieneutralen Geltung noch Sonderregeln für die 
entsprechenden Übertragungswege zu treffen, um auch der jeweils gegebenen Ge-
fährdungslage entsprechend Rechnung tragen zu können. 
 
o Anzeigepflicht 
 
Absatz 2 des Entwurfs sieht für Plattformen keine Zulassungs-, sondern lediglich 
eine (derzeit noch unbestimmt eingegrenzte) Anzeigeverpflichtung vor. Der VPRT 
hat sich in seinem Plattformpapier nicht für eine generelle Lizenzpflicht, sondern für 
ein differenziertes Model ausgesprochen, nach dem zur Anzeigepflicht ein entspre-
chender Mechanismus tritt, der es den Landesmedienanstalten als Aufsichtsbehörde 
ermöglicht, über ein Überprüfungs- und „Rückholrecht“ die meinungsbildende Rele-
vanz bei Plattformen zu kontrollieren. Siehe hierzu auch unten zu Abs. 4. 
 
Gleichzeitig soll in Satz 2 des Abs. 2 eine „Bagatellgrenze“ eingezogen werden, 
unterhalb derer keine Anzeigepflicht besteht. Hierzu sind allerdings noch keine 
konkreten Vorschläge im Entwurf enthalten. Im JMStV wurde im Zusammenhang 
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mit dem Erfordernis der Bestellung eines Jugendschutzbeauftragten eine Grenze von 
10 Mio. Zugriffen im Monatsdurchschnitt eines Jahres als Grenze vorgesehen, eine 
Nutzergrenze ist dort nicht vorgesehen (§ 7 JMStV). Aus Sicht des VPRT sollte Nr. 
1 konkretisiert und durch eine flexible Ermächtigung für die Landesmedienanstalten 
ergänzt werden, auch unterhalb bestimmter gesetzlicher Grenzen bei Bedarf tätig zu 
werden. Im Kreise der Landesmedienanstalten wird derzeit dem Vernehmen nach im 
Zusammenhang mit der Überarbeitung des dritten Strukturpapiers zur Abgrenzung 
von Rundfunk und Telemedien diskutiert, dass Angebote, die weniger als 500 poten-
tiellen Nutzern zum zeitgleichen Zugriff angeboten werden, nicht an die Allgemein-
heit gerichtet sind. 
 
Die in Nr. 2 vorgeschlagene Grenze von 10.000 angeschlossenen Wohneinheiten 
(WE) ist allerdings deutlich zu hoch gegriffen. Hier sollte eine Grenze von 500 WE 
gezogen werden. Missbrauchsfälle können selbstverständlich auch in kleineren Ka-
belplattformen auftreten. Als Beispiel lässt sich der aus dem Jahr 2000 stattgefunde-
ne Missbrauchsfall durch Primacom anführen, bei dem zunächst 800 Haushalte 
betroffen waren. Bei der gegenwärtig vorgeschlagenen Formulierung ist zusätzlich 
zu bedenken, dass Kabelnetzbetreiber, die jeweils mehrere (kleine) Teilnetze oder      
-plattformen betreiben, aus dem Rechtsrahmen herausfallen würden, auch wenn alle 
diese Teilnetze einheitlich belegt sind. Der VPRT hält daher die Größenordnung 500 
WE für angemessen. In der Begründung zum Gesetzestext sollte der potentielle 
Missbrauchsfall des Betriebs unterschiedlicher Teilnetze, z. B. durch Verweis auf die 
§§ 15 ff. AktG, ausdrücklich ausgeschlossen werden. 
 
o Anzeigepflicht und Konsequenzen 
 
Abs. 4 des Entwurfs regelt den Inhalt der Anzeigepflicht. Aus Sicht des VPRT muss 
es ein Korrektiv geben, wann eine bloße Anzeige nicht (mehr) ausreicht. Der VPRT 
schlägt daher vor, dass die Landesmedienanstalten neben der einmaligen Prüfung der 
einzelnen Angebote nach § 20 Abs. 2 RStV für Plattformen insgesamt ein Prüfungs-
recht erhalten, ob zusätzlich zu den Zulassungen der verbreiteten Rundfunkpro-
gramme eine „Plattformbetriebslizenz“ erforderlich wird. Dies ist insbesondere dann 
vonnöten, wenn die Plattform den Zugang zur gesamten Infrastruktur vermittelt. 
Mindestens sollten Plattformbetreiber jedoch verpflichtend eine Unbedenklichkeits-
bescheinigung vorlegen, damit zumindest eine Initialprüfung durch die Landesme-
dienanstalten nach § 20 Abs. 2 RStV erfolgt. 
 
Vorschlag des VPRT: 
- bereichsspezifische Regelungen für Plattformen auf unterschiedlichen Übertra-

gungswegen 
- Aufnahme einer flexiblen Bagatellgrenze für Plattformen mit Internet sowie Her-

absetzung dieser Grenze für Kabelplattformen auf 500 WE 
- Überprüfungsmöglichkeit der Landesmedienanstalten bezüglich einer zusätzlichen 

Plattformbetriebslizenz, zumindest aber verpflichtende Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung für Plattformanbieter 
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§ 52 a  Regelungen für Plattformen 
 
o Verantwortlichkeit 
 
In Absatz 2 ist insbesondere im Verhältnis zum Telemediengesetz (TMG) der An-
wendungsbereich unklar gefasst. Im weiteren Verlauf ist zu klären, wie sich diese 
Vorschrift zu den allgemeinen Haftungsvorschriften verhält, da nach den bisherigen 
Formulierungen auch reine Technikplattformen oder Plattformen mit nutzergenerier-
ten Inhalten erfasst sein könnten, die derzeit nach dem TMG beurteilt werden. 
 
o Entgeltregulierung 
 
In Absatz 3 des Entwurfs soll die medienrechtliche Entgeltregulierung zusammenge-
fasst werden, die bislang in § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 RStV enthalten war. Satz 2 ist 
im Verhältnis zu vorangegangenen Entwurfsversionen des 10. RÄndStV angepasst. 
Sowohl Satz 2 als auch Satz 3 des Abs. 3 beziehen sich in ihrem Verweis auf § 52 b 
Abs. 1 Satz 1, obwohl Abs. 1 nicht (mehr) in unterschiedliche Sätze aufgeteilt ist. 
Hier muss eine Klarstellung erfolgen. 
 
Die Formulierung des Entwurfstextes verwendet pauschal den Begriff „Ausgestal-
tung der Entgelte“ und differenziert dabei nicht nach unterschiedlichen Geschäfts-
modellen wie im Free- (z. B. Transportmodell) oder im Pay-Bereich (z. B. Vermark-
tungsmodell). Sowohl Transport- als auch Vermarktungsmodelle müssen nach dieser 
Bestimmung möglich bleiben und sollten nicht regulatorisch eingeschränkt werden. 
 
Die derzeitige Textfassung kann wegen der Pflicht zur Verbreitung von Angeboten 
zu angemessenen Bedingungen auch nach Streichung des in einer Vorversion enthal-
tenen Zusatzes „für den Plattformbetreiber“ weiterhin so verstanden werden, dass das 
Transportmodell gesetzlich festgeschrieben werden soll. Dies kann und sollte nicht 
Aufgabe des Gesetzgebers sein. Sieht der Gesetzgeber Klarstellungsbedarf dahinge-
hend, dass auch der öffentlich-rechtliche Rundfunk „zu angemessenen Bedingungen“ 
zu verbreiten ist, so sollte auch der Verweis in § 52 a Abs. 3 Satz 2 RStV-E entspre-
chend verengt und nur auf die Programme des § 52 b Abs. 1 Satz 1 a) sowie die 
ohnehin in § 52 Abs. 3 Satz 4 RStV-E genannten Fälle (regional/lokal) bezogen 
werden. Für alle übrigen Fälle ist demgegenüber eine Klarstellung dahingehend 
erforderlich, dass die Plattformanbieter die Programmanbieter nicht durch „unange-
messene Bedingungen“ behindern oder diskriminieren dürfen. 
 
Aufgrund der Pauschalität des Verweises auf Abs. 1 und Abs. 2 ist nicht klar, welche 
Anwendungsfälle hier letztlich erfasst werden – also auch dann gelten sollen, wenn 
Vermarktungsvereinbarungen geschlossen werden, was dem bisherigen Entgeltregu-
lierungsansatz widersprechen würde und abzulehnen ist. 
 
o Veränderungs- und Vermarktungsverbot 
 
In Abs. 4 des Entwurfs soll ein Veränderungs- und Vermarktungsverbot aufgenom-
men werden. Der VPRT hat sich stets für ein umfassendes Veränderungs- und Ver-
marktungsverbot ausgesprochen, das bereits im Vorentwurf zum 7. RÄndStV zeit-
weilig bundesweit diskutiert wurde. Da sich die Länder zu dem damaligen Zeitpunkt 
nicht verständigen konnten, wurde eine solche Regelung in der Zwischenzeit nur in 
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einigen Landesgesetzen aufgenommen (u. a. Rheinland-Pfalz, Thüringen). Es ist zu 
begrüßen, dass dies nun einheitlich für alle Länder geregelt werden soll. 
 
Ausdrücklich zur Diskussion gestellt wird die Frage, ob das Veränderungsverbot nur 
bezüglich der inhaltlichen – oder auch der technischen – Veränderung gelten soll. 
Grundsätzlich sollte nach Ansicht des VPRT auch die technische Integrität des Pro-
grammsignals umfassend geschützt werden. Im Falle des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks könnte ein rein technischer Schutz allerdings noch zwei weitere, uner-
wünschte Nebeneffekte haben: 
 

• Ohne technische Änderungen sind auch keine Änderungen der Kompressi-
onstechnologie möglich, was dem privaten Rundfunk massiv zum Nachteil 
gereicht, wenn etwa die Programme und Angebote von ARD und ZDF kapa-
zitätstechnisch ineffizient verbreitet werden und private Anbieter daher kei-
nen Platz im Netz finden können. 

 
Dies kann durch eine Klarstellung im Text erreicht werden, die zumutbare 
Kapazitätsoptimierungen ausdrücklich zulässt. Die Begründung des 
Staatsvertrages sollte den Fall der Anpassung der Kompressionstechnologie 
ausdrücklich nennen. 

 
• Der technische Bouquetschutz des öffentlich-rechtlichen Rundfunks kann zu 

Kapazitätsverstopfungen führen, indem gesamte Multiplexe angeliefert wer-
den, die dann auch nicht (technisch) getrennt werden dürfen. Insoweit ist zu 
begrüßen, dass der Bouquetschutz aus einer Vorversion des Textes gestri-
chen wurde. Andernfalls hätte auch durch eine Bündelung von Must-Carry- 
mit Nicht-Must-Carry-Programmen eine unzulässige Absicherung letzterer 
erfolgen können, wobei zugleich weitere private Anbieter vom Markt ge-
drängt werden. Gerade Programmbouquets mit kapazitätsintensiven Pro-
grammen (HD, SD) könnten zudem die Einspeisung privater Programme 
verhindern. 

 
In der Diskussion wurde seitens der Netz- und Plattformbetreiber darauf verwiesen, 
dass das Urheberrecht eine zusätzliche medienrechtliche Regelung entbehrlich ma-
che oder die Formulierung in Abs. 4 mindestens mit der urheberrechtlichen Regelung 
in Einklang gebracht werden müsse. Dies ist abzulehnen, da es sich um unterschied-
liche Anwendungs- und Regelungsfälle handelt. Ein urheberrechtliches Vorgehen 
aus Signalschutz bleibt den Veranstaltern unbenommen. Dieser beinhaltet jedoch 
lediglich eine „Alles-oder-Nichts“-Regelung und trifft keinerlei ausdifferenzierte 
Regelung zur Aufnahme in Programmpakete oder bestimmte Vermarktungsaspekte. 
An der vorgeschlagenen Regelung ist daher unbedingt festzuhalten. 
 
VPRT-Vorschlag: 
- Klarstellung und Begrenzung der Verpflichtungen bei der Offenlegung von Ent-

gelten und Tarifen; 
- keine Festschreibung des Transportmodells durch Verbreitungspflicht „zu ange-

messenen Bedingungen“; 
- umfassendes Veränderungs- und Vermarktungsverbot in Abs. 4: 

Der Anbieter einer Plattform darf ohne Zustimmung des jeweiligen Rundfunkver-
anstalters oder Anbieters vergleichbarer Telemedien dessen Programme und 
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Dienste (inhaltlich) nicht verändern sowie einzelne Rundfunkprogramme oder In-
halte nicht in Programmpakete aufnehmen oder in anderer Weise entgeltlich oder 
unentgeltlich vermarkten. Technische Veränderungen in Form von zumutbaren 
Kapazitätsoptimierungen sind insbesondere im Falle von Kapazitätsengpässen zu-
lässig. 
(in der Begründung: Anpassung der Kompressionstechnologie ausdrücklich als 
Anwendungsfall benennen) 

 
o Must-Offer 
 
Rein vorsorglich möchte sich der VPRT nochmals ausdrücklich gegen die in einer 
Vorversion des Entwurfstextes enthaltenen Must-Offer-Verpflichtungen für Inhal-
teanbieter wenden. Die Forderung einiger Kabelnetzbetreiber nach einer gesetzlichen 
Verpflichtung für Veranstalter von Fernsehprogrammen, bestimmte Premiuminhalte 
allen TK-Netzbetreibern zur Verfügung zu stellen, geht ins Leere und bedarf keines 
regulatorischen Eingriffs. Die „Strategie“ einiger Netzbetreiber, einerseits gegen 
Must-Carry-Regelungen vorzugehen und andererseits eine Must-Offer-Regelung zu 
fordern, ist widersinnig und legt den Wunsch der Netzbetreiber offen, garantierten 
Zugriff auf die wirtschaftlich erfolgreichen Programme nehmen zu können, ohne 
dabei verfassungsrechtlich begründeten Vielfalterfordernissen folgen zu müssen. 
Dieses Ziel kann aber im Rundfunkrecht, das sich der Vielfaltsicherung verschrieben 
hat, keine Berücksichtigung finden. Nicht nur, dass die Forderung nach einem Must-
Offer mit bestimmten Einspeiseverpflichtungen korrespondieren müsste, die von den 
Netzbetreibern gleichzeitig in Frage gestellt werden – die Forderung betrachtet auch 
das falsche Wettbewerbsverhältnis, da sie regulatorisch in das Verhältnis zwischen 
TV-Sender und dem Kabelnetzbetreiber mit Gebietsmonopol eingreifen würde. Die 
Forderung würde die bisherige Zugangs- und Weiterverbreitungsregulierung auf den 
Kopf stellen und statt eines Zugangs des Inhaltes zur Infrastruktur einen Zugangsan-
spruch der monopolistischen Infrastrukturanbieter zu attraktiven Programmen kon-
struieren. Im Falle der Erstreckung eines Must-Offer auf Programme, für die Ein-
speiseentgelte gezahlt werden, käme eine solche Forderung einer Enteignung gleich. 
 
Die angesprochene Problemlage stellt sich jedoch vielmehr im Verhältnis der Netz-
betreiber untereinander, insbesondere wenn vertikal integrierte Netzbetreiber exklu-
sive Inhalte erwerben. Die Forderung nach einem „Must-Offer“ setzt die Annahme 
eines Wettbewerbs zwischen und auf den jeweiligen Übertragungswegen voraus. 
Dies trifft nicht zu, da sich die Inhalteanbieter jeweils mit Monopolisten (bezogen 
auf den Zugang zum Endkunden) konfrontiert sehen. Die Inhalteanbieter müssen 
demgegenüber grundsätzlich jeden Haushalt erreichen – unabhängig davon, über 
welchen Übertragungsweg er versorgt wird, um die für die Refinanzierung der Pro-
gramme/Angebote erforderliche Reichweite zu erzielen. Ein Eingriff in die Vertrags-
freiheit der Sendeunternehmen im Wege einer gesetzlichen Angebotsverpflichtung 
bestimmter Premiuminhalte ist daher abzulehnen. Zudem sei darauf verwiesen, dass 
die Übertragung von Ereignissen mit erheblicher gesellschaftlicher Bedeutung oh-
nehin schon staatsvertraglich geregelt ist (§ 5 a RStV). 
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§ 52 b  Belegung von Plattformen 
 
Die Belegungsvorschrift ist die zentrale Norm, durch die die Vielfaltsicherung erfol-
gen sollte. Der bisherige Entwurf enthält allerdings sowohl systematische Schwächen 
als auch eine unzureichende Absicherung privater Rundfunkanbieter unter angemes-
sener Berücksichtigung vergleichbarer Telemedien (Teleshopping). Die Norm müss-
te daher dringend – und zwar schon im Text und nicht erst im Wege einer Konkreti-
sierung über Satzungen und Richtlinien der Landesmedienanstalten über § 53 RStV-
E – ausdifferenziert und der jeweiligen Gefährdungs- und Kapazitätslage angepasst 
werden, auch um dem Bestimmtheitsgebot einer gesetzlichen Regelung gerecht zu 
werden. Der VPRT hat im Rahmen der Plattformdefinition eine Ausdifferenzierung 
der Plattformarten und der jeweiligen Gefährdungslagen auch bei Kombination 
dieser Fälle aufgezeigt (siehe dazu oben zu § 2), die im Rahmen der Belegungsvor-
gaben durch den Gesetzgeber umzusetzen ist. 
 
Der bisherige Regulierungsansatz berücksichtigt auch nicht, dass zahlreiche Platt-
formanbieter, die auch über eine eigene Infrastruktur verfügen, es durch den Ausbau 
/ Nichtausbau der Kapazitäten sowie durch die Ausrichtung ihres Gesamtangebotes 
(im Kabel z. B. Verhältnis Telefonie/Internet/Rundfunk) selbst in der Hand haben, 
welcher Anteil ihrer Kapazitäten überhaupt dem Anwendungsbereich des § 52 b 
RStV-E unterfällt. Umso mehr müssen bei knappen Kapazitäten strengere Vielfalts-
vorgaben gelten. 
 
o Belegungsvorgaben 
 
Zunächst erscheint die Systematik zwischen Abs. 1 und Abs. 2 des Entwurfs unklar. 
Abs. 2 ist als allgemeiner Tatbestand für alle „sonstigen Plattformen“ gefasst und soll 
die Grundsätze des Abs. 1 „entsprechend der zur Verfügung stehenden Gesamtkapa-
zität berücksichtigen“. Dies wirft zahlreiche Fragen auf: 
 

• Bedeutet eine entsprechende Berücksichtigung eine Absenkung der Vielfalt-
sicherung auf kleineren Plattformen? Dies muss aus Sicht des VPRT ausge-
schlossen sein. Vielmehr muss ein „Erst-recht-Schluss“ gelten. 

• Was bedeutet die Vorschrift für Plattformen, die überwiegend Hörfunkpro-
gramme verbreiten? Welche entsprechenden Grundsätze – außer einem äu-
ßerst bedenklichen Must-Carry für alle öffentlich-rechtlichen Angebote – 
wären dann anzuwenden? 

• Wie soll eine entsprechende Anwendung erfolgen, wenn die Must-Carry-
Angebote mehr als ein Drittel ausmachen? Dies kann nicht zulasten des 
zweiten „Drittels“ erfolgen. 

• Warum wurde eine Grenze von 60 Programmen gewählt? Diese Grenze ist 
derzeit weder im Bereich der Terrestrik noch bei Kabel oder Satellit eine 
Richtgröße, nach der sich eine Grenze definieren ließe. Die Grundsätze müs-
sen vielmehr übergreifend Anwendung finden. 

• Weshalb wurden bislang keine strengeren Vorgaben für Plattformen mit Ka-
pazitätsengpässen getroffen? 
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Aus Sicht des VPRT muss zunächst die Differenzierung daher aufgehoben werden 
und damit die Grundsätze des Abs. 1 mit bestimmten Modifikationen für alle Platt-
formen gelten. 
 
In Nr. 1 a) würde mit der derzeitigen Formulierung ein Vorgriff auf den 11. 
RändStV erfolgen, da pauschal Kapazitäten für die „gebührenfinanzierten Fernseh-
programme und Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks“ zur Verfügung 
stehen müssten. Hierin kann wie schon bei der Zuordnung und der Zuweisung keine 
Beschränkung gesehen werden. Da es ausschließlich gebührenfinanzierte Programme 
und Angebote geben wird, eröffnet der Gesetzgeber bereits zum jetzigen Zeitpunkt 
jede Plattform für jedes öffentlich-rechtliche Angebot. Dem ist mit Nachdruck zu 
widersprechen. Es ist auch nicht einzusehen, warum im 10. RÄndStV derart allge-
meine Formulierungen gewählt werden, die dann im 11. RÄndStV wieder rückgän-
gig gemacht werden müssten. Es ist derzeit gerade noch nicht festgelegt, dass jedes 
öffentlich-rechtliche Angebot über alle Plattformen und neuen Mediendienste zu 
verbreiten ist. Schon in der Konsultation zur Evaluierung der §§ 52, 53 RStV hat sich 
der VPRT zu den derzeit nur für das digitale Kabel geltenden Bestimmungen für eine 
Rückführung des öffentlich-rechtlichen Must-Carry auf die Hauptprogramme und 
das landeseigene Dritte ausgesprochen. 
 
Positiv ist anzumerken, dass durch die Formulierung „höchstens ein Drittel“ in Nr. 1 
einem Auffüllen des Must-Carry-Angebotes vorgebeugt werden soll. Dies ist auch 
mehr als nachvollziehbar, zumal etwa bei Plattformen > 60 Programmen das Drittel 
öffentlich-rechtlicher Angebote mit Blick auf eine Beschränkung des zur Grundver-
sorgung Erforderlichen sowie auf ausdrücklich legitimierte Dienste nie erreicht 
werden kann und darf. 
 
Absolut bedenklich ist dagegen die in Nr. 2 vorgeschlagene Systematik, die (private) 
Vielfaltsicherung an das Schicksal des „ersten Drittels“ nach Nr. 1 koppelt („inner-
halb einer weiteren Übertragungskapazität im Umfang der Übertragungskapazität 
nach Nummer 1“ – Anm. des Verf.: die kein Drittel sein muss). D. h. insbesondere 
auch, dass die Vielfalt im gesamten privaten Markt nur in Bezug zum öffentlich-
rechtlichen Angebot gesetzt wird. Dies ist der völlig falsche Ansatz, da der Anteil 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks im Digitalen mit zunehmenden Kapazitäten 
prozentual stets abnehmen wird (Bsp. Plattformen mit mehreren hundert Angeboten). 
Zudem lässt dies völlig unberücksichtigt, dass das „zweite Drittel“ neben dem priva-
ten Rundfunk auch Telemedien erfasst. Die gesamte privatwirtschaftliche Vielfaltsi-
cherung (Rundfunk, Verlage, Telemedien- und Telekommunikationsanbieter) soll 
nach dem Willen des Gesetzgebers künftig innerhalb dieses mit zunehmender Kapa-
zität reduzierten „Drittels“ erfolgen. Dem kann keinesfalls gefolgt werden. Das 
zweite Drittel muss vielmehr in jedem Fall als Drittel fix sein und dabei die Kriterien 
der vielfaltsichernden Vorgaben noch näher bezeichnen. Ausnahmen können allen-
falls dann gelten, wenn der Plattformanbieter nachweist, dass keine Kapazitätseng-
pässe bestehen und alle nachfragenden Programme/Angebote auch verbreitet werden. 
 
Insbesondere sind in der Aufzählung auch entgeltfinanzierte Programme aufzuneh-
men, die ebenfalls einen Beitrag zur Vielfaltsicherung sowie zur Anbietervielfalt 
leisten. Diese sind zwar auch nach dem gegenwärtigen Wortlaut der Regelung ggf. 
subsumierbar, allerdings sind auch nicht entgeltfinanzierte Programme ausdrücklich 
genannt. Ausdrücklich sollten zudem die Landesmedienanstalten über die allgemei-
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nen Kriterien der Nr. 2 hinaus zu einer präzisen „Körbchenregelung“ ermächtigt 
werden, die insbesondere im Fall von Kapazitätsengpässen zusätzliche erhöhte Viel-
faltsanforderungen bei der Belegung von Plattformen aufstellen kann. 
 
o Ausnahmen von den Belegungsgrundsätzen 
 
Absatz 3 ist zur Diskussion gestellt. Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass der Ver-
weis auf Abs. 1 sämtliche Fallkonstellationen enthält und daher nicht ausdrücklich 
auf die jeweiligen Nrn. erfolgen muss. Bei dieser Vorschrift ist nicht ganz klar, wel-
cher Fall erfasst werden soll. Der VPRT sieht, dass hierdurch insbesondere die Must-
Carry-Regelung für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk (nach Abs. 1 Ziffer 1 a) 
nicht doppelt greifen soll, wenn ARD und ZDF etwa über ihre eigene Infrastruktur 
ausstrahlen und daher unmittelbaren Zugang auf dem Endgerät erhalten. Für diesen 
Fall oder für den Fall, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk bereits im Rahmen der 
Zuordnung oder der Zuweisung berücksichtigt wurde (Abs. 3 Satz 2 des Entwurfs) 
begrüßt der VPRT, dass dieser nicht ein zweites Mal im Rahmen der Must-Carry-
Vorschriften bevorzugt wird. 
 
Die Vorschrift ist im Entwurf allerdings so weit gefasst, dass sie zahlreiche Umge-
hungstatbestände eröffnet. So würde es etwa einem IP-TV-Betreiber ermöglicht, 
durch den Einbau eines (zusätzlichen) DVB-T-Empfängers in die IP-TV-Box die 
Einhaltung der Vielfaltsicherung auch der privaten Veranstalter nach Absatz 1 Nr. 1 
b) sowie Nr. 2 zu umgehen und diese damit auf die Empfangbarkeit auf völlig unter-
schiedlichem Wege zu verweisen. Diese Umgehungsmöglichkeiten sind für die 
privaten Veranstalter völlig inakzeptabel. So bietet etwa das IP-TV-Netz besondere 
Funktionalitäten (z. B. Rückkanal), die durch einen anderweitigen Empfang keines-
falls gleichwertig gegeben wären. Ein Verweis auf eine alternative Empfangsmög-
lichkeit muss daher sehr präzise auf die vom Gesetzgeber gewünschten Fälle des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks beschränkt werden. 
 
o Absicherung der Weiterverbreitung bei vertikaler Integration 
 
Für die Weiterverbreitung von (netzunabhängigen) Programmplattformen findet sich 
eine Regelung in der geltenden Digitalsatzung der GSDZ gemäß § 53 Abs. 6 RStV (§ 
14 Abs. 1). Ein vergleichbares Prüfrecht der Landesmedienanstalt könnte auch in den 
Text des Staatsvertrages zu § 52 b RStV-E aufgenommen werden, um der Gefähr-
dung der Zugangsfreiheit durch vertikale Integration entgegenzuwirken. Dies ergibt 
sich daraus, dass es in der Regulierungsintensität einen Unterschied machen muss, ob 
ein Infrastrukturbetreiber lediglich als neutraler Transporteur auftritt oder zugleich 
(eigene) Programme bündelt und vermarktet. In letzterem Fall ist das Diskriminie-
rungspotenzial deutlich höher. Der Inhalteanbieter sowie der netzunabhängige Ver-
markter von Programmpaketen muss die Wahlfreiheit haben, ob er über den Netz-
betreiber vermarktet wird oder den Weg der Eigenvermarktung wählt und somit 
sowohl zur Angebots- als auch zur Anbietervielfalt beiträgt. 
 
Zudem ist klarzustellen, dass die eigenen Angebote des Plattformanbieters nur über 
Nr. 3 (im frei belegbaren Drittel) im Rahmen der vielfaltsichernden Vorschrift des 
Abs. 1 zu berücksichtigen sind, da sich dies sonst zulasten der unabhängigen Pro-
gramme/Angebote/netzunabhängigen Vermarkter auswirken würde. 
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VPRT-Vorschlag: 
(1) Für Plattformen privater Anbieter mit mehr als (60) Fernsehprogrammen gelten 

die nachfolgenden Bestimmungen: 
 1. Der Plattformanbieter hat innerhalb einer Übertragungskapazität im Um-

fang von höchstens einem Drittel der für die digitale Verbreitung zur Ver-
fügung stehenden Gesamtkapazitäten sicherzustellen, dass 

 a) die erforderlichen Übertragungskapazitäten für die auf der jeweiligen 
Plattform zur Grundversorgung erforderlichen gebührenfinanzierten 
FernsehpProgramme und Angebote des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks zur Verfügung stehen, 

 […] 
 2. innerhalb einer weiteren Übertragungskapazität im Umfang der 

Übertragungskapazität nach Nummer 1 von mindestens einem Drittel trifft 
der Plattformanbieter die Entscheidung über die Belegung mit in digitaler 
Technik verbreiteten Fernsehprogrammen Rundfunkprogrammen und Te-
lemedien, soweit er darin unter Berücksichtigung der Interessen der ange-
schlossenen Teilnehmer eine Vielzahl von Programmveranstaltern sowie 
ein vielfältiges Programmangebot an Vollprogrammen, entgelt- sowie 
nicht entgeltfinanzierten Programmen, Spartenprogrammen und Fremd-
sprachenprogrammen einbezieht sowie vergleichbare Telemedien ange-
messen berücksichtigt; die Landesmedienanstalten regeln durch Satzungen 
und Richtlinien Einzelheiten zur Konkretisierung dieser Bestimmung. Im 
Falle von Kapazitätsengpässen können weitergehende Regelungen zur Si-
cherung der in 2. genannten Ziele getroffen werden. 

 […] 
(2) Für Plattformen mit bis zu (60) Fernsehprogrammen sowie für sonstige Platt-

formen mit Rundfunk oder vergleichbaren Telemedien sind die Grundsätze des 
Absatzes 1 entsprechend der zur Verfügung stehenden Gesamtkapazität zu be-
rücksichtigen. 

(3) Die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 a) bis 3 und Absatz 2 können 
auch erfüllt werden, wenn der Empfang der entsprechenden Angebote auf dem 
Endgerät unmittelbar und ohne zusätzliches Entgelt möglich ist. Darüber hin-
aus ist zu berücksichtigen, inwieweit der Teilhabe durch Zuordnungs- oder 
Zuweisungsentscheidungen nach den §§ 51 und 51a bereits Rechnung getragen 
ist.) 

[…] 

(5) Bündelt und vermarktet ein Plattformanbieter eigene sowie Programme und 
Dienste Dritter, ist er verpflichtet, Programmen und Diensten Dritter sowie 
netzunabhängigen Vermarktern von Programmpaketen bei der Belegung der 
Plattform die gleichen Bedingungen wie seinen eigenen Angebote einzuräu-
men. Eigene Angebote sind nicht in Abs. 1 Nr. 2, sondern ausschließlich in Nr. 
3 zu berücksichtigen. 
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§ 52 c  Zugangsfreiheit 
 
Der VPRT hatte in einer separaten Konsultation zur Evaluierung der §§ 52, 53 RStV 
sowohl das dringende allgemeine Regulierungsbedürfnis in diesem Bereich aufge-
zeigt als auch konkrete Vorschläge dazu unterbreitet, was im Zusammenhang mit der 
Navigation geregelt werden soll. Der Gesetzgeber hat dieses unbedingte 
Handlungsbedürfnis bislang noch gar nicht aufgegriffen. 
 
o Regelungsbedürfnis 
 
In der Praxis hat sich gezeigt, dass die vom Gesetzgeber und auch in der Konkretisie-
rung von der GSDZ vorgenommene Unterscheidung zwischen Navigatoren (grund-
sätzlich regulierungbedürftig, wenn auch nicht im RStV legaldefiniert) und EPGs 
(nur regulierungsbedürftig, wenn auch Navigatorenfunktion besteht) nicht mit der 
Marktentwicklung konform geht, da für den Nutzer attraktive EPGs i. d. R. auch 
Navigationsfunktionen erfüllen werden. Der VPRT hat daher Grundanforderungen 
erarbeitet, die regulatorisch abzusichern sind. Diese Grundanforderungen müssen 
zumindest ausreichend im Wege einer ausdrücklichen Handlungsermächtigung für 
die Landesmedienanstalten/GSDZ im Gesetz verankert werden. 
 
o Anwendungsbereich 
 
Der Anwendungsbereich in Abs. 1 des Entwurfs wurde modifiziert. Während derzeit 
über § 53 RStV „Anbieter von Telekommunikationsdienstleistungen“ erfasst sind, 
sieht § 52 c RStV-E eine Erweiterung auf „Anbieter von Plattformen“ vor. Dies ist 
zu begrüßen, geht angesichts des Diskriminierungspotentials durch Set-Top-Boxen 
allerdings noch nicht weit genug. 
 
§ 52 c RStV-E soll die Diskriminierungsfreiheit und Chancengleichheit der Inhal-
teanbieter umfassend sichern. Dies gilt für Netzbetreiber gleichermaßen wie für 
Hersteller von Endgeräten, die nicht per se vom Anwendungsbereich ausgenommen 
werden sollten. Ein potentieller Wettbewerb im Endgerätemarkt kann schon dadurch 
ausgehebelt werden, dass etwa ein Netzbetreiber durch Vorgaben an den Hersteller 
bestimmte (diskriminierende) Vorgaben macht. Dem steht auch das Europarecht 
nicht entgegen, da Maßnahmen zur Sicherung der Meinungsvielfalt auf nationaler 
Ebene zulässig sind. 
 
Die Zugangsfreiheit stellt einen der maßgeblichen Aspekte nationaler Vielfaltsiche-
rung dar. Daher sollte der Anwendungsbereich neben Anbietern von Plattformen 
grundsätzlich auch für Endgeräte offengehalten werden. Im Einzelfall sollte die 
GSDZ über konkrete Maßnahmen entscheiden. Mindestens wäre der Anwendungsbe-
reich auf Plattformanbieter zu erstrecken, die Angebote nach Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
vorhalten oder Vorgaben für solche Navigationssysteme an Dritte (insbesondere 
Endgerätehersteller) machen. 
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VPRT-Vorschlag: 
- Änderung in Absatz 1: 
(1) Anbieter von Plattformen, die Rundfunk und vergleichbare Telemedien verbrei-

ten, haben zu gewährleisten, dass die eingesetzte Technik ein vielfältiges Ange-
bot ermöglicht. Zur Sicherung der Meinungsvielfalt dürfen Anbieter von Rund-
funk und Telemedien einschließlich elektronischer Programmführer weder un-
mittelbar noch mittelbar 

 1. durch Zugangsberechtigungssysteme, 
 2. durch Schnittstellen für Anwendungsprogramme oder 
 3. durch Benutzeroberflächen, die den ersten Zugriff auf die Angebote herstel-

len, bei der Verbreitung ihrer Angebote unbillig behindert oder gegenüber 
gleichartigen Anbietern ohne sachlich gerechtfertigten Grund unterschied-
lich behandelt werden. Die Landesmedienanstalten regeln durch Satzung 
Einzelheiten zur Konkretisierung dieser Bestimmung. 

 
o Weitergehendes Regelungsbedürfnis 
 
Plattformanbieter, die Angebote nach Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 vorhalten oder Vorgaben 
für solche Systeme an Dritte machen, haben zu gewährleisten, dass 
 
- in jedem Endgerät/Dienst eine „Basisnavigation“ i. S. v. § 52 c Abs. 1 Satz 2 Nr. 

3 RStV-E implementiert ist, die gewisse Grundanforderungen zur Chancengleich-
heit und Diskriminierungsfreiheit erfüllt (siehe hierzu ARD/VPRT/ZDF „Empfeh-
lungen für Anforderungen an Navigatoren“), insbesondere Werbefreiheit der Ba-
sisnavigation, Verwendung unterschiedlicher Listen bei der Auswahl der Angebo-
te sowie eine nicht voreingestellte Favoritenliste und die Abbildung der vom Sen-
der verwendeten Service-Informationen. 

 
- im Falle eines auf die „Basisnavigation“ aufsetzenden EPG regulatorische Anfor-

derungen dann ebenso gelten, wenn der EPG die Basisnavigation ersetzt und so-
mit kein Wettbewerb zwischen den Steuerungssystemen herrscht. 

 
- sofern „Basisnavigation“ und EPG nicht identisch sind, stets eine Rückkehr vom 

EPG in die „Basisnavigation“ möglich sein muss. 
 
 
IV. Zu den Fragen der Medienkonzentration 
 
1. Nach welchen Kriterien können Plattformen in die medienkonzentrationsrechtli-

che Prüfung einbezogen werden? 
 
2. Wie können medienkonzentrationsrechtliche Aspekte bei der Zuweisung von 

Übertragungskapazitäten berücksichtigt werden? 
 
Der VPRT behält sich eine ausführlichere Stellungnahme zu den Fragen der Medien-
konzentration ausdrücklich vor. Aufgrund der zunehmenden Konvergenz und Integ-
ration der Angebote ist der Handlungsbedarf für eine konzentrationsrechtliche Rege-
lung von Plattformen über die bereits heute geltenden Bestimmungen hinaus grund-
sätzlich zu bejahen. Ein im Wesentlichen rundfunkzentriertes Medienkonzentrations-
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recht berücksichtigt keineswegs die nicht minder große Suggestivkraft anderer Me-
dien. Dies kann nur durch eine Überprüfung des gesamten Systems, ggf. im Hinblick 
auf ein gesamtmarktzentriertes Modell mit angemessen bewerteter Bedeutung des 
Fernseheinflusses auf die Meinungsbildung, erfolgen. Unterschiedliche Gesetzge-
bungskompetenzen dürfen dabei einem am Regelungszweck orientierten Medien-
konzentrationsrecht nicht im Weg stehen. 
 
Aus Sicht des VPRT sind allerdings in einem ersten Schritt zunächst spezielle Rege-
lungen zur Verhinderung vertikaler Integration erforderlich (siehe dazu oben zu § 52 
b RStV-E), bevor in einem zweiten Schritt eine Überarbeitung des Medienkonzentra-
tionsrechts insgesamt in Angriff genommen werden kann, die die Crossmedialität 
und vertikale Unternehmensverflechtungen stärker berücksichtigt. Ziel muss es dabei 
sein, den Rundfunk als maßgebliches Medium für die Meinungsbildung perspekti-
visch nicht durch restriktive Regeln zu benachteiligen. 
 
Bei der Zuweisung von Übertragungskapazitäten ist eine zusätzliche Prüfung vor-
herrschender Meinungsmacht beim Rundfunkanbieter ausgeschlossen. Schon jetzt 
gibt es über die Regelung des § 26 RStV eine Regelung für das interne Wachstum. 
Darüber hinaus wird die erforderliche Angebots- und Anbietervielfalt zusätzlich 
durch die bereits bestehenden Belegungsvorgaben gewährleistet. Zudem legt die 
KEK die bestehenden Vorlagepflichten aus Sicht der Rundfunkanbieter schon heute 
extensiv aus. Würde man nun nicht nur bei Zulassung und Beteiligungserwerb eine 
etwaige vorherrschende Meinungsmacht prüfen, so würde die Möglichkeit internen 
Wachstums und damit die verfassungsrechtlich geschützte Berufsfreiheit drastisch 
einschränkt. Es bestünde die Gefahr, dass ein Rundfunkanbieter vom Zugang zu 
neuen Übertragungswegen und Zukunftstechnologien ausgeschlossen würde, nur 
weil er (noch) in einem traditionellen Medium eine starke Stellung genießt. Mittel-
fristig könnte auf diese Weise sogar die wirtschaftliche Existenz des betroffenen 
Anbieters gefährdet sein, weil es ihm verwehrt wird, sich auf neue Technologien 
einzustellen. 
 
Schließlich müsste sich in einem solchen System die Frage aufdrängen, ob nicht auch 
konsequenterweise entsprechende Konsequenzen für den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk mit seinem entsprechenden Marktanteil und einer Vielfalt an Programmen 
gezogen werden müssten, um so einen endgültigen Schiefstand des dualen Systems 
zu verhindern. 
 
Bei der Zuweisung von Übertragungskapazitäten an Plattformbetreiber – so man 
diese überhaupt ermöglichen will – ist eine Beachtung der medienkonzentrations-
rechtlichen Grundsätze positiv zu bewerten, da deren Auswahlentscheidung, welche 
Inhalte zum Endnutzer gelangen, ebenfalls maßgeblichen Einfluss auf die Meinungs-
bildung haben kann. Schon heute werden z. B. bestimmte Programme auch Platt-
formbetreibern wie etwa der KDG zugerechnet, wenn Plattformverträge so ausgestal-
tet sind, dass Programmgestaltung/-einkauf oder -produktion einer Zustimmung des 
Plattformbetreibers bedürfen. Allerdings werden die Programme in der Spruchpraxis 
der KEK nicht nur der Plattform, sondern auch untereinander wechselseitig zuge-
rechnet. Dieses Modell der wechselseitigen Zurechnung stößt allerdings bei zuneh-
mender digitaler Verbreitung zusehends an seine Grenzen. 



Berlin, 20 Juli 2007

Stellungnahme des Verbraucherzentrale Bundesverbands
zum Entwurf des 10. Rundfunkänderungsstaatsvertrages

in der Fassung vom 15.06.2007

I. Allgemeine Anmerkungen

Die wesentlichen Treiber für die Digitalisierung des Rundfunks sind nicht die Erwartungen
der Konsumenten und Nutzer. Es sind vielmehr die Forderungen der Plattformbetreiber und
Rundfunkanbieter nach einer effizienteren Frequenznutzung und geringeren Betriebskosten
sowie die Verfügbarkeit neuer Übertragungstechniken mit einem verstärkten Wettbewerb
unter den Infrastrukturanbietern.
Darüber hinaus bilden sich auf der Grundlage neuartiger Geschäftsmodelle neue Wettbe-
werbstrukturen im Rundfunk- und Medienmarkt aus.

Bei der Digitalisierung des Rundfunks liegen die Chancen und Risiken für die Rundfunk- und
Mediennutzern nahe beieinander. Zu den Chancen zählen eine erweiterte Auswahlmöglich-
keit bei der Nutzung des Programm- und Diensteangebots und ein verstärkter Wettbewerb
unter den Netzbetreibern und Inhalteanbietern. Auch wird eine stärker individualisierte Nut-
zung von Programmen und Inhalten möglich.
Die Risiken sind bedingt durch eine wachsende Kommerzialisierung des Rundfunks, eine
zunehmende Intransparenz des Angebots und eine oftmals unzureichenden oder gar fehlen-
de Interoperabilität von Hard- und Softkomponenten.
Eine vernünftige, zukunftssichere und auch ökologisch vertretbare Kauf- und Nutzungsent-
scheidung zu treffen, wird daher in der digitalen Rundfunk- und Medienwelt deutlich schwie-
riger als in den Tagen ausschließlich analoger Übertragung, sofern nicht im Interesse nutzer-
freundlicher Lösungen durch Politik und Wirtschaft wirkungsvoll gegengesteuert wird.

Eine rasante Technikentwicklung einerseits und eine unzureichende Informationslage auch
und gerade in Bezug auf den Mehrwert der Digitalisierung andererseits führen bei den
Verbrauchern zu anhaltenden Irritationen bis hin zur Kaufverweigerung. Auch die teilweise
Unverträglichkeit (Interoperabilität) technischer Standards, die infolge einer ständigen „tech-
nischen Aufrüstung“ ohne Abwärtskompatibilität begrenzte „Lebensdauer“ von Endgeräten
mit entsprechenden finanziellen, aber auch ökologischen Folgen tragen hierzu bei.

In der digitalen Medienwelt sehen sich die Verbraucher mit zum Teil einschneidenden Nut-
zungseinschränkungen infolge eines immer einseitiger zu Gunsten der Rechteinhaber und
 –verwerter ausfallenden Urheberrechts konfrontiert. Stellvertretend hierfür stehen Kopier-
schutz, restriktive DRM-Systeme und broadcast-flag.

Im Zuge der technischen Entwicklung tritt die Art des übertragenden Netzes gegenüber den
Inhalten mehr und mehr in den Hintergrund. Längst sind die Voraussetzungen für digitales
Fernsehen via Internetprotokoll geschaffen, kann über Breitbandkabel telefoniert und im In-
ternet gesurft werden (triple play). Gleichzeitig steigen mit der wachsenden Bedeutung att-
raktiver digitaler Inhalte deren Marktwert und damit die Verhandlungsmacht derjenigen, die
die Inhalte am Markt anbieten. Daraus ergibt sich für uns die Notwendigkeit, dass vergleich-
bare Angebote und Inhalte unabhängig von der Art der technischen Infrastruktur nach den-
selben Regulierungsgrundsätzen behandelt werden müssen.
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Daher sollten sich die für Rundfunk- und Medienregulierung Verantwortlichen entgegenste-
henden Forderungen aus dem Lager der Mobilfunk- und IP TV-Anbieter nicht beugen.

Der Trend zur weiteren Kommerzialisierung des Fernsehens ist unübersehbar. In diesem
Zusammenhang sind die von uns äußerst kritisch bewerteten Entscheidungen von Kabel –
und Satellitenbetreibern und von Programmanbietern zu sehen, bisher frei zugängliche TV-
Programme und Inhalte im digitalen Format ihren Kunden nur noch verschlüsselt zu liefern
oder liefern zu wollen. Dadurch wird nicht nur der ungehinderte Zugang der Nutzer zu diesen
Programmen eingeschränkt. Es bedeutet auch einen deutlichen Schritt in eine Fernsehwelt,
in der attraktive Inhalte mehr und mehr ins Pay-TV-Segment abzuwandern drohen.
Eine finanzielle Mehrbelastung der Mediennutzer durch den Kauf bestimmter, unter Umstän-
den von proprietären Standardvorgaben geprägten Empfangsgeräten, und durch zusätzliche
Nutzungsentgelte ist eine weitere, von uns kritisch bewertete Folge. Ob eine solche Entwick-
lung mit der besonderen Rolle und Funktion des privaten Rundfunks in einer von Vielfältig-
keit bestimmten Medienlandschaft und mit den rundfunkrechtlichen Anforderungen an Voll-
programme gem. §2 Abs. 1 Rundfunkstaatsvertrag (siehe hierzu auch § 25 Abs. 1 i.V.m. §
53 Abs.1 Rundfunkstaatsvertrag) vereinbar ist, lässt zumindest Zweifel aufkommen.
Daher lehnt es der Verbraucherzentrale Bundesverband auch kategorisch ab, dass Mobil-
funkanbieter die mit Gebührengeldern produzierten und unverschlüsselt angelieferten Pro-
gramme oder Programmbouquets des öffentlich-rechtlichen Rundfunks auf ihren Plattformen
nur gegen Entgelt anbieten wollen.

Der Verbraucherzentrale Bundesverband kritisiert den schleichenden Übergang vom „Free-„
zum „Fee-TV“ aber nicht nur unter dem Gesichtspunkt der finanziellen Mehrbelastung der
Verbraucher. Mit der insbesondere vom VPRT propagierten Adressierbarkeit aller Rundfunk-
empfangsgeräte (Radios inklusive) und dem exklusiven Vertrieb der für den Programmzu-
gang notwendigen Smart-Cards durch vertikal aufgestellte Unternehmen würde das Ende
eines bislang weitgehend anonymen Fernseh- und Hörfunkkonsums eingeleitet. Die Endge-
räte würden letztlich zum integralen Bestandteil der von den betreffenden Unternehmen kon-
trollierten Netze. Damit herrschte bei der Rundfunknutzung eine Situation wie im Internet.
Einschließlich der besonderen Risiken für einen effektiven Schutz der solchermaßen gewon-
nenen Nutzerdaten.

Primär entscheidend für den Erfolg des „Projekts“ der Digitalisierung des Rundfunks ist die
Bereitschaft der Verbraucher, sich zum Umstieg auf eine am Ende ausschließlich digitale
Verbreitung von Rundfunk und Telemedien positiv einzustellen und die für eine Teilhabe
notwendigen Investitionen tätigen zu wollen. Dies setzt voraus, dass für den Einzelnen ein
technischer, quantitativer (im Sinne eines wesentlich größeren Angebotes) und qualitativer
(in Bezug auf die inhaltliche Qualität und zusätzliche Nutzungsoptionen) Mehrwert erkennbar
wird, der eine Neuinvestition rechtfertigt. Auf keinen Fall darf es zu zwangsweise und kurz-
fristig greifenden Umstiegen bzw. zu Zwangsabschaltungen kommen.
Das gilt auch und vor allem für den Hörfunk.
Schließlich darf es beim Zugang zu und der Nutzung von digital übertragenen Programmen
und Inhalten keine grundlegenden, urheberrechtlich motivierten Nutzungseinschränkungen
geben.

Auf die mit der Digitalisierung verbundenen Entwicklungen und Fragen muss die Gesetzge-
bung mit einem entsprechend angepassten Telekommunikations- und Rundfunkrecht ant-
worten. Nur dann können absehbar nachteilige Auswirkungen der Digitalisierung für die
Verbraucher verhindert oder zumindest spürbar abgemildert werden.
In dem Sinne sind einzelne  Regelungen im vorliegenden Entwurf eines 10. Rundfunkände-
rungsstaatvertrages noch nicht ausreichend.



3

II. Unsere Forderungen (zusammengefasst)

Der Verbraucherzentrale Bundesverband fordert:

• Die weitere Sicherstellung der Staatsferne des Rundfunks auch und gerade bei der
Zusammensetzung der Aufsichtsgremien KEK, ZAK und GVK.

• Eine Unterscheidung bei der Rundfunklizenzerteilung zwischen entgeltlichen und un-
entgeltlich empfangbaren Programmen oder Programmbouquets

• Eine Erweiterung der Regelungen des § 52a Abs. 2 für die Rundfunklizenzvergabe
auch auf Unternehmen mit GmbH Gesellschafterstruktur.

• Eine faire Zuordnung der verfügbaren Frequenzen und Kapazitäten an Plattform-
betreiber unter Beachtung des Vorrangs des Rundfunks.

• Differenzierende Lizenzbedingungen für private Vollprogramme nach Pay-und nicht
Pay-Modellen einschließlich des Verbots der Verschlüsselung bestimmter Vollpro-
gramme ungeachtet der Art der übertragenden Plattform.

• Ein Verbot der Verschlüsselung des öffentlich-rechtlichen Programmangebots.

• Formulieren eindeutiger Kriterien für die Bewertung der Verbraucherinteressen und -
akzeptanz im Rahmen der Kapazitätszuweisung an den privaten Rundfunk .

• Eine weitere Stärkung der Vertretung der Verbraucherinteressen in den Gremien des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks und in den Landesmedienanstalten

• Die Sicherstellung der inhaltlichen und technischen Unveränderlichkeit von Pro-
grammen und Programmbouquets bei der Weiterverbreitung durch Plattformbetrei-
ber.

• Eine gesetzliche Verpflichtung von Fernsehveranstaltern, die Übertragung ausge-
wählter Programme und Inhalte, d.h. so genannten Premium-Contents, unter Ge-
währleistung der inhaltlichen und technischen Unveränderlichkeit (Signalintegrität) im
selben Verbreitungsgebiet auch durch andere Betreiber von Telekommunikationsnet-
zen zuzulassen (Must-Offer).

• Die Verpflichtung zu „Must-Carry“ in digitalen Übertragungsnetzen ungeachtet der
Zahl der Programme auf der betreffenden Plattform.

• Eine gesetzliche „Ermächtigungsgrundlage“ für das Verhängen von Sanktionen im
Fall des Verstoßes gegen die erweiterten Regeln für TV-Gewinnspiele (Call-In-TV)
durch die Landesmedienanstalten.
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III. Zu den Regelungen im Einzelnen:

Abschnitt III Vorschriften für den privaten Rundfunk

1. Unterabschnitt – Zulassung und verfahrensrechtliche Vorschriften

§ 2 Begriffbestimmungen
In § 2 Abs. 2 Ziffer 1 wird der Begriff „Vollprogramm“ definiert. Dabei wird nicht zwischen
Programmen, die frei empfangbar, und solchen, die nur gegen zusätzliches Entgelt (Pay-
Angebote) genutzt werden können, unterschieden.

Mit Blick auf unsere grundsätzliche Ablehnung einer Verschlüsselung ansonsten frei
empfangbarer Programme schlagen wir folgende Ergänzung in § 2 Abs. 2 Ziffer 1 der
Begriffbestimmung vor:

„Vollprogramm ein Programm mit vielfältigen Inhalten, in welchen Information, Bildung, Bera-
tung und Unterhaltung einen wesentlichen Teil des Gesamtprogramms bilden und dessen
Empfang entweder unentgeltlich oder nur gegen ein zusätzliches Entgelt (Pay-
Angebot) möglich ist.“

§ 20 Zulassung
Der Verbraucherzentrale Bundesverband hatte sich schon sehr früh, das heißt schon in den
Beratungen der „Initiative Digitaler Rundfunk“, gegen die Einführung einer verschlüsselten
digitalen Kabelübertragung bis dato frei empfangbarer TV-Programme ausgesprochen.
Nach Bekanntwerden der Pläne der SES/ ASTRA zur Errichtung einer Digitalplattform (Stich-
wort: „Blue Dolphin“ beziehungsweise heute „Entavio“) Ende 2005 hatten wir unsere Ableh-
nung angesichts einer geplanten Verschlüsselung von free-TV Angeboten via Satellit und
einen Empfang derselben nur gegen Entgelt erneuert.
Diese Ablehnung gilt weiterhin.

Die mit der Verschlüsselung einhergehende Adressierung der Endgeräte ist ein erster Schritt
in Richtung einer fortschreitenden Verschiebung bisher frei zugänglicher Programminhalte
ins Pay-Segment. Eine finanzielle Mehrbelastung der Mediennutzer durch den Kauf be-
stimmter Zusatzgeräte und durch zusätzlich anfallende Nutzungsentgelte wäre eine weitere,
kritisch zu bewertende Folge. Eine solche Entwicklung wäre unserer Auffassung nach in ih-
ren Folgewirkungen unsozial, da sie alle diejenigen abkoppeln würde, die sich ein Qualitäts-
fernsehen mit attraktiven Inhalten im wahren Wortsinne nicht mehr leisten könnten.

Außerdem haben wir erhebliche Zweifel daran, dass solche Pläne mit der Rolle und Funktion
des privaten Rundfunks, zumindest, sofern er so genannte Vollprogramme gem. § 2 Abs. 2
Ziffer 1 anbietet, und mit den rundfunkrechtlichen Anforderungen an die Vielfältigkeit derarti-
ger Programmen (vgl. § 25 Abs. 1 i.V.m. § 53 Abs.1 Rundfunkstaatsvertrag) vereinbar ist.

Der Verbraucherzentrale Bundesverband schlägt daher folgende Ergänzung in § 20
Abs 1 vor:
(1) Private Veranstalter bedürfen zur Veranstaltung von Rundfunk einer Zulassung nach
Landesrecht. In der Zulassung für Veranstalter bundesweit verbreiteter Programme ist die
Programmkategorie nach § 2 Abs. 2 festzulegen.
Bei der Zulassung ist zu unterscheiden zwischen Programmen, deren Empfang ent-
weder unentgeltlich oder nur gegen ein zusätzliches Entgelt (Pay-Angebot) möglich
ist.



5

§ 20a Erteilung einer Zulassung für Veranstalter von bundesweit verbreitetem Rund-
funk
Rundfunk und vergleichbare audiovisuelle Telemedien haben – neben ihrer teilweise auch
ökonomisch bestimmten Rolle – eine herausragende Funktion bei der Gewährleistung eines
chancengleichen und ungehinderten Informationszugangs, bei der öffentlichen Meinungsbil-
dung, bei der Erfüllung eines umfassenden Bildungsauftrags und bei der Sicherung der kul-
turellen Vielfalt in der Gesellschaft.
Insofern ist der Rundfunk primär als Kulturgut zu werten. Dieser Anspruch gilt unserem Ver-
ständnis nach nicht nur für den öffentlich-rechtlichen, sondern zumindest auch für so ge-
nannte Vollprogramme oder Senderfamilien des privaten Rundfunks.

Die neuen Regelungen in § 20a Abs. 2 formulieren Anforderungen an die Vergabe von
Rundfunklizenzen an börsennotierte Unternehmen, nicht jedoch an Unternehmen auf der
Grundlage anderer unternehmensrechtlicher Strukturen (zum Beispiel GmbH).
Der Verbraucherzentrale Bundesverband ist durch die aktuellen Entwicklungen in der TV-
Senderfamilie Pro7Sat1 (Einstellung der Informationsprogramme, verbunden mit gleichzeiti-
gem Stellenabbau mit dem primären Ziel einer kurzfristigen Erhöhung des shareholder va-
lue) alarmiert.
Politik und den Parteien warnen zu Recht vor den Negativfolgen einer an Profitmaximierung
orientierten Geschäftspolitik einzelner Sender(familien) für eine vielfältige Medienlandschaft
in Deutschland.

Um einem solchen Trend wirkungsvoller entgegen wirken zu können, schlägt der
Verbraucherzentrale Bundesverband eine Ergänzung von Auflagen ähnlich der Rege-
lungen in § 20a Abs. 2 für Aktiengesellschaften auch für Unternehmen mit GmbH Ge-
sellschafterstruktur vor.

4. Unterabschnitt – Organisation der Medienaufsicht, Finanzierung

§ 35 Organisation
§ 35 Abs. 5 enthält eine Neuregelung der Zusammensetzung der „Kommission zur Ermitt-
lung der Konzentration im Medienbereich (KEK)“.
In Abänderung der geltenden Regelung werden den bisher sechs Sachverständigen des
Rundfunk- und Wirtschaftsrechts sechs nach Landesrecht bestimmte gesetzliche Vertreter
der Landesmedienanstalten beigestellt.

Wir halten diese Neuregelung mit Blick auf die erforderliche Unabhängigkeit des Kontroll-
gremiums (Stichwort Staatsferne des Rundfunks) für bedenklich.

Ungeachtet der Tatsache, dass nach dem Vertragsentwurf Vorsitzende und stellvertretende
Vorsitzende der KEK aus der Gruppe der Sachverständigen des Rundfunks- und Wirt-
schaftsrechts gewählt werden müssen und bei Beschlüssen der KEK im Fall der Stimmen-
gleichheit die Stimme des/ der Vorsitzenden, bei seiner/ ihrer Verhinderung die Stimme des/
der stellvertretenden Vorsitzenden entscheidet, sehen wir die Unabhängigkeit der Arbeit der
Kommission von Wirtschafts- beziehungsweise Standortinteressen gegenüber der heutigen
Situation dennoch gefährdet.

Insoweit teilen wir die von der KEK und seinem vormaligen Vorsitzenden, Professor
Dieter Dörr, an den Plänen zur Neustrukturierung der Kommission geäußerten grund-
legenden Bedenken und lehnen die Neustrukturierung in der vorgeschlagenen Form
ab.
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Abschnitt V – Plattformen, Übertragungskapazitäten

§ 51 Zuordnung von drahtlosen Übertragungskapazitäten
Im Entwurf werden an dieser Stelle zwei alternative Regelungsansätze zur Diskussion ge-
stellt.
Gemäß Alternative 1 erfolgt die Frequenzzuordnung durch Ministerpräsidentenbeschluss.
Gemäß Alternative 2 soll die Entscheidung durch die Landesmedienanstalten erfolgen.

Unabhängig vom jeweiligen Lösungskonzept wird in Abs. 3 Ziffer 3 die Möglichkeit eröffnet,
dass die Bedarfsträger beziehungsweise die Beteiligten (öffentlich-rechtliche Rundfunkver-
anstalter und Landesmedienanstalten) im Fall einer ausreichenden Frequenzkapazität ver-
suchen sollten, sich auf eine faire Zuordnung der Übertragungskapazitäten zu verständigen.
Hier stützt man sich offensichtlich auf die Vorschläge von ARD und ZDF zum so genannten
„Einigungsmodell“ für Plattformen, auf denen öffentlich-rechtliche und private Programme
verbreitet werden sollen.

Der Verbraucherzentrale Bundesverband spricht sich eindeutig für Alternative 1 aus.

Die erste Variante (Entscheidung durch die Ministerpräsidenten) ist für uns die einzig vertret-
bare, da die Landesmedienanstalten als „Sachwalter“ der Interessen der privaten Rundfunk-
und audiovisuellen Telemedienanbieter und damit von vornherein Interesse als „Partei“ gel-
ten müssen. Nur eine einstimmige Entscheidung der Ministerpräsidenten garantiert unserer
Meinung nach eine faire Zuordnung von Übertragungskapazitäten, bei der dem Vorrang des
Rundfunks im Interesse der Sicherung der Grundversorgung und der Vielfältigkeit Rechnung
getragen wird, die aber zugleich auch Innovation und neuen Geschäftsmodellen ausreichend
Raum lässt.

Ergänzend dazu schlagen wir vor, in § 51, Abs. 3 (Alternative) Ziffer 4 in lit. a einzufü-
gen: „Sicherung der Grundversorgung mit Rundfunk, der Vielfältigkeit und Teilhabe
des öffentlich rechtlichen Rundfunks an neuen Techniken und Programmformen, …“

§ 51 a Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten an private Anbieter durch
die zuständige Landesmedienanstalt
Gemäß § 51a Abs. 4 ist bei der Zuweisung von Übertragungskapazitäten durch die Landes-
medienanstalt zu berücksichtigen, „ob das Angebot wirtschaftlich tragfähig erscheint sowie
Nutzerinteressen und –akzeptanz hinreichend berücksichtigt (werden)“.
Eine solche Berücksichtigung von Nutzerinteressen und -akzeptanz bei einer Auswahlent-
scheidung wird von uns ausdrücklich begrüßt.

Der Entwurf enthält allerdings keine Hinweise darauf, nach welchen Kriterien die Nutzerinte-
ressen und –akzeptanz ermittelt werden sollen.

Wir schlagen daher vor, die grundlegenden Kriterien für die Bewertung, ob die Nutzer-
interessen und –akzeptanz ausreichend berücksichtigt sind, im Staatsvertrag verbind-
lich festzulegen, damit es bei der Prüfung durch die einzelnen Landesmedienanstalten
zu einheitlichen Ergebnissen kommen kann. Zu diesen Kriterien zählen insbesondere:

- die Vielfältigkeit eines Vollprogramms,
- ein diskriminierungsfreier Zugang zu den Inhalten,
- die Achtung und der Schutz der Menschenwürde sowie der sittlichen und religiösen
   Überzeugungen in der Bevölkerung,
- die Beachtung der AGB-und UWG-rechtlichen und der Informationsvorschriften bei
   entgeltlichen Angeboten und
- die Transparenz der Datenschutzpolitik.
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Zugleich muss die Vertretung der Verbraucherinteressen durch eine Beteiligung der
Verbraucherorganisationen an der Arbeit der Aufsichtsgremien und Programmaus-
schüsse des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und der Landesmedienanstalten ent-
scheidend gestärkt werden.

§ 51b Weiterverbreitung

Gemäß Abs. 1 ist die „…zeitgleiche und unveränderte Weiterverbreitung von bundesweit
empfangbaren Programmen, […], zulässig.“
Die muss auch für Programmbouquets gelten.

Wir schlagen daher vor zu ergänzen:
„…zeitgleiche, vollständige und unveränderte Weiterverbreitung von bundesweit emp-
fangbaren Programmen, […], zulässig.“

Schon während der - zwischenzeitlich abgeschlossenen - Beratungen der Arbeitsgruppe
„Rechtsfragen“ des „Forum Digitale Medien (FDM)“ hatte der Verbraucherzentrale Bundes-
verband den Vorschlag der ANGA dem Ansatz nach unterstützt, eine „Must-Offer“ Regelung
mit Bezug auf so genannten Premium-Content einzuführen1.

Gemäß diesem Vorschlag der ANGA sollen Anbieter von TV-Programmen mit - hinsichtlich
der Einschaltquoten - bundesweit besonderem „Gewicht“ und Programme mit Großereignis-
sen oder Übertragungen von Spielen der ersten Bundesliga anderen Betreibern von Tele-
kommunikationsnetzen die Verbreitung im gleichen Empfangsgebiet zu vergleichbaren Kon-
ditionen ermöglichen. Andernfalls wäre, wie die ANGA auch aus unserer Sicht zutreffend
argumentiert, die Wahlfreiheit des Verbrauchers bei der Auswahl des von ihm bevorzugten
Verbreitungsweges unzulässig eingeschränkt. Auch müsste befürchtet werden, dass durch
eine exklusive Vermarktung attraktiver Programme ein maßgeblicher Teil der Verbraucher
vom Zugang zu derartigen Inhalten abgeschnitten wird. Schließlich würde durch eine solche
Entwicklung der auch von uns gewünschte faire Wettbewerb der Plattformbetreiber unterein-
ander massiv behindert, wenn nicht gar unmöglich gemacht.

Zur Abgrenzung der entsprechenden Programme, die einer derartigen „Must-Offer“ Verpflich-
tung unterfallen könnten, hat die ANGA eine so genannte „Listenregelung“ empfohlen und
entsprechend inhaltliche Vorschläge gemacht.

Der Verbraucherzentrale Bundesverband könnte sich dem Vorschlag ANGA vom An-
satz her anschließen, wenn in den hierzu notwendigen Regelungen im Staatsvertrag
sichergestellt wäre, dass bei der Verbreitung in anderen Kommunikationsnetzen keine
inhaltliche oder technische Veränderung des betreffenden Programms oder der betref-
fenden Programmbouquets erfolgt, in Sonderheit die Signalintegrität des Ursprungs-
programms gewahrt bleibt.

§ 52a Regelungen für Plattformen
Abs. 2 enthält im 3. Satz eine Regelung, nach der bei einer nicht durchführbaren oder nicht
erfolgreichen Verfügung der Aufsichtsbehörden gegen den Programm- oder Diensteanbieter
Maßnahmen zur Sperrung des Programms und Dienstes auch gegen einen Plattformanbie-
ter gerichtet werden können. Allerdings mit der Einschränkung, „sofern eine Sperrung tech-
nisch möglich und zumutbar ist“.
Wir halten diese Einschränkung für nicht vertretbar und auch für nicht notwendig.
Technisch gesehen dürfte eine solche Sperrung doch wohl immer möglich sein.

1 siehe ANGA-Position zur Novelle des Rundfunkstaatsvertrags vom Januar 2007
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Zwar könnte die Zumutbarkeit zumindest in solchen Fällen zur Diskussion stehen, in denen
beispielsweise nur noch wenige Teilsendungen einer umfangreichen Programmserie ausge-
strahlt beziehungsweise übertragen werden sollen. Aber auch in solchen Fällen müsste beim
Vorliegen rechtswidriger Programminhalte eine Sperrung möglich sein, ohne dass der Platt-
formbetreiber Gefahr läuft, gegenüber dem Programmanbieter in ein Haftungsrisiko zu gera-
ten. Ein solches dürfte auch dann ausgeschlossen sein, wenn, wie vorausgesetzt, eine Ver-
fügung der Aufsichtsbehörden zugrunde liegt.

Wir schlagen daher vor, den Nebensatz „… sofern eine Sperrung technisch möglich
und zumutbar ist“, ersatzlos zu streichen.

Absatz 4 enthält eine Vorschrift, nach der ein Plattformanbieter „ohne Zustimmung des jewei-
ligen Rundfunkveranstalters dessen Programme und Dienste (inhaltlich) nicht verändern,
sowie einzelner Programmpakete sowie einzelne Programme oder Inhalte nicht in Pro-
grammpakete aufnehmen oder in anderer Weise entgeltlich oder unentgeltlich vermarkten
[darf]“.
Die Vorgabe der allein inhaltlichen Unveränderlichkeit reich jedoch nicht, um die wichtige
Signalintegrität einschließlich des Ausschlusses einer nachträglichen Verschlüsselung durch
einen Plattformbetreiber zu gewährleisten.

Der Verbraucherzentrale Bundesverband schlägt daher vor, im zuvor zitierten Absatz 4
die Klammern zu löschen und ansonsten zu ergänzen:
„… ohne Zustimmung des jeweiligen Rundfunkveranstalters dessen Programme und
Dienste inhaltlich und technisch nicht verändern, …“

In Konsequenz unserer wiederholt vorgetragenen Ablehnung der so genannten
„Grundverschlüsselung“ schlagen wir darüber hinaus vor, einen Satz 2 zu ergänzen
folgendem Wortlaut:

„Die Verschlüsselung öffentlich-rechtlicher Programme, Programmbouquets und Te-
lemedienangebote durch Plattformbetreiber zum Zweck des entgeltlichen Empfangs
ist unzulässig.“

§ 52b Belegung von Plattformen
Die Zahl der auf einer Plattform mindestens angebotenen Fernsehprogramme als Auslöser
für ein „Must-Carry“ Programmbelegungsregime gemäß Staatsvertragsentwurf (so genannte
„Drittel-Regelung“) erscheint mit 60 zu hoch.

Der Verbraucherzentrale Bundesverband plädiert dafür, die Auflagen zum Must-Carry
Regime nicht an eine bestimmte Anzahl von Programmen auf einer Plattform zu bin-
den. Schließlich wäre ein solches Regime doch wohl bei einer vergleichsweise kleinen
Zahl von angebotenen Programmen wichtiger als bei einem hohen Programmangebot.

§ 52c Zugangsfreiheit
Wir begrüßen ausdrücklich, dass nach Staatsvertragsentwurf „Zur Sicherung von Meinungs-
vielfalt […] Anbieter von Rundfunk und Telemedien einschließlich elektronischer Programm-
führer weder unmittelbar noch mittelbar durch Zugangsberechtigungssysteme, […] bei der
Verbreitung ihrer Angebote unbillig behindert […] behandelt werden [dürfen].“

Um jedoch eine eindeutige und nach einheitlichen Maßstäben sich orientierende Um-
setzung insbesondere an Navigatoren zur Sicherstellung eines diskriminierungsfreien
Zugangs der Verbraucher zu den einzelnen Programmen und Programmbouquets er-
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reichen, halten wir es für sinnvoll, Anforderungen an so genannte Basisnavigatoren in
den Staatsvertrag aufzunehmen.
Dazu gehören insbesondere2:

• Die chancengleiche und diskriminierungsfreie Darstellung der Angebote;
• die Werbefreiheit;
• die Möglichkeit für den Nutzer, alle Angebote unmittelbar einzuschalten;
• die Nutzung von Programmführern, die auf der Plattform verbreitet werden;
• die Möglichkeit einer Auswertung von Zusatz- bzw. Serviceinformationen des

Programm- oder Diensteanbieters;
• die Möglichkeit der Auswahl nach verschiedenen Listungen

Soweit unsere Anmerkungen zu einzelnen Paragraphen des vorliegenden Entwurfs.
Lassen Sie mich am Ende noch einen ergänzenden Vorschlag machen, der sich aus aktuel-
lem Anlass ergibt.

Gesetzliche Grundlage zur sanktionsbewehrten Umsetzung der Regelungen für
TV-Gewinnspiele

Am 26. Juni hatten die Direktoren der Landesmedienanstalten neue Regeln für Fernseh-
Gewinnspiele verabschiedet und der Öffentlichkeit vorgestellt. Mit dem neuen Regelkatalog
und den darin enthaltenen erweiterten Pflichten für Fernseh- und Gewinnspielveranstalter
wurde ein entscheidender Schritt in Richtung einer erhöhten Transparenz für die Mitspielen-
den und eines besseren Schutzes vor Übervorteilungen getan.

Jedoch fehlt im Rundfunkstaatsvertrag bisher für die effektive Durchsetzung derartiger Rege-
lungen eine gesetzliche „Ermächtigungsgrundlage“. Eine solche haben die Landesmedien-
anstalten für den Rundfunkstaatsvertrag inzwischen eingefordert.

Der Verbraucherzentrale Bundesverband unterstützt die Forderung nach einer - längst
überfälligen - rundfunkrechtlichen Grundlage.
Diese muss mindestens folgende Regelungen umfassen:

- Eine eindeutige Begriffsbestimmung für TV-Gewinnspiele und Call-In TV For-
mate;

- die Vorgabe der maximal möglichen (geringfügigen) Mitspielentgelte (derzeit
0,50 EURO/ Anruf);

- sonstige Teilnahmebedingungen (zum Beispiel Ausschluss Minderjähriger);
- das Ausfüllen der im Staatsvertrag formulierten Eckpunkte durch gemeinsame

Leitlinien der Landesmedienanstalten (der aktuelle Regelungskatalog sollte der
Maßstab für diese Leitlinien sein);

- Sanktionen (vom Bußgeld bis zum Lizenzentzug).

2 Vgl. hierzu gemeinsame Erklärung der ARD, des ZDF und des VPRT zu Empfehlungen für Anforderungen an
Navigatoren/EPG aus 2007
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Staatskanzlei des Landes 
Rheinland-Pfalz 
Dr. Hans-Dieter Drewitz 
Peter-Altmeier-Allee 1 
55116 Mainz 

e-mail: 
jan.kottmann@rtl.de 

Köln, 24. Juli 2007  
 
 
Anhörung zum zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag, Stellung-
nahme RTL Television 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Drewitz,  
 
anlässlich Ihres Schreibens an den Verband Privater Rundfunk und Te-
lemedien (VPRT) vom 21. Juni 2007 mit der Aufforderung, zum vorge-
legten Entwurf eines zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages 
Stellung zu nehmen, erlauben wir uns, ergänzend zu den Eingaben des 
VPRT, die wir uns zu eigen machen, wie folgt Stellung zu nehmen: 
 
I. Bouquet- und Plattformdefinitionen unter Ziff. 3 a) des Entwurfs 
Bei den Definitionen zu Plattform- und Bouquetbegriff handelt es sich 
um elementare Bestandteile der geplanten Neuregelungen zur soge-
nannten „Plattformregulierung“ im zehnten RÄndStV. In ihrer Funktion 
der Abgrenzung regulierungsbedürftiger von nicht regulierungsbedürf-
tigen Tatbeständen kommt ihnen eine zentrale Bedeutung zu, die vom 
Gesetzgeber ein besonders hohes Maß an Klarheit und damit Rechtssi-
cherheit fordert. Die bisherigen Definitionsansätze sind insbesondere 
im Hinblick auf die Komplexität der Plattformtatbestände nach unse-
rer Ansicht nicht differenziert und klar genug.  
 
Hinsichtlich unterschiedlicher Regulierungsnotwendigkeit sind zum 
einen Bouquets von Plattformen, zum anderen unterschiedliche Arten 
von Plattformen abzugrenzen. 



1. Bouquets 
Abseits der Frage, ob eine positive Definition des Begriffs „Bouquet“ 
für den zehnten RÄndStV technisch erforderlich ist, halten wir eine 
klare Abgrenzung zum Plattformbetrieb für unerlässlich. 
 
Bouquets, denen aufgrund ihrer Funktion keine durch u.a. Zugangsre-
gulierung abzufedernde Gefahren für die Vielfalt immanent sind, kom-
men im Wesentlichen in drei Konstellationen vor: 
 

• bei der technischen (und ggf. auch inhaltlichen) Zusammenfas-
sung von Sendern einer Sendergruppe in einem Multiplex (Bei-
spiel: DVB-T, Satellit) 

• bei der rein inhaltlichen Zusammenfassung von Sendern einer 
Sendergruppe in EPGs, auf Plattformen oder in Navigatoren zum 
Zwecke der gemeinsamen Darstellung/Vermarktung und besse-
ren Auffindbarkeit (Beispiel: Sender-Bouquets) 

• bei der rein inhaltlichen Zusammenfassung von gesellschafts-
rechtlich nicht notwendig verbundenen Sendern eines Genres 
(zumeist special interest, also beispielsweise ein Bouquet „Re-
gional“ oder „Lifestyle“), welche nicht der Erreichung eines wei-
terführenden ökonomischen Zwecks, sondern der besseren Auf-
findbarkeit oder Vermarktbarkeit der Programme für den Zu-
schauer dient 

 
Diese Konstellationen werden von der Entwurfsdefinition noch nicht 
trennscharf umfasst. 
 
Zudem bleibt unklar, was unter „eigenen privaten Programmen und 
Diensten“ zu verstehen ist. Diese Definition ist vor allem relevant für 
Fälle, in denen eine Senderfamilie an einzelnen Bouquet-Programmen 
lediglich Minderheitsbeteiligungen hält (Beispiel: RTL 2 mit nur 36% 
Beteiligung der RTL Gruppe). Hier ließe sich an bestehende Wertungen 
des RStV, beispielsweise dem Gedanken der gesellschaftsrechtlichen 
Zurechenbarkeit von Programmen (§ 28 Abs. 1) anknüpfen. Unklar ist 
bei der vorgeschlagenen Definition ebenfalls, wie Programmfenster 
rechtlich unabhängiger Programme (Drittsendezeiten, Regionalfens-
teranbieter) zu bewerten sind. Zur größeren Klarheit schlagen wir da-
her folgende Bouquetdefinition vor: 
 
„9. Programmbouquet eine technische und/oder inhaltliche Zusam-
menfassung von öffentlich-rechtlichen oder einander im Sinne des 
§ 28 Abs. 1 RStV gesellschaftsrechtlich zurechenbaren privaten Pro-
grammen und/oder Diensten, die verbreitet und/oder unter einem e-
lektronischen Programmführer gemeinsam dargestellt werden (Sen-
derfamilien-Bouquets) sowie unabhängig von ihrer rundfunkrechtli-
chen Zurechenbarkeit die allein der besseren Auffindbarkeit dienende 

 2 



und somit nicht auf die Erreichung eines weiterführenden ökonomi-
schen Zwecks gerichtete technische/inhaltliche Zusammenfassung 
von Programmen oder Diensten einer Programmkategorie oder eines 
Programmgenres (Genre-Bouquets) unter einem elektronischen Pro-
grammführer und/oder Navigator.“ 
 
2. Plattform 
Auf eine von Seiten der Inhalteanbieter in der vorangegangenen Dis-
kussion geforderte Ausdifferenzierung der Rechtsfolgen nach Art der 
Plattform und Grad der Integration wird insgesamt verzichtet, was der 
in der Praxis relevanten Vielzahl der anzutreffenden Konstellationen 
mit ihren unterschiedlichen Gefährdungspotentialen nicht gerecht 
wird. Wir regen an, die unterschiedlichen Plattformmodelle nach Ge-
fährdungstypologien abgestuft zu definieren und entsprechend zu re-
gulieren. 
 
Der Rundfunk-/Medienmarkt unterscheidet im Wesentlichen drei un-
terschiedlich vielfaltsbeeinflussende Arten von Plattformen: 
 

• Verbreitungsplattformen (u.a. Astra, KDG, Unitymedia, T-
Systems, T-Com); hier entscheidet der Plattformbetreiber 
selbst unmittelbar oder mittelbar über den Zugang eines Pro-
grammanbieters zur Verbreitungs-Infrastruktur (z.B. Kabelnetz, 
Satelliten-Transponder, Sendenetz, DSL-Netzwerk). Es existie-
ren Kapazitätsengpässe und Monopolisten im Markt. Ein hoher 
Grad der Vielfaltsbeeinträchtigung ist möglich, daher ist die 
Verbreitungsplattform bereits im Rundfunkrechtssystem durch 
Zuweisungsvorschriften, Kabelbelegungs- und must-carry-
Vorschriften stark reguliert (Kabelbelegung, terrestrische Zu-
weisung) 

• Technik- und Verschlüsselungsplattform (u.a. KDG, Unitymedia, 
Eutelsat, Entavio, ORS); Betreiber von Infrastrukturen zum 
Empfang von u.a. Rundfunkdiensten, inkl. Zugangskontrollsys-
temen (CAS), Spezifikation bei Empfangsgeräten (STB) von z.B. 
a) Navigatoren, b) Softwareschnittstellen (API) c) Hardware-
Konfiguration (z.B. Prozessor-Leistung, HDD). Beeinflussungs-
potential entsteht im Wesentlichen über Kosten, Zugang zu 
Funktionalitäten der STB, ggf. über Endkundenkontakt. Viel-
faltsbeeinträchtigung droht bei einer Monopolstellung und vor 
allem in Kombination mit Verbreitungsplattform (Integration) 

• Programm- und Vermarktungsplattform (u.a. zukünftig Premie-
re, Arena, KDG, Unitymedia, Vodaphone über UMTS); Vermark-
ter von Rundfunk-/Diensteangeboten, wobei der Vermarkter in 
eigenem Namen und auf eigenes Risiko für ihn wirtschaftliche 
Programmpakete bündelt (die über Technik- und Verschlüsse-
lungsplattformen für Endkunden zugänglich sind). Beeinflus-
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sungspotential droht – wenn auch schwächer als bei den übrigen 
Plattformarten - im Wesentlichen über Paketierung, Zugangs-
konditionen, Auffindbarkeit (Darstellung), Zugang zum Endkun-
den, vor allem in Kombination mit Verbreitungs- bzw. Technik- 
und Verschlüsselungsplattform (Integration) 

 
Diese Arten des Plattformbetriebs sind miteinander wiederum kombi-
nierbar und führen in der Hand eines Anbieters zu einer Intensivierung 
der Vielfaltsgefährdung, vor allem bei vollintegrierten Plattformen wie 
Unitymedia und KDG. Hier droht eine Bevorzugung eigener Angebote 
und /oder Programme. Das trifft insbesondere zu für Anbieter (z.B.  
Unitymedia), die darüber hinaus auch als Inhalteanbieter auftreten. 
 
Diesen unterschiedlichen Gefährdungslagen kann durch die bisher ge-
wählten Definitionsansätze kaum Rechnung getragen werden.  
 
II. Plattformregulierung unter Ziff. 14 des Entwurfs 
 
1. Zuordnung und Zuweisung von Frequenzen an Plattformbetreiber 
gemäß §§ 51, 51a RStV-E 
Eine pauschale Zuordnung bzw. Zuweisung von Kapazitäten an Platt-
formbetreiber ist systemwidrig, da sich ein Zugangsprivileg durch 
nichts rechtfertigt. Die entsprechenden Regelungsentwürfe sind daher 
abzulehnen. Der Plattformbetrieb allein kann kein Selbstzweck sein. 
Privilegierter Zugang gebührt Rundfunkanbietern, die zugleich auch 
einer besonderen Regulierung unterliegen, die für Plattformbetreiber 
im vorliegenden Entwurf ausdrücklich nicht vorgesehen wird. Auch 
nach dem geltenden Recht ist eine Zuweisung von Kapazitäten an 
Plattformbetreiber möglich, wenn diese eine Rundfunklizenz besitzen 
und die damit verbundenen regulatorischen Anforderungen erfüllen. 
Der Entwurf will nun nicht nur eine Zuweisung von Rundfunkkapazitä-
ten an Plattformbetreiber ermöglichen, sondern unterwirft diese 
zugleich lediglich einer Anzeigepflicht. 
 
Sollte eine Zuweisung an Plattformanbieter nur zur Ermöglichung ei-
nes (wirtschaftlichen) Geschäftsmodells in der Terrestrik eingeführt 
werden, kann dies nicht im vielfaltssichernden Rundfunkrecht erfolgen, 
rein ökonomische Ansätze verfolgt das Wirtschafts- und Wettbe-
werbsrecht. Will der Gesetzgeber dennoch privilegierende Regelungen 
treffen, etwa weil er den inhaltlichen Einfluss und die gesellschaftspo-
litische Aufgabe der Plattformbetreiber ähnlich hoch einstuft wie im 
Rundfunkbereich, müssten gleiche Anforderungen für Rundfunkanbie-
ter und Plattformbetreiber gelten. 
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2. Plattformregulierung nach §§ 52ff. RStV-E 
Wir regen an, den oben unter I. skizzierten differenzierten Ansatz bei 
der entsprechenden Ausgestaltung der Regeln der Plattformregulie-
rung in §§ 52ff RStV-E, insbesondere zur Plattformbelegung in § 52b 
RStV-E aber auch bei der Registrierung bzw. ggf. Zulassung von Platt-
formbetreibern in § 52 RStV-E zugrunde zu legen. Ziel sollte ein ange-
messen abgestuftes Regulierungsregime sein. 
 
Insbesondere sind hierbei zusätzlich zugrunde zu legen: 
 

• der Grad der vertikalen Integration des Plattformbetreibers: je 
stärker integriert, desto strenger die Reglementierung der Zu-
lassung als Plattformbetreiber, der ständigen Kontrolle des 
Plattformbetriebs sowie der Plattformbelegung (must-carry-
Vorschriften, echte Entscheidungsbefugnisse der Landesme-
dienanstalten) und der Darstellung/Auffindbarkeit der Angebo-
te für den Zuschauer 

• die Knappheit der zur Verfügung stehenden Kapazitäten: je 
knapper die zur Verfügung stehenden Kapazitäten, desto stren-
ger die Zugangsregulierung. Hier bedeutet „digitale Kapazitä-
ten“ nicht zwingend „mehr Kapazitäten“ wie das Beispiel DVB-H 
zeigt 

• vorbehaltlich einer grundsätzlichen Ablehnung direkter Zuwei-
sung von Kapazitäten an Plattformbetreiber sei hier höchst vor-
sorglich angemerkt, dass im Falle der Zuweisung die Quantität 
der zugewiesenen Kapazitäten berücksichtigt werden muss: ein 
Plattformbetreiber, der sämtliche Kapazitäten zugewiesen be-
kommt, ist – selbst wenn die Infrastruktur nicht seine eigene ist 
- in der Lage, den Zugang zur Infrastruktur wie ein Betreiber ei-
ner Verbreitungsplattform zu kontrollieren. 

 
Im Übrigen sei an dieser Stelle wiederum auf die diesbezüglichen Aus-
führungen des VPRT verwiesen, denen wir uns anschließen. 
 
III. Regionalfenster (§ 25 Abs. 4 RStV) 
Der geltende § 25 Abs. 4 RStV postuliert unter anderem für RTL Tele-
vision eine Verpflichtung zur regionalen Berichterstattung. Zu dieser 
Verpflichtung bekennen wir uns ausdrücklich. 
 
Dennoch zeigt sich, dass das bisherige System in seiner konkreten 
Ausgestaltung rechtlich, politisch und technisch zu kippen droht. Fol-
gende Probleme für alle Beteiligten lassen sich identifizieren: 
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• juristische Instabilität der jetzigen Regelung: Finanzierung, 
Sendezeitenverteilung mit 18.00 Uhr Fenster und Soll-Regelung 
zur gesellschaftsrechtlichen Unabhängigkeit sind rundfunk- und 
verfassungsrechtlich angreifbar und werden derzeit gerichtlich 
überprüft 

• weder technische noch wirtschaftliche Tragbarkeit der Einspei-
sung von Fenstern ins digitale Kabel: Verstöße gegen den 
Grundsatz der effektiven Frequenznutzung sowie signifikant 
steigende wirtschaftliche Belastung bei der Einspeisung ins di-
gitale Kabel sind unter herrschenden technischen Vorausset-
zungen vorprogrammiert 

• politische Instabilität der jetzigen Regelung: Uneinigkeit über 
Regelung des § 25 Abs. 4 RStV zwischen den Ländern sowie 
Forderungen bislang nicht berücksichtigter Länder nach weite-
ren Regionalfenstern mit der Folge gerichtlicher Überprüfungen 

 
1. Evaluierung des herrschenden Systems der Regionalberichterstat-
tung/Anhörung 
Die bestehenden Defizite und deren laufende verwaltungsgerichtliche 
Überprüfung im Saarland sowie aktuelle, mit der Digitalisierung ein-
hergehende Probleme und Chancen machen es erforderlich, das Sys-
tem der Regionalfensterberichterstattung nach Jahren der kleinteili-
gen Veränderung zeitnah insgesamt zu evaluieren und zu modernisie-
ren. Wir begrüßen daher ausdrücklich den Beschluss der Rundfunk-
kommission vom Juni 2007 zur Evaluierung der jetzigen Regelung bis 
Ende 2008. 
 
RTL regt an, die Zukunft der Regionalberichterstattung in der digitalen 
Welt positiv, aktiv und konsensual mitzugestalten, anstatt einer strei-
tigen Lösung das Feld zu überlassen. In zahlreichen Gesprächen und 
zuletzt mit Schreiben vom 13. Juli 2007 haben wir einen konkreten 
Vorschlag zur Neugestaltung der Regionalberichterstattung, die Grün-
dung eines 24stündigen eigenen Regionalkanals, eingebracht. 
 
Wir möchten im Rahmen der Diskussionen zum zehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag erneut anregen, Einzelheiten der Problematik und 
Lösungsansätze wie das vorgelegte Konzept in der kommenden Sit-
zung der Rundfunkkommission am 6. September 2007 mit uns zu erör-
tern. 
 
2. Gesellschaftsrechtliche Unabhängigkeit der Regionalfenstergesell-
schaften 
Die aktuelle Version des Rundfunkstaatsvertrages schreibt aufgrund 
einer Änderung durch den achten RÄndStV in § 25 Abs. 4 die gesell-
schaftsrechtliche Unabhängigkeit der Regionalprogrammveranstalter 
vor. 
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Bei der Regelung handelt es sich um eine so genannte Sollvorschrift 
ohne einen Umsetzungszeitpunkt. Nach Auffassung der KEK und eini-
ger Landesmedienanstalten lässt die Regelung trotz ihres Sollcharak-
ters für eine Verlängerung der Regionalveranstalterlizenz ab 2008 in 
der jetzigen Gemengelage kaum andere Auslegungen zu, als die zwin-
gend notwendige gesellschaftsrechtliche Unabhängigkeit. Hintergrund 
hierfür sei, dass der Gesetzgeber durch das Weglassen von Umset-
zungszeiträumen nur einen sehr engen Spielraum zulasse.  
 
Faktisch sind alle Regionalfensterveranstalter der RTL Television (bis 
auf Baden-Württemberg) 60 bzw. 100 %ige Töchter der RTL Television 
GmbH. Die Mitarbeiter dieser Tochterunternehmen sind – im Rahmen 
des rundfunkrechtlich Erlaubten - umfänglich in die Struktur der RTL 
Television eingebunden und profitieren hiervon maßgeblich (bei-
spielsweise durch die Einbindung in die Journalistenschule, Aufträge 
für nationale News-Zulieferungen etc.). 
 
Hier ist zunächst ausdrücklich in Frage zu stellen, dass die aktuelle Re-
gelung zur gesellschaftsrechtlichen Unabhängigkeit tatsächlich zur 
gesetzlich intendierten Absicherung einer redaktionellen Unabhängig-
keit bzw. der Qualität der regionalen Berichterstattung erforderlich ist. 
Ausweislich der Begründung zum achten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag wird dieser Zusammenhang ausdrücklich nicht als Grundvor-
aussetzung betrachtet. Der Medienstaatsvertrag Hamburg/Schleswig-
Holstein nimmt dieses gesetzgeberische Ziel dann auch konsequent 
auf und lässt eine alternative organisatorische Absicherung der redak-
tionellen Unabhängigkeit ausdrücklich zu. Die KEK und die betroffenen 
Landesmedienanstalten hingegen haben, angelehnt an den insoweit 
möglicherweise missverständlichen Gesetzeswortlaut, in ihrer Inter-
pretation angesichts der erfolgten Lizenzierung der RTL Regionalfens-
ter Voraussetzungen aufgestellt, die weit über die gesetzliche Intenti-
on hinausgehen und im nächsten, Anfang des Jahres 2008 anstehenden 
Lizenzierungsverfahren eine Berücksichtigung der gesellschaftsrecht-
lich verbundenen Regionalfenster nahezu unmöglich machen (siehe 
auch Beschluss der DLM, mitgeteilt im Schreiben vom 12. Juni 2007). 
Diese Fehlentwicklung sollte in einem Evaluierungsprozess rechtzeitig 
betrachtet und möglichst korrigiert werden, ohne zuvor unerwünschte 
Fakten zu schaffen, die nicht mehr reversibel sind. Der ansonsten not-
wendige und unmittelbar bevorstehende Abwicklungsprozess würde 
die momentanen Strukturüberlegungen zur Regionalberichterstattung 
in der Zukunft erheblich belasten. Die Hauptprogrammveranstalter 
wären gezwungen, die gesamte bestehende Infrastruktur zur regiona-
len Berichterstattung aber auch die damit verflochtene Infrastruktur 
zur nationalen Zulieferung verlustreich aufzugeben. Potentielle Zu-
kunftslösungen würden dann mit großer Wahrscheinlichkeit den erneu-
ten Aufbau einer komplexen Infrastruktur erfordern. Dies wäre unter 
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wirtschaftlichen aber vor allem auch unter beschäftigungspolitischen 
Gründen problematisch und schwer zu rechtfertigen. 
 
Im Hinblick auf eine gegebenenfalls suspendierende Wirkung des Eva-
luierungsbeschlusses der Rundfunkkommission hat die Direktorenkon-
ferenz der Landesmedienanstalten mit Schreiben vom 12. Juli 2007 
deutlich gemacht, dass sie in dem Beschluss keinen Grund sieht, die 
Umsetzung der gesellschaftsrechtlichen Unabhängigkeit (bzw. die 
Ausschreibung neuer Lizenzen – dann wegen Wegfalls eines Vertrau-
enstatbestandes an einen Dritten) vor dem Hintergrund der jetzigen 
Lesart des Gesetzes auszusetzen. Sie hat die Rundfunkkommission 
jedoch ausdrücklich aufgefordert, die geschilderte Sach- und Rechts-
lage in die weiteren Beratungen zum zehnten RÄndStV einzubeziehen. 
 
Vor diesem Hintergrund möchten wir Sie dringend bitten, in Ihren wei-
teren Beratungen nochmals die Möglichkeit einer Übergangsregelung 
zur gesellschaftsrechtlichen Entflechtung, beispielsweise im Wege 
einer reinen Umsetzungsregelung zur bestehenden Soll-Vorschrift zu 
prüfen. Eine redaktionelle Unabhängigkeit sowie die Qualität der Regi-
onalberichterstattung sind aufgrund weitgreifender organisatorischer 
Maßnahmen, die in allen Gesellschafts-, Geschäftsführungs- und Auf-
tragsproduktionsverträgen der lizenzrechtlich selbständigen Regio-
nalveranstalter verankert sind, garantiert. 
 
IV. Neuordnung der Rundfunkaufsicht unter Ziff. 11 des Entwurfs 
Schon vor dem Hintergrund der jüngsten Erfahrungen im Rahmen der 
länderübergreifenden Bewerbung um terrestrische Übertragungska-
pazitäten für mobilen Rundfunk ist der im Entwurf enthaltene Ansatz 
einer Vereinheitlichung und damit Straffung länderübergreifender 
Verfahren sowie der zugrundeliegenden Aufsichtsstrukturen grund-
sätzlich zu begrüßen. Wir begreifen die konkret vorgeschlagenen Re-
geln indes lediglich als einen ersten Schritt einer dringend erforderli-
chen weitergehenden Strukturreform und verweisen insofern auf die 
Ausführungen des VPRT. 
 
Als maßgeblich verfahrensbetroffene Anbieter von Regionalfenstern 
möchten wir an dieser Stelle nochmals darauf hinweisen, dass hinsicht-
lich der Zuständigkeit für die Überprüfung und Überwachung der Vor-
aussetzungen und Rechtsfolgen im Zusammenhang mit Regionalfens-
tern nach wie vor unklare Kompetenzzuweisungen bestehen. Dies hat in 
der Vergangenheit immer wieder zu Kompetenzkonflikten zwischen 
KEK und Landesmedienanstalten und damit zu Verfahrensverzögerun-
gen geführt. Im Sinne aller Beteiligten möchten wir uns für eine Klar-
stellung der Zuständigkeiten aussprechen. 
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V. Must-carry/must-offer 
RTL spricht sich für das Beibehalten von sinnvollen must-carry-
Regelungen zur Vielfaltsgewährleistung als legitimes Mittel im Sinne 
der Universaldienstrichtlinie aus. 
 
Als Content-Anbieter möchten wir zudem angesichts des Vorentwufs 
ebenso vorsorglich wie nachhaltig der Idee einer must-offer-
Verpflichtung für Inhalteanbieter entgegentreten. Die Forderung eines 
Teils der Kabelnetzbetreiber nach einer gesetzlichen Verpflichtung für 
Veranstalter von Fernsehprogrammen, bestimmte Premiuminhalte 
allen TK-Netzbetreibern zur Verfügung zu stellen, geht ins Leere und 
bedarf keines regulatorischen Eingriffs. Die zugrundeliegende inkohe-
rente Strategie, einerseits gegen must-carry-Regelungen vorzugehen 
und andererseits eine must-offer-Regelung zu fordern, zielt allein dar-
auf ab, garantierten Zugriff auf die wirtschaftlich erfolgreichen Pro-
gramme nehmen zu können, ohne dabei verfassungsrechtlich begrün-
deten Vielfaltserfordernissen folgen zu müssen. Dieses Ziel kann aber 
im Rundfunkrecht, das sich der Vielfaltsicherung verschrieben hat, kei-
ne Berücksichtigung finden. Nicht nur, dass die Forderung nach einem 
must-offer mit bestimmten Einspeiseverpflichtungen korrespondieren 
müsste, die von den Netzbetreibern gleichzeitig in Frage gestellt wer-
den – die Forderung betrachtet auch das falsche Wettbewerbsverhält-
nis, da sie regulatorisch in das Verhältnis zwischen TV-Sender und dem 
Kabelnetzbetreiber mit Gebietsmonopol eingreifen würde. Die Forde-
rung würde die bisherige Zugangs- und Weiterverbreitungsregulierung 
auf den Kopf stellen und statt eines Zugangs des Inhaltes zur Infra-
struktur einen Zugangsanspruch der monopolistischen Infrastruktur-
anbieter zu attraktiven Programmen konstruieren. Im Falle der Erstre-
ckung eines must-offer auf Programme, für die Einspeiseentgelte ge-
zahlt werden, käme eine solche Forderung einer Enteignung gleich. 
 
Die angesprochene Problemlage stellt sich jedoch vielmehr im Verhält-
nis der Netzbetreiber untereinander, insbesondere wenn vertikal in-
tegrierte Netzbetreiber exklusive Inhalte erwerben. Die Forderung 
nach einem must-offer setzt die Annahme eines Wettbewerbs zwi-
schen und auf den jeweiligen Übertragungswegen voraus. Dies trifft 
nicht zu, da sich die Inhalteanbieter jeweils mit Monopolisten (bezogen 
auf den Zugang zum Endkunden) konfrontiert sehen. Die Inhalteanbie-
ter müssen demgegenüber grundsätzlich jeden Haushalt erreichen – 
unabhängig davon, über welchen Übertragungsweg er versorgt wird, 
um die für die Refinanzierung der Programme/Angebote erforderliche 
Reichweite zu erzielen. Ein Eingriff in die Vertragsfreiheit der Sende-
unternehmen im Wege einer gesetzlichen Angebotsverpflichtung be-
stimmter Premiuminhalte ist daher abzulehnen. 
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VI. Medienkonzentrationsrecht 
Das bestehende System der Medienkonzentrationskontrolle wird den 
Realitäten des Medienmarkts nicht mehr gerecht und sollte moderni-
siert werden. Ein im wesentlichen rundfunkzentriertes Medienkonzent-
rationsrecht verkennt die im Vergleich zu anderen (zum Teil neuen) 
Medien abnehmende Rolle des Fernsehens als das Medium mit der 
größten Suggestivkraft und damit der vordringlichsten und strengsten 
Regelungsbedürftigkeit. Hier ist eine maßvolle Neugestaltung des ge-
samten Systems, ggf. im Hinblick auf ein gesamtmarktzentriertes Mo-
dell mit angemessen bewerteter Bedeutung des Fernseheinflusses auf 
die Meinungsbildung unter Zugrundelegung des gesamten Medien-
marktes als Basis der Bewertung von Meinungsmacht erforderlich. An-
dernfalls droht die ökonomische Verunmöglichung eines stabilen und 
der inhaltlichen Ausgestaltung verpflichteten Mediensystems. Hierbei 
muss auch der ständig steigenden meinungsbildenden Bedeutung der 
ans Suggestivkraft nicht schwächeren vergleichbaren Angebote im 
Online-Bereich Rechnung getragen werden. In diesem Zusammenhang 
geben wir zu bedenken, dass ein am Regelungszweck orientiertes Me-
dienkonzentrationsrecht nicht alleine aufgrund unterschiedlicher Ge-
setzgebungskompetenzen im Hinblick auf unterschiedliche Mediengat-
tungen hinter der Entwicklung zurückstehen darf. 
 
Sollten Sie über diese Stellungnahme und die bevorstehende Anhörung 
hinaus weitere Fragen haben, stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
Über eine Einladung zur weiteren Erörterung zukünftiger Möglichkei-
ten der Regionalberichterstattung vor der Rundfunkkommission wür-
den wir uns freuen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Jan Kottmann, LL.M. 
Stellv. Leiter Medienpolitik 
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